




 
 2022/4 1045 

 
 

Informationsaustausch bei ASCOPA (monatlich, viertel-
jährlich und jährlich) engmaschiger als bei European Fo-
recast. So sind die Studien von European Forecast nur 
einmal jährlich erhältlich gewesen und haben das vergan-
gene Geschäftsjahr abgebildet (vgl. angefochtene Verfü-
gung Rz. 173). Der häufigere Datenaustausch unter den  
ASCOPA-Mitgliedern diesbezüglich ist demnach deutlich 
attraktiver, worauf die Vorinstanz zutreffend hinweist (an-
gefochtene Verfügung Rz. 170, 173). Was die Detailliert-
heit der ausgetauschten Informationen betrifft, so ist auf 
Erwägung 6.4.1.3.10 zu verweisen. Ohnehin vermochten 
die Daten von European Forecast dem vorliegenden In-
formationsaustausch auch in Bezug auf die Umsatzdaten 
nicht den Status der Öffentlichkeit im Sinne einfacher Zu-
gänglichkeit zu verleihen, da European Forecast für seine 
Daten einen ins Gewicht fallenden Preis verlangte (ange-
fochtene Verfügung Rz. 169; vgl. E. 6.4.1.4.5 hiernach). 

iii. Der Austausch von Angaben zu den Werbeinvesti-
tionen 

6.4.1.1.5 Das Gericht stellt in Übereinstimmung mit der 
Vorinstanz fest, dass sich gemäss den Aussagen von  
ASCOPA die ASCOPA-Mitglieder seit mindestens 1978 
über ihre Bruttowerbeinvestitionen informierten. Die ein-
gereichten Dokumente reichen bis ins Jahr 1998 zurück. 
Der Austausch erstreckte sich gemäss Selbstanzeige bis 
mindestens Ende 2006. Den Wettbewerbsbehörden lie-
gen E-Mails vor, welche bestätigen, dass der Austausch 
der Werbeausgaben bis mindestens Ende 2007 stattge-
funden hat. Der Austausch über die Werbeinvestitionen 
fand zweimal jährlich statt (angefochtene Verfügung 
Rz. 180 f.). Dabei kam eine Bagatellgrenze zur Anwen-
dung, indem in das entsprechende Formular nur Marken 
einzutragen waren, für welche pro Jahr ein Minimum von 
Fr. 50'000.- an Werbeausgaben aufgewendet wurde (an-
gefochtene Verfügung, Rz. 184). Auch hier werden sei-
tens der Beschwerdeführerin die vorinstanzlichen Fest-
stellungen betreffend Dauer und Häufigkeit des Informa-
tionsaustauschs nicht bestritten (Beschwerde, Rz. 54 [mit 
Hinweis auf Rz. 183 der angefochtenen Verfügung], 
Rz. 61 e contrario und Rz. 62 [mit Hinweis auf Rz. 194 der 
angefochtenen Verfügung]). Sie wirft der Vor-instanz in-
dessen vor, nicht geprüft zu haben, ob der Informations-
austausch über Werbeausgaben zu einer Koordination 
der Werbeausgaben geführt habe, worauf im vorliegen-
den Zusammenhang indessen nicht einzugehen ist (vgl. 
dazu E. 6.3.3 hiervor). 

iv.  Fazit 

6.4.1.1.6 Anhand der gemachten Ausführungen ist er-
sichtlich, dass die Handlungen des Informationsaustau-
sches in regelmässig wiederkehrenden Abständen über 
Jahre stattgefunden haben. Ausserdem ist erstellt, dass 
sich der vorliegende Informationsaustausch zwar struktu-
rell an den Angaben von European Forecast orientiert, 
aber engmaschiger (häufiger) als die Datenanalyse von 
European Forecast ausgestaltet war (angefochtene Ver-
fügung Rz. 119 und Rz. 170 f.). Damit ist in der Häufigkeit 
der ausgetauschten Daten namentlich in Bezug auf die 
Umsatzdaten aus qualitativer Sicht ein gewichtiges Indiz 
für die Erheblichkeit des zu beurteilenden Informations-
austauschs zu sehen. Ob es diesbezüglich einen Unter-
schied macht, dass die ASCOPA-Mitglieder bei Nichtlie-
ferung von Umsatzinformationen einen Betrag von 

Fr. 200.- ausrichten mussten, kann nach dem Gesagten 
offen bleiben (vgl. diesbezüglich zur rechtlichen Erzwing-
barkeit der Vereinbarung E. 4.4.3.7 insb. 4.4.3.7.3 hier-
vor). 

6.4.1.2 Historizität der ausgetauschten Informationen 

6.4.1.2.1 Der Austausch prognostischer und aktueller Da-
ten ist in der Tendenz bedenklicher als der Austausch ver-
gangener Daten (KAUFMANN, ZVertriebsR 2/2014, S. 86; 
AMSTUTZ/CARRON/REINERT, in: Commentaire romand, 
Art. 4 Abs.1 KG N 94; BSK KG-MEINHARDT/STEBLER/BRE-
MER, Art. 6 Abs. 1 Bst. a und b KG 1. HS N 153 Lemma 
3; relativierend BSK KG-REINERT, Art. 4 Abs. 1 KG N 155). 
Auch wenn der Austausch historischer Informationen in 
der Regel wettbewerbsrechtlich unbedenklich ist, kann 
Letzterer trotzdem das zwischenzeitlich vergangene Ver-
halten nachvollziehbarer machen und Aussagen über das 
zukünftige Verhallten zulassen (BLATTMANN, S. 295). Aus-
serdem bleibt im Einzelfall zu prüfen, ab wann Datenma-
terial genügend alt ist, um historisch im Sinne der soeben 
beschriebenen Definition zu sein (DIKE-KG-BANGER-
TER/ZIRLICK, Art. 4 Abs. 1 KG N 161). 

i.  Vorbringen der Beschwerdeführerin 

6.4.1.2.2 Die Beschwerdeführerin macht geltend, dass 
der Informationsaustausch in der Vergangenheit anzusie-
deln sei. Es handle sich um historische Diskussionen (Be-
schwerde Rz. 51 f., 86, 96). Die Vorinstanz habe die An-
gabe unterlassen, dass die Umsatzzahlen erst etliche Mo-
nate nach deren Abschluss verfügbar gewesen seien (Be-
schwerde Rz. 43). Ohne genauere Begründung habe die 
Vorinstanz gesagt, dass es der Einblick in die historischen 
Umsatzzahlen und Werbeausgaben ermöglicht habe, 
Rückschlüsse auf die Unternehmensstrategie der Kon-
kurrenten zu ziehen, weshalb dann die Vorinstanz "die 
qualitativen Kriterien der Erheblichkeit" (zu Unrecht) be-
jaht habe (Beschwerde Rz. 122 mit Hinweis auf Rz. 640 
in der angefochtenen Verfügung). Ergänzend macht die 
Beschwerdeführerin geltend, die Vorinstanz unterlasse 
eine Aussage über die Aktualität der ausgetauschten Jah-
resumsatzinformationen. Nach Erinnerung der Beschwer-
deführerin seien die jährlichen Umsatzinformationen erst 
längere Zeit (etliche Monate) nach Abschluss der fragli-
chen Jahre verfügbar gewesen (Beschwerde Rz. 43). 

ii. Vorbringen der Vorinstanz 

6.4.1.2.3 Gemäss der Vorinstanz erfolgte der Austausch 
von Bruttopreislisten in der Regel zweimal jährlich von 
1993-2007 (angefochtene Verfügung Rz. 37 ff., 50; Abbil-
dung 4). Der monatliche Austausch der Bruttoumsätze 
habe bis im September Jahr 2008 gedauert (angefoch-
tene Verfügung Rz. 116 ff., Abbildung 7). Sodann habe 
der Austausch über Werbeinvestitionen zwei Mal jährlich 
bis im Jahr 2006 oder 2007 stattgefunden (angefochtene 
Verfügung Rz. 180, Abbildung 12). Die erste Kontaktauf-
nahme mit der Vorinstanz sei am 9. September 2008 er-
folgt (angefochtene Verfügung Rz. 260). Die Vorinstanz 
eröffnete die Untersuchung am den 1. Dezember 2008 
(angefochtene Verfügung Rz. 264). Die Vorinstanz führt 
ergänzend aus, dass der Einblick in die Umsatzzahlen 
und die Werbeausgaben es ermöglicht habe, Rück-
schlüsse auf die Unternehmensstrategie der Konkurren-
ten zu nehmen, weshalb die qualitativen Kriterien der 
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Erheblichkeit zu bejahen seien (angefochtene Verfügung 
Rz. 640). 

iii. Würdigung 

6.4.1.2.4 Die Rüge der Beschwerdeführerin, dass die Um-
satzzahlen erst etliche Monate nach deren Abschluss ver-
fügbar gewesen seien, weshalb ihnen daher die Aktualität 
abgesprochen werden könne, erweist sich als unbegrün-
det. Einerseits erlaubten die Selbstklebeadressetiketten 
(angefochtene Verfügung Rz. 24) die zügige Weitergabe 
der Informationen. Andrerseits benötigte ASCOPA nur 
drei Wochen bis zu einem Monat für die Zusammenstel-
lung der Angaben (angefochtene Verfügung Rz. 129). Zu-
dem erfolgte ab dem Jahr 2005 der monatliche Umsatz-
austausch übers Intranet (angefochtene Verfügung 
Rz. 118 f.), was ebenfalls eine raschere Weiterverbrei-
tung der Informationen ermöglichte. Des Weiteren ist eine 
Mail der Verbandssekretärin von ASCOPA zu erwähnen. 
In dieser Mitteilung fasste Letztere die Inhalte des Ge-
spräches mit dem Vizedirektor der Wettbewerbskommis-
sion vom 9. September 2008 (Sachverhalt B.a., E. 3.2.6) 
zusammen (angefochtene Verfügung Rz. 260 ff., 301 ff., 
308 ff.). Die Verbandssekretärin legte in dieser Mail dar, 
dass man in Zukunft die Informationen mit einer Verzöge-
rung von drei Monaten zur Verfügung stellen solle (ange-
fochtene Verfügung Rz. 309 ff.). Hieraus ist erstens zu 
schliessen, dass vor diesem Gespräch der Informations-
fluss zwischen den ASCOPA-Mitgliedern schneller als 
drei Monate war. In der Beratung "Benchmarking Hypo-
thekarzinsen" wurde von einem Zeitverzug von zwölf Mo-
naten gesprochen, um die Aktualität von ausgetauschten 
Daten zu verneinen in Verbindung mit einer Aussage be-
treffend die Aggregierung des Inhalts, dass keine Rück-
schlüsse auf die übrigen Marktteilnehmer gemacht wer-
den konnten ("Benchmarking Hypothekarzinsmargen" 
Beratung WEKO, RPW 2011/4 S. 520 f.). Im vorliegenden 
Fall standen jedoch nur drei Monate zur Diskussion, was 
gegen eine Historizität der ausgetauschten Daten spricht. 
Zudem waren Rückschlüsse auf die anderen ASCOPA-
Mitglieder möglich (vgl. E. 6.4.1.3 hiernach). Auch lässt 
der in Bezug auf die Umsatzdaten etablierte Überwa-
chungsmechanismus bei Nichtlieferung (vgl. 4.4.3.5.1 in 
fine und 4.4.3.7 hiervor) den Schluss zu, dass die Daten 
zügig an ASCOPA weitergeleitet wurden und im Intranet 
zur Verfügung gestellt wurden. Demnach irrt sich die Be-
schwerdeführerin, wenn sie aus dem blossen Umstand, 
dass sich der vorliegende Informationsaustausch auf Da-
ten betreffend die Vergangenheit bezieht, auf eine eigent-
liche Historizität der ausgetauschten Daten schliesst (vgl. 
Beschwerde Rz. 122). Das ist insbesondere in Bezug auf 
die Umsatzdaten in Verbindung mit den Feststellungen 
zur Häufigkeit des Austausches falsch (vgl. angefochtene 
Verfügung Rz. 640). Daher kann diesbezüglich in der Art 
des Datenaustauschs aus qualitativer Sicht kein Indiz ge-
gen die Erheblichkeit des Informationsaustauschs gese-
hen werden. 

6.4.1.3 Aggregierungsgrad der Informationen 

6.4.1.3.1 Hinreichend aggregierte Daten lassen nur mit 
Schwierigkeit Rückschlüsse auf individuelle unterneh-
mensspezifische Daten zu (Rz. 89 der Horizontalleitlinien; 
TUGENDREICH, S. 70; DIKE- KG-BANGERTER/ZIRLICK, 
Art. 4 Abs. 1 KG N 160; BSK KG-MEINHARDT/STEB-
LER/BREMER, Art. 6 Abs. 1 Bst. a und b KG 1. HS N 153 

Lemma 2; BLATTMANN, S. 225, 292, 296). Solche Daten 
müssen gemäss WAGNER-VON PAPP anonym sein und es 
darf keine Möglichkeit - auch nicht ausserhalb des Infor-
mationsaustausches (z.B. World Wide Web) - bestehen, 
dass Rückschlüsse auf den Urheber der Daten gemacht 
werden können (WAGNER-VON PAPP, Marktinformations-
verfahren, S. 237 ff., 244; WAGNER-VON PAPP, WuW 
2005/7-8, S. 732 ff, 734; EDELMANN S.112). 

6.4.1.3.2 Es ist aus wettbewerbsrechtlicher Sicht unbe-
denklich, wenn ein Unternehmen seine Daten an eine 
neutrale Stelle leitet, welche die Daten auswertet und den 
Wettbewerbsteilnehmern nur Durchschnittswerte in ano-
nymisierter Form zukommen lässt, sodass gar keine 
Rückschlüsse auf die anderen Unternehmen gemacht 
werden können (DIKE- KG-BANGERTER/ZIRLICK, Art. 4 
Abs. 1 KG N 160; SCHROEDER, WuW 2009/7-8, S. 724; 
Anhang V der Bekanntmachungen im Versicherungsbe-
reich - Benchmarking-Analysen Lebensversicherungen, 
S. 167 f.; Rz. 216, 218 Ziff. 1; Jahresbericht, RPW 2007/1 
S. 15 f.). So dürfen in Statistiken die einzelnen Wettbe-
werber nicht erkenntlich sein (WAGNER-VON PAPP, WuW 
2005/7-8, S. 732 ff., 734; vgl. BLATTMANN, S. 296). 

6.4.1.3.3 Das entscheidende Kriterium der Aggregierung 
ist demnach, ob der Informationsaustausch Rückschlüsse 
auf die Beteiligten zulässt (WAGNER-VON PAPP, Marktin-
formationsverfahren, S. 237 ff., 242 f., 244; WAGNER-VON 
PAPP, WuW 2005/7-8, S. 732 ff., 734; Rz. 89 Horizontal-
leitlinien). In den Bekanntmachungen für den Versiche-
rungsbereich wird dazu festgehalten, je detaillierter die 
ausgetauschten Informationen seien, desto einfacher sei 
es, das Verhalten der anderen Unternehmen auf dem 
Markt zu antizipieren und das eigene Verhalten dement-
sprechend anzupassen (Bekanntmachungen im Versi-
cherungsbereich Rz. 37 Lemma 2). So ist nach KAUFMANN 
die "Aggregation" ein Anhäufen oder Verdichten von Ein-
zelinformationen zu grösseren Einheiten, weshalb dann 
die Einzelinformationen nicht mehr identifizierbar sind und 
keine Rückschlüsse auf individuelle unternehmensspezi-
fische Informationen erlauben (KAUFMANN, ZVertriebsR 
2/2014, S. 86). Nach KAUFMANN kann also die Detailliert-
heit der ausgetauschten Daten hilfreich sein, Rück-
schlüsse auf die Identität und das Verhalten der Wettbe-
werber zu machen. Je aggregierter also die ausgetausch-
ten Daten sind, desto schwerer wird es, Rückschlüsse auf 
die einzelnen Unternehmen zu machen und umgekehrt 
(BANGERTER/ZIRLICK, DIKE-KG, Art. 4 Abs. 1 KG N 160; 
BSK KG-MEINHARDT/STEBLER/BREMER, Art. 6 Abs. 1 
Bst. a und b KG 1. HS N 153 Lemma 2). So ergänzt 
BLATTMANN, dass es bei diesem Punkt um die Möglichkeit 
der Unternehmen gehe, von detaillierten Informationen 
auf das Verhalten der Konkurrenten zu schliessen, dieses 
zu antizipieren und das eigene Verhalten in der Folge an-
zupassen (BLATTMANN, S. 225). 

6.4.1.3.4 Anhand der gemachten Ausführungen ist er-
sichtlich, dass die Detaillierung der Daten als eine Eigen-
schaft zu werten ist, welche erleichterte Rückschlüsse auf 
den Urheber der Daten wahrscheinlich erscheinen lässt. 
Lassen die ausgetauschten Informationen leicht Rück-
schlüsse auf die am Informationsaustausch Beteiligten 
zu, ohne den höchstmöglichen Detaillierungsgrad aufzu-
weisen, sind die Daten indessen jedenfalls auch nicht hin-
reichend aggregiert. 
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i. Vorbringen der Beschwerdeführerin 

6.4.1.3.5 Die Beschwerdeführerin macht geltend, es 
seien lediglich Informationen in aggregierter Form über 
Umsätze und Werbekosten, also nur pro Marke und pro 
Produktkategorie und nicht pro einzelnes Produkt oder 
pro Produkteneuheit ausgetauscht worden (Beschwerde 
Rz. 16 ii, 23, 44 ff., 51, 54 ff., 76-78, 89 ff., 95 f., 114, 139; 
Replik Rz. 74; Stellungnahme der Beschwerdeführerin 
vom 24. August 2018 Rz. 9 f.,15 f.). So sei es beim Aus-
tausch über Umsätze und Werbekosten gar nicht möglich 
gewesen, Rückschlüsse auf einzelne Produkte zu ma-
chen. So hätten weder die abgesetzte Menge pro Pro-
duktkategorie noch die Stock Keeping Unit (SKU) ermittelt 
werden können. Die anders lautende Ansicht der Vo-
rinstanz beruhe auf dem falschen Ergebnis, dass man die 
effektiv ausgehandelten Preise der Konkurrenten hätte 
abschätzen können (Beschwerde Rz. 16 ii, 44 ff., 51, 76, 
89 f., 96; Stellungnahme der Beschwerdeführerin vom 
24. August 2018 Rz. 15). Auch hätte dies sogar die Vo-
rinstanz eingestanden (Stellungnahme der Beschwerde-
führerin vom 24. August 2018 Rz. 15). Zudem würden die 
ausgetauschten Werbekosten nur 29.9-51.9 % der ge-
samten Marketingkosten ausmachen. Ebenfalls sei es 
von der Vorinstanz unzutreffend gewesen, mit dem 
"Share of Voice" (SOV) zu argumentieren. (Beim SOV 
handelt es sich um eine Marketingkennzahl, mit welcher 
die prozentuale Marktabdeckung berechnet werden kann, 
indem die Anzahl der Zielpersonenkontakte durch eigene 
Werbung durch die Anzahl der Zielpersonenkontakte 
durch Werbung in der Branche geteilt wird [angefochtene 
Verfügung Rz. 214 ff.]). Denn die Anzahl der Zielpersonen 
habe, so die Beschwerdeführerin, den ausgetauschten 
Werbeangaben nicht entnommen werden können. Auch 
sei es nicht möglich gewesen, anhand des Austausches 
über die Werbeinvestitionen die Werbekosten einer Pro-
dukteneuheit zu eruieren. Demnach seien die ausge-
tauschten Umsätze und Werbekosten nach Ansicht der 
Beschwerdeführerin aggregiert (Beschwerde Rz. 54 ff., 
91). 

ii.  Vorbringen der Vorinstanz 

6.4.1.3.6 Die Vorinstanz legt in der angefochtenen Verfü-
gung dar, je detaillierter die ausgetauschten Informatio-
nen seien, desto problematischer sei dies für das Aggre-
gationsniveau. So sind nach Ansicht der Vorinstanz die 
ausgetauschten Umsätze nicht oder kaum aggregiert (an-
gefochtene Verfügung Rz. 391 f.). Zudem wird in der an-
gefochtenen Verfügung beschrieben, wie die Handlungen 
des Informationsaustausches über den Verband  
ASCOPA erfolgten (angefochtene Verfügung Rz. 25 ff.). 

Im Folgenden sind zuerst die einzelnen Handlungs-
stränge des Informationsaustausches zu beschreiben, 
damit danach in den Erwägungen 6.4.1.3.10 ff. erörtert 
werden kann, ob der Informationsaustausch in hinrei-
chend aggregierter Weise erfolgte. 

6.4.1.3.7 Für den Austausch der Informationen über die 
Bruttopreise erhielten die ASCOPA-Mitglieder von ihrem 
Verband Adressetiketten, damit die Zustellung direkt zwi-
schen den Verbandsmitgliedern möglich war (angefoch-
tene Verfügung Rz. 38). 

6.4.1.3.8 Betreffend die ausgetauschten Umsatzzahlen 
ist auf Erwägung 4.4.3.5.1 zu verweisen, wo gesagt 

wurde, dass sich die Bruttoumsatzzahlen (auch "sell-in" 
genannt) aus der Stückzahl multipliziert mit dem Brutto-
verkaufspreis ergeben. Sie "spiegeln den Betrag wieder, 
den jedes ASCOPA-Mitglied mit dem Verkauf seiner Pro-
dukte an den Handel erzielte" (angefochtene Verfügung 
Rz. 112). Die monatlichen (vor der Digitalisierung), vier-
teljährlichen und jährlichen Umsatzangaben wurden je-
weils auf einem Formular eingetragen, welches den Un-
ternehmensnamen, die Bruttoumsatzzahlen der jeweili-
gen Marken, ihre Produktekategorien und den entspre-
chenden Zeitraum aufzeigte (angefochtene Verfügung 
Rz. 116 ff., 128, 132 ff., Abbildungen 5, 9, Anhang I). So 
wurden auch bezüglich des jährlichen Umsatzaustau-
sches die Marken der ASCOPA-Teilnehmer in Ver-
gleichsübersichten nach Produktekategorien dargestellt 
(angefochtene Verfügung Rz. 135, act. 2 Beilage E. 1). 
Ab 2005 - rückwirkend bereits ab 2004 - wurde der mo-
natliche Umsatzaustausch im Intranet digitalisiert von  
ASCOPA erfasst (angefochtene Verfügung Rz. 118 ff.). 
So war der Detaillierungsgrad der ausgetauschten Um-
satzinformationen höher als vor der Einführung der elekt-
ronischen Datenerfassung. Die Marktanteilsberechnun-
gen wurden automatisch vom System durchgeführt (an-
gefochtene Verfügung Rz. 117-120). Die monatlichen 
Darstellungen konnten mit sämtlichen am Informations-
austausch teilnehmenden Marken und Unternehmen im 
Excel-Format exportiert werden. Zudem konnten die Par-
teien einen Umsatzvergleich der rein selektiv vertriebe-
nen Marken ausdrucken. Schliesslich führte die Darstel-
lung auf, wie viel Umsatz ein Konkurrenzunternehmen 
prozentual und in absoluten Zahlen mit einer Marke ver-
teilt auf "Retailer" und "Departement Stores" erwirtschaf-
tete (angefochtene Verfügung Rz. 126). Gemäss Intranet-
Seite wurden die Umsatzdaten von rund 148 Marken aus-
getauscht (angefochtene Verfügung Rz. 127, Abbildung 
8). In Abbildung 8 der angefochtenen Verfügung werden 
die jeweiligen Marken den dazugehörigen Unternehmen 
bzw. ASCOPA-Mitgliedern zugeordnet. Diese Informatio-
nen waren auch auf der Website von ASCOPA zu finden 
(vgl. Quellenhinweis unten an Abbildung 8). Zudem ist es 
ohnehin bekannt, welches Unternehmen Inhaber einer 
Marke ist. 

Nach Ansicht der Vorinstanz ist es in einzelnen Fällen so-
gar möglich gewesen, anhand der ausgetauschten Um-
sätze Rückschlüsse auf einzelne Produkte zu ziehen (an-
gefochtene Verfügung Rz. 148 ff., Rz. 151 ff.). Ausserdem 
hätten die jährlichen Umsatzdaten die einzelnen Unter-
nehmen in die Lage versetzt, die abgesetzten Mengen 
teilweise bis hinunter auf Ebene einer Stock Keeping Unit 
(SKU) zu eruieren (angefochtene Verfügung Rz. 179).   

6.4.1.3.9 Auch im Anschluss an den Austausch der Wer-
beinvestitionen erhielten die Mitglieder eine Aufstellungs-
übersicht von ASCOPA, aus welcher die Werbeinvestitio-
nen zu den einzelnen Marken hervorgingen (angefoch-
tene Verfügung Rz. 181; act 43 Dokument 8). Des Weite-
ren meint die Vorinstanz, dass der Austausch über die 
Werbeinvestitionen den ASCOPA-Mitgliedern ermöglicht 
habe, die Werbeanstrengungen der anderen Wettbewer-
ber zu verfolgen. Jedes Unternehmen habe zumindest die 
Ausgaben für eine Produktlinie eruieren können. Gleich-
zeitig habe es auch die Bruttoverkaufspreise und Endver-
kaufspreise der Konkurrenten sowie den Produkterfolg 
gekannt. Somit hätten es die ausgetauschten 
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Informationen den ASCOPA-Mitgliedern ermöglicht zu er-
fassen, welche Werbeaufwendungen mit welchen Prei-
sen zu welchem Umsatz führten. Diese Ergebnisse hätten 
die Parteien für die Kostenanalyse einer Produktlancie-
rung beachten oder mit Preisanpassungen auf die Strate-
gie der Konkurrenz reagieren können. Dabei sei es - so 
die Vorinstanz - vorläufig nicht entscheidend, ob sie dies 
tatsächlich taten. Zentral sei, dass die ASCOPA-Mitglie-
der hierzu die Möglichkeit hatten (angefochtene Verfü-
gung Rz. 213). Schliesslicht geht die Vorinstanz davon 
aus, dass es möglich gewesen sei, den SOV (Share of 
voice) zu eruieren (angefochtene Verfügung Rz. 214 ff.). 

iii.  Würdigung 

6.4.1.3.10 Mit Blick auf die Frage der Aggregierung ist 
entscheidend, ob die Angaben "unternehmensspezifisch" 
sind (HEINEMANN/HEIZMANN, in: Festschrift Weber, S. 67 
in Bezug auf das europäische Kartellrecht). Die Rügen 
der Beschwerdeführerin zielen jedoch darauf hin, dass 
der Informationsaustausch noch viel detaillierter hätte 
sein können, als er es war. So führt sie namentlich aus, 
man habe beispielweise den ausgetauschten Umsätzen 
und Werbeinvestitionen keine Informationen über ein ein-
zelnes Produkt, sondern nur Angaben über Produkteka-
tegorien und Marken entnehmen können. Folgerichtig 
macht die Beschwerdeführerin nicht geltend, dass die Ur-
heber der ausgetauschten Informationen nicht bekannt 
gewesen seien. Auch wird der von der Vorinstanz festge-
stellte Sachverhalt in Bezug auf die Beschaffenheit der 
ausgetauschten Daten nicht bestritten. 

6.4.1.3.11 Soweit die Vorinstanz sich hinsichtlich der Um-
schreibung des Begriffes der Aggregierung vor allem auf 
den Detaillierungsgrad der ausgetauschten Informationen 
bezieht, aber weniger die Möglichkeit von Rückschlüssen 
auf die Unternehmen bzw. auf die Urheber der Informati-
onen, argumentiert sie im Ergebnis zu ihren eigenen Un-
gunsten und geht insoweit eher davon aus, dass die Tat-
sache, dass den beteiligten Unternehmen die Daten of-
fensichtlich zugeordnet werden können, einen hinreichen-
den Aggregierungsgrad nicht ausschliesst. Das impliziert 
eher zu wenig hohe Anforderungen an eine hinreichende 
Aggregierung. Dies kann aber letztlich offen bleiben, da 
auch darüber hinaus noch die Zuordnung zu bestimmten 
Produktlinien möglich ist, wie im Folgenden in Bezug auf 
die drei Handlungsstränge zu zeigen sein wird. 

So gestaltete sich der Austausch der Bruttopreislisten 
(vgl. E. 6.4.1.3.7 hiervor) mithilfe der Adressetiketten 
zweimal im Jahr direkt zwischen den ASCOPA-Mitglie-
dern (angefochtene Verfügung Rz.37 f.), weshalb der Ab-
sender erkennbar war. Zudem führten die Bruttopreislis-
ten sämtliche Produkte inklusive der Artikelnummer der 
ausgetauschten Marke auf, weshalb aus den Listen nicht 
nur der Urheber der ausgetauschten Informationen, son-
dern darüber hinaus auch spezifischere Angaben genutzt 
werden konnten. 

Was die ausgetauschten Umsatzzahlen (vgl. E. 6.4.1.3.8 
hiervor) betrifft, so wurden alle drei Kategorien (jährlich, 
vierteljährlich und vor der Digitalisierung auch die monat-
lichen Umsatzzahlen) mit ihrem Markennamen in ein ent-
sprechendes Formular eingetragen, weshalb nicht nur der 
Urheber der ausgetauschten Informationen, sondern 
auch einzelne Marken bekannt waren, da man wusste, 
welche Marke zu welchem Unternehmen gehörte (vgl. 

angefochtene Verfügung Abbildung 8). Nach der Digitali-
sierung konnten die monatlichen Umsatz-Darstellungen 
mit sämtlichen am Informationsaustausch teilnehmenden 
Marken und Unternehmen im Excel-Format exportiert 
werden, weshalb auch in diesem Kontext die Rückverfol-
gung auf den einzelnen Wettbewerber (ASCOPA-Mitglie-
der) und Marken möglich war (vgl. angefochtene Verfü-
gung Rz. 126). Inwiefern es darüber hinaus möglich war, 
die abgesetzten Mengen in Bezug auf einzelne Produkte 
bzw. Stock Keeping Units zu eruieren, kann im Kontext 
mit der Frage der Aggregierung offen gelassen werden, 
da nicht nur die Urheber der ausgetauschten Informatio-
nen, sondern auch die Daten in Bezug auf einzelne Mar-
ken rückverfolgbar waren. 

Auch in den Aufstellungsübersichten betreffend die Wer-
bekosten (vgl. E. 6.4.1.3.9 hiervor) waren die einzelnen 
Marken ersichtlich (angefochtene Verfügung Rz. 181; act 
43 Dokument 8). Zudem war es bekannt, zu welchem Un-
ternehmen (bzw. zu welchem ASCOPA-Mitglied) die je-
weils aufgeführte Marke gehörte. Die Rügen der Be-
schwerdeführerin, welche den Share of Voice betreffen, 
erweisen sich im beschriebenen Kontext der Aggregie-
rung als obsolet, da die Rückverfolgbarkeit auf den Urhe-
ber der ausgetauschten Informationen (und nicht die An-
zahl der Zielpersonen der Werbung) das einschlägige Kri-
terium ist. Demnach spielt es auch keine Rolle, ob die 
ausgetauschten Werbekosten nur einen Prozentanteil der 
gesamten Marketingkosten ausmachten oder ob die Wer-
bekosten betreffend ein einzelnes Produkt eruiert werden 
konnten. Damit kann offen bleiben, ob teilweise sogar auf 
Einzelprodukte Rückschlüsse gezogen werden können, 
wie die Vorinstanz behauptet (angefochtene Verfügung 
Rz. 209). 

Insgesamt steht ausser Frage, dass alle drei Handlungs-
stränge des vorliegenden Informationsaustausches nicht 
nur Rückschlüsse auf die Unternehmen zuliessen, son-
dern auch in Bezug auf einzelne Marken, was den Nutzen 
aus der Sicht der beteiligten Wettbewerber erhöht. Damit 
ergibt sich, dass die ausgetauschten Informationen nicht 
in einer Weise aggregiert sind, dass der Aggregierungs-
grad aus qualitativer Sicht gegen die Erheblichkeit spre-
chen würde. 

6.4.1.3.12 Betreffend die Rüge, dass der Begriff der "Ag-
gregation" im Dispositiv der angefochtenen Verfügung 
nicht genügend bestimmt umschrieben sei und deshalb 
insbesondere gegen das Bestimmtheitsgebot gemäss 
Art. 7 EMRK verstosse, ist auf die Ausführungen in Erwä-
gung 3.4 hiervor zu verweisen. 

6.4.1.4 Öffentliche Informationen oder Geschäftsgeheim-
nisse 

i.  Vorbringen der Beschwerdeführerin 

6.4.1.4.1 Die Beschwerdeführerin macht geltend, dass 
die Umsatzdaten auch von anderen Quellen als aus dem 
vorliegenden Informationsaustausch, nämlich von Euro-
pean Forecast, wenn auch mit erheblichen Kosten, erhält-
lich gewesen wären (Beschwerde Rz. 50). Die Beschwer-
deführerin ergänzt in ihrer Replik, dass sie die ausge-
tauschten Informationen nur als Geschäftsgeheimnis be-
zeichnet hätte, damit diese nicht in einer Verfügung ver-
öffentlicht würden (Replik Rz. 74). Zudem sei die Geheim-
haltung der ausgetauschten Informationen nicht von ihr 
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selbst oder von anderen ASCOPA-Mitgliedern, sondern 
von den Detailhändlern, gewünscht worden (Beschwerde 
Rz. 39; Beschwerde Rz. 87 Lemma 3; Replik Rz. 75). 

ii. Vorbringen der Vorinstanz 

6.4.1.4.2 Nach Ansicht der Vorinstanz sind beim vorlie-
genden Informationsaustausch strategisch relevante In-
formationen, welche Geschäftsgeheimnisse beinhalten, 
ausgetauscht worden (angefochtene Verfügung Rz. 241, 
392). Diese Informationen seien nur den ASCOPA-Mit-
gliedern zugänglich und somit nicht öffentlich gewesen 
(angefochtene Verfügung Rz. 49, 96, 99, 169, 392, 433). 
In struktureller Hinsicht sei zwar der ASCOPA-Informati-
onsaustausch den Analysen von European Forecast an-
gepasst worden. Allerdings würden die Daten bei Euro-
pean Forecast keine Angaben über die ausgetauschten 
Bruttopreise und Werbeinvestitionen enthalten (ange-
fochtene Verfügung Rz. 119, 167 ff.). 

iii.  Grundlagen 

6.4.1.4.3 Bei einem Geschäftsgeheimnis geht es darum, 
ob Informationen objektiv als geheimhaltungswürdig zu 
betrachten sind (BGE 142 II 268 "Nikon Publikation" 
E. 5.2.2; Urteil des BVGer B-6291/2017 vom 25. Juni 
2019 "See-Gaster Publikation" E. 6.3.1). Geschäftsge-
heimnisse beziehen sich auf geschäftlich relevante Infor-
mationen wie Marktanteile, Umsätze, Preiskalkulationen, 
Rabatte und Prämien, Bezugs- und Absatzquellen, in-
terne Organisation eines Unternehmens, Geschäftsstra-
tegien und Businesspläne sowie Kundenlisten und -bezie-
hungen. Entscheidend ist, ob diese geheimen Informatio-
nen Auswirkungen auf das Geschäftsergebnis haben 
(BGE 142 II 268 5.2.3. f. "Nikon-Publikation"). 

6.4.1.4.4 Im Gegensatz dazu sind öffentliche Informatio-
nen allen Marktteilnehmern zugänglich (BLATTMANN, 
S. 298; BSK KG-REINERT, Art. 4 Abs. 1 KG N 147, 656). 
Tendenziell sind echte öffentliche Informationen - solche 
liegen vor, wenn alle Wettbewerber einen nicht kostspie-
ligen Zugang haben - eher wettbewerbsrechtlich unbe-
denklich (EDELMANN, S. 116; vgl. BLATTMANN, S. 298). Die 
Wettbewerber müssen Daten, die sie vom Markt beziehen 
können, in der Regel nicht austauschen (Horizontalleitli-
nien Rz. 92-94; siehe auch WHISH/BAILY, S. 580 f.). Selbst 
wenn die ausgetauschte Information nicht geheim, aber 
vertraulich ist, ist von einer sensiblen Information auszu-
gehen (BANGERTER/ZIRLICK, DIKE-KG, Art. 4 Abs. 1 KG 
N 159). Der Austausch firmenspezifischer bzw. vertrau-li-
cher Informationen wird tendenziell als problematisch er-
achtet (Bekanntmachungen im Versicherungsbereich 
Rz. 37). 

iv. Würdigung 

6.4.1.4.5 Die im vorliegenden Fall ausgetauschten Infor-
mationen sind aus objektiver Sicht als geheimhaltungs-
würdig zu betrachten. Einerseits wurden Umsätze ausge-
tauscht. Umsatzdaten kommt gemäss dem Bundesge-
richtsentscheid "Nikon-Publikation" (BGE 142 II 268 
E. 5.2.2 "Nikon-Publikation") Geschäftsgeheimnisqualität 
zu. Zudem waren die ausgetauschten Informationen, so-
weit die Bruttopreise und die Werbeausgaben in Frage 
stehen, nur den ASCOPA-Mitgliedern und keinen ande-
ren Marktteilnehmern zugänglich. Ausserdem vermoch-
ten die Studien von European Forecast dem vorliegenden 
Informationsaustausch auch in Bezug auf die 

Umsatzdaten nicht den Status der Öffentlichkeit im Sinne 
einfacher Zugänglichkeit zu verleihen (angefochtene Ver-
fügung Rz. 169 ff.). European Forecast verlangte für 
seine Daten einen durchaus ins Gewicht fallenden Preis 
(angefochtene Verfügung Rz. 169), was nicht dem Erfor-
dernis eines leichten Zuganges entspricht (Horizontalleit-
linien Rz. 92; Anhang V der Bekanntmachungen im Ver-
sicherungsbereich - Benchmarking-Analysen Lebensver-
sicherungen, S. 168, Rz. 218 Ziff. 9). Da die ausgetausch-
ten Informationen aus objektiver Sicht als geheimhal-
tungswürdig zu betrachten sind, spielt es auch keine 
Rolle, dass die Geheimhaltung von den Detailhändlern 
und nicht von den ASCOPA-Mitgliedern gewünscht 
wurde. 

6.4.1.4.6 Des Weiteren ist auch die Rüge der Beschwer-
deführerin, dass sie im laufenden Verfahren die ausge-
tauschten Informationen nur als Geschäftsgeheimnis be-
zeichnet hätte, damit diese nicht in einer veröffentlichten 
Verfügung bekannt gemacht würden (Replik Rz. 74), nicht 
geeignet, die objektive Geheimhaltungswürdigkeit der in 
Frage stehenden Daten in Zweifel zu ziehen. Wird die Ab-
deckung von Daten verlangt und dem entsprechenden 
Antrag durch die Vorinstanz entsprochen, ist das vielmehr 
ein Indiz für Geschäftsgeheimnisqualität im Sinne der Ni-
kon-Rechtsprechung. 

6.4.1.5 Informationsasymmetrien 

Die Beschwerdeführerin macht geltend, dass der vorlie-
gende Informationsaustausch förderlich sei, da er Infor-
mationsasymmetrien behebe (Beschwerde Rz. 11, 93). 

Im Banken- und Versicherungsbereich kann ein Informa-
tionsaustausch helfen, Informationsasymmetrien zuguns-
ten kleinerer Versicherer auszugleichen und Versiche-
rungsmissbräuche zu verhindern. So kann ein Informati-
onsaustausch im Versicherungsbereich Informationsas-
ymmetrien wie "Adverse Selection" und "Moral Hazard" 
reduzieren sowie hilfreich für die Berechnung einer Risi-
koabschätzung sein, was dann wiederum den Banken 
und Versicherungen ermöglicht, spezifischere und ver-
besserte Produkte anzubieten (Bekanntmachungen im 
Versicherungsbereich, Rz. 34 f.; vgl. AMSTUTZ/CARRON/ 
REINERT, in: Commentaire romand, Art. 5 KG N 297; 
BLATTMANN, S 323, 327; BANGERTER/ZIRLICK, DIKE-KG, 
Art. 4 Abs. 1 KG N 150). Sofern der Begriff der "Informa-
tionsasymmetrien" derart verstanden wird, zielen diese 
Rügen am vorliegenden Sachverhalt vorbei. Denn der 
vorliegende Fall betrifft den Bereich der Luxuskosmetik, 
wo keine dem Kredit- oder Versicherungsbereich ver-
gleichbaren Situationen von Informationsasymmetrien 
auftreten können. Denn es bedarf im Luxuskosmetikmarkt 
keiner Überprüfung der Kreditwürdigkeit, keiner Berech-
nung des Risikoumfangs und auch nicht des Schutzes vor 
Versicherungsmissbrauch (vgl. auch E. 4.3.4 f. hiervor). 

Allerdings erachtet die Beschwerdeführerin den Informa-
tionsaustausch auch darum als unbedenklich, weil durch 
den Informationsaustausch "Informationsasymmetrien" 
zwischen den ASCOPA-Mitgliedern als Wettbewerbern 
ausgeglichen werden. So sei nach der Lehre (BORER, 
Art. 5 KG N 27) anerkannt, dass Meinungs- und Erfah-
rungsaustausch, gemeinsame Marktforschung, Errich-
tung von Statistiken und Kalkulationsschemata etc. wett-
bewerbsrechtlich unerheblich seien. Ein derartiges Vor-
gehen mache die Märkte effizienter. In diesem Kontext ist 
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die Beschwerdeführerin jedoch darauf hinzuweisen, dass 
BORER explizit einen Vorbehalt anbringt, wenn es um 
marktsensible Daten geht (vgl. BORER, Art. 5 KG N 27; 
vgl. dazu E. 4.7.4.2 hiervor und E. 6.4.2.3 hiernach). Die 
damit ebenfalls aufgeworfene Frage nach den Effizienz-
gewinnen wird im Rahmen der Prüfung von Rechtferti-
gungsgründen im Sinne von Art. 5 Abs. 2 KG vertieft wer-
den (vgl. Erwägung 6.6.3.4 hiernach). 

6.4.1.6 Zwischenfazit 

Die gemachten Ausführungen betreffend die Art des In-
formationsaustauschs lassen die Schlussfolgerung zu, 
dass die informationsaustauschspezifischen Aspekte ins-
gesamt dafür sprechen, dass der Informationsaustausch 
aus qualitativer Sicht als erheblich zu beurteilen ist. Ins-
besondere soweit die Umsatzdaten von European Fore-
cast ebenfalls veröffentlicht worden sind, ergibt sich durch 
den im Vergleich dazu häufigeren Austausch von Um-
satzdaten eine Gesamtwürdigung, welche - wie von der 
Vorinstanz zutreffend erkannt - für die Erheblichkeit 
spricht (vgl. E. 6.4.1.1.1 hiervor). Dies gilt umso mehr an-
gesichts des Aggregierungsgrads, der offensichtlich nicht 
hinreichend hoch ist, um den Informationsaustausch 
schon mit Blick auf diesen als unerheblich erscheinen zu 
lassen (vgl. E. 6.4.1.3.10 ff. hiervor). 

6.4.2 Wettbewerbsparameter gemäss Art. 5 Abs. 1 KG 
6.4.2.1 Vorbringen der Beschwerdeführerin 

Eine wesentliche Rüge der Beschwerdeführerin besteht 
im Vorwurf, dass die Vorinstanz zwar wichtige Wettbe-
werbsparameter aufgezählt habe, aber nicht ausreichend 
dargelegt habe, welcher Wettbewerbsparameter konkret 
durch die Handlungen des Informationsaustausches ein-
geschränkt worden sei (Beschwerde Rz. 114 und 122; 
Stellungnahme der Beschwerdeführerin vom 24. August 
2018 Rz. 4 ff.). 

6.4.2.2 Vorbringen der Vorinstanz 

Die Vorinstanz legt in der angefochtenen Verfügung dar, 
dass die Art der Waren, der Preis, die Marke, die Qualität, 
die Quantität, die Innovation, das Markenimage, die Wer-
bung und die Geschäftsbedingungen gemäss der Lehre 
wichtige Wettbewerbsparameter seien. Nach ihrer An-
sicht ist der Preis der relevanteste Wettbewerbsparame-
ter, da sie davon ausgeht, dass die Auswirkungen eines 
diesen Parameter betreffenden Informationsaustausches 
auf den Preiswettbewerb am schlüssigsten dargestellt 
werden können (angefochtene Verfügung Rz. 428, 435, 
635-640). Hinsichtlich der Wettbewerbsparameter Wer-
bung verweist die Vorinstanz auf die Marktabgrenzung 
und stellt fest, dass der Anteil der Werbeinvestitionen an 
den Umsätzen vergleichsweise hoch ist. Die Vorinstanz 
geht davon aus, dass die Werbeausgaben der Parteien 
für Parfums bis zu 40 %, für Pflegeprodukte bis zu 40 % 
und für Make-up-Produkte bis zu 23 % betragen (ange-
fochtene Verfügung Rz. 638 i.V.m. 491). Hinsichtlich des 
Wettbewerbsparameters Innovation verweist die Vo-
rinstanz auf den Innenwettbewerb (angefochtene Verfü-
gung Rz. 637 i.V.m. 760 ff.). 

6.4.2.3 Grundlagen 

Die qualitativen Elemente der Erheblichkeit haben die Be-
deutung der von einer Wettbewerbsabrede betroffenen 
Wettbewerbsparameter zum Gegenstand. So ist die 

hinreichende Bedeutung von Wettbewerbsparametern 
bzw. aus qualitativer Sicht die Erheblichkeit dann zu be-
jahen, wenn die Abrede einen auf dem entsprechenden 
Markt relevanten Wettbewerbsparameter betrifft (BGE 
129 II 18 E. 5.2.1 "Buchpreisbindung I"). Denn wirksamer 
Wettbewerb kann nur bestehen, wenn sich die Marktteil-
nehmer betreffend ihre Waren und Dienstleistungen be-
züglich wesentlicher Wettbewerbsparameter unabhängig 
voneinander verhalten können (MARBACH/DUCREY/WILD, 
RZ. 1459). In qualitativer Hinsicht hat das Bundesgericht 
sodann hervorgehoben, dass die Erheblichkeitsschwelle 
aufgrund des Gegenstands der Abrede bestimmt werden 
kann (BGE 143 II 297 E. 5.2.1-5.2.5 "Gaba"), was auch 
für Artikel 5 Abs. 1 KG gilt (Urteil des BGer 2C_113/2017 
E. 7.3.1 bis 7.3.4 "Hallenstadion-Ticketcorner"). Wie be-
reits in E. 6.3.3.3.5 erläutert, müssen im Rahmen der Prü-
fung der Wettbewerbsparameter nicht deren Auswirkun-
gen geprüft werden. Allerdings müssen die von einer Ab-
rede betroffenen Wettbewerbsparameter auf dem Markt 
eine gewisse Bedeutung aufweisen (STOFFEL, in: SIWR 
V/2, S. 95 f.), wobei es nicht, wie im Zusammenhang mit 
der Prüfung von Art. 4 Abs. 1 KG, um eine eher abstrakte 
Prüfung der Wettbewerbsparameter oder der wettbe-
werbssensiblen Informationen (vgl. E. 4.5.3 hiervor), son-
dern um eine vertieftere und konkretere Prüfung geht, 
welche über die Anforderungen der Wettbewerbsparame-
terqualität oder -sensibilität auf der Stufe von Art. 4 Abs. 1 
KG hinausgeht. Es ist aufzuzeigen, wie wichtig die von 
der Abrede betroffenen Wettbewerbsparameter für die 
Konkurrenzverhältnisse sind ("JC Decaux/Affichage" 
WEKO, RPW 2001/2 S. 306 ff., 321, Rz. 66; BORER, Art. 5 
KG N 21). Der Umstand, dass die Wettbewerbsparameter 
auf den verschiedenen Märkten eine unterschiedliche Be-
deutung innehaben, ist zu beachten (BSK KG-KRAUS-
KOPF/SCHALLER, Art. 5 KG N 186 f.). Es geht also um die 
Bedeutung des Wettbewerbsparameters im betroffenen 
Markt (HENRIQUE SCHNEIDER, Ein Lob auf die Erheblich-
keit, sic! 2016, S. 319 ff., insb. S. 320; nachfolgend: 
SCHNEIDER, sic! 2016, S. 319 ff.). Die Bedeutung der 
Wettbewerbsparameter ist je nach Charakteristika der je-
weils interessierenden Produkte und Leistungen bzw. 
dem relevanten Markt unterschiedlich zu beurteilen. Zu-
dem müssen die qualitativen Elemente der Erheblichkeit 
im Kontext mit dem jeweiligen wirtschaftlichen Zusam-
menhang beurteilt werden (MARBACH/DUCREY/WILD, 
Rz. 1459; BORER, Art. 5 KG N 21). Nur wenn dieser Punkt 
ernst genommen wird, ist die Erheblichkeitsprüfung trotz 
Verzicht auf die Prüfung von Auswirkungen zwar weniger 
als eine "vollständige Erklärung des relevanten Marktes", 
aber mehr als ein "juristisch-abstraktes Formmass" (vgl. 
zu diesen Begriffen SCHNEIDER, sic! 2016, S. 319 ff., 
S. 322 ff.). Ausserdem sind, wie bereits in Erwägung 
4.5.3.3 erwähnt, im Rahmen der Beurteilung eines selb-
ständigen Informationsaustausches (E. 6.2.3 hiervor) ne-
ben den Wettbewerbsparametern auch die wettbewerbs-
sensiblen Informationen, welche Rückschlüsse auf die 
Wettbewerbsparameter zulassen, in die Beurteilung mit-
einzubeziehen. Wettbewerbssensible Informationen um-
fassen firmenspezifische oder strategische Informationen 
(BLATTMANN, S. 289; BANGERTER/ZIRLICK, DIKE-KG, Art. 4 
Abs. 1 KG N 159). Wettbewerbssensible Informationen 
müssen nicht geheim sein. Der Aspekt der Wettbewerbs-
sensibilität ist zu bejahen, wenn Zusammenstellung fir-
menspezifischer oder strategischer Informationen mit 
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einem hohen zeitlichen oder finanziellen Aufwand verbun-
den ist (BANGERTER/ZIRLICK, DIKE-KG, Art. 4 Abs. 1 KG N 
159; vgl. zur Öffentlichkeit der Daten E. 6.4.1.4 hiervor) 

6.4.2.4 Der Austausch der Bruttopreislisten 

i. Vorbringen der Vorinstanz 

6.4.2.4.1 In der angefochtenen Verfügung verneinte die 
Vorinstanz sowohl das Vorliegen einer direkten wie auch 
einer indirekten Preisabsprache gemäss Art. 5 Abs. 3 
Bst. a KG, bejahte aber eine Verletzung von Art. 5 Abs. 1 
KG (angefochtene Verfügung Rz. 409, 429 f., 817 f., Dis-
positiv Ziffer 1; vgl. dazu E. 6.1 hiervor). Die Vorinstanz ist 
in der angefochtenen Verfügung davon ausgegangen, 
dass es ihr gelingt, mit ihren ökonometrischen Analysen 
die Auswirkungen des Bruttopreislistenaustausches 
(Wettbewerbsparameter Preis) aufzuzeigen (angefoch-
tene Verfügung Rz. 512 ff., 525 ff.). In einem ersten Schritt 
ermittelte sie hierzu einen Korrelationskoeffizienten, um 
die Endverkaufspreise zu berechnen (Bruttopreis x [Koef-
fizient] = Endverkaufspreis (angefochtene Verfügung 
Rz. 107, 516 ff. und Abbildung 19). In einem zweiten 
Schritt wollte die Vor-instanz die Preisentwicklungen des 
Informationsaustausches anhand der Teilmärkte der um-
satzstärksten Marken der ASCOPA-Mitglieder in den Jah-
ren 2004-2008 mit dem Index von Laspeyres aufzeigen 
(angefochtene Verfügung Rz. 528 ff.). Die Ergebnisse des 
Laspeyres-Index wurden daraufhin den Entwicklungen 
der verschiedenen LIK (Landesindizes für Konsumenten-
preise [LIK-Total, LIK-Körperpflege und LIK-Toilettenarti-
kel] angefochtene Verfügung Rz. 526, 535 ff.) gegenüber-
gestellt (vgl. E. 5.3.2.4.11 hiervor). Die Vorinstanz kam 
zum Schluss, dass sich die Preise der umsatzstärksten 
Marken der ASCOPA-Mitglieder wesentlich steiler nach 
oben bewegten als die Preise der in den verschiedenen 
LIK abgebildeten Produkte bzw. als die Inflation. Zugleich 
stellte die Vor-instanz fest, dass sich die Preise der Be-
schwerdeführerin im Gegensatz dazu tendenziell moderat 
entwickelten (angefochtene Verfügung 536 ff. 539, 547; 
Vernehmlassung Rz. 14 ff.). 

6.4.2.4.2 Aufgrund der gemachten Ausführungen sieht 
die Vorinstanz namentlich einen kausalen Zusammen-
hang zwischen Bruttopreiserhöhungen und Nettopreiser-
höhungen als plausibilisiert an. Zudem hätten die Markt-
anteile kaum geschwankt. Aus ihrer Sicht gebe es keine 
andere Erklärung für die festgestellten Preisentwicklun-
gen. Der Informationsaustausch sei also kausal - conditio 
sine qua non - für diese Preisentwicklungen und könne 
nicht hinweggedacht werden. Deshalb sei der Preisan-
stieg auch nicht auf eine steigende Nachfrage zurückzu-
führen (angefochtene Verfügung Rz. 564, Duplik Rz. 32 
f., 43, 104). 

6.4.2.4.3 Nach Ansicht der Vorinstanz sind demnach die 
ökonomischen Auswirkungen des Informationsaustau-
sches rechtsgenüglich bewiesen (Duplik Rz. 15). Die Aus-
wirkungen der Wettbewerbsbeeinträchtigung seien der-
art, dass sie sogar den Anforderungen der älteren kartell-
rechtlichen Rechtsprechung (BGE 112 II 268 E. I/2b 
"Schweizerischer Bierbrauerverein") genügen würden, da 
diese ältere Rechtsprechung im Gegensatz zur heutigen 
Rechtsprechung noch auf die Auswirkungen abgestellt 
habe (Vernehmlassung Rz. 53 f.). So sei anhand der ge-
machten Ausführungen ersichtlich, dass die Preise durch 
den Informationsaustausch höher als bei normalem 

Wettbewerb liegen. Der genaue Umfang der Preiserhö-
hungen der einzelnen Wettbewerber sei jedoch für eine 
Wettbewerbsabrede i.S.v. Art. 5 Abs. 1 KG nicht von Be-
lang (Duplik Rz. 78). 

ii.  Vorbringen der Beschwerdeführerin 

6.4.2.4.4 Die Beschwerdeführerin rügt, dass die Vo-
rinstanz den Wettbewerbsparameter Preis nicht ausrei-
chend geprüft habe (Beschwerde Rz. 114, 122). So habe 
die Vorinstanz zwar richtigerweise das Vorliegen einer 
harten Preisabrede verneint (vgl. angefochtene Verfü-
gung Rz. 425 ff.). Jedoch habe sie (meint: indem sie auf 
die Bruttopreise fokussiert habe) den falschen Wettbe-
werbsparameter geprüft. Der richtige Wettbewerbspara-
meter würde sich auf die mit den Detailhändlern ausge-
handelten Preise und nicht auf die Bruttopreise beziehen 
(Beschwerde Rz. 103 f., Replik Rz. 22, 27,36, 48, 63, 65, 
84, 87, 90, 92 Lemma 1; Stellungnahme zur Duplik Rz. 22 
Lemma 9, 48; Stellungnahme der Beschwerdeführerin 
vom 24. August 2018 Rz. 3). Denn die ausgetauschten 
Bruttopreise würden keine Rückschlüsse über die effektiv 
mit den Detailhändlern ausgehandelten Preise zulassen 
(Replik Rz. 125; Stellungnahme zur Duplik Rz. 22 Lemma 
7; Stellungnahme der Beschwerdeführerin vom 24. Au-
gust 2018 Rz. 7 f.). So sei der vorliegende Fall anders zu 
werten als die Verfügung betreffend die Sanitätsgross-
handelsunternehmen vom 29. Juni 2015, im welchem 
sich die Parteien über Preisbestandteile und preisbestim-
mende Faktoren wie Margen, Bruttopreise, Euroumrech-
nungskurse, Transportkosten, Rabatte und Rabattkate-
gorien verständigten, was die Vorinstanz als harte Preis-
abrede qualifizierte. Vorliegend habe jedoch keine solche 
Verständigung stattgefunden. Zudem habe es sich im Sa-
nitärgrosshandelsfall um ein identisches Sortiment mit 
derselben Produktequalität gehandelt und nicht - wie vor-
liegend - um tausende Kosmetikprodukte unterschied-
lichster Qualität (Stellungnahme der Beschwerdeführerin 
vom 24. August 2018 Rz. 8). Auch sei betreffend die aus-
getauschten Umsatzangaben keine Rückrechnung auf 
den Preis möglich gewesen, da die abgesetzten Mengen 
der einzelnen Produkte nicht eruierbar gewesen seien, da 
sich die ausgetauschten Umsätze nur auf Produktekate-
gorien bezogen hätten (Stellungnahme der Beschwerde-
führerin vom 24. August 2018 Rz. 9, 15). 

6.4.2.4.5 Die Korrelationsanalysen, mit deren Hilfe hätte 
festgestellt werden sollen, dass der Bruttopreislisten-aus-
tausch einen Einfluss auf die Nettopreiserhöhungen 
hatte, seien zudem methodisch unkorrekt durchgeführt 
worden (Beschwerde Rz. 98 ff. 106 Lemma 2, 107, 113 
und 184; Replik Rz. 112 f.; RBB-Bericht vom 29. Mai 
2012, Section S.3 f; Stellungnahme zur Duplik Rz. 27, 37; 
Stellungnahme der Beschwerdeführerin vom 24. August 
2018 Rz. 14). Dasselbe sei hinsichtlich der Analysen zum 
Laspeyres-Index zu sagen (Replik Rz. 28, 59, 61, 67, 91, 
118; Stellungnahme zur Duplik Rz. 22 Lemma 9). Hier 
hätte die Vorinstanz nur die umsatzstärksten Produkte - 
und nicht alle Produkte - in ihre Untersuchungen mitein-
bezogen (Beschwerde Rz. 109). 

6.4.2.4.6 Zusammenfassend ergibt sich nach Ansicht der 
Beschwerdeführerin einerseits, dass der Informations-
austausch nicht für die Preiserhöhungen kausal gewesen 
ist (Beschwerde Rz. 17 Lemma 2, 101, 106 ff. 111 f., 130, 
185; Replik Rz.7, 9, 16, 20, 24, 27 ff., 61, 63, 81, 91 ff., 
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Fn. 56, 111, 113 ff., 122 ff., 132; Stellungnahme zur Duplik 
Rz. 22 Lemma 6 ff., 23, 25 f., 36 ff.; RBB-Bericht vom 
29. Mai 2012, Section S.3 f.; vgl. Stellungnahme der Be-
schwerdeführerin vom 24. August 2018 Rz. 2 f., 14). Ein 
derartiger Kausalzusammenhang sei nicht bewiesen wor-
den (Beschwerde Rz. 106, 112, 130, 185; Replik Rz. 27 
ff.; Stellungnahme zur Duplik Rz. 8, 18 ff.; Stellungnahme 
der Beschwerdeführerin vom 24. August 2018 Rz. 3). Zu-
dem würden die Detailhändler ihre von Jahr zu Jahr vari-
ierenden Rabatte individuell aushandeln und eine eigene 
Margenpolitik führen. Demzufolge hätten die ausgehan-
delten Endverkaufspreise nicht abgeschätzt werden kön-
nen (Beschwerde Rz. 36 ff., 41, 87, 89, 103, 106 Lemma 
1, 111 Lemma 2, Rz. 130; Stellungnahme zur Duplik 
Rz. 21 Lemma 2, 22 Lemma 8, 38; Stellungnahme der 
Beschwerdeführerin vom 24. August 2018 Rz. 8, 13). 
Schliesslich sei die Nachfrage für die Preisentwicklung 
ausschlaggebend (Beschwerde Rz. 103, 106 Lemma 3 
und 109; Replik Rz. 24, 62, 81, 91 f., 116, 124, 128; Stel-
lungnahme zur Duplik Rz. 21 Lemma 8, 27, 37, 43 ff.). 
Dies deute auch darauf hin, dass im gesamten Kosmetik- 
und Toilettenartikelmarkt eine Nachfrageverschiebung 
hin zu High-End- und Luxusprodukten stattgefunden 
habe. Eine derartige Entwicklung würde einen Anstieg der 
Preise für Luxusartikel selbst für den Fall erklären, wenn 
der gesamte Kosmetikmarkt kaum oder nicht gewachsen 
ist (RBB-Bericht-2013, S. 17). Des Weiteren würden auch 
die Kosten die Endverkaufspreise beeinflussen (Be-
schwerde Rz. 103, Replik Rz. 24, 62, 81, 91, 93, 95, 116, 
124, 128, Stellungnahme zur Duplik Rz. 22 Lemma 8, 27, 
37, 39 ff.; Stellungnahme der Beschwerdeführerin vom 
24. August 2018 Rz. 3). 

6.4.2.4.7 Des Weiteren macht die Beschwerdeführerin 
geltend, die Untersuchungen, welche sich auf den LIK 
be.ziehen, seien methodisch unkorrekt. Denn der LIK be-
ziehe sich nicht nur auf Luxus- bzw. Prestigekosmetikpro-
dukte, sondern auch auf solche des Massenmarktes. Die 
Vorinstanz widerspreche somit ihrer eigenen Marktab-
grenzung zugunsten des Luxus- bzw. Prestigekosmetik-
marktes. Zudem seien Luxusprodukte in der Regel ohne-
hin teurer als Massenmarktprodukte. Die Vorinstanz 
würde also Äpfel mit Birnen vergleichen (Beschwerde 
Rz. 110., Replik Rz. 62). 

6.4.2.4.8 Zudem geht die Beschwerdeführerin davon aus, 
dass der Produktepreis nicht der bedeutendste Wettbe-
werbsparameter in der Luxuskosmetik ist, da es um Ex-
klusivität gehe. Der Luxuskosmetikmarkt sei stark frag-
mentiert und daher eigne sich der Austausch der Brutto-
preislisten gerade nicht, die Preispolitik eines Marktteil-
nehmers zu beeinflussen (Stellungnahme der Beschwer-
deführerin vom 24. August 2018 Rz. 7 f., 13). Die Auswir-
kungen auf den Wettbewerbsparameter Preis seien dem-
zufolge nicht rechtsgenüglich festgestellt worden (Replik 
Rz. 87; Stellungnahme der Beschwerdeführerin vom 
24. August 2018 Rz. 3 f., 14). Unklar sei, ob der Wettbe-
werbsparameter Preis auch in Bezug auf den Umsatzaus-
tausch und den Austausch der Werbeinvestitionen zur 
Anwendung komme (Stellungnahme der Beschwerdefüh-
rerin vom 24. August 2018 Rz. 6).  

6.4.2.4.9 Die Beschwerdeführerin macht weiter geltend, 
dass die Preise auch nach Beendigung des Informations-
austausches weiter angestiegen seien (Beschwerde 
Rz. 111 Lemma 4, 112., Stellungnahme zur Duplik Rz. 22 

Lemma 3, RBB-Bericht 2013, S. 7 ff.). Ausserdem be-
mängelt die Beschwerdeführerin den ihrer Ansicht nach 
falsch gewählten Untersuchungszeitraum der durchge-
führten Analysen (Beschwerde Rz. 111 Lemma 4, 
Rz. 112 Lemma 2; RBB-Bericht 2011, S. 21 f.; RBB-Be-
richt vom 29. Mai 2012, S.6; Replik Rz. 59; Stellung-
nahme zur Duplik Rz. 33 f.; vgl. Stellungnahme der Be-
schwerdeführerin vom 24. August 2018 Rz. 2). Deshalb 
folgert die Beschwerdeführerin, dass eine erhebliche Be-
einträchtigung des Wettbewerbs nicht bewiesen sei (vgl. 
Stellungnahme zur Duplik Rz. 21 Lemma 12; Stellung-
nahme zur Duplik Rz. 22 Lemma 5, 24, 48, 50). 

6.4.2.4.10 Schliesslich sei zu beachten, dass sich die 
Preishöhe der Produkte der Beschwerdeführerin weniger 
stark als der Landesindex der Konsumentenpreise entwi-
ckelt hätte. Die Beschwerdeführerin habe auch ihre Lis-
tenpreise für zwei Drittel ihrer Produkte reduziert (Be-
schwerde Rz. 112 Lemma 3; RBB-Gutachten 2011, Sek-
tion 4.3.2 in fine). Ausserdem hätten sich die Wachstums-
raten der verschiedenen LIK nach Beendigung des Infor-
mationsaustausches nicht verändert (Stellungnahme der 
Beschwerdeführerin vom 24. August 2018 Rz. 2). 

iii.  Eingabe der Vorinstanz vom 3. September 2018 

6.4.2.4.11 Die Vorinstanz ergänzt in ihrer Eingabe vom 
3. September 2018 (Lemma 1 f.) ihre Argumentation da-
hingehend, dass sie die wettbewerbsbeschränkenden 
Auswirkungen zwar bewiesen habe, es jedoch nach dem 
Urteil Gaba des Bundesgerichts (BGE 143 II 297 E. 5.4.2 
"Gaba") fraglich sei, ob tatsächlichen Auswirkungen über-
haupt noch bewiesen werden müssen. 

6.4.2.4.12 Zudem vermische die Beschwerdeführerin die 
rechtliche Würdigung des Informationsaustausches mit 
Sachverhaltsfragen, wenn sie etwa behaupte, dass der 
Bruttopreis unter den vorliegenden Marktbedingungen 
kein Wettbewerbsparameter sei. Diese Sachverhalts-
these würde die Beschwerdeführerin nicht belegen. Un-
substantiierte Vorbringen seien nicht beachtlich (Eingabe 
vom 3. September 2018, Lemma 3). 

iv.  Grundlagen 

6.4.2.4.13 Um den Informationsaustausch über Preise 
und insbesondere über Bruttopreise richtig einordnen zu 
können, rechtfertigen sich zunächst einige Ausführungen 
über harte Preisabreden. Gemäss der Botschaft vom 
23. November 1994 zum Kartellgesetz vom 6. Oktober 
1995 bezieht sich der Vermutungstatbestand (Art. 5 
Abs. Bst. a 3 KG) auf jede Art des Festsetzens von Prei-
selementen und Preiskomponenten. Der Vermutungstat-
bestand erfasst ferner direkte oder indirekte Preisfixierun-
gen. Er gilt beispielsweise nicht nur für Abreden über Ra-
batte, sondern auch für Vereinbarungen über Kriterien zur 
Anwendung von Rabatten, soweit diese zu einer Preis-
festsetzung führen (Botschaft KG 1995, BBl 1995 I 468 
ff., S. 567; siehe auch "Sanphar" WEKO, RPW 2000/3, 
S. 357 f. Rz. 89 f.; vgl. dazu BANGERTER/ZIRLICK, DIKE-
KG Art. 5 KG N 415). Dementsprechend hat auch das 
Bundesgericht erkannt, dass eine Preisabrede nicht nur 
vorliegt, wenn ein konkreter Preis, sondern wenn bloss 
einzelne Komponenten oder Elemente der Preisbildung 
fixiert werden (BGE 129 II 18 E. 6.5.5 "Buchpreisbin-
dung"). Aus dem bundesgerichtlichen Rückweisungsent-
scheid 2C_1017/2014 vom 9. Oktober 2017 E. 3.2 
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"Baubeschläge" kann entgegen der Auffassung von 
TUCHSCHMID nicht geschlossen werden, dass dieses Kon-
zept beiläufig ohne Auseinandersetzung mit früherer 
Rechtsprechung angepasst werden sollte (vgl. TUCH-
SCHMID, AJP 2018 S. 848 ff., insb. S. 853 mit Fn. 49 und 
S. 857). 

6.4.2.4.14 Nach HEINEMANN erfüllt jede Abrede über 
Preise und Preiselemente für sich allein den Vermutungs-
tatbestand (im Sinne von Art. 5 Abs. 3 KG). Anders ver-
halte es sich nur, wenn es sich um unbedeutende Preis-
bestandteile handle. So sind Bruttopreise nach HEINE-
MANN ein wichtiges Preiselement, da sich aus dem Netto-
preis der Bruttopreis zuzüglich aller Zuschläge und abzü-
glich aller Abschläge ergibt. Der Nettopreis ist der tat-
sächlich zu zahlende Preis. Der Einkaufspreis des Einzel-
händlers ist die Differenz von Bruttopreis und Handelsra-
batt sowie allfälliger Rabatte. Der Handelsrabatt ist ein 
Funktionsrabatt, d.h. ein Preisabschlag für die zu erfül-
lende Aufgabe der jeweiligen Handelsstufe. Zudem ver-
bleibt bei jeder Handelsstufe eine Marge. Bruttopreise 
sind demnach der Ausgangspunkt für die Berechnung der 
Nettopreise. Die Bruttopreise bilden nach HEINEMANN das 
Fundament der Preisberechnung und lösen - ohne allfäl-
lige weitere Abreden über Preiselemente zu beachten - 
die Vermutung zur Beseitigung des wirksamen Wettbe-
werbs aus. Die Möglichkeit der Rabattierung ändert nach 
HEINEMANN an der Einstufung als Preisfestsetzung ge-
mäss Art. 5 Abs. 3 Bst. a KG nichts. Liegen jedoch weitere 
Absprachen vor, z.B. über Rabattobergrenzen vor, stei-
gert dies die Gefährlichkeit der Abrede. Bereits ohne Ra-
battkoordinierung ist die Absprache über Bruttopreise 
nach dieser Auffassung tatbestandsmässig. Bruttopreise 
werden häufig von Herstellern, aber auch von Grosshänd-
lern festgelegt (ANDREAS HEINEMANN, Bruttopreisabspra-
chen, in: Hochreutener, Stoffel, Amstutz [Hrsg.], 8éme 
Journée de droit de la concurrence, 2017, S. 130, 133, 
nachfolgend: HEINEMANN, Bruttopreisabsprachen). In ver-
gleichbarer Weise kommt auch HOFFET zum Schluss, 
dass das Aufstellen einer gemeinsamen Preisliste oder 
von "Basispreisen" unter den Vermutungstatbestand fällt, 
wobei seiner Ansicht nach in Bezug auf Abreden über Ra-
batte und Margen zu differenzieren ist (HOFFET: in Hof-
fet/Homburger/Schmidhauser/Ducrey [Hrsg.], Art. 5 
N. 117 f., 120; vgl. zum Ganzen BSK-KRAUSKOPF/SCHAL-
LER, Art. 5 N 407a, und CR AMSTUTZ/CARRON/REINERT, 
Art. 5 KG N 399). Auch JUHANI KOSTKA räumt zwar ein, 
dass sich für den Fall, dass beispielsweise mit dem Her-
stellerpreis nicht zugleich auch der Endverkaufspreis fi-
xiert wird, sich unter Umständen noch ein gewisser Preis-
wettbewerb in Bezug auf den Endverkaufspreis entwi-
ckeln kann (JUHANI KOSTKA, Harte Kartelle - Internationale 
Entwicklung und Schweizerisches Recht, Zürich 2010, 
Rz. 1327). In vergleichbarer Weise hält BLATTMANN fest, 
dass Listenpreise als Orientierungspunkt dienen (BLATT-
MANN, S. 291). Unmittelbar anschliessend geht KOSTKA in-
dessen von einer mittelbaren Beschränkung des Preis-
wettbewerbs bzw. einer preisharmonisierenden Wirkung 
in Bezug auf den Endverkaufspreis aus, weshalb sich bei-
spielsweise ein im Wettbewerb determinierter tieferer 
Herstellerpreis direkt in einem tieferen Endverkaufspreis 
niederschlage. Deshalb sei auch die Festlegung von Her-
stellerpreisen als direkte Preisabrede zu beurteilen 
(KOSTKA, Rz. 1326 ff. i.V.m. Rz. 1333 ff.). Demgegenüber 
vertritt etwa SCHNEIDER die Auffassung, dass Bruttopreise 

selten Handlungsgründe für Marktakteure sind, da es 
noch entsprechende Wettbewerbe unter anderem um Ra-
batte, Lieferkonditionen, Zusatzdienstleistungen und Ser-
vice gibt (HENRIQUE SCHNEIDER, Ein Lob auf die Erheblich-
keit, sic! 2016 S. 319 ff., insb. S. 328). Nach TUCHSCHMID 
ist bei Bruttopreisabreden fraglich, ab welchem Zeitpunkt 
nicht mehr von einer preisharmonisierenden Wirkung ge-
sprochen werden kann, wenn die Abredebeteiligten Ra-
battwettbewerb betreiben (TUCHSCHMID, AJP 2018, 
S. 848 ff., insb. S. 858 und S. 862). 

6.4.2.4.15 Nach EU-Kartellrecht gelten Preiskoordinie-
rungen in Bezug auf Bruttopreise als Preisfestsetzungen 
gemäss Art. 101 Abs. 1 Bst. a AEUV. Dasselbe gilt auch 
für Listenpreise (FLORIAN WAGNER-VON PAPP, in: Sä-
cker/Bien/Meier Beck/Montag [Hrsg.], Münchner Kom-
mentar zum Wettbewerbsrecht, Band 1: Europäisches 
Wettbewerbsrecht, 3. Auflage, München 2020, Art. 101 
Abs. 1 AEUV N 315 mit Hinweisen). So legte das EuG in 
seinem Urteil vom 16. September 2013 T-386/10 "Bade-
zimmerausstattungen- Aloys F. Dornbracht GmbH & Co. 
KG" dar, dass Art. 101 Abs. 1 Bst. a AEUV nicht nur Hand-
lungen verbiete, die sich unmittelbar auf die von den Ver-
brauchern zu zahlenden Preise auswirken (Rn. 176). So 
würden Bruttopreise die Grundlage bilden, auf der die 
Verkaufspreise für die Kunden berechnet werden, wes-
halb Art. 101 Abs. 1 Bst. a AEUV anzuwenden sei 
(Rn. 180). 

6.4.2.4.16 Im Lichte verhaltensökonomischer Aspekte ist 
zu ergänzen, dass man ursprünglich davon ausgegangen 
ist, dass die Kaufentscheidung auf einem finalen absolu-
ten Wert (dem Endpreis) beruht und der Käufer rational 
aufgrund dieses Endpreises seine Kaufentscheidung trifft. 
Mit der Prospect-Theorie haben KAHNEMAN/TVERSKY ei-
nen neuen Denkansatz ins Leben gerufen. So werde eine 
positive bzw. negative Abweichung von einem Referenz-
punkt als Gewinn oder Verlust wahrgenommen, d.h. die 
Kaufentscheidung werde nicht aufgrund des finalen Wer-
tes, sondern aufgrund des resultierenden Gewinnes bzw. 
Verlustes vom Referenzpunkt gefällt. Denn Menschen 
neigen dazu, sich bei Beurteilungen an einem zuvor be-
kannt gegebenen Wert zu orientieren (ESTERMANN, Die 
unverbindliche Preisempfehlung, Dissertation, 2016, 
S. 61, 64 f.). So erzeugt jede Zahl, welche als mögliche 
Lösung für ein Schätzungsproblem präsentiert wird, einen 
Ankereffekt (DANIEL KAHNEMAN, Schnelles Denken, lang-
sames Denken, 16. Aufl. 2011, S.153). Demnach vermag 
ein hoher Bruttopreis mit einem grosszügigen Rabatt 
beim Kunden das Gefühl eines Gewinnes auslösen. Bei-
spielsweise beträgt der Bruttopreis (d.h. der Referenz-
punkt) eines Parfums Fr. 200.- und die Kundin erhandelt 
sich einen Rabatt von Fr. 50.-. Demnach muss die Kundin 
in diesem Beispiel "nur" Fr. 150.- für ihr Parfum bezahlen. 
Sie nimmt also subjektiv einen Gewinn von Fr. 50.- wahr. 
Wäre das Parfum jedoch mit dem Nettopreis von Fr. 120.- 
(ohne Rabatt) angeschrieben, hätte die Kundin nicht mehr 
ein Gefühl von einem Gewinn, obwohl sie in der Tat 
Fr. 30.- weniger bezahlen müsste. So haben die Wirt-
schaftspsychologie und die Entscheidungstheorie empi-
risch festgestellt, dass rationale Entscheidungen im Ein-
zelfall oft ausbleiben (vgl. das Urteil des BVGer B- 
831/2011 "SIX" E. 1273 mit Hinweis auf RICHARD THALER, 
Misbehaving - Was die Verhaltensökonomik über unsere 
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Entscheidungen verrät, 1. deutsche Auflage, 2018, S. 342 
f. m.w.H.).   

6.4.2.4.17 Nach dem Gesagten wird der Wettbewerbspa-
rameter Preis von verschiedenen Gegebenheiten ge-
prägt; der günstigste Endverkaufspreis ist nicht das ein-
zige ausschlaggebende Element, das die Preisbildung 
und die Kaufentscheidung des Endkunden prägt. Zu be-
achten ist im Rahmen der Beurteilung der Preisbildung im 
Rahmen einer Handelskette auch das Anreizsystem für 
Hersteller (in der Regel die ASCOPA-Mitglieder), Liefe-
ranten und Detaillisten. Die Detaillisten unterliegen auf-
grund ihrer Professionalität nicht denselben Anreizen wie 
die Endkonsumenten, berücksichtigen diese indessen im 
Rahmen ihrer Preisbildung. Insofern schliessen diese 
Überlegungen an diejenigen im Rahmen der Definition 
der Marktgegenseite an (vgl. E. 5.3.1.4.2 f. hiervor). 

v. Würdigung 

6.4.2.4.18 Es wurde bereits in Erwägung 6.1.3 aufgezeigt, 
dass vorliegend die Anwendung von Art. 5 Abs. 3 Bst. a 
KG nicht zu prüfen ist. Damit ist "nur" zu prüfen, ob der 
festgestellte selbständige Informationsaustausch unter 
Art. 5 Abs. 1 KG fällt, was die Beschwerdeführerin bestrei-
tet. Es ist demnach im Folgenden nur insoweit auf Art. 5 
Abs. 3 Bst. a KG einzugehen, als entsprechende Überle-
gungen für die Frage nach der Erheblichkeit im Sinne von 
Art. 5 Abs. 1 KG relevant sind. 

Zunächst ergibt sich, dass der Begriff der Preisfestset-
zung im Rahmen von Art. 5 Abs. 3 KG - auch wenn inso-
weit etwa betreffend Rabatte auf Unterschiede zur euro-
päischen Konzeption hingewiesen wird - weit auszulegen 
ist (Botschaft KG 1995, BBl 1995 I 468, insb. S. 567; BSK 
KG-KRAUSKOPF/SCHALLER, Art. 5 N 375). Daraus ergibt 
sich, dass auch im Rahmen der Erheblichkeitsprüfung ei-
nes selbständigen Informationsaustauschs nach Art. 5 
Abs. 1 KG keine zu hohen Anforderungen an den Wett-
bewerbsparameter Preis zu stellen sind. Soweit die Be-
schwerdeführerin auf den Fall der Sanitärgrosshandels-
unternehmen Bezug nimmt (vgl. insb. die Rügen betref-
fend die Verfügung der Sanitätsgrosshandelsunterneh-
men von 29. Juni 2015 [Stellungnahme der Beschwerde-
führerin vom 24. August 2018 Rz. 8.]), erübrigen sich 
demnach weitere Ausführungen diesbezüglich. Gewisse 
Parallelen weisen die Fälle allerdings in Bezug auf die 
Mehrgliedrigkeit der Lieferkette auf ("Badezimmer" 1. Teil, 
WEKO, RPW 2019/3a S. 655 ff. Rz. 330 ff. mit Abbil-
dung 4), worauf im Folgenden zurückzukommen sein wird 
(vgl. insb. E. 6.4.2.4.6 hiernach). 

6.4.2.4.19 Vorab ist festzuhalten, dass die Beschwerde-
führerin mit ihrer Rüge (Beschwerde Rz. 114, 122, Replik 
Rz. 64 ff.,126), wonach die die Vorinstanz keine Wettbe-
werbsparameter geprüft hat, nicht durchdringt. Zwar ist 
der Beschwerdeführerin insoweit Recht zu geben, dass 
die Ausführungen der Vorinstanz in der angefochtenen 
Verfügung unter dem Titel der "qualitativen Kriterien" (der 
Erheblichkeit) zum Wettbewerbsparameter Preis relativ 
knapp gehalten sind (vgl. angefochtene Verfügung 
Rz. 634 ff.). Jedoch erfolgt die Auseinandersetzung mit 
dem Wettbewerbsparameter Preis sowie mit den Brutto-
preisen an anderen Stellen in der angefochtenen Verfü-
gung, wie insbesondere in Rz. 405-430, bei welchen es 
um die Nichtanwendung von Art. 5 Abs. 3 KG geht. Aus-
serdem geht die Vorinstanz im Kontext mit der 

Begründung, dass sie Art. 5 Abs. 1 KG heranziehen will, 
auf den Wettbewerbsparameter Preis, insbesondere auf 
die ausgetauschten Bruttopreislisten, ein (angefochtene 
Verfügung Rz. 435 ff.). Dasselbe gilt betreffend die öko-
nometrischen Untersuchungen der Vorinstanz (vgl. ange-
fochtene Verfügung Rz. 428 in fine i.V.m. Rz. 512 ff., 525 
ff.), da diese wiederum den Preis bzw. die ausgetausch-
ten Bruttopreise zum Gegenstand haben. Demnach ist er-
sichtlich, dass die Vorinstanz den Wettbewerbsparameter 
Preis bzw. die Bruttopreise geprüft hat, auch wenn sie 
nicht alle ihre diesbezüglichen Ausführungen den qualita-
tiven Elementen der Erheblichkeit zugeordnet hat. 

6.4.2.4.20 In Bezug auf die Frage, was alles unter dem 
Wettbewerbsparameter "Preis" relevant ist, ergibt sich na-
mentlich aus der Botschaft zum KG 1995 per analogiam 
(vgl. Botschaft KG 1995, BBl 1995 I 468 ff., S. 567 f.), 
dass Bruttopreise Preisbestandteile bzw. im Verhältnis 
zum Endkundenpreis so etwas wie "Rohpreise" sind. Dies 
gilt umso mehr, als die "Bruttopreise" eine gewisse Nähe 
zu den Listenpreisen der ASCOPA-Mitglieder bzw. der 
Firmenzentralen derselben aufweisen, welche nach euro-
päischem Kartellrecht auch in Bezug auf harte Preisabre-
den erfasst werden. Damit ist auf jeden Fall der Wettbe-
werbsparameter Preis betroffen. Es kann sich also nur die 
Frage stellen, ob es, obwohl der Informationsaustausch 
den Wettbewerbsparameter Preis beschlägt, an der Er-
heblichkeit fehlt. Klar ist, dass nicht der Nachweis einer 
harten Preisabrede verlangt werden kann, um die Erheb-
lichkeit im Sinne von Art. 5 Abs. 1 KG zu bejahen. Daher 
ist das Argument der Beschwerdeführerin im Folgenden 
erstens so zu verstehen, dass sie die Erheblichkeit be-
streitet mit der Begründung, dass nur ein Informations-
austausch über die unter Berücksichtigung insbesondere 
von Rabatten den Detailhändlern effektiv in Rechnung ge-
stellten Preise nahe genug beim Endkundenpreis wäre, 
um das Preisgefüge im Sinne der Interessen der  
ASCOPA-Mitglieder zu beeinflussen. Ausserdem zieht 
die Beschwerdeführerin aus der von der Vorinstanz vor-
genommenen Marktabgrenzung den Schluss, dass dem 
Preis im Luxuskosmetikmarkt nicht die von der Wettbe-
werbskommission angenommene Bedeutung zukommt, 
womit die Erheblichkeit des Austauschs von Bruttoprei-
sen ihrer Auffassung nach zu verneinen ist. 

6.4.2.4.21 Vorab ist klar, dass es vorliegend um eine 
mehrgliedrige vertikale Lieferkette geht, wobei nach der 
Prüfung der Vorinstanz die zwei Stufen zwischen  
ASCOPA-Mitgliedern und Detailhändlern einerseits und 
den Detailhändlern und den Endkonsumentinnen und 
Endkonsumenten andererseits zu unterscheiden sind. 
Dabei verwendet die Vorinstanz die Begriffe Nettopreis, 
Endverkaufspreis und Endkundenpreis synonym (ange-
fochtene Verfügung, Rz. 515 ff.). Dies ergibt sich nament-
lich aus dem Umstand, dass sie festhält, dass die Netto-
preise ohne Weiteres am Markt ersichtlich waren (ange-
fochtene Verfügung, Rz. 225). Damit liegen zwischen 
Bruttopreis und Endkundenpreis zwei Margen und zwei 
Möglichkeiten der Gewährung von Rabatten. Die Vo-
rinstanz gesteht aufgrund der Möglichkeit der Rabattge-
währung im Verhältnis zwischen ASCOPA-Mitgliedern 
und Detailhändlern denn auch ein, dass selbst unter der 
Annahme, dass die Bruttopreislisten als Verhandlungs-
grundlage dienen, die Parteien aufgrund des Informati-
onsaustausches nicht die Möglichkeit haben, das exakte 



 
 2022/4 1055 

 
 

Verhandlungsresultat zu kennen, da namentlich die Da-
ten in Bezug auf den Händlern gewährte Rabatte nicht 
ausgetauscht worden sind (angefochtene Verfügung, 
Rz. 104). 

6.4.2.4.22 Um das Funktionieren und mögliche Auswir-
kungen des Informationsaustauschs zu analysieren, hat 
das WEKO-Sekretariat nicht nur ökonometrische Berech-
nungen angestellt, sondern auch die Detailhändler Im-
port, Globus, Douglas, Manor, Marionnaud und Sun Store 
befragt. In diesem Zusammenhang haben diese fast 
übereinstimmend angegeben, dass die (im Rahmen des 
Informationsaustauschs ausgetauschten) Bruttopreislis-
ten als Verhandlungsbasis mit den Händlern dienten (an-
gefochtene Verfügung Rz. 93 mit Hinweisen auf die Be-
fragungsprotokolle). Die in der europäischen Rechtspre-
chung formulierte Annahme, dass Bruttopreise die Grund-
lage bilden, auf der die Verkaufspreise für die Kunden be-
rechnet werden (Urteil des EuG vom 16. September 2013 
T-386/10 "Badezimmerausstattungen- Aloys F. Dorn-
bracht GmbH & Co. KG", Rn. 180; vgl. E. 6.4.2.4.15 hier-
vor), wird damit - in Bezug auf das Verhältnis zwischen 
ASCOPA-Mitgliedern und Detailhändlern - durch die Be-
fragungsergebnisse sachverhaltlich untermauert. Dabei 
ist seitens von Detailhändlern auch erwähnt worden, dass 
anstelle von Rabatten auch über Werbebeiträge oder 
über die Beteiligung an Kosten für Ausstellungsmöbel 
verhandelt worden sei (act. 571 Frage 26; act. 562 Frage 
22; act. 564 Frage 26). Dabei sei auch versucht worden, 
den Händlern nahezulegen, einen gewissen Anteil des 
Umsatzes in Werbung zu investieren. Die Aussagen der 
Detailhändler sind diesbezüglich auch glaubwürdiger als 
diejenigen der ASCOPA-Mitglieder. Schliesslich kannte 
jedes ASCOPA-Mitglied natürlich die von ihm selbst den 
Händlern gewährten Rabatte und hatte in Bezug auf die 
eigenen Produkte aufgrund des Vergleichs mit dem ohne 
Weiteres am Markt ersichtlichen Endkundenpreis auch 
die Möglichkeit, auf die Margen des Detailhandels zu 
schliessen (angefochtene Verfügung Rz. 105). 

6.4.2.4.23 Auf die Frage, ob der Hersteller den Endver-
kaufspreis beeinflussen könne, antwortete die Händlerin 
Import, dass dies klar sei. Dies sei möglich, indem der 
Einstandspreis hoch angesetzt werde (angefochtene Ver-
fügung Rz. 515). Auch Globus, Douglas und Sun Store 
gaben an, dass eine Erhöhung eines Bruttopreises unwei-
gerlich zu einem höheren Nettopreis führen würde (ange-
fochtene Verfügung Rz. 515 mit Hinweisen auf die Befra-
gungsprotokolle). Differenzierter äusserten sich Manor 
und Marionnaud. Damit ist der Beschwerdeführerin zwar 
zuzustimmen, wenn sie sagt, die Händler seien in der Ge-
staltung ihrer Rabatte und Margen frei gewesen. Diesbe-
züglich sind indessen die tatsächlichen Verhaltensweisen 
der Händler entscheidend. Wenn diese mehrheitlich an-
geben, dass sich die Bruttopreise - wenn auch über zwei 
Lieferkettenglieder - im Sinne einer Verhandlungsgrund-
lage auswirken, spricht das aus qualitativer Sicht für die 
Erheblichkeit des Austauschs von Bruttopreislisten, so-
weit sich nicht aus den insoweit massgebenden Eigenhei-
ten des in Frage stehenden Marktes etwas anderes 
ergibt. Die Aussagen der Händler sind, da sie diejenigen 
sind, die die Preispolitik gegenüber den Endkonsumentin-
nen und Endkonsumenten festlegen, auch weitaus ent-
scheidender im Vergleich zu denjenigen der ASCOPA-
Mitglieder selbst. Ausserdem sind die Händler auch 

unbefangener, da sich die vorinstanzliche Untersuchung 
nicht gegen sie gerichtet hat. Je marktmächtiger die 
Händler sind, desto mehr Gewicht kommt ihrer Aussage 
zu, dass sie die Bruttopreise trotz Gestaltungsspielräu-
men als Verhandlungsgrundlage oder teilweise gar als 
Richtschnur verstehen. Damit entsprechen aus der Sicht 
des Gerichts die Aussagen der Mehrheit der Händler der 
tatsächlichen Situation in Bezug auf das Anreizsystem, 
dem sie ausgesetzt sind. Es erscheint demnach hinrei-
chend plausibel, dass der Austausch von Informationen 
über Bruttopreise - in den Worten von SCHNEIDER - als 
"Handlungsgrund für Marktakteure" relevant ist (vgl. 
E. 6.4.2.4.14 hiervor) und sich entsprechend auswirkt. 
Dies wiederum spricht aus qualitativer Sicht für die Erheb-
lichkeit des Austauschs von Bruttopreisen. Aufgrund die-
ses Beweisergebnisses kann auch offen bleiben, ob es 
der Vorinstanz ausserdem mit Hilfe ökonometrischer Ana-
lysen gelungen ist, eine Korrelation zwischen Bruttoprei-
sen und Endverkaufspreisen zu beweisen. 

6.4.2.4.24 Die Beschwerdeführerin macht ausserdem gel-
tend, dass die von der Vorinstanz angenommene domi-
nante Bedeutung des Preises nicht der Marktabgrenzung 
gemäss der angefochtenen Verfügung entspreche. Viel-
mehr müsse davon ausgegangen werden, dass in einem 
Luxus- bzw. Prestigemarkt dem Preis viel weniger Bedeu-
tung zukomme als im Massenmarkt, was gegen die Er-
heblichkeit des Austausches von Bruttopreisen spreche 
(vgl. Stellungnahme der Beschwerdeführerin vom 24. Au-
gust 2018 Rz. 7 f., 13). Im gleichen Sinne hat sich im vo-
rinstanzlichen Verfahren auch ein anderes ASCOPA-Mit-
glied geäussert; der Informationsaustausch habe sich nur 
auf unbedeutende Wettbewerbsparameter bezogen. Die 
Qualität, die Innovation und die Beratung seien die wah-
ren Wettbewerbsparameter (angefochtene Verfügung 
Rz. 642). Die Vorinstanz wirft der Beschwerdeführerin 
wiederum vor, sich durch dieses Argument in Wider-
spruch zu ihren Ausführungen in Bezug auf die Marktab-
grenzung zu setzen. Nachdem die Marktabgrenzung der 
Vorinstanz durch das Gericht nicht beanstandet worden 
ist (vgl. E. 5.3.5 hiervor), muss sich die Wettbewerbskom-
mission indessen gefallen lassen, dass die Beschwerde-
führerin versucht, aus der Marktabgrenzung Argumente in 
Bezug auf die qualitativen Elemente der Erheblichkeit zu 
gewinnen. 

6.4.2.4.25 Die Vorinstanz geht in ihren allgemeinen Aus-
führungen zu den qualitativen Elementen der Erheblich-
keit zutreffend davon aus, dass die Wesentlichkeit eines 
Wettbewerbsparameters je nach den Marktgegeben-hei-
ten variiert (angefochtene Verfügung Rz. 635; vgl. 
E. 6.4.2.3 hiervor). In Bezug auf den vorliegenden Fall 
stellt sie aber ohne auf die Marktgegebenheiten Bezug zu 
nehmen fest, dass der Preis ein zentraler Wettbe-
werbsparameter ist. Ausserdem betont sie in diesem Zu-
sammenhang, dass die Auswirkungen des Informations-
austausches auf den Preiswettbewerb am schlüssigsten 
dargestellt werden können (angefochtene Verfügung 
Rz. 435). MANFRED BRUHN stellt in seinem prägenden 
Werk "Marketing" fest, dass seit den 90er Jahren nicht 
(mehr) nur der bislang dominante Kosten- und Qualitäts-
wettbewerb relevant sei, sondern dass auch das rechtzei-
tige Erkennen der Umfeldveränderungen als zentrale Er-
folgsgrösse ins Bewusstsein gerückt sei (MANFRED 
BRUHN, Marketing, 14. Auflage, Wiesbaden 2019, S. 18). 
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Im vorliegenden Verfahren sind die von BRUHN beschrie-
benen Umfeldveränderungen nicht der ausschlagge-
bende Gesichtspunkt, womit vor allem das klassische 
Verhältnis von Preis- und Qualitätswettbewerb näher zu 
beleuchten ist. Nachdem die Wettbewerbskommission im 
Rahmen der Marktabgrenzung einen Luxus- und einen 
Massenmarkt abgegrenzt hat, musste sie sich die Frage 
stellen, ob dem Preiswettbewerb und damit logisch zwin-
gend auch dem Wettbewerbsparameter Preis in diesem 
Luxus- bzw. Prestigemarkt dieselbe Bedeutung zukommt 
wie im Kosmetikmassenmarkt. Denn Luxus und Prestige 
sind aus der Sicht der Marktanalyse eine (wenn auch 
nicht sich zwingend in Produkteigenschaften niederschla-
gende) Form von Qualität, womit die Bedeutung des Prei-
ses im Vergleich zum Massenmarkt abnimmt, worauf die 
Beschwerdeführerin zutreffend hinweist. Ausserdem wird 
in Bezug auf Luxus- bzw. Prestigemärkte ein nicht den 
von Preiswettbewerb geprägten Märkten entsprechendes 
Kaufverhalten beschrieben: Je höher der Preis ist, desto 
mehr wird indiziert, dass das angepriesene Produkt luxu-
riös ist (KAPFERER/BASTIEN, The Luxury Strategy, S. 74; 
MOHR, S. 89). Womöglich sähe die Konsumentin den 
Wert des Produktes aufgrund der Preissteigerung sogar 
als erhöht an (vgl. BÜTTNER/HUBER/REGIER/VOLLHARDT, 
S. 63 f.). Demzufolge hat der Preis bei der Produktewahl 
im Luxus- bzw. Prestigemarkt nicht dieselbe Bedeutung 
wie im Massenmarkt. Eine solche Kaufentscheidung kann 
auch auf dem Wunsch beruhen, sich von den anderen ab-
zugrenzen, um die Identifikation mit der eigenen Gesell-
schaftsklasse zu untermauern (Veblen-Effekt). Nach dem 
Veblen-Effekt kann die Nachfrage sogar bei einer Erhö-
hung von Preisen steigen (BÜTTNER/HUBER/REGIER/VOLL-
HARDT, S. 9, 61 ff., 66; VEBLEN, The Theory of the leisure 
class, S. 70; VEBLEN, Theorie der feinen Leute, S. 80 ff.; 
MOHR, S. 93; KAPFERER/BASTIEN, The Luxury Strategy, 
S. 74). Ebenfalls zielt der Snob-Effekt in diese Richtung 
(BÜTTNER/HUBER/REGIER/VOLLHARDT, S. 63 f.). Nach 
COCO CHANEL ist Luxus das Gegenteil von Gewöhnlich-
keit (vgl. <https://www.nur-zitate.com/zitat/453>., abgeru-
fen am 09.12.2022). Dazu passt die bereits im Rahmen 
der Marktabgrenzung getroffene Feststellung, dass Kon-
sumentinnen und Konsumenten ihr Produkt einer Luxus-
Marke bei einer Preissteigerung nicht leichthin mit einem 
Produkt des Massenmarktes substituieren (vgl. 
E. 5.3.2.4.7, 5.3.2.4.11 hiervor). Vor diesem Hintergrund 
folgerichtig hat auch ein Händler angegeben, dass er eine 
gewisse Treue zum einmal präferierten Kosmetikprodukt 
feststelle, womit weniger Rabatte notwendig seien 
(act. 579 Frage 19). Damit ist trotz der überragenden Be-
deutung des Preiswettbewerbs für die Marktwirtschaft 
(HEINEMANN, Bruttopreisabsprachen, S. 133) jeweils mit 
Blick auf den relevanten Markt zu bestimmen, welche Be-
deutung dem Preiswettbewerb im Vergleich zum (nicht 
zwingend auf Eigenschaften des Produkts selbst aufbau-
enden) Qualitätswettbewerb zukommt. Vorliegend kommt 
im Luxuskosmetikmarkt dem Preis nach dem Gesagten 
offensichtlich nicht dieselbe Bedeutung zu wie im Kosme-
tikmassenmarkt. 

6.4.2.4.26 Diese Feststellungen führen aber entgegen 
den Ausführungen der Beschwerdeführerin nicht zum 
Schluss, dass der Preis so bedeutungslos wird, dass ein 
diesen Wettbewerbsparameter (in der Form des Aus-
tauschs von Bruttopreisen) betreffender Informationsaus-
tausch qualitativ unerheblich wird, weil der Preis 

vollkommen in den Hintergrund tritt. Die Vorinstanz hält 
dazu fest, dass Luxus- bzw. Prestigekosmetikprodukte 
nicht ohne Weiteres mit im dem Sinne exklusiven Luxus-
produkten verglichen werden können, die nur für eine 
kleine Minderheit der Konsumenten erreichbar sind (an-
gefochtene Verfügung Rz. 586). Zu denken sei hier an 
Helikopter, Privatjets, Wohnungen von 400 Quadratme-
tern in der Genfer Altstadt usw. Demgegenüber geht die 
Vorinstanz davon aus, dass ein grosser Teil der Gegen-
stand des Informationsaustauschs bildenden Produkte 
aus dem Kosmetikbereich auch von Haushalten mit 
durchschnittlichem Einkommen eingekauft werden kön-
nen und auch eingekauft werden (angefochtene Verfü-
gung Rz. 586). Diese Differenzierung erweist sich als 
sachgerecht. Tatsächlich entfaltet der Vebleneffekt seine 
volle Wirkung vor allem bei Produkten, die für Haushalte 
mit durchschnittlichem Einkommen unerreichbar sind. So 
gesehen liegen die hier in Frage stehenden Produkte des 
Luxus- und Prestigekosmetikmarkts zwischen dem Mas-
senmarkt und einem Luxusmarkt in einem engen Sinne, 
der für Konsumentinnen und Konsumenten mit durch-
schnittlichem Einkommen unerreichbar ist. In diesem 
Sinne sei - die Feststellungen der Vorinstanz insoweit er-
gänzend - erwähnt, dass es auch Luxuskosmetik gibt, die 
dem Luxussegment in einem engen Sinne zuzuordnen 
ist. So wird der Duft "Imperial Majesty" von Cliff Christian 
in einem Flakon aus geschliffenem Glas angeboten, wel-
ches mit 18 Karat Gold und einer Diamanteneinlage ver-
ziert ist und zum wahrhaft stolzen Preis von 375.000 Euro 
verkauft wird (Die 5 teuersten Parfums der Welt: Bis zu 
375.000 Euro für einen Duft! | GQ Germany gq-maga-
zin.de [https://www.gq-magazin.de/body-care/artikel/die-
5-teuersten-parfums-der-welt-bis-zu-375000-euro-fur-ei-
nen-duft; zuletzt besucht am 09.12.2022). Ein derartiges 
Produkt würde auch kaum mit einem Rabatt beworben 
werden. 

6.4.2.4.27 In Bezug auf den hier zu analysierenden Lu-
xus- und Prestigekosmetikmarkt wird aus Marketingsicht 
ergänzend die Auffassung vertreten, dass gerade in Zei-
ten des wirtschaftlichen Abstieges der Kauf eines Luxus- 
bzw. Prestigekosmetikproduktes das Wohlbefinden stei-
gert (SIMONE REITBAUER, Märkte im Visier, Dekorative 
Kosmetik, SevenOne Media, März 2009, S. 3). Wie es 
sich diesbezüglich verhält, kann indessen nach dem Ge-
sagten offen bleiben. Jedenfalls ist ersichtlich, dass dem 
Preis im Luxus- und Prestigemarkt weniger Bedeutung 
zukommt als im Massenmarkt, aber mehr als in einem für 
Durchschnittseinkommen unerreichbaren Luxussegment 
in einem engen Sinne. Damit tritt der Wettbewerbs-para-
meter Preis jedenfalls nicht derart in den Hintergrund, 
dass mit dieser Begründung aus qualitativer Sicht die Er-
heblichkeit des Austauschs von Bruttopreisen verneint 
werden könnte. Wenn der Preis im Luxus- und Prestige-
markt weniger relevant ist als im Massenmarkt und ein 
Produkt aus dem Luxus- und Prestigemarkt aus Sicht der 
Endkonsumentinnen und Endkonsumenten nicht leichthin 
mit einem Produkt aus dem Massenmarkt subsituierbar 
ist, spricht dies ausserdem dafür, dass der Preiswettbe-
werb weniger intensiv ist als im Massenmarkt. Das heisst, 
es braucht im Zweifel auch weniger Verhaltenskoordina-
tion, um den verpönten Erfolg herbeizuführen, d.h. die Dy-
namiken im Marktprozess - in Bezug auf die Preise - zu 
verlangsamen (vgl. zur Dynamik als insoweit massgeben-
dem Gesichtspunkt etwa HENRIQUE SCHNEIDER, Ein Lob 
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auf die Erheblichkeit, sic! 2016, S. 319 ff., insb. S. 327). 
Immerhin haben die Händler festgehalten, dass die End-
konsumenten auf Rabatte reagieren, womit im Unter-
schied zum vom Veblen-Effekt beherrschten Luxusmarkt 
im engen Sinne eine gewisse Preissensitivität der End-
konsumentinnen und Endkonsumenten besteht. Eine Ak-
tion führt zum Beispiel dazu, dass die Endkonsumentin-
nen und Endkonsumenten gleich drei gleiche Produkte 
kaufen (act. 562 Frage 17). Damit spielt auch der in Er-
wägung 6.4.2.4.16 hiervor beschriebene "Ankereffekt" 
eine gewisse Rolle. 

6.4.2.4.28 Vorliegend entsprach der Informationsaus-
tausch der Zielsetzung von ASCOPA, eine Erosion des 
Preisgefüges ("un engrenage à la baisse") zu verhindern 
und damit das Markenimage zu schützen ("d'éviter que 
les marques soient discountées"; vgl. angefochtene Ver-
fügung Rz. 58 ff. 62 f. 69; act. 2, Beilage A 20, S. 5, Pro-
tokoll Generalversammlung vom 4. Juni 2002; act. 234, 
S. 2, Protokoll der Komitee-Sitzung vom 11. Februar 
2003). Es ging also sozusagen darum, die im Rahmen der 
Marktabgrenzung festgestellte Abgrenzung zwischen 
Massenmarkt und Luxus- bzw. Prestigemarkt aufrechtzu-
erhalten. Die ausgetauschten Bruttopreislisten wurden 
diesbezüglich als Mittel zum Zweck definiert (vgl. zum Be-
zwecken im Rahmen der Prüfung unter Art. 4 Abs. 1 KG 
E. 4.6.5.2 hiervor). Dementsprechend passen die Aussa-
gen der Händler zur Bedeutung der Bruttopreise auch in-
soweit ins Bild (E. 6.4.2.4.21 ff. hiervor). Der Austausch 
von Bruttopreislisten stärkt die Position der ASCOPA-Mit-
glieder gegenüber den Händlern, was die Beeinflussung 
der Preisbildung begünstigt. Das Bedürfnis der Branche, 
einen luxus- bzw. prestigeartigen Markt als solchen zu er-
halten, ist nachvollziehbar. Indessen ist dieser mit ande-
ren Massnahmen als Informationsaustausch ebenfalls zu 
erreichen. Zu denken ist nebst dem selektiven Vertrieb 
beispielsweise an konkrete Werbemassnahmen, wie ins-
besondere den Beizug von Stars, an Werbegeschenke 
oder an Muster (zum Austausch der Werbeinvestitionen 
vgl. E. 6.4.2.6 bzw. zum Innenwettbewerb 6.5.5 und 
6.5.6.26.6 hiernach). Soweit die Beschwerdeführerin in 
diesem Zusammenhang einen eigentlichen Rechtferti-
gungsgrund geltend machen will, ist auf die Ausführungen 
zu Art. 5 Abs. 2 KG zu verweisen (vgl. E. 6.6 hiernach). 

6.4.2.4.29 Die Rüge, dass unklar sei, ob der Wettbe-
werbsparameter Preis auch in Bezug auf den Umsatzaus-
tausch und den Austausch der Werbeinvestitionen zur 
Anwendung komme (Stellungnahme der Beschwerdefüh-
rerin vom 24. August 2018 Rz. 6), sprengt den Rahmen 
des Prüfprogramms in Bezug auf den Austausch von 
Bruttopreislisten. Hinsichtlich der ausgetauschten Um-
sätze und Werbeinvestitionen erfolgt mit Blick auf die qua-
litativen Elemente der Erheblichkeit eine separate Prü-
fung (vgl. E. 6.4.2.5 und 6.4.2.6 hiernach). 

vi.  Zwischenfazit 

6.4.2.4.30 Anhand der gemachten Ausführungen ist er-
sichtlich, dass sich die Vorinstanz bei ihrer Prüfung des 
Wettbewerbsparameters Preis mehrheitlich auf Auswir-
kungsanalysen bezogen hatte, welche nach heutigem 
Stand der Rechtsprechung entgegen der Rechtsauffas-
sung der Beschwerdeführerin nicht (mehr) Prüfungsbe-
standteil von Art. 5 Abs. 1 KG sind (vgl. E. 6.3.3 hiervor). 
Entscheidend ist vielmehr, dass sich die ebenso für das 

europäische wie für das schweizerische Kartellrecht 
(mehrheitlich) formulierte Annahme, dass die Bruttopreise 
als Verhandlungsgrundlage dienen und die Preisbildung 
beeinflussen, durch die diesbezüglichen Aussagen der 
Händler für den vorliegend zu beurteilenden Markt hinrei-
chend erhärten lässt (E. 6.4.2.4.15; 6.4.2.4.20 ff. und 
6.4.2.4.23 hiervor). Damit ist das Argument der Be-
schwerdeführerin, wonach nur der Austausch der mit den 
Händlern effektiv ausgehandelten Preise gefährlich sein 
könnte, widerlegt. Ob es der Vorinstanz im Sinne einer 
Korrelationsanalyse ausserdem gelungen ist, die Korrela-
tion zwischen Brutto- und Endkonsumentenpreisen empi-
risch nachzuweisen, kann demnach offen bleiben. Des 
Weiteren implizieren die Ausführungen der Vorinstanz, 
dass - wie im Massenmarkt - vor allem ein günstiger Preis 
die Grundlage einer Kaufentscheidung sei. Damit hat die 
Wettbewerbskommission die Besonderheiten eines lu-
xus- bzw. prestigeartigen Marktes, der nicht in gleicher 
Weise wie der Massenmarkt durch den Preiswettbewerb 
geprägt wird, vernachlässigt (vgl. E. 6.4.2.4.23 hiervor so-
wie angefochtene Verfügung Rz. 31 ff., 36 ff., 89 ff., 93 
ff.). Aber auch unter Berücksichtigung der Eigenheiten 
des Luxus- und Prestigemarkts kann entgegen der An-
sicht der Beschwerdeführerin nicht der Schluss gezogen 
werden, dass der Preis und damit dessen Bedeutung voll-
kommen in den Hintergrund tritt. Dies gilt demgegenüber 
wohl für den (für die Durchschnittskonsumentinnen und -
konsumenten unerreichbaren) Luxusmarkt im engen 
Sinne (vgl. E. 6.4.2.4.26 hiervor). Der Bruttopreislisten-
austausch ermöglichte unter den konkreten Umständen, 
dass das Verhalten der andern ASCOPA-Mitglieder bes-
ser abschätzbar (predictable) war. Im Sinne eines Ge-
samtfazits spricht insbesondere die tatsächliche Bedeu-
tung der Bruttopreise im relevanten Markt aus qualitativer 
Sicht für das Bejahen der Erheblichkeit nach Art. 5 Abs. 1 
KG bereits in Bezug auf deren Austausch, auch wenn die-
ser isoliert betrachtet wird. Dies kann jedoch mit Blick auf 
die Beurteilung der Kombination des Austauschs von 
Bruttopreisen und Umsatzdaten (vgl. E. 6.4.2.5.10) letzt-
lich offen bleiben. 

6.4.2.5 Der Austausch der Bruttoumsätze 
i.  Vorbringen der Beschwerdeführerin 

6.4.2.5.1 Die Beschwerdeführerin rügt, dass die Vo-
rinstanz hinsichtlich der ausgetauschten und aggregierten 
Umsätze keinen Wettbewerbsparameter bezeichnet habe 
(Beschwerde Rz. 78, 90, 95 f., 114, 122). Da die ausge-
tauschten Umsätze aggregiert gewesen seien, handle es 
sich nach Ansicht der Beschwerdeführerin auch nicht um 
strategisch relevante Daten (Beschwerde Rz. 96). Auch 
seien die ausgetauschten Umsätze nach Produktekate-
gorien gegliedert gewesen; sie hätten keine Rück-
schlüsse auf einzelne Produkte oder die abgesetzte 
Menge bzw. die SKU (Stock Keeping Unit) zugelassen 
(Beschwerde Rz. 90). Ebenfalls sei eine Rückrechnung 
auf die Preise durch die ausgetauschten Umsätze nicht 
möglich gewesen (Stellungnahme der Beschwerdeführe-
rin vom 24. August 2018 Rz. 9, 15). Die Vorinstanz hätte 
zudem, sofern sie konsequent ihrer eigenen Methode ge-
folgt wäre, die Korrelation zwischen den Umsätzen und 
einem relevanten Wettbewerbsparameter darlegen müs-
sen (Beschwerde Rz. 105). 
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6.4.2.5.2 Zudem meint die Beschwerdeführerin, dass der 
Umsatzaustausch ineffektiv gewesen sei. So habe die 
Beschwerdeführerin von drei (Estée Lauder, Clinique und 
Aramis) ihrer zehn Marken Informationen geliefert. Sie 
habe jedoch nie einen Beitrag von Fr. 200.- ausrichten 
müssen oder es sei ihr ein Ausschluss vom Informations-
austausch angedroht worden (Beschwerde Rz. 48 f.). 

ii.  Vorbringen der Vorinstanz 

6.4.2.5.3 Die Vorinstanz legt dar, dass die Parteien mo-
natlich, vierteljährlich und jährlich ihre Bruttoumsatzzah-
len austauschten. Die Bruttoumsatzzahlen werden auch 
"sell-in" genannt und ergeben sich aus der verkauften 
Stückzahl multipliziert mit dem Bruttoverkaufspreis. Sie 
spiegeln den Betrag wieder, den jedes ASCOPA-Mitglied 
mit dem Verkauf seiner Produkte an den Handel erzielte 
(E. 4.4.3.5.1 f. hiervor; angefochtene Verfügung Rz. 112 
ff., 116 ff. i.V.m. 18 ff., 130 ff.). 

6.4.2.5.4 Die ausgetauschten monatlichen Umsätze wur-
den ab dem Jahr 2005 - rückwirkend auf das Jahr 2004 - 
elektronisch auf der Intranetseite von ASCOPA erfasst. 
Nach den Feststellungen der Vorinstanz konnten die Um-
satzentwicklungen dank dem elektronischen Umsatzaus-
tausch abgebildet, die Marktanteile automatisch berech-
net werden und ein Umsatzvergleich konnte hinsichtlich 
der selektiv vertriebenen Marken separat auf ein Excel-
Format exportiert werden. Ausserdem war nach der Dar-
stellung der Wettbewerbskommission auch der Detaillie-
rungsgrad durch die elektronische Datenerfassung höher 
als zuvor (angefochtene Verfügung Rz. 118 f., 126, 155). 
So konnte durch den elektronischen Umsatzaustausch 
bei ASCOPA ein Zugewinn von Marktanteilen der einzel-
nen ASCOPA-Mitglieder entdeckt werden. Jene von ei-
nem Zugewinn betroffenen Marktteilnehmer hatten sich 
nach den Feststellungen der Vorinstanz wiederum gegen-
über dem Verband zu erklären (angefochtene Verfügung 
Rz. 158). Die ASCOPA-Mitglieder, welche mit Umsatzlie-
ferung säumig waren, hätten Fr. 200.- pro Marke bezah-
len müssen und ihnen habe der Ausschluss vom Informa-
tionsaustausch gedroht (angefochtene Verfügung 
Rz. 139 ff.). Schliesslich geht die Vorinstanz davon aus, 
dass die Marktanteile der ASCOPA-Mitglieder in den Jah-
ren 2004-2007 auf dem Gesamtmarkt und in den Teil-
märkten stagniert haben (angefochtene Verfügung 
Rz. 695 ff.; Abbildung 29 f.).  

6.4.2.5.5 Je nach Grösse einer Produktekategorie hat 
nach Auffassung der Vorinstanz dank der ausgetausch-
ten Bruttopreise die Möglichkeit bestanden, Umsätze bis 
auf ein einzelnes Produkt, auf eine kleinere Produkte-ka-
tegorie runterzurechnen (angefochtene Verfügung 
Rz. 148 ff.) oder auch die abgesetzte Menge bzw. die 
Stock Keeping Unit (SKU) zu ermitteln (angefochtene 
Verfügung Rz. 152, 179). So hätten sich die ASCOPA-
Mitglieder durch die ausgetauschten Umsätze ein klares 
Bild über die Marktanteile einer Marke einer Produktkate-
gorie machen können (angefochtene Verfügung Rz. 156). 
Dank dem Einblick in die Umsatzzahlen und in die Wer-
beausgaben sei es möglich gewesen, Rückschlüsse auf 
die Unternehmensstrategie der Konkurrenten zu machen 
(angefochtene Verfügung Rz. 640). 

 

 

iii. Grundlagen 

6.4.2.5.6 Nicht nur der Austausch von Informationen über 
Wettbewerbsparameter, sondern auch der Austausch 
wettbewerbssensibler Information kann kartellrechtlich 
aus qualitativer Sicht bedenklich sein (vgl. E. 4.5.3.3, 
6.4.2.3 hiervor). Bei wettbewerbssensiblen Informationen 
geht es um vertrauliche, firmenspezifische und strategi-
sche Informationen. Werden Informationen über wettbe-
werbssensible Informationen ausgetauscht, lassen sich 
diese Informationen häufig auf Wettbewerbsparameter 
zurückführen (BLATTMANN, S. 289). Umsätze bestehen 
aus dem Ergebnis der Multiplikation zweier problemati-
scher Wettbewerbsparameter (Preis mal Menge). In der 
Lehre wird dazu festgehalten, dass das allein nicht ge-
nüge, um die Kartellrechtswidrigkeit eines Informations-
austauschs zu begründen. Denn derselbe Umsatz kann 
aus hohen Preisen und einer niederen Stückmenge oder 
auch umgekehrt bestehen. Sofern sich die Menge oder 
der Preis anderweitig ermitteln lassen oder allenfalls 
Preisspannen erkennbar sein können, kann sich der Aus-
tausch von Umsätzen durchaus sensibel gestalten (WAG-
NER-VON PAPP, Marktinformationsverfahren, S. 219 ff., 
insb. S. 227 f.). Indessen lässt sich an der Beobachtung 
von Umsatzschwankungen das Verhalten der Konkurrenz 
rekonstruieren. Entscheidend sind hier auch die Um-
stände des Einzelfalles (WAGNER-VON PAPP, Marktinfor-
mationsverfahren, S. 227 f.; BLATTMANN, S. 292 f.). Ge-
mäss Rz. 86 der Horizontalleitlinien sind Umsätze als 
strategische Informationen zu werten. 

iv. Würdigung 

6.4.2.5.7 Vorliegend wurden Bruttoumsätze ausgetauscht 
(angefochtene Verfügung Rz. 112 ff.). Es geht um dieje-
nigen Umsätze, welche die ASCOPA-Mitglieder mit dem 
Verkauf an die Händler erzielten (angefochtene Verfü-
gung Rz. 112; E. 4.4.3.5 hiervor). Die vorinstanzlichen 
Feststellungen zur Art und Häufigkeit des Informations-
austauschs sind im Wesentlichen unbestritten (vgl. dazu 
insbesondere E. 6.4.1.1.4 hiervor). Ob es tatsächlich 
möglich war, bis auf ein einzelnes Produkt zurückzurech-
nen, wie die Vorinstanz behauptet, kann im Folgenden of-
fen bleiben (vgl. E. 6.4.1.3.11 hiervor). 

Die Rüge, dass die Vorinstanz hinsichtlich der ausge-
tauschten und aggregierten Umsätze keinen Wettbe-
werbsparameter bezeichnet habe (Beschwerde Rz. 78, 
90, 95 f., 114, 122), ist zwar formal betrachtet mit Blick auf 
Rz. 435 der angefochtenen Verfügung nicht offensichtlich 
unbegründet. Materiell ergibt sich indessen aus dem ar-
gumentativen Zusammenhang eindeutig, dass die Vo-
rinstanz davon ausgeht, dass ihrer Auffassung nach je-
denfalls der Wettbewerbsparameter Preis betroffen ist. 
Sie hält zwar zuerst fest, dass mittels der ausgetauschten 
Angaben verschiedene Wettbewerbsparameter beein-
flusst hätten werden können, legt sich also tatsächlich 
noch nicht fest. Da der nächste Satz aber lautet, der Preis 
sei auch im vorliegenden Fall ein zentraler Wettbe-
werbsparameter, ergibt sich aus der Lektüre des ganzen 
Abschnittes jedenfalls, dass die Vor-instanz der Überzeu-
gung ist, dass der Preis in Bezug auf den Austausch von 
Umsatzdaten ein relevanter Wettbewerbsparameter ist.  
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Demnach steht die Feststellung der Beschwerdeführerin, 
dass Marktanteile keine Wettbewerbsparameter sind (Be-
schwerde, Rz. 105 mit Fn. 28), nicht in Widerspruch zu 
den Ausführungen der Vorinstanz. Die Vorinstanz geht 
davon aus, dass der Einblick in Umsatzzahlen Rück-
schlüsse auf die Unternehmensstrategie der Konkurren-
ten zulasse (angefochtene Verfügung Rz. 640). Unbestrit-
ten ist ausserdem, dass der Beschwerdeführerin keine 
Mengenabrede im Sinne von Art. 5 Abs. 3 Bst. b KG vor-
geworfen wird, worauf die Beschwerdeführerin noch ein-
mal ausdrücklich hinweist. Indessen hält die Vorinstanz in 
Rz. 639 der angefochtenen Verfügung fest, dass der Aus-
tausch von Preis- und Mengeninformationen sowie Ge-
schäftsstrategien als problematisch eingestuft wird. Zu-
sammenfassend ergibt sich demnach, dass jedenfalls der 
Preis ausdrücklich als Wettbewerbsparameter benannt 
wird. In Bezug auf die Mengen hätte das in der angefoch-
tenen Verfügung vielleicht etwas deutlicher zum Ausdruck 
kommen können. Indessen ist das Bundesverwaltungs-
gericht so oder anders nicht an die Begründung der Vo-
rinstanz gebunden. Es kann die Beschwerde mit Blick auf 
den Grundsatz der Rechtsanwendung von Amtes wegen 
(Art. 62 Abs. 4 VwVG) auch aus anderen als den geltend 
gemachten Gründen gutheissen oder den angefochtenen 
Entscheid im Ergebnis mit einer Begründung bestätigen, 
die von jener der Vorinstanz abweicht (sog. Motivsubsti-
tution; BGE 127 II 264 E. 1b; BVGE 2009/61 E. 6.1; MO-
SER/BEUSCH/KNEUBÜHLER/KAYSER, Rz. 1.54). Jedenfalls 
hat die Beschwerdeführerin richtig verstanden, dass die 
Vorinstanz im Ergebnis zum Schluss kommt, dass der 
Austausch von Umsatzdaten wegen der Möglichkeit des 
Rückschlusses auf Geschäftsstrategien als qualitativ er-
heblich zu beurteilen ist. Ob dies zutrifft, ist im Folgenden 
zu prüfen. 

6.4.2.5.8 Die Umsätze der ASCOPA-Mitglieder wurden 
seit 2005 (rückwirkend ab 2004) auf dem Intranet von  
ASCOPA erfasst. Daher konnten die Marktanteile der  
ASCOPA-Mitglieder automatisch berechnet werden und 
es waren auch Abweichungen von bisherigen Marktantei-
len erkennbar. Nach diesem Konzept folgerichtig mussten 
sich die ASCOPA-Mitglieder hinsichtlich eines Zugewin-
nes von Marktanteilen gegenüber dem Verband allenfalls 
erklären (angefochtene Verfügung Rz. 118 f., 158). Die 
Vorinstanz geht davon aus, dass die Marktanteile mehr-
heitlich stagnierten (angefochtene Verfügung Rz. 695 ff., 
Abbildung 29 f.; vgl. E. 6.5.4.4.1 ff. hiernach). Darauf ist 
indessen im vorliegenden Zusammenhang nicht näher 
einzugehen. Jedenfalls in Kombination mit Bruttopreislis-
ten sind die Umsatzdaten von anderer Aussagekraft, als 
wenn nur die Umsatzdaten allein Gegenstand eines Infor-
mationsaustauschs sind. Ausserdem bestreitet auch die 
Beschwerdeführerin nicht, dass der Austausch von Um-
satzdaten Rückschlüsse auf Marktanteile zulässt. Den 
Umsätzen kommt zwar jedenfalls die Bedeutung eines 
Wettbewerbsparameters zu (vgl. BLATTMANN, Informati-
onsaustausch, S. 292). WAGNER-VON PAPP geht davon 
aus, dass das auch auf die Marktanteile zutrifft (WAGNER-
VON PAPP, Diss., Systematik der S. 219 ff. und insb. 
S. 228). Auch wenn nur den Mengen Wettbewerbspara-
meterqualität zukommen würde, heisst das aber nicht, 
dass die Marktanteile - im Sinne der Begründung der wett-
bewerbssensiblen Natur von Mengenangaben ohne das 
Ziel einer eigentlichen Mengenabsprache - nicht ebenfalls 
zum Thema gemacht werden können. In Ergänzung der 

vorinstanzlichen Ausführungen erscheint klar, dass die 
Marktanteile (als möglicher Gegenstand eines Informati-
onsaustauschs) als problematische Grösse erscheinen, 
da sowohl im Rahmen von Kartellen als auch von still-
schweigendem Kollusivverhalten die gegenseitige Be-
schwichtigung durch Aufrechterhalten der jeweiligen 
Marktanteile erfolgt. Die Meldung von Marktanteilen führt 
daher zu einer Minderung der Unsicherheit über die Dy-
namik des Wettbewerbs (WAGNER-VON PAPP, Diss., 
S. 228; BLATTMANN, Informationsaustausch, S. 293). Be-
sonders interessant ist dabei die Frage, ob diese Anteile 
stabil bleiben oder ob eine gewisse Dynamik festzustellen 
ist, was den ASCOPA-Mitgliedern insbesondere einen 
Hinweis geben würde, dass sich auch im Rahmen der 
Preisbildung etwas bewegen könnte (BLATTMANN, Infor-
mationsaustausch, S. 293). Demnach wurden mit den 
ausgetauschten Bruttoumsätzen wettbewerbssensible In-
formationen ausgetauscht. Vor diesem Hintergrund ist die 
Aussage der Vorinstanz, dass der Einblick in die Umsatz-
zahlen es ermöglichte, Rückschlüsse auf die Unterneh-
mensstrategie der Konkurrenten zu machen (angefoch-
tene Verfügung Rz. 640), im Ergebnis nicht zu beanstan-
den. Damit spricht der häufige Austausch von Umsatzda-
ten aus qualitativer Sicht jedenfalls in Kombination mit 
dem festgestellten Austausch von Bruttopreislisten dafür, 
die Erheblichkeit zu bejahen (vgl. E. 6.4.2.4.30 hiervor). 

6.4.2.5.9 Zudem zielt die die Rüge der Beschwerdeführe-
rin, dass sie nur bezüglich drei Marken (Aramis, Clinique 
und Estée Lauder) Umsatzdaten geliefert und sieben wei-
tere Marken vernachlässigt hatte (Beschwerde Rz. 49) 
und daher der Umsatzaustausch ineffektiv sei, da die Be-
schwerdeführerin hinsichtlich dieser sieben Marken nie 
den Betrag von Fr. 200.- ausrichten musste, an der Sache 
vorbei. In der angefochtenen Verfügung ist ersichtlich, 
dass sich die ASCOPA-Mitglieder nicht mit allen ihren 
Marken am Informationsaustausch beteiligt hatten, son-
dern nur mit denen, welche sie selber dem Luxus- bzw. 
Prestigesegment zuordneten (angefochtene Verfügung 
Rz. 473). Abbildung 8 der angefochtenen Verfügung, wel-
che die den einzelnen ASCOPA-Mitgliedern zugehörigen 
am Informationsaustausch beteiligten Marken aufzeigt, 
nennt nur drei Marken der Beschwerdeführerin (Aramis, 
Clinique und Estée Lauder). Demnach hat die Beschwer-
deführerin mit den sieben weiteren Marken gar nicht am 
Informationsaustausch teilgenommen. Deshalb ist es 
nicht erstaunlich, dass sie bezüglich die Nichtlieferung 
von Informationen dieser sieben Marken nie gebüsst 
wurde. Der Umsatzaustausch war effektiv. Die Ausfüh-
rungen der Beschwerdeführerin vermögen die gerichtli-
chen Feststellungen in Bezug auf die qualitativen Ele-
mente der Erheblichkeit nicht in Frage zu stellen. 

v.  Zwischenfazit 

6.4.2.5.10 Zusammenfassend ergibt sich, dass die aus-
getauschten Umsätze insbesondere auch als Stabilitäts-
gradmesser in Bezug auf die Marktanteile gedient haben, 
womit wettbewerbssensible Informationen vorliegen. 
Nichtlieferung von Umsatzinformationen sowie Schwan-
kungen wurden erkannt und wenn nötig thematisiert. Die-
sem Stabilitätsgradmesser kommt einerseits eine selb-
ständige Bedeutung zu, macht aber jedenfalls den Aus-
tausch von Bruttopreislisten ungleich effektiver im Ver-
gleich zum alleinigen Austausch von Bruttopreislisten. 
Damit ist aus qualitativer Sicht die Erheblichkeit 
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möglicherweise bereits in Bezug auf den häufigen Aus-
tausch von Umsatzdaten, jedenfalls aber für die vorlie-
gend festgestellte Kombination eines Informationsaus-
tauschs über Bruttopreise und Umsatzzahlen gegeben. 
Die Rügen der Beschwerdeführerin, dass die Ausführun-
gen der Vorinstanz hinsichtlich der Rückverfolgung auf 
die abgesetzte Menge oder den SKU durch die ausge-
tauschten Umsätze nicht ausreichend waren, vermögen 
die Wirkung des häufigen Austauschs von Umsatzdaten 
als Stabilitätsgradmesser nicht in Frage zu stellen. Auch 
insoweit muss die Vorinstanz nicht den Nachweis erbrin-
gen, dass die Marktanteile tatsächlich stabil geblieben 
sind. 

6.4.2.6 Der Austausch von Werbeinvestitionen 

i.   Sachverhalt 

6.4.2.6.1 Betreffend den in Bezug auf den Austauschüber 
die Werbeinvestitionen relevanten Sachverhalt, kann ins-
besondere auf die Ausführungen in den Erwägungen 
4.4.3.6 und E. 6.4.1.3.11 verwiesen werden. Zusammen-
fassend ergibt sich, dass der Austausch über die Werbe-
investitionen auf einem Formular erfasst wurde, auf wel-
chem die Produktekategorie (Pflege, Make-up, Männer- 
und Frauenparfum) und der Werbekanal (Magazine, Pla-
kate, TV etc.) neben dem Unternehmensnamen und der 
betreffenden Marke anzugeben waren. Bezüglich der ein-
zelnen Kategorien der Werbekanäle (z.B. Werbekosten 
pro verschiedene Zeitschrift) hatten die ASCOPA-Mitglie-
der wiederum detaillierte Angaben hinsichtlich der Kosten 
zu machen. Im Anschluss daran erhielten die ASCOPA-
Mitglieder eine Liste, aus welcher die Werbeinvestitionen 
der einzelnen ASCOPA-Mitglieder in Bezug zur Marke 
und zum jeweiligen Medium hervorgingen (angefochtene 
Verfügung Rz. 181 ff.). 

ii.  Vorbringen der Beschwerdeführerin 

6.4.2.6.2 Die Beschwerdeführerin rügt, dass der Aus-
tausch der Werbeinvestitionen keinen Wettbewerbspara-
meter betroffen habe (Beschwerde Rz. 77 f., 91, 114, 
122). So seien durch den Austausch der Werbeinvestitio-
nen keine künftigen Werbeaktivitäten oder künftigen Ab-
sichten hinsichtlich Marketingmassnahmen offen gelegt 
worden (Beschwerde Rz. 60, 140). Es fehle an einer Be-
gründung der Vorinstanz, weshalb der Wettbewerbspara-
meter Werbung vom Austausch über die Werbeinvestitio-
nen betroffen worden sei (Beschwerde Rz. 77, 95; Replik 
Rz. 64). 

6.4.2.6.3 So hätte die Vorinstanz nach Ansicht der Be-
schwerdeführerin die Auswirkungen des Informationsaus-
tausches auf den Wettbewerbsparameter Werbung auf-
zeigen sollen, wenn sie konsequent ihrer Methode gefolgt 
wäre (Beschwerde Rz. 105). Ebenfalls habe die Vo-
rinstanz nicht aufgezeigt, ob sich die Auswirkungen auf 
den Wettbewerb anders gestaltet hätten, wenn es keinen 
Austausch über Werbeinvestitionen gegeben hätte (Rep-
lik Rz. 94). So habe es die Vorinstanz unterlassen, zu un-
tersuchen, ob der Austausch über die Werbeinvestitionen 
zu einer Koordination der Werbeausgaben zwischen den 
ASCOPA-Mitgliedern führte (Beschwerde Rz 61). Es sei 
auch von der Vorinstanz irreführend gewesen, zu be-
haupten, dass die ASCOPA-Mitglieder die Bruttowerbein-
vestitionen in ihre Kostenanalyse miteinbeziehen hätten 

können und allenfalls die Werbekosten einer Produkte-
neuheit hätten erschliessen können (Beschwerde Rz. 56). 

iii.  Vorbringen der Vorinstanz 

6.4.2.6.4 Die Vorinstanz führt zum Austausch von Anga-
ben betreffend die Ausgaben für Werbung aus, die Kon-
kurrenten hätten nur das im Informationsaustausch ange-
gebene Werbemedium (z.B. ein Magazin) durchblättern 
müssen und es sei möglich gewesen, die Werbekosten 
eines Produktes zu eruieren (angefochtene Verfügung 
Rz. 203, 206 ff.). Anhand der ausgetauschten Brutto-
preise sei auch der Produkteerfolg hinsichtlich der Wer-
beinvestitionen erkenntlich gewesen. Diese Ergebnisse 
konnten dann die ASCOPA-Mitglieder in die Kostenana-
lyse einer Produktlancierung einfliessen lassen (ange-
fochtene Verfügung Rz. 213). 

6.4.2.6.5 Im Kontext mit den "qualitativen Kriterien" der 
Erheblichkeit legt die Vorinstanz mit Verweis auf ihre Aus-
führungen zur Marktabgrenzungen dar, dass dem Mar-
kenimage im Prestige- und Luxussegment ein hohes 
Image zukommen würde, weshalb kostenintensive Wer-
bekampagnen betrieben würden. Gemessen an den er-
zielten Umsätzen würden die Werbeausgaben der  
ASCOPA-Mitglieder für Parfums bis zu 40 %, für Pflege-
produkte bis zu 40 % und für Make-up-Produkte bis zu 
23 % betragen (angefochtene Verfügung Rz. 491 i.V.m. 
638). Bei der Prüfung des Innenwettbewerbs verweist die 
Vorinstanz auf die zentrale Funktion der Werbung und 
des Marketings in der Luxuskosmetik in allen drei Teil-
märkten (angefochtene Verfügung Rz. 770 [Parfums], 
772 [Make-up], 779 f. [Pflege]). 

iv.  Würdigung 

6.4.2.6.6 Es ist zwar der Beschwerdeführerin zuzugeste-
hen, dass sich der vorliegende Informationsaustausch 
nicht auf zukünftige Inhalte bezogen hatte (angefochtene 
Verfügung Rz. 426 f.). Jedoch kann nicht aufgrund des 
Fehlens künftiger Inhalte in Bezug auf den Informations-
austausch geschlossen werden, dass der Austausch über 
Werbeinvestitionen keinen Wettbewerbsparameter in Be-
schlag genommen hätte oder nicht sensibel wäre. In Be-
zug auf die Möglichkeit von Rückschlüssen ist festzuhal-
ten, dass die Inserate-Preise der jeweiligen Werbemedien 
den ASCOPA-Mitgliedern bekannt waren. In Kombination 
mit diesem Wissen konnten die am Informationsaus-
tausch beteiligten Wettbewerber ersehen, welche Be-
träge für die Bewerbung einer Marke bzw. Produktelinie 
ausgegeben wurden. Ob das auch in Bezug auf einzelne 
Produkte gilt, kann im vorliegenden Zusammenhang offen 
bleiben. 

6.4.2.6.7 Die Rügen, dass die Vorinstanz nicht untersucht 
habe, ob sich die Auswirkungen auf den Wettbewerb an-
ders gestaltet hätten, als wenn es keinen Austausch über 
Werbeinvestitionen gegeben hätte (Replik Rz. 94) und 
dass die Vorinstanz nicht die Koordination der Werbeaus-
gaben untersucht habe und es gar nicht möglich gewesen 
sei, die Werbekosten einer Produkteneuheit zu eruieren 
(Beschwerde Rz. 56), bewegen sich bereits im Auswir-
kungsbereich und gehen über die in Bezug auf die quali-
tativen Elemente der Erheblichkeit zu stellenden Anforde-
rungen hinaus (vgl. E. 6.3.3, 6.3.3.3.5 hiervor). 

6.4.2.6.8 Ausserdem kann der Rüge, wonach die Vo-
rinstanz nicht ausreichend begründet habe, dass der 
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Wettbewerbsparameter Werbung vom Informationsaus-
tausch betroffen sei (Beschwerde Rz. 77, 95, Replik Rz. 
64), nicht gefolgt werden. Zwar ist der Beschwerdeführe-
rin dahingehend zuzustimmen, dass die Werbung im Un-
terschied zu anderen Kosten nicht zu den klassischen 
Wettbewerbsparametern in vom Preiswettbewerb ge-
prägten Märkten gehört (BLATTMANN, S. 293). Gleichwohl 
ist sie für den Geschäftsabschluss relevant (BLATTMANN, 
S. 289). Für den Luxus- bzw. Prestigemarkt in Bezug auf 
Kosmetika ist aber nach dem in E. 6.4.2.4.25 hiervor Ge-
sagten jedenfalls von einem klassischen Wettbewerbspa-
rameter auszugehen. Betreffend die Relevanz der Wer-
bung hat die Vorinstanz im Rahmen ihrer Ausführungen 
in Bezug auf die qualitativen Elemente der Erheblichkeit 
zum Wettbewerbsparameter Werbung auf ihre Ausfüh-
rungen zur Marktabgrenzung verwiesen. Dort hat sie fest-
gehalten, dass die Werbeausgaben der ASCOPA-Mitglie-
der gemessen an den Umsätzen für Parfums bis zu 40 %, 
für Pflegeprodukte bis zu 40 % und für Make-up-Produkte 
bis zu 23 % betragen würden (angefochtene Verfügung 
Rz. 491 i.V.m. 638). Auch MÜLLER/STEWENS geht im Be-
reich der Luxuskosmetik von erheblichen Investitionen ins 
Branding aus (MÜLLER/STEWENS, S. 30). Insoweit hat die 
Vorinstanz mit ihren prozentualen Angaben die Relevanz 
des Wettbewerbsparameters Werbung fundiert begrün-
det (angefochtene Verfügung Rz. 491 i.V.m. 638). Die er-
rechneten Prozentanteile werden seitens der Beschwer-
deführerin als solche auch nicht bestritten. Ebenso wenig 
macht die Beschwerdeführerin geltend, dass der rele-
vante Markt - anders als von der Vorinstanz festgestellt - 
durch hohe Gestehungskosten geprägt sei, was wiede-
rum die Bedeutung der Werbekosten relativieren könnte. 
Bereits diese Prozentangaben lassen die Schlussfolge-
rung zu, dass der Anteil der Werbekosten an den ausge-
tauschten Umsätzen nicht nur einen beträchtlichen Anteil 
an den Marketingausgaben, sondern auch den Gesam-
tumsätzen der jeweiligen Teilmärkte in Beschlag genom-
men hat. Dies entspricht der Sache nach einer der Kern-
aussagen des Entscheids "Coty" des OLG Frankfurt am 
Main, mit welchem dieses festgehalten hat, dass das Lu-
xusimage auf Marketingaktivitäten des Herstellers beruht 
(OLG Frankfurt am Main "Coty" vom 12.07.2018 - 11 U 
96/14 [Kart], abgedruckt in NZKart 12/2018, S. 587; 
ebenso MEY, WuW 2019/2 S. 84 f.; vgl. diesbezüglich 
auch zum Coty-Urteil des EuGH E. 5.3.2.3.5 f. und 
5.3.2.4.6 ff. hiervor). Mit dem Austausch über Werbein-
vestitionen brachten die ASCOPA-Mitglieder zum Aus-
druck, wie wichtig es ihnen ist, das Luxusimage nament-
lich durch Werbung aufrechtzuerhalten. Dem entspricht 
auch der Umstand, dass die Werbung teilweise auch ein 
Thema der Verhandlungen zwischen den ASCOPA-Mit-
gliedern und den Detailhändlern war (vgl. dazu 
E. 6.4.2.4.22 hiervor). Durch den Austausch der Werbe-
investitionen weiss ein ASCOPA-Mitglied, welche Ausga-
ben seine Konkurrenten für die Werbung getätigt haben. 
Demnach sind die Werbeausgaben, die ja zentrales Ele-
ment der Luxus- bzw. Prestigekosmetik sind, besser plan-
bar. So hebt der Informationsaustausch die strategische 
Ungewissheit hinsichtlich der Werbekosten der Konkur-
rentinnen auf. Der Austausch ist nicht nur als Anreiz in 
Bezug auf die Dynamik der Konkurrenz unter den AS-
COPA-Mitgliedern betreffend die Werbeausgaben zu se-
hen, da Produktekategorien und Werbekanäle sowie Un-
ternehmensname und Marke (vgl. angefochtene 

Verfügung Rz. 182 ff.; Abbildung 10) beim Austausch 
über die Werbeinvestitionen offen gelegt wurden. Viel-
mehr hat dieser Austausch über die Werbeinvestitionen -
auch vergleichbar den Umsatzzahlen (unter Berücksichti-
gung der Rückschlüsse auf die Stabilität der Marktanteile; 
vgl. E. 6.4.2.5.8 hiervor) - die Wirkung, dass die AS-
COPA-Mitglieder generelle Schlüsse auf die Wettbe-
werbsdynamik ziehen können. Wenn sich bei den Werbe-
ausgaben etwas ändert, werden sie sich das den Kern 
des Informationsaustauschs bildende Datenmaterial zur 
Preisbildung genauer anschauen. Vor diesem Hinter-
grund ist der Vorinstanz im Ergebnis zuzustimmen, wenn 
sie festhält, dass der Nutzen des Austausches der Wer-
beausgaben nicht losgelöst vom Austausch der Preislis-
ten und Umsatzangeben betrachtet werden kann (ange-
fochtene Verfügung Rz. 225). 

6.4.2.6.9 Ebenfalls kann in diesem Sinne auch auf die 
Ausführungen zum Innenwettbewerb (vgl. ebenfalls 
E. 6.5.5 und 6.5.6.2) verwiesen werden, zu welchem sei-
tens der Vorinstanz ausgeführt wurde, in der Luxus- bzw. 
Prestigekosmetik seien die Marketingstrategien von zent-
raler Relevanz und demnach die Kenntnis über die Wer-
bekosten wichtig (angefochtene Verfügung Rz. 770 [Par-
fums], 772 [Make-up], 779 f. [Pflege]). Demzufolge kann 
der Beschwerdeführerin nicht gefolgt werden, wenn diese 
behauptet, dass die Vorinstanz eine Begründung dazu 
unterlassen hätte (Beschwerde Rz. 77, 95), dass der 
Wettbewerbsparameter Werbung durch den Austausch 
der Werbeinvestitionen betroffen worden sei. Richtig ist 
immerhin, dass diese Aussagen nicht im Rahmen der 
Ausführungen zu den qualitativen Elementen der Erheb-
lichkeit gemacht worden sind. Nach dem Gesagten ergibt 
sich, dass insbesondere die Bedeutung der Werbekosten 
für den relevanten Markt ein Indiz dafür ist, dass aus qua-
litativer Sicht von der Erheblichkeit des Austauschs über 
die Werbeausgaben auszugehen ist. Dies gilt aber jeden-
falls für die Kombination mit den bereits beschriebenen 
Elementen des Informationsaustauschs (vgl. 
E. 6.4.2.5.10 hiervor. 

v. Zwischenfazit 

6.4.2.6.10 Zusammenfassend ist festzuhalten, dass auch 
der festgestellte Austausch über die Werbeinvestitionen 
gerade mit Blick auf den in Frage stehenden Luxusmarkt 
aus qualitativer Sicht für die Erheblichkeit des Informati-
onsaustauschs spricht. Dies gilt jedenfalls in Kombination 
mit den anderen Elementen des Informationsaustauschs. 

6.4.3 Fazit zu den qualitativen Elementen der Erheb-
lichkeit 

Aufgrund der Zwischenbeurteilungen zu den einzelnen 
Elementen des Informationsaustauschs (vgl. 
E. 6.4.2.4.30, 6.4.2.5.10 und 6.4.2.6.10 hiervor) ergibt 
sich, dass es aus qualitativer Sicht naheliegt, dass die Er-
heblichkeit nach Art. 5 Abs. 1 KG jedenfalls in Bezug auf 
die die Kombination des Austauschs der Bruttopreislisten 
und desjenigen betreffend die Umsatzdaten gegeben ist. 
Das gilt umso mehr für die Kombination aller drei Ele-
mente unter Berücksichtigung der Werbeinvestitionen. 
Der Informationsaustausch erlaubt nicht nur eine Art Mo-
nitoring, mit dessen Hilfe festgestellt werden kann, ob es 
im relevanten Markt ruhig geblieben ist. Vielmehr er-
scheint es namentlich aufgrund der Aussagen der Händ-
ler auch hinreichend plausibel, dass auch dahingehend 
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ein Anreiz geschaffen worden ist, dass die Dynamik des 
Wettbewerbs für die Zukunft gebremst wird und es im re-
levanten Markt vergleichsweise ruhig bleibt (vgl. zum Be-
griff der Marktberuhigung ZIRLICK/BANGERTER, DIKE KG, 
Art. 5 N 258). Der Vorinstanz ist zuzustimmen, wenn sie 
festhält, dass der Nutzen des Austauschs der Bruttoum-
satzzahlen nicht losgelöst vom übrigen Informationsaus-
tausch betrachtet werden kann. Das gilt für jedes Element 
des Informationsaustauschs (angefochtene Verfügung 
Rz. 141, Rz. 167 und Rz. 225). Angesichts dieser gewich-
tigen Argumente für die Erheblichkeit des Informations-
austauschs aus qualitativer Sicht sind an die Erheblichkeit 
desselben aus quantitativer Sicht keine hohen Anforde-
rungen zu stellen.   

6.5 Quantitative Elemente der Erheblichkeit 
Die vorliegende Prüfung der quantitativen Elemente der 
Erheblichkeit bezieht sich auf alle Handlungen des Infor-
mationsaustausches (Austausch der Bruttopreislisten, 
Austausch der Umsatzzahlen und Austausch der Werbe-
investitionen), da sich diese Handlungen alle auf demsel-
ben Markt abspielten. Dort, wo die Teilmärkte (Pflege, 
Parfum und Make-up) von Relevanz sind, wird auf diese 
an geeigneter Stelle eingegangen. Auch betreffend die 
AGB-Empfehlungen geht es um denselben Markt, näm-
lich um den Markt der Luxus- bzw. Prestigekosmetik (vgl. 
E.8 hiernach). Im Bereich der quantitativen Elemente der 
Erheblichkeit betreffend die AGB-Empfehlungen sind je-
doch zusätzliche Aspekte zu betrachten, weshalb diesbe-
züglich eine gesonderte Prüfung erfolgt (vgl. E. 9.5 f. hier-
nach). 

6.5.1 Einleitende Bemerkungen zu den quantitativen 
Elementen der Erheblichkeit 

6.5.1.1 Die quantitativen Elemente einer Wettbewerbsbe-
einträchtigung haben die Frage zum Gegenstand, in wel-
chem Umfang der Markt von einer Wettbewerbsabrede 
erfasst wird. Je enger der Markt abgegrenzt ist, desto 
schneller erreicht die Abrede eine gewisse quantitative 
Bedeutung (BSK KG- KRAUSKOPF/SCHALLER, Art. 5 KG 
N 230 f.). Für den quantitativen Aspekt der Erheblichkeit 
bildet der Marktanteil der an der Abrede beteiligten Unter-
nehmen auf dem relevanten Markt das entscheidende 
Kriterium (BGE 129 II 18 E. 5.2.1 f. "Buchpreisbindung I"; 
Urteile des BGer in den vereinigten Verfahren 
2C_295/2021 und 2C_307/2021 E. 4.1.2.5 "Markant" und 
2C_113/2017 E. 7.3.3 "Hallenstadion-Ticketcorner; vgl. 
diesbezüglich zum Charakter einer qualifizierten Baga-
telle E. 6.3.1.4.2 hiervor). Demnach ist die Erheblichkeits-
prüfung aus quantitativer Sicht eine auf ökonomische Mo-
delle abgestützte Methode zur Bestimmung von Marktan-
teilen oder Umsätzen (BGE 143 II 297 E. 5.2.1 "Gaba"; 
Urteil des BVGer B-3938/2013 E. 16.1 "Dargaud [Suisse] 
SA"; Urteile des BVGer B-506/2010 E. 11.1.5 und 
E. 11.3.4 "Gaba"; B-463/2010 "Gebro", E. 11.1.2 und 
E. 11.3.4; vgl. MARBACH/DUCREY/WILD, Rz. 1532). Rele-
vant ist in diesem Kontext neben dem potenziellen Wett-
bewerb auch die Stellung der Marktgegenseite (BSK KG-
KRAUSKOPF/SCHALLER, Art. 5 KG N 240 f.; BORER, Art. 5 
KG N 23). Damit nicht zu verwechseln sind eigentliche 
Auswirkungen (Urteil des BVGer B-581/2012 E. 7.5.1 "Ni-
kon"; vgl. E. 6.3.3.3.6 hiervor). Das Bundesgericht hat in 
seinem Urteil "Hallenstadion-Ticketcorner" betreffend das 
Erreichen der Erheblichkeitsschwelle auf die 

Gesamtsumme des qualitativen und quantitativen As-
pekts im Sinne des Röhrensystems (BGE 143 II 297 E. 
5.2.2 "Gaba"; Urteil des BGer 2C_113/2017 E. 7.3.1, 
7.3.4 "Hallenstadion-Ticketcorner") bzw. des Sandhau-
fentheorems (ZIRLICK/BANGERTER, DIKE-KG, Art. 5 KG N 
201, 225) abgestellt (vgl. E. 6.3.2.4 hiervor). So war im 
Fall "Hallenstadion-Ticketcorner" die Erheblichkeits-
schwelle bereits mit dem von der WEKO festgestellten 
quantitativen Aspekt von unter 10 % unter Berücksichti-
gung der qualitativen Elemente insgesamt überschritten 
(Urteil des BGer 2C_113/2017 E. 7.3.3 "Hallenstadion-Ti-
cketcorner"). 

6.5.1.2 Die quantitativen Elemente der Erheblichkeit be-
inhalteten die Prüfung des Aussen- und des Innenwettbe-
werbs. Der Aussenwettbewerb (E. 6.5.4) umfasst den ak-
tuellen (E. 6.5.4.1) und den potenziellen (E. 6.5.4.5) Wett-
bewerb. Zudem wird die Stellung der Marktgegenseite ge-
prüft (E. 6.5.5; BORER, Art. 5 KG N 23; ANDREAS HEINE-
MANN/ANDREAS KELLERHALS, Wettbewerbsrecht in an 
nutshell, 2. Aufl. 2016, S. 47, nachfolgend: HEINE-
MANN/KELLERHALS, Wettbewerbsrecht in an nutshell, 2. 
Aufl.). Danach wird der Innenwettbewerb geprüft 
(E. 6.5.6). 

6.5.1.3 Beim aktuellen Wettbewerb sind die Marktanteile 
der Abredepartner auf dem Markt von Relevanz (HEINE-
MANN/KELLERHALS, Wettbewerbsrecht in an nutshell, 2. 
Aufl. S. 47). Es geht um den Marktanteil, den die an der 
Wettbewerbsabrede Beteiligten halten (BGE 129 II 18 
E. 5.2.1 "Buchpreisbindung I"; Urteil des BGer 
2C_113/2017 E. 7.3.3 "Hallenstadion-Ticketcorner"; zur 
Mittäterschaft vgl. E. 3.2.2.2.5 und 4.4.3.9.2 hiervor). So 
handelt es sich vorliegend um die Marktanteile, die alle 
ASCOPA-Mitglieder mit ihren bei ASCOPA vertretenen 
Marken gemeinsam halten und nicht um den Marktanteil 
eines einzelnen Marktteilnehmers oder einer einzelnen 
Marke. Gegebenenfalls ist auf die Teilmärkte, auf wel-
chen die Mitglieder von ASCOPA mit vom Informations-
austausch umfassten Marken aktiv sind, insbesondere 
Pflege, Parfum und Make-up, separat einzugehen. 

6.5.1.4 Die Marktmerkmale werden einerseits untenste-
hend in Erwägung 6.5.3 thematisiert, andererseits werden 
sie wiederum im Zuge der Prüfung zum aktuellen Wettbe-
werb (stagnierende Marktanteile, vgl. E. 6.5.4.4) aufge-
griffen. Ausserdem sind die massgebenden Merkmale 
des Marktes bereits im Kontext mit den Horizontalleitlinien 
und Art. 5 Abs. 1 KG thematisiert worden (vgl. E 6.3.5.6 
hiervor). 

6.5.1.5 Beim potenziellen Wettbewerb ist zu prüfen, ob 
potenzielle Wettbewerber dem Markt beitreten und ob 
dieselben einen disziplinierenden Einfluss auf die schon 
bestehenden Wettbewerber haben könnten (Urteile des 
BVGer B-3618/2013 E. 208 "Hallenstadion-Ticketcorner"; 
B-7633/2009 E. 334 "Preispolitik Swisscom ADSL II"; BO-
RER, Art. 5 KG N 24). Es geht sozusagen um potenzielle 
Konkurrenten (Urteil des BGer 2C_113/2017 E. 5.5.2 f. 
"Hallenstadion-Ticketcorner"). Die Wahrscheinlichkeit, ob 
potenzielle Wettbewerber in den Markt eintreten können, 
beurteilt sich nach ökonomischen, juristischen und fakti-
schen Marktzutrittsschranken (WEBER/VOLZ, Rz. 2.338). 

6.5.1.6 Bei der Beurteilung der Stellung der Marktgegen-
seite sind die Aspekte, aus denen sich eine besondere 
Verhandlungsposition ergibt, heranzuziehen (Urteil des 
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BGer 2C_113/2017 E. 5.5.2 "Hallenstadion-Ticketcorner"; 
WEBER/VOLZ, Rz. 2.339). In diesem Zusammenhang ist 
zu prüfen, ob die Marktgegenseite (vgl. E. 6.5.5 hiernach) 
auf die an der Abrede Beteiligten Druck ausüben kann 
(Urteil des BVGer B 3618/2013 E. 218 "Hallenstadion-Ti-
cketcorner"; BORER, Art. 5 KG N 24). 

6.5.1.7 Nach der Prüfung von Aussenwettbewerb und 
Stellung der Marktgegenseite wird der Innenwettbewerb 
geprüft (E. 6.5.6), welcher die Frage zum Gegenstand 
hat, ob trotz der geschlossenen Abrede der Wettbewerb, 
beispielweise aufgrund anderer Wettbewerbsparameter, 
unter den beteiligten Unternehmen weiterbesteht (vgl. 
BGE 129 II 18 E. 8.1 "Buchpreisbindung I"). 

6.5.2 Rügen zum Beweismass in Bezug auf die quan-
titativen Elemente der Erheblichkeit 

6.5.2.1 Bevor auf den aktuellen und auf den potenziellen 
Wettbewerb sowie auf die Stellung der Marktgegenseite 
eingegangen werden kann, ist die Rüge der Beschwerde-
führerin betreffend das Beweismass aufzugreifen. Diese 
rügt nämlich, dass die Massstäbe von "Publigroupe" 
(BGE 139 I 72 E. 8.3 "Publigroupe") betreffend die Be-
weisanforderungen auf komplexen Märkten nur für den 
Tatbestand der Marktbeherrschung gelten würden, da 
solche Fälle komplex seien. Der vorliegende Fall sei nicht 
komplex, daher sei es sachgerecht, strikte Beweisanfor-
derungen zu verlangen. Denn die erleichterten Beweisan-
forderungen von "Publigroupe" würden nicht gelten. Zu-
dem handle es sich vorliegend um einen "Leading-Case" 
in einem neuen Gebiet des Kartellrechts, der in der Zu-
kunft für schweizerische Unternehmen aller Geschäftsbe-
reiche in Bezug auf Informationsaustausch und Marktfor-
schung wegleitend sein werde. Daher seien strikte Be-
weisanforderungen umso zentraler, damit die Unterneh-
men hinsichtlich des Informationsaustausches ihr Verhal-
ten an diesem Fall ausrichten können. Denn das Urteil 
"Publigroupe" fordere, dass die "Logik der wirtschaftlichen 
Analyse und Wahrscheinlichkeit ihrer Richtigkeit" als 
"überzeugend und nachvollziehbar" erscheinen müssen. 
Vorliegend sei jedoch keine Logik ersichtlich, da die Vo-
rinstanz namentlich nicht bewiesen habe, dass ein Kau-
salzusammenhang zwischen dem Informationsaustausch 
und den angeblichen Preisentwicklungen bestand (Stel-
lungnahme zur Duplik Rz. 14). 

6.5.2.2 Betreffend das Beweismass zu komplexen Markt-
verhältnissen kann auf die Ausführungen in Erwägungen 
3.2.2.1.4 und E. 3.2.2.2.8 verwiesen werden. Ausserdem 
ist in diesem Kontext auf die Erwägungen 6.3.3.3.2 und 
6.3.3.3.6 zu verweisen, in welchen festgehalten worden 
ist, dass der Nachweis von Auswirkungen im Rahmen der 
Erheblichkeitsprüfung nicht erforderlich ist. Ergänzend ist 
darauf hinzuweisen, dass die Einschätzungen zu komple-
xen Marktverhältnissen betreffend das Beweismass der 
überwiegenden Wahrscheinlichkeit (vgl. insbesondere 
BGE 139 I 72 E. 8.3.2 "Publigroupe"; bestätigt mit BGE 
144 II 246 E. 6.4.4 "Altimum"; Urteil des BGer 
2C_113/2017 E. 5.2.6 "Hallenstadion-Ticketcorner") nicht 
nur nicht nur in Bezug auf die Feststellung der Marktbe-
herrschung oder der Marktabgrenzung, sondern letztlich 
für alle Tatbestandsmerkmale eines wettbewerbswidrigen 
Verhaltens, soweit im Einzelfall multiple Wirkungszusam-
menhänge bestehen und daher eine entsprechende Wett-
bewerbskomplexität gegeben ist, gelten (vgl. Urteile des 

BVGer B-831/2011 E. 1219 "Six"; B-807/2012 E. 8.4.4.4 
"Erne"; B-829/2012 E. 7.4.3.4 "Granella"; B-880/2012 E. 
8.4.4.4 "Umbricht"; vgl. Urteil des BVGer B-7633/2009, E. 
80, 162 "Preispolitik Swisscom ADSL II" und zum Ganzen 
E. 6.3.3.3.2 hiervor). Das bedeutet im vorliegenden Zu-
sammenhang - worauf die Beschwerdeführerin zutreffend 
hinweist - nicht, dass in Bezug etwa auf Marktanteile ge-
nerell blosse grobe Schätzungen genügen (vgl. zum 
Marktanteil der Parallelimporte Beschwerde Rz. 127 und 
E. 6.5.4.3.1 hiernach). Indessen kann der Vorinstanz 
nach dem Gesagten beispielsweise nicht der strikte Be-
weis auferlegt werden in Bezug auf die Frage, ob Pro-
dukte des Massenmarktes Produkte des Luxuskosmetik-
markts substituieren können (vgl. Beschwerde Rz. 125 
und diesbezüglich zur Marktabgrenzung E. 5.3.2 hiervor). 
Schliesslich ist festzuhalten, dass entgegen der Auffas-
sung der Beschwerdeführerin die Tatsache, dass sie sich 
vom vorliegenden Entscheid einen "leading case" erhofft 
(vgl. dazu Erwägung 1.5 hiervor), nichts am Beweismass 
ändert. 

6.5.3 Die Marktmerkmale und die quantitativen Ele-
mente der Erheblichkeit 

6.5.3.1 Vorbringen der Beschwerdeführerin 

Die Beschwerdeführerin rügt, dass die Vorinstanz - an-
ders als noch im Verfügungsantrag I (Rz. 194 ff. [vgl. auch 
Verfügungsantrag I Rz. 224-237]) - die Marktmerkmale 
nicht mehr geprüft hätte, da die Vorinstanz behauptet 
habe, dass sie nun in der angefochtenen Verfügung die 
Kollusion bewiesen habe und es daher nicht mehr not-
wendig sei, die Strukturmerkmale zu überprüfen (vgl. an-
gefochtene Verfügung Rz. 244 [vgl. auch Rz. 243], 354). 
Allerdings verkenne die Vorinstanz, dass der Markt der 
Luxuskosmetik aufgrund seiner Fragmentiertheit und sei-
ner vielfältigen Portfolios mit zahlreichen Produkten und 
verschiedenen Preisen ungeeignet für Kollusion sei. Auf-
grund dieser Marktmerkmale müssten die Beweisanfor-
derungen für Kollusion und für wettbewerbsschädliche 
Auswirkungen umso höher sein (Beschwerde Rz. 18, 24, 
94, 150).  

6.5.3.2 Vorbringen der Vorinstanz 

Die Vorinstanz ist jedoch der Ansicht, dass sie das kollu-
sive Verhalten der Wettbewerber bewiesen habe, wes-
halb sich die Prüfung der Marktmerkmale im Sinne der 
Botschaft zum Kartellgesetz von 1995 erübrige, da das 
Konzept des wirksamen Wettbewerbs jeden strukturellen 
Determinismus, wonach aufgrund statischer Struktur-
merkmale (Anzahl Firmen, Konzen-tration der Marktan-
teile etc.) zwingend auf bestimmte Verhaltensweisen oder 
Wettbewerbsergebnisse zu schliessen wäre, ablehne 
(angefochtene Verfügung Rz. 242 ff., 354; jeweils mit Hin-
weis auf Botschaft KG 1995, BBl 1995 I 468 ff., S. 513). 

6.5.3.3 Grundlagen 

6.5.3.3.1 Ein Informationsaustausch weist tendenziell 
grössere wettbewerbsrechtliche Bedenken bei oligopolis-
tischen Märkten mit stabilen Angebots- und Nachfragebe-
dingungen, mit einer hohen Marktkonzentration, mit gros-
sen Marktanteilen, mit einer homogenen Produktepalette 
sowie einer hohen Marktzutrittsschranke und einer hohen 
Markttransparenz auf. Hingegen kann ein Informations-
austauschsystem auf einem zersplitterten bzw. komple-
xen Markt sogar wettbewerbsförderlich wirken 
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(BLATTMANN, S. 301 ff.; vgl. PISCHEL/HAUSNER, Informati-
onsaustausch zwischen Wettbewerbern - Zum Stand der 
kartellrechtlichen Entwicklung, EuZW 2013, S. 500; EDEL-
MANN, S. 124 f.; Horizontalleitlinien Rz. 77, 79; Bekannt-
machungen im Versicherungsbereich Rz. 37 Lemma 6). 
Zur Beurteilung der Frage, ob ein Informationsaustausch 
wettbewerbsförderlich oder wettbewerbshinderlich ist, 
müssen die beschriebenen Kriterien nicht kumulativ vor-
liegen. Je mehr derselben allerdings gegeben sind, desto 
problematischer wird der Informationsaustausch, da Un-
sicherheiten einfacher beseitigt werden können (BLATT-
MANN, S. 300 ff.). 

6.5.3.3.2 Durch einen Informationsaustausch kann auch 
künstlich die Transparenz auf einem Markt erhöht werden 
(Horizontalleitlinien Rz. 65, 76 ff.). Die Markttransparenz 
ist als Summe der zur Verfügung stehenden Marktinfor-
mationen zu verstehen (HANS-JÜRGEN STUHR, Die kartell-
rechtliche Zulässigkeit von Marktinformationsverfahren, 
1975, S. 7). Die Unternehmen verschaffen sich Informa-
tion und demzufolge wird der Markt für sie übersichtlicher. 
So können durch einen Informationsaustausch Komplexi-
täten reduziert werden und Instabilitäten ausgeglichen 
werden (Horizontalleitlinien Rz. 77 ff.), was auch die Un-
gewissheit auf einem Markt verringert (WHISH/BAILEY, 
S. 580; EDELMANN, S. 20, 25; Horizontalleitlinien Rz. 65, 
76 ff.). Es kommt nicht nur auf die ursprünglichen Eigen-
schaften des Marktes (Konzentration, Stabilität, Komple-
xität), sondern auch darauf an, wie der Informationsaus-
tausch die Eigenschaften des Marktes verändern kann 
(Horizontalleitlinien Rz. 77). 

6.5.3.4 Würdigung 

6.5.3.4.1 Zwar hat die Vorinstanz - anders noch als im 
Verfügungsantrag I (Rz. 194 ff., 224-237) - die sogenann-
ten Marktmerkmale nicht mehr im Einzelnen geprüft, was 
sie mit dem Vorliegen ihrer ökonometrischen Studien be-
gründet. Inwiefern diesem Ansatz der Vorinstanz zu fol-
gen ist, kann offen gelassen werden. Denn die Prüfung 
der Marktmerkmale ist Teil einer Gesamtanalyse (vgl. mu-
tatis mutandis Urteil des BVGer B-3618/2013 E. 194, 
"Hallenstadion-Ticketcorner"; BLATTMANN, S. 300 f). 
Diese erfolgt im Rahmen der Prüfung der quantitativen 
Elemente der Erheblichkeit (vgl. angefochtene Verfügung 
Rz. 650 ff.). Ausserdem ist die Vorinstanz auf die Markt-
merkmale eingegangen (z.B. stagnierende Marktanteile, 
angefochtene Verfügung Rz. 694 ff.; vgl. dazu auch 
E. 6.5.4.4 hernach), auch wenn sie diese nicht explizit als 
solche bezeichnet hat. 

6.5.3.4.2 Richtig ist zunächst, wenn die Beschwerdefüh-
rerin ausführt, dass es sich beim Markt, in welchem na-
mentlich die rund 30 ASCOPA-Mitglieder aktiv sind, nicht 
um einen oligopolistischen und konzentrierten Markt han-
delt. Eine gewisse Fragmentiertheit ist demnach ohne Be-
rücksichtigung des Informationsaustauschs gegeben. In 
diesem Sinne hält auch BLATTMANN fest, dass sich ein In-
formationsaustausch bei Oligopolen in der Regel deutlich 
stärker wettbewerbsbeschränkend auswirkt (BLATTMANN, 
S. 302 mit Hinweis auf BSK KG 2010-MEINHARD/HUF-
SCHMID, Art. 6 Abs. 1 Bst. a und b KG N 169; BSK MEIN-
HARD/STEBLER/BREMER, Art. 6 Abs. 1 Bst. a und b KG 
N 152 f. und Rz 79 f. der Horizontalleitlinien). Zugleich ist 
unstrittig, dass renommierte und umsatzstarke Marken an 
diesem Informationsaustausch beteiligt waren. Dabei 

haben nach den Angaben der Vorinstanz die sechs gröss-
ten Marktteilnehmer in den Jahren 2004 und 2007 (unter 
den ASCOPA-Mitgliedern) einen Marktanteil zwischen 
57.4 und 64.6 % auf sich vereinigen können (angefoch-
tene Verfügung Rz. 697). Zudem hat in den Jahren 2004-
2007 der Marktanteil der Beschwerdeführerin allein zwi-
schen 17.08 und 18.39 % der vom Informationsaustausch 
umfassten Produkte beinhaltet (Eingabe der Beschwer-
deführerin vom 15. Februar 2016). Diese sachverhaltli-
chen Angaben sind unbestritten. Durch diese Verteilung 
der Marktanteile unter den ASCOPA-Mitgliedern - eine Art 
"Klumpenbildung" in Bezug auf die bedeutenden Player, 
darunter die Beschwerdeführerin - wird die Fragmentie-
rung wiederum relativiert. Der vorliegend zu beurteilende 
Markt ist demnach nicht in einer Weise fragmentiert, wie 
sie vielleicht aufgrund der Anzahl der an der Abrede be-
teiligten Unternehmen angenommen werden könnte. Die 
Vorinstanz geht ausserdem davon aus, dass sämtliche 
Hersteller und Distributoren des Luxus- und Prestigeseg-
ments bei ASCOPA vertreten gewesen sind. Selbst wenn 
dem nicht so gewesen sei, stehe fest, dass allfällige Nicht-
mitglieder keinen spürbaren disziplinierenden Einfluss auf 
die ASCOPA-Mitglieder gehabt hätten (angefochtene 
Verfügung Rz. 693). Darauf ist unter E. 6.5.4.2, insb. 
6.5.4.2.3 hiernach näher einzugehen. Entscheidend ins 
Gewicht fällt indessen so oder anders die Bedeutung des 
Informationsaustauschs in diesem Zusammenhang (vgl. 
dazu E. 6.5.3.3.1 f. hiervor). Bezeichnend dafür ist der 
Umstand, dass das Komitee, also der Vereinsvorstand 
von ASCOPA, grossen Wert darauf gelegt hat, möglichst 
viel Umsatz der ASCOPA-Mitglieder in seinen Reihen 
vertreten zu sehen (angefochtene Verfügung Rz. 16, 697; 
vgl. E. 6.5.4.4.3 hiernach). Das erhöht nicht nur die Ak-
zeptanz der Beschlüsse betreffend den Informationsaus-
tausch, sondern wirkt auch der Fragmentierung des Mark-
tes bewusst entgegen. Damit kommt der Fragmentierung, 
jedenfalls soweit sich diese auf die am Informationsaus-
tausch beteiligten Unternehmen bezieht, jedenfalls bei re-
duzierter Bedeutung des Preiswettbewerbs (vgl. diesbe-
züglich zu den qualitativen Elementen der Erheblichkeit 
E. 6.4.2.4 hiervor) nicht die Bedeutung zu, welche ihr die 
Beschwerdeführerin gerne beimessen würde. Sofern 
nicht aus dem Anteil des Umsatzes der ASCOPA-Mitglie-
der am insgesamt relevanten Markt oder aus der Frage 
nach möglichen Markteintritten andere Schlüsse zu zie-
hen sind (vgl. auch potenzieller Wettbewerb E. 6.5.4.5 
hiernach), führt eine gewisse Fragmentierung des rele-
vanten Marktes jedenfalls allein nicht dazu, dass die 
quantitativen Elemente der Erheblichkeit mit dieser Be-
gründung in Frage gestellt werden könnten. 

6.5.4 Aussenwettbewerb 
6.5.4.1 Aktueller Wettbewerb 

6.5.4.1.1 Die Rügen der Beschwerdeführerin hinsichtlich 
des aktuellen Wettbewerbes kreisen um vier Themenbe-
reiche: 

6.5.4.1.2 Erstens ist die Beschwerdeführerin der Ansicht, 
dass es Konkurrenten ausserhalb von ASCOPA gegeben 
hätte (Beschwerde Rz. 124 f.; vgl. E. 6.5.4.2 hiernach). 

6.5.4.1.3 Zweitens sei nach Ansicht der Beschwerdefüh-
rerin eine beachtliche Menge von Parallelimporten durch-
geführt worden. Zudem seien Direkteinkäufe aus dem 
Ausland und Tax-Free-Shops von der Vorinstanz nicht für 
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die Analyse des Aussenwettbewerbs berücksichtigt wor-
den (Beschwerde Rz. 124 f., 127; vgl. E. 6.5.4.3 hier-
nach). 

6.5.4.1.4 Drittens stellt die Beschwerdeführerin die Ana-
lyse der Vorinstanz infrage, dass es sich beim Markt der 
Luxus- bzw. Prestigekosmetik um einen leicht wachsen-
den, wohl aber eher stagnierenden Markt handelte (Rep-
lik Rz. 37, 52, 55, 92 Lemma 4 f., 99 Lemma 3; Stellung-
nahme zur Duplik Rz. 21 Lemma 8 f.; vgl. E. 6.5.4.4 hier-
nach). 

6.5.4.2 Mögliche Konkurrenten ausserhalb von ASCOPA 

i. Vorbringen der Beschwerdeführerin 

6.5.4.2.1 Die Beschwerdeführerin rügt, dass die Vo-
rinstanz weitere Konkurrenten ausserhalb von ASCOPA - 
abgesehen von zwei Konkurrenzunternehmen (Maria 
Galland und Mila d'Opiz) - nicht in die Analyse zum Aus-
senwettbewerb miteinbezogen habe (angefochtene Ver-
fügung Rz. 683-692), obwohl sie (die Beschwerdeführe-
rin) dies doch schon in Rz. 99 ihrer Stellungnahme zum 
Verfügungsantrag II vom 12. Juli 2011 (act. 715) gerügt 
hätte (Beschwerde Rz. 124). 

ii.   Vorbringen der Vorinstanz 

6.5.4.2.2 Da bereits im vorinstanzlichen Verfahren gel-
tend gemacht wurde, dass ein wirksamer Aussenwettbe-
werb bezüglich des Schweizer Luxus- bzw. Prestigekos-
metikmarktes existiert, untersuchte die Vorinstanz in der 
angefochtenen Verfügung weitere Unternehmen im Kos-
metikbereich, welche nicht zu ASCOPA gehören (ange-
fochtene Verfügung Rz. 683-693). Sie kommt zum 
Schluss, dass nur die Unternehmen Maria Galland und 
Mila d'Opiz dem Luxus- bzw. Prestigekosmetikbereich zu-
geordnet werden können. Allerdings vermögen diese bei-
den Unternehmen nach Ansicht der Vorinstanz keinen 
disziplinierenden Einfluss im Sinne eines funktionieren-
den Aussenwettbewerbs zu haben. Denn alle umsatzstar-
ken Marken seien bei ASCOPA vertreten, was auch die 
Marktanalysen von European Forecast belegen würden 
(act. 217; act. 439 Beilagen 8 und 14). Denn European 
Forecast-Analysen würden sich nur auf die Topseller in 
der Luxuskosmetik, welche alle bei ASCOPA repräsen-
tiert sind, beziehen (angefochtene Verfügung Rz. 692 f.). 

iii.  Würdigung 

6.5.4.2.3 Soweit in dieser Rüge der Beschwerdeführerin 
implizit auch eine Rüge der Verletzung des rechtlichen 
Gehörs zu sehen ist, dringt die Beschwerdeführerin mit 
dieser nicht durch. Denn die Vorinstanz nimmt in Rz. 683-
693 der angefochtenen Verfügung zu den Kosmetikunter-
nehmen Stellung, welche die Beschwerdeführerin in 
Rz. 99 ihrer Stellungnahme zum Verfügungsantrag II vom 
12. Juli 2011 (act. 715) geprüft haben will. Die Vorinstanz 
erachtet jedoch - abgesehen der Unternehmen Maria 
Galland und Mila d'Opiz - die von der Beschwerdeführerin 
aufgeführten Unternehmen nicht zum relevanten Markt 
der Luxus- bzw. Prestigekosmetik zugehörig und bestrei-
tet mit dieser Begründung deren Relevanz in Bezug auf 
den Aussenwettbewerb. Dazu passt, dass die Beschwer-
deführerin auch im Rahmen der Marktabgrenzung die 
Substituierbarkeit durch Produkte des Massenmarkts be-
hauptet hat, wobei ihr das Gericht in diesem Punkt nicht 
gefolgt ist. Soweit weitere Produkte wie diejenige der 

Linie "Dr. Hauschka" durch die Vorinstanz mit dem Hin-
weis auf andere Vertriebskanäle (Apotheken oder Droge-
rien) ausgeschieden werden (angefochtene Verfügung 
Rz. 686), ist dies durchaus nachvollziehbar. Veraltet war 
demgegenüber möglicherweise bereits im zu beurteilen-
den Zeitraum die in concreto "Body Shop"-Produkte be-
treffende, zugleich aber generell gehaltene Aussage, 
dass sich das Verleihen des "Anschein[s] von Natürlich-
keit und Nachhaltigkeit" nicht mit dem Image von Luxus 
und Prestige vertrage (angefochtene Verfügung Rz. 691). 
So oder anders ist die Argumentation der Vorinstanz, wo-
nach sich die Studien von European Forecast nur auf die 
umsatzstarken Marken beziehen, welche ohnehin bei  
ASCOPA vertreten sind, nicht zu beanstanden. Ausser-
dem gab der Präsident von ASCOPA zu Protokoll, dass 
sämtliche umsatzstarken Unternehmen bei ASCOPA ver-
treten sind (angefochtene Verfügung Rz. 683; act. 87, 
S. 2). Demnach kann ausgeschlossen werden, dass Kon-
kurrenzunternehmen - soweit solche auszumachen sind - 
einen disziplinierenden Einfluss auf die ASCOPA-Mitglie-
der im Sinne von Aussenwettbewerb nehmen können. 
Dies gilt namentlich unter der Bedingung, dass die vo-
rinstanzlichen Feststellungen betreffend stagnierende 
Marktanteile der ASCOPA-Mitglieder zutreffen, was noch 
zu prüfen sein wird (angefochtene Verfügung Rz. 695 ff., 
Abbildung 29 f.; vgl. E. 6.5.4.4 hiernach). 

6.5.4.3 Parallelimporte, Tax-Free-Shops und Einkaufs-
tourismus 

i. Vorbringen der Beschwerdeführerin 

6.5.4.3.1 Die Beschwerdeführerin bestreitet, dass die 
Schätzung der Vorinstanz, dass Parallelimporte einen 
Marktanteil von 6.7 % umfassen, korrekt sei. Denn die Vo-
rinstanz habe hierzu nur drei Auskünfte berücksichtigt. 
Auch würden zwei weitere ASCOPA-Mitglieder ebenfalls 
über Marktanteile von 6.7 % verfügen. Ausserdem wür-
den in Abbildung 30 der angefochtenen Verfügung Anga-
ben über Dior fehlen. Des Weiteren habe die Vorinstanz 
in ihrer Beurteilung den Einkaufstourismus und die 
Taxfree-Läden ausser Acht gelassen (Beschwerde 
Rz. 127). 

ii. Vorbringen der Vorinstanz 

6.5.4.3.2 Die Vorinstanz legt dar, dass Ottos, Import und 
Denner - diese Unternehmen tätigen am meisten Paralle-
limporte - gemäss eigenen Schätzungen nur wenige Pro-
zente (bzw. 3 % oder 10 %) ihrer Produkte aus dem Aus-
land parallel importieren würden (angefochtene Verfü-
gung Rz. 699). 

Die Vorinstanz führte zur Eruierung der Menge der Paral-
lelimporte eigene Berechnungen durch. Die Gesamtum-
sätze von Ottos und Denner und die Hälfte des Gesam-
tumsatzes von Import der Jahre 2007 und 2008 wurden 
dem Gesamtkosmetikmarktvolumen des Schweizeri-
schen Kosmetik- und Waschmittelverbands (SKW) ge-
genübergestellt (2007: 2.38 Mrd. Fr.; 2008: 2.43 Mrd. Fr.). 
Gemäss dem SKW würde dieses Gesamtmarktvolumen 
nur 80 % des relevanten Marktes ausmachen. Die Vo-
rinstanz setzte dieses SKW-Gesamtmarktvolumen von 
80 % zugunsten der ASCOPA-Parteien mit 100 % gleich. 
Gemäss dieser Berechnung wurden im Jahr 2007 6.2 % 
sämtlicher Produkte parallel importiert und im Jahr 2008 
waren es 6.7 % (angefochtene Verfügung Rz. 699-702). 
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Zudem würden sich die Preise im umliegenden Ausland 
nicht zu stark von den schweizerischen Preisen unter-
scheiden (angefochtene Verfügung Rz. 703). 

iii.  Würdigung 

6.5.4.3.3 Soweit die Beschwerdeführerin den relevanten 
Sachverhalt bestreitet, kann in Bezug auf das relevante 
Beweismass vorab auf die Ausführungen in E. 6.5.2.1 
verwiesen werden. Indessen kann vorliegend offen blei-
ben, ob die tatsächlichen Schwierigkeiten bei der Ermitt-
lung des Marktanteils von Parallelimporten zu einem Ver-
zicht auf den strikten Beweis führen. Es ist so oder anders 
ersichtlich, dass die 6.2-6.7 % nicht in grobem Masse von 
den Schätzungen von Ottos, Import und Denner abwei-
chen. Zudem ist es unerheblich, ob andere ASCOPA-Mit-
glieder ebenfalls über einen Marktanteil von 6.7 % verfü-
gen, da 6.7 % aufs Ganze gesehen kein grosser Anteil ist. 
Auch wenn dieser aufgrund einer gewissen Fehlerquote 
leicht höher wäre, würde das an der nachfolgenden Wür-
digung des Sachverhalts nichts ändern. Des Weiteren ist 
- entgegen der Ansicht der Beschwerdeführerin - auch 
Dior in Abbildung 30 der angefochtenen Verfügung unter 
der Bezeichnung "Parfums Christian Dior" genannt. 

6.5.4.3.4 Ausserdem stösst die Rüge der Beschwerdefüh-
rerin, dass die Vorinstanz nur drei Beurteilungen (Import, 
Ottos und Denner) vorgenommen hat, auch aus einem 
weiteren Grund ins Leere. Schon die Merkmale des Lu-
xus- bzw. Prestigekosmetikmarktes sprechen nämlich ge-
gen Parallelimporte. Mehrheitlich werden die von den  
ASCOPA-Mitgliedern gehandelten Produkte selektiv von 
geschultem Personal vertrieben. Bei Parallelimporten 
würde nebst erwünschter Unterstützung durch Werbung 
auch die Möglichkeit der Schulung entfallen (besonders 
illustrativ die Detailhändlerantwort unter act. 562, S. 3 
Frage 10). Gerade im Bereich der Luxuskosmetik sind die 
Kunden auf ihre Marke und auf ihr Produkt eher fixiert. Ein 
Unternehmen könnte es sich nicht ohne Weiteres erlau-
ben, das gewünschte Produkt aufgrund mangelnder Pa-
rallelimporte nicht im Sortiment zu führen (vgl. E. 5.3.1.3.3 
hiervor). Des Öftern erhalten die Kunden auch beim Kauf 
von Luxuskosmetika ein speziell auf ihr Produkt zuge-
schnittenes Muster, welches dann im Zuge mit Parallelim-
porten nicht mehr erhältlich wäre. Zudem gaben Import 
und Globus bei der Befragung an, dass im Parallelmarkt 
nicht grosse Mengen vorhanden sind und gerade beson-
ders nachgefragte Produkte fehlen (act. 562, S. 3 
Frage 10; act. 564 S. 3 Frage 19). Douglas, Manor und 
Marionnaud geben ausdrücklich an, fast oder ganz auf 
Parallelimporte zu verzichten (act. 569 S. 4 Frage 19; 
act. 571 S. 4 Frage 19; act. 572 S. 4 Frage 21). Sunstore 
fühlt sich durch die Abreden in Bezug auf die Werbung an 
die schweizerischen Lieferanten gebunden (act. 579 S. 5 
Frage 21). Folgerichtig bezeichnet auch European Fore-
cast in seinen Befragungen den Schweizer Markt der Lu-
xuskosmetik als einen sauberen, d.h. von wenig Paralle-
limport geprägten Markt (act. 216, S. 2). 

6.5.4.3.5 Hinsichtlich der Rüge, dass die Vorinstanz den 
Einkaufstourismus vernachlässige, sind die Wahrneh-
mungen der Detailhändler entscheidend. Diese weisen 
zwar auf eine gewisse Relevanz des Eurokurses hin, ge-
ben aber im Wesentlichen übereinstimmend an, dass sich 
die Preise der Kosmetikprodukte im umliegenden Aus-
land während der Untersuchungsperiode nicht markant 

von den schweizerischen unterschieden haben (ange-
fochtene Verfügung, Rz. 703 mit Hinweisen gemäss 
Fn. 597 nebst act. 579 S. 5 Frage 20). Das spricht - wohl 
im Unterschied zu mehr durch Preiswettbewerb gepräg-
ten Märkten - klar gegen die Attraktivität von Parallelim-
porten. Des Weiteren ist der Vorinstanz zuzustimmen (an-
gefochtene Verfügung Rz. 703), dass bei Direktversand 
aus dem Ausland Zollformalitäten und Mehrwertsteueran-
gelegenheiten zu berücksichtigen sind. Unter diesen Um-
ständen war die Vorinstanz diesbezüglich nicht zu weiter-
gehenden Untersuchungen verpflichtet. 

6.5.4.3.6 Die von der Beschwerdeführerin erwähnten 
Tax-Free-Shops bzw. Duty-Free-Shops haben zwar 
durchaus einen nicht zu vernachlässigenden Umsatz im 
Bereich des vorliegend relevanten Luxusmarkts. Indes-
sen ist dieser nur insoweit relevant, als der Durchschnitts-
konsument tatsächlich auf dieses Angebot ausweicht 
bzw. ausweichen kann. In diesem Zusammenhang ist 
erstens der Umstand von Bedeutung, dass in den Tran-
sitbereichen der Schweizer Flughäfen vor allem auch 
Kunden einkaufen, welche einen Schweizer Flughafen 
nur als Transitland betreten oder aus der Schweiz abrei-
sen. Zweitens sind die durchaus zahlreichen Konsumen-
tinnen und Konsumenten, die etwa den Flughafen Zürich 
unabhängig von einer Flugreise als Einkaufsdestination 
wählen, gerade nicht berechtigt, in einem Duty-Free-Shop 
einzukaufen. Für das fehlende Potenzial, dem ansonsten 
nicht disziplinierenden Aussenwettbewerb eine diszipli-
nierende Wirkung zu verleihen, sprechen auch die Ant-
worten der Detailhändler. Während diese sonst durchaus 
ergänzende Hinweise gemacht haben, die über die Fra-
gestellung hinausgegangen sind, ist im Rahmen der 
Frage nach der Bedeutung der Parallelimporte keinerlei 
Hinweis auf die Duty-Free-Shops gemacht worden. Daher 
ist es nachvollziehbar, dass die Vorinstanz die Tax-Free-
Shops bzw. Duty-Free-Shops nicht in die angefochtene 
Verfügung miteinbezogen hat. 

6.5.4.3.7 Anhand der gemachten Ausführungen ist er-
sichtlich, dass Parallelimporte, Tax-Free-Shops und Ein-
kaufstourismus nicht besonders ins Gewicht gefallen 
sind, weshalb auch diesbezüglich nicht von einem aktuel-
len Aussenwettbewerb mit disziplinierender Wirkung ge-
sprochen werden kann. 

6.5.4.4 Nur leicht wachsender bis stagnierender Markt 

6.5.4.4.1 Die Vorinstanz geht aufgrund der im Rahmen 
des Informationsaustauschs in den Jahren 2004-2007 
durch die ASCOPA erhobenen Umsatzdaten davon aus, 
dass es sich bei dem vom Informationsaustausch von  
ASCOPA betroffenen relevanten Markt um einen leicht 
wachsenden, wohl aber eher stagnierenden Markt han-
delt (angefochtene Verfügung Rz. 694 ff., Abbildungen 29 
f.). 

Ein stagnierender Markt weise - so die Vorinstanz jeden-
falls sinngemäss - darauf hin, dass es keine Konkurrenz 
von aussen gibt (vgl. E. 6.5.4.2 hiervor), welche einen so 
ausgeprägt disziplinierenden Einfluss hätte, dass sie 
Marktanteile von ASCOPA für sich gewinnen könnte und 
der Markt dann nicht mehr stagnierend - sondern schwan-
kend - wäre. Dies wird seitens der Beschwerdeführerin 
bestritten. 
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Im Folgenden wird zuerst auf die Begründung der ange-
fochtenen Verfügung und danach auf den Schriftenwech-
sel im Beschwerdeverfahren eingegangen. 

i. Vorbringen der Vorinstanz in der angefochtenen 
Verfügung 

6.5.4.4.2 Einerseits beruht die Begründung der Vo-
rinstanz, dass es sich um einen eher stagnierenden Markt 
handelt, auf Aussagen verschiedener Studien. European 
Forecast gab dies im Rahmen einer Befragung auch zu 
Protokoll (angefochtene Verfügung Rz. 694; act. 216, 
S. 4). 

6.5.4.4.3 Andererseits stützt sich die Vorinstanz auf ihre 
eigenen Berechnungen, welche auf den ausgetauschten 
Umsätzen, welche dem Intranet von ASCOPA zu entneh-
men waren, beruhten. Die Vorinstanz analysiert in ihren 
Berechnungen die Jahre 2004-2007. Im Jahr 2008 wurde 
der Informationsaustausch eingestellt. Die Vorinstanz 
zeigt auf, dass die sechs grössten Marktteilnehmer, die 
im fraglichen Zeitraum alle Mitglieder des ASCOPA-Vor-
stands waren, im Jahr 2004: 57.40 %, im Jahr 2005: 
60.12 %, im Jahr 2006: 64.66 % und im Jahr 2007: 
63.81 % der Marktanteile auf sich vereinigten (angefoch-
tene Verfügung Rz. 696 f., Abbildung 30). Die Beschwer-
deführerin selbst verfügte in den Jahren 2004-2007 hin-
sichtlich der drei bei ASCOPA ausgetauschten Brands 
(Aramis, Clinique und Estée Lauder) über einen an den 
Umsätzen gemessenen Marktanteil von: 17.08 % (2004); 
17.9 9 % (2005); 18.39 % (2006); 17.42 % (2007; vgl. 
Sachverhalt Bst. D.c.f hiervor). 

ii.  Vorbringen der Beschwerdeführerin 

6.5.4.4.4 Die Beschwerdeführerin bringt vor, es könne 
auch innerhalb eines stagnierenden Marktes Veränderun-
gen von Marktanteilen geben (Stellungnahme zur Duplik 
Rz. 21 Lemma 8 f.), was auch an den Marktanteilen der 
Beschwerdeführerin ersichtlich sei. Denn ihre Marktan-
teile seien nicht stabil, sondern von Schwankungen be-
troffen. So würde die Darstellung der Vorinstanz die Vola-
tilität der Marktanteile verschleiern (Beschwerde Rz. 126, 
161 Lemma 4, Replik Rz. 52). So seien auch die Markt-
anteile der Beschwerdeführerin im Parfumsegment in den 
Jahren 2004-2007 um 1.6 Prozentpunkte zurückgegan-
gen, was einem relativen Verlust von 15 % des bisherigen 
Marktanteils entspreche (Beschwerde Rz. 126, 161 
Lemma 4). Zudem würde allein die Fragmentiertheit des 
Marktes der Luxuskosmetika für Änderungen der Markt-
anteile sprechen (Replik Rz. 37). 

6.5.4.4.5 Des Weiteren sei zu beachten, dass die Be-
schwerdeführerin nur zu drei ihrer zehn Brands Informati-
onen geliefert habe (Beschwerde Rz. 161 Lemma 1). 

Nach Auffassung der Beschwerdeführerin gehören diese 
sieben nicht bei ASCOPA gemeldeten Marken ebenfalls 
zur Luxuskosmetik (act. 715, Stellungnahme zum Verfü-
gungsantrag II, Rz. 55). Zudem sei anhand der Umsatz-
zahlen der Jahresrechnung der beschwerdeführenden 
Estée Lauder GmbH in Zürich ersichtlich, dass ein kräfti-
ges Umsatzwachstum stattgefunden habe, was ebenfalls 
gegen eine Stagnierung des Marktes spreche (Replik 
Rz. 92 Lemma 5).  

iii.  Vorbringen der Vorinstanz in der Vernehmlassung 
und Duplik 

6.5.4.4.6 In ihrer Vernehmlassung entgegnet die Vo-
rinstanz, dass die Marktanteilsentwicklungen aus volks-
wirtschaftlicher Sicht und nicht aus Sicht eines einzelnen 
Unternehmens zu betrachten seien (Vernehmlassung 
Rz. 64). In ihrer Duplik ergänzt die Vorinstanz, dass die 
Umsatzzahlen der Jahresrechnung der Beschwerdefüh-
rerin, auf welche sich diese in ihrer Replik (Replik Rz. 92 
Lemma 5) bezogen hatte, auch die sieben Marken umfas-
sen würden, die nicht Gegenstand des Informationsaus-
tausches gewesen seien (Duplik Rz. 61b mit Tabelle 2). 

6.5.4.4.7 Um die Unterschiede der Umsätze des offiziel-
len Geschäftsberichtes und derjenigen Umsätze, in Be-
zug auf welche die Beschwerdeführerin Informationen an 
ASCOPA geliefert hatte (angefochtene Verfügung, Abbil-
dung 30), aufzuzeigen, stellt die Vorinstanz in Tabelle 2 
ihrer Duplik (nachfolgend abgebildet in Abbildung 2) die 
Umsatzangaben der Jahre 2004-2007 aus dem Ge-
schäftsbericht der Beschwerdeführerin den Umsatzanga-
ben der Beschwerdeführerin von ASCOPA (2004-2007) 
gegenüber. Die Vorinstanz kommt zum Schluss, dass die 
Umsätze des offiziellen Geschäftsberichtes der Be-
schwerdeführerin wesentlich stärker als jene der vom In-
formationsaustausch erfassten Marken angestiegen sind. 
Wenn es also zu einem substantiellen Umsatzwachstum 
gekommen sein sollte, wäre dies nur auf die sieben Mar-
ken der Beschwerdeführerin zurückzuführen, welche 
nicht Gegenstand des Informationsaustauschs waren 
(Duplik Rz. 61 f., Tabelle 2). Die Vorinstanz geht des Wei-
teren davon aus, dass die Differenzen zwischen den bei-
den gegenübergestellten Umsätzen der Jahre 2004-2007 
von Jahr zu Jahr angestiegen sind. Im Jahr 2004 habe 
diese Differenz 5.4 Mio. Fr. ausgemacht, wohingegen es 
im Jahr 2007 13.1 Mio. Fr. gewesen seien. Schon allein 
diese Differenzen mache eine Steigerung von 143 % aus 
(Duplik, Tabelle 2, Spalte IV und Rz. 62). Hinsichtlich der 
über den Verband ASCOPA ausgetauschten Umsätze 
berechnete die Vorinstanz allerdings in den Jahren 2004-
2007 nur eine Umsatzsteigerung von 5.5 % (89.9 Mio.-
85.2 Mio. = 4.7 Mio.; vgl. Duplik, Tabelle 2, Spalte III und 
Rz. 62). 
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iv. Vorbringen der Beschwerdeführerin in der Stel-
lungnahme zur Duplik 

6.5.4.4.8 Die Beschwerdeführerin entgegnet in ihrer Stel-
lungnahme zur Duplik, dass sie mit den Ausführungen der 
Vorinstanz zu Tabelle 2 der Duplik nicht einverstanden 
sei. Es sei von der Vorinstanz unkorrekt gewesen, nur die 
an ASCOPA gemeldeten Umsatzdaten zu verwenden. 
Denn die Umsätze der Beschwerdeführerin aus dem Ge-
schäftsbericht würden nicht auf der gleichen Berech-
nungsgrundlage wie jene von ASCOPA beruhen. Daher 
seien die an ASCOPA gemeldeten Umsatzzahlen 

ungeeignet. So habe es die Vorinstanz unterlassen, zu 
prüfen, ob sich die an ASCOPA gemeldeten Umsatzzah-
len zu einem Vergleich mit den Umsatzzahlen des Ge-
schäftsberichtes der Beschwerdeführerin eignen würden. 
Demzufolge hätte die Vorinstanz die Umsätze des Jah-
resberichtes der Beschwerdeführerin für ihre Berechnun-
gen verwenden sollen. So hätte die Vorinstanz feststellen 
können, dass auch die Gegenstand des Informationsaus-
tauschs bildenden Marken einen substantiellen Beitrag 
zum Wachstum der Umsätze beigetragen hätten (Stel-
lungnahme zur Duplik Rz. 46). 
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6.5.4.4.9 Die Beschwerdeführerin bemängelt zusätzlich, 
dass die Aussage, welche European Forecast zu Proto-
koll gegeben habe, dass der Markt der Luxuskosmetik 
zwar ein enorm kompetitiver Markt sei, aber eher stagnie-
ren würde (act. 216, S. 4), nicht stimmen würde. Diese 
Aussage decke sich auch nicht mit den Studien von Eu-
ropean Forecast (Stellungnahme zum Verfügungsantrag 
I [act. 439 Beilagen 8 und 14]; vgl. ebenfalls act. 217, Be-
richt von European Forecast betr. Schweiz von 2008). 
Denn in den Jahren 2004-2008 habe der CAGR (Com-
pound Annual Growth Rate) von European Forecast 3.9 
% betragen. Daher sei ersichtlich, dass der Schweizer 
Kosmetikmarkt während der Untersuchungsperiode stark 
gewachsen sei (RBB-Bericht 2013, S. 16). Hingegen um-
fasse der LIK Total 1.35 %, der LIK Körperpflege 0.56 % 
und der LIK Toilettenartikel 0.05 %. Demzufolge sei er-
sichtlich, dass der Luxuskosmetikmarkt stärker als die 
verschiedenen LIK gewachsen sei (Stellungnahme zur 
Duplik Rz. 44 mit Fn. 62; RBB-Bericht 2013, Beilage 1 zur 
Stellungnahe zur Duplik, Sektion 3.5, S. 17). 

v.  Würdigung hinsichtlich des Marktes der vom Infor-
mationsaustausch umfassten Produkte 

6.5.4.4.10 Zunächst ist festzuhalten, dass im vorliegen-
den Zusammenhang empirische Gesichtspunkte berück-
sichtigt werden. Der Verzicht auf die Prüfung von Auswir-
kungen (vgl. E. 6.3.3 hiervor) bedeutet keinesfalls, dass 
empirische Gesichtspunkte im Rahmen der Prüfung der 
quantitativen Elemente der Erheblichkeit nicht relevant 
sind. Mit Blick auf die Aussagen der Beschwerdeführerin 
betreffend den CAGR von 3.9 % in den Jahren 2004-2008 
ist vorab festzuhalten, dass sich die Vorinstanz in der an-
gefochtenen Verfügung im Unterschied zur Beschwerde-
führerin auf die Zeitspanne von 2004-2007 fokussiert hat, 
da der Informationsaustausch im Jahr 2008 eingestellt 
wurde (angefochtene Verfügung Rz. 696), was nachvoll-
ziehbar erscheint. Berechnet man den CAGR von Euro-
pean Forecast der Jahre 2004-2007, ergibt dies einen 
CAGR von 3.8 %, was allerdings kein grosser Unter-
schied zu dem von der Beschwerdeführerin genannten 
CAGR von 3.9 % ist. Entscheidend ist, dass weder ein 
CAGR von 3.8 % noch ein CAGR von 3.9 % ein überaus 
hohes Marktwachstum indiziert. In diesem Kontext ist 
auch zu sagen, dass der Vergleich des CAGR von Euro-
pean Forecast mit den erwähnten LIK nicht angebracht 
ist, da hierbei zwei verschiedene Dinge miteinander ver-
glichen werden. Denn im CAGR von European Forecast 
sind ausschliesslich Luxus- bzw. Prestigekosmetikgüter 
enthalten (vgl. act. 216 S. 1), wohingegen die Luxuskos-
metikgüter bei der Ermittlung für die erwähnten LIK ledig-
lich eine untergeordnete Rolle spielen. Denn die Berech-
nung des LIK stützt sich zu wesentlichen Teilen auf Güter 
des Massenmarktes (angefochtene Verfügung Rz. 526, 
Vernehmlassung Rz. 17 und Beilage 2).   

Berechnet man den CAGR jedoch direkt aus Abbildung 
30 der angefochtenen Verfügung, welche die an  
ASCOPA gemeldeten Umsätze der Jahre 2004-2007 um-
fasst, so beträgt der CAGR des ASCOPA-Gesamtmark-
tes mit Blick auf die vom Informationsaustausch erfassten 
Produkte 1.16 %. Dies zeigt auf, dass das Umsatzwachs-
tum in Bezug auf die ASCOPA-Produkte weniger stark 
war als bei den Studien von European Forecast. Die Sta-
tistiken von European Forecast sind dabei nur insoweit 
von Bedeutung, als sie als Mittel dienen, Aussagen über 

das Umsatzwachstum im relevanten Markt zu machen. 
Auch soweit die Daten von European Forecast relevant 
sind, ist darauf hinzuweisen, dass sich diese Daten nicht 
"tel-quel" für die Beurteilung des Informationsaustauschs 
bei ASCOPA eignen. So gab European Forecast zu Pro-
tokoll, dass sie nur selektiv vertriebene Marken der Lu-
xuskosmetik erfasse (act. 216, S. 1, Gesprächsprotokoll 
vom Treffen von European Forecast mit der WEKO vom 
2. Juli 2009), wohingegen bei ASCOPA auch Informatio-
nen über Marken ausgetauscht wurden, welche nicht se-
lektiv vertrieben wurden (vgl. angefochtene Verfügung 
Rz. 127 i.V.m. Abbildung 8, 483 f.; vgl. zum Selektivver-
trieb auch E. 5.3.3.4 hiervor). Daher kann die die Be-
schwerdeführerin nicht ohne Weiteres mithilfe des CAGR 
von European Forecast (3.8 %) auf ein Marktwachstum 
des ASCOPA-Marktes rückschliessen und auf diese 
Weise die Beurteilung der Vorinstanz eines leicht wach-
senden bzw. stagnierenden relevanten Marktes infrage 
stellen. 

Diese Ausführungen stehen auch damit im Einklang, dass 
die Umsätze des Geschäftsberichtes der Beschwerdefüh-
rerin (Replik Rz. 92 Lemma 5; siehe auch Duplik Ta-
belle 2) einen CAGR von 4.73 % in den Jahren 2004-2007 
aufweisen (vgl. Abbildung 2 hiervor). Dies bedeutet, dass 
das Umsatzwachstum deutlich stärker war, wenn man die 
von der Beschwerdeführerin nicht am Informationsaus-
tausch beteiligten Marken in die Berechnungen miteinbe-
zieht. Es versteht sich dabei von selbst, dass von  
ASCOPA-Mitgliedern gehaltene Produkte, die vom Infor-
mationsaustausch nicht erfasst waren, regelmässig nicht 
dieselbe disziplinierende Wirkung haben wie solche von 
Konkurrenzunternehmen. Damit braucht auch nicht weiter 
geprüft zu werden, ob es sich bei den nicht am Informati-
onsaustausch beteiligten Marken um solche des Luxus-
markts handelt. Errechnet man den CAGR hinsichtlich der 
Differenz der Umsätze der Beschwerdeführerin aus ihrem 
Schweizer Geschäftsbericht (Estée Lauder GmbH in Zü-
rich) und der Umsätze der Beschwerdeführerin, welche 
auf den vom Informationsaustausch erfassten bei  
ASCOPA eingereichten Marken beruhten (siehe Spalte IV 
in Abbildung 2 hiervor), so ergibt dies für die Jahre 2004-
2007einen CAGR von 34.37 %. In Abbildung 2 ist ersicht-
lich, dass die Umsätze, welche die Beschwerdeführerin 
bei ASCOPA eingereicht hatte, den "Löwenanteil" am 
Umsatz von Estée Lauder gemäss Schweizer Geschäfts-
bericht ausgemacht hatten. So waren es Jahr 2004 94 %. 
Im Jahr 2005 waren es 92%, im Jahr 2006 88 % und im 
Jahr 2007 87.3 %. Zwar war diese Differenz zwischen bei-
den Umsatzkategorien (Estée Lauder GmbH-Geschäfts-
bericht und Estée Lauder-Umsätze, die bei ASCOPA ein-
gereicht wurden) wachsend (in diesem Sinne auch der 
CAGR von 34,37 %), was heisst, dass sich der ASCOPA-
Anteil am Umsatz gemäss Estée Lauder-Geschäftsbe-
richt langsam verkleinerte. Daher stellt sich die Frage, ob 
diese wachsende Differenz zwischen den ASCOPA-Um-
satzzahlen der Beschwerdeführerin und den Umsatzzah-
len des Estée Lauder GmbH-Geschäftsberichts als Hin-
weis auf einen disziplinierenden Effekt auf den ASCOPA-
Gesamtmarkt interpretiert werden könnte. Dazu ist indes-
sen festzuhalten, dass - auch wenn sich die Differenz zwi-
schen dem Estée Lauder-Geschäftsbericht und dem 
Estée Lauder-Anteil am ASCOPA-Markt in den Jahren 
2004-2007 zu Gunsten des im Geschäftsbericht ausge-
wiesenen Umsatzes vergrössert hat - jedenfalls 
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ersichtlich ist, dass diese Differenz in Bezug auf den AS-
COPA-Anteil der Beschwerdeführerin vernachlässigbar 
klein ist (vgl. Abbildung 2 in E. 6.5.4.4.7 hiervor) und das 
Gesamtvolumen der nicht vom Informationsaustausch er-
fassten Estée Lauder-Produkte in der Summe zu klein ge-
blieben ist, um eine disziplinierende Wirkung entfalten zu 
können. 

Damit sind die Feststellungen der Vorinstanz im Ergebnis 
nicht zu beanstanden. Demzufolge kann offenbleiben, ob 
der vorliegend zu beurteilende Informationsaustausch 
kausal für das Stagnieren der Marktanteile war, wie dies 
die Vorinstanz behauptet (angefochtene Verfügung Rz. 
695 ff.)  

6.5.4.4.11 Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass der 
vorliegende Fall sowie die diesem Fall zugrundeliegende 
Untersuchung den Informationsaustausch, welcher über 
ASCOPA abgewickelt wurde, zum Gegenstand hat. Da-
mit stellt sich die Frage, ob das Heranziehen weiterer Da-
ten nicht über den Untersuchungsgegenstand hinaus-
geht. Denn die Vorinstanz muss sich im Rahmen einer 
gemäss Art. 27 KG eröffneten Untersuchung auf das stüt-
zen, was Untersuchungsgegenstand ist. Gemäss der Un-
tersuchungseröffnung vom 1. Dezember 2008 (act. 15; 
vgl. dazu auch die einschlägigen Medienmitteilungen 
(act. 37 f., namentlich im Bundesblatt; BBl 2008, 9197) 
wird der Austausch geschäftssensibler Informationen bei 
ASCOPA als Untersuchungsgegenstand genannt. Mit 
Blick auf die folgenden Ausführungen kann indessen of-
fen bleiben, ob die Beschwerdeführerin die Berücksichti-
gung der Zahlen gemäss ihrem Geschäftsbericht verlan-
gen kann, der auch Marken umfasst, welche nicht Gegen-
stand des Informationsaustausches waren. 

6.5.4.4.12 Auch wenn man sich auf die Umsätze des Ge-
schäftsberichtes stützt, haben die Rügen der 

Beschwerdeführerin keinen Bestand, was im Folgenden 
aufzuzeigen ist. Würde man die von der Beschwerdefüh-
rerin in den Jahren 2004-2007 an ASCOPA gelieferten 
Umsatzzahlen (angefochtene Verfügung Abbildung 30) 
durch die Umsatzzahlen der offiziellen Geschäftsberichte 
der Beschwerdeführerin in den Jahren 2004-2007 erset-
zen, wäre ersichtlich, dass das Wachstum des Marktes 
der vom Informationsaustausch umfassten Produkte wei-
terhin vernachlässigbar klein wäre. Der auf diese Art be-
rechnete CAGR würde 1.65% umfassen. Demzufolge 
hätten die Umsätze gemäss dem Geschäftsbericht gar 
keinen nennenswerten Einfluss auf das Gesamtmarkt-
wachstum des durch die im Rahmen von ASCOPA er-
fassten Produkte gebildeten Marktes. Denn der CAGR 
beträgt unter Berücksichtigung nur der vom Informations-
austausch erfassten Produkte der Beschwerdeführerin 
(die drei Marken Aramis, Clinique und Estée Lauder, vgl. 
angefochtene Verfügung Rz. 127 i.V.m. Abbildung 8) oh-
nehin insgesamt nur 1.16 %. Demnach ist ersichtlich, 
dass die Differenz von einem CAGR von 1. 65% und 1.16 
% vernachlässigbar klein ist. So wäre auch unter Zugrun-
delegung der nach Ansicht der Beschwerdeführerin mas-
sgebenden Daten ihres Geschäftsberichts der von den 
Mitgliedern von ASCOPA geprägte Markt auch mit einem 
CAGR von 1.65 % weiterhin als nur leicht wachsend bzw. 
eher stagnierend zu betrachten, was gegen einen funkti-
onierenden Aussenwettbewerb spricht. 

vi. Würdigung hinsichtlich der Teilmärkte von AS-
COPA 

6.5.4.4.13 Im Folgenden ist auf die Gliederung des Mark-
tes von ASCOPA in verschiedene Teilmärkte einzugehen. 
Daraufhin wird aufgezeigt, dass diese Teilmärkte eben-
falls weitgehend stagnierend waren, was untenstehend in 
Abbildung 3 veranschaulicht wird: 
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6.5.4.4.14 Die Vorinstanz hat den Luxus-Prestigekosme-
tikmarkt in die drei Teilmärkte Pflege, Parfum und Make-
up unterteilt (angefochtene Verfügung Rz. 498). Aller-
dings ist anhand Abbildung 29 der angefochtenen Verfü-
gung, welche die Umsätze der Teilmärkte aufgreift, er-
sichtlich, dass hier sechs Teilmärkte ("Skin Care", "Colour 
Cosmetics", "Men's non frag-lines", "Women's 
fragrances", "Men's fraglines" und "Other Products") ge-
nannt werden (vgl. auch Rz. 499 der angefochtenen Ver-
fügung, wo ausgeführt wird, dass vorliegend offen bleiben 
könne, ob eine weitergehende Unterteilung der aufge-
zählten Marktsegmente sinnvoll wäre, zumal eine weiter-
gehende Gliederung keinen Einfluss auf das Untersu-
chungsergebnis habe). Zählt man diese sechs Teilmärkte 
zusammen, entspricht dies dem "Total shipment" in Abbil-
dung 29. Das "Total shipment" kommt dem Umsatztotal 
bzw. den Gesamtumsätzen aller ASCOPA-Mitglieder in 
Abbildung 30 der angefochtenen Verfügung gleich (vgl. 
Abbildung 3 oben). 

6.5.4.4.15 Vergleicht man die sechs Teilmärkte von Ab-
bildung 29 der angefochtenen Verfügung mit den drei 
Teilmärkten Pflege, Parfum und Make-up (angefochtene 
Verfügung Rz. 498), ist ersichtlich, dass die "Colour Cos-
metics" dem Teilmarkt des Make-ups und die "Skin Care" 
dem Teilmarkt der Pflegeprodukte zuzuordnen sind. Des 
Weiteren sind die "Men's-" und "Women's fraglines" zu-
sammen dem Teilmarkt der Parfums zuzuweisen. Jedoch 
können die Kategorien "Other Products" und "Men's non 
fraglines" keinem der drei Teilmärkte zugeordnet werden. 
Allerdings nimmt die Vorinstanz in Anhang VI der ange-
fochtenen Verfügung zu den "Other Products" und "Men's 
non fraglines" Stellung und hält fest, dass diese Teil-
märkte so klein seien - sie würden nur 0.8 % und 2.5 % 
vom ASCOPA-Gesamtmarkt ausmachen -, dass sie das 
Resultat der Gesamtanalyse nicht zu beeinflussen vermö-
gen (vgl. E. 5.3.2.4.1 hiervor). Demzufolge machen diese 
beiden Kategorien "Other Products" und "Men's non frag-
lines" einen so kleinen Anteil am Gesamtmarkt der vom 
Informationsaustausch umfassten Markenprodukte aus, 
dass diese im Rahmen der Marktanalyse ohne Weiteres 
vernachlässigt werden können. So legt die Vorinstanz in 
Rz. 499 der angefochtenen Verfügung dar, dass den 
Wettbewerbsbehörden auch gar keine Beweise vorliegen 
würden, wonach die ASCOPA-Mitglieder in Bezug auf die 
Marktsegmente Zahn-, Haar- und Babypflege alle hier 
aufgezählten Informationstypen austauschten. So könne 
auch dahingestellt bleiben, ob in diesen Bereichen eine 
Unterscheidung in einen Massenmarkt und in einen Pres-
tige- bzw. Luxussegment möglich sei. Um das Umsatzto-
tal von ASCOPA bzw. das "Total Shipment" vollständig 
darzulegen, sind diese beiden kleinen Teilmärkte ("Other 
Products" und "Men's non fraglines") trotzdem in Abbil-
dung 29 aufgeführt; die Verfügung bezieht sich jedoch in 
ihrer Begründung auf die hauptsächlichen drei von der 
WEKO vertieft untersuchten Teilmärkte Pflege, Parfum 
und Make-up. 

6.5.4.4.16 Im Folgenden sind nun die CAGR bezüglich 
der Teilmärkte zu beleuchten (vgl. Abbildung 3 hiervor). 
Der CAGR der Jahre 2004-2007 der Pflegeprodukte be-
trägt 1.49 %, derjenige des Make-ups 1.15 % und derje-
nige des Parfums 0.23 % ("Men's fraglines" [0.67 %] und 
"Women's Fragrances" [-0.02 %]). Des Weiteren betrug 
der Teilmarkt der "Men's non fraglines" einen CAGR von 

7.89 %. Der CAGR der gesamten Männerkosmetik (d.h. 
"Men's non fraglines" zusammen mit den "Men's frag-
lines") macht allerdings einen CAGR von 1.61 % aus. Die 
"Other products" hingegen umfassten einen CAGR von 
20.09 %. Diese soeben beschriebenen Teilmärkte wiesen 
- mit Ausnahme der "Other products" und der "Men's non 
fraglines" - niedrige CAGR auf. Allerdings machten die 
"Other products" nur einen Anteil von 0.8 % am ASCOPA-
Gesamtmarkt aus (Anhang VI der angefochtenen Verfü-
gung); bei den "Men's non fraglines" betrug der Anteil am 
ASCOPA-Gesamtmarkt nur 2.5 %. Daher fallen die 
"Other products" und die "Men's non fraglines" nicht be-
sonders ins Gewicht. Zwar ist bei einem CAGR von 20.09 
% von einem Marktwachstum der "Other products" aus-
zugehen, was ebenfalls gegen einen verdrängenden Aus-
senwettbewerb spricht. Ergänzend ist zu sagen, dass 
man schon aus der Bezeichnung "Other products" erken-
nen kann, dass in dieser Kategorie keine Produktediffe-
renzierung angestrebt, sondern vielmehr eine schwierig 
zuzuordnende Restmenge beschrieben wird. Daher kann 
davon ausgegangen werden, dass diese im vorliegenden 
Zusammenhang als eine Art "Auffangbecken" für Pro-
dukte, welche nicht einem sonstigen Teilmarkt zuzuord-
nen waren, zu werten sind (vgl. ebenso angefochtene 
Verfügung Rz. 499). Es ist anzunehmen, dass innerhalb 
der Jahre 2004-2007 immer häufiger Informationen an 
ASCOPA gesendet wurden, welche keinem Teilmarkt zu-
zuordnen waren. Daher ist der hohe CAGR auch nicht 
verwunderlich. Was die "Men's non fraglines" betrifft, so 
können aus dem CAGR von 7.89 %" aufgrund des kleinen 
Anteils von 2.5 % am ASCOPA-Gesamtmarkt keine Aus-
sagen abgeleitet werden, da dadurch die Analyse kaum 
beeinflusst wird (vgl. angefochtene Verfügung Anhang 
VI). 

6.5.4.4.17 Gesamthaft lassen diese CAGR der Teilmärkte 
die Schlussfolgerung zu, dass der relevante Markt auch 
bei spezifischer Analyse der Teilmärkte - abgesehen von 
den den Markt nicht prägenden "Other products" und den 
"Men's non fraglines" - nur leicht wachsend bzw. eher 
stagnierend war. 

vii. Bedeutung der Marktanteile der Beschwerdeführe-
rin 

6.5.4.4.18 Die Beschwerdeführerin rügt weiter, dass es 
auch innerhalb eines stagnierenden Marktes zu Schwan-
kungen kommen könne (Stellungnahme zur Duplik Rz. 21 
Lemma 8), was die Marktanteile der Beschwerdeführerin 
betroffen habe, und dass die Vorinstanz die Volatilität der 
Marktanteile verschleiert habe, da die Marktanteile der 
Beschwerdeführerin im Parfumsegment am Gesamt-
markt in den Jahren 2004-2007 um 1.6 Prozentpunkte zu-
rückgegangen seien (Beschwerde Rz. 126, 161 Lemma 
4). Ausserdem spreche die Fragmentiertheit des Marktes 
der Luxuskosmetika für Änderungen der Marktanteile 
(Replik Rz. 37). 

6.5.4.4.19 Diesbezüglich ist - soweit sich die Beschwer-
deführerin in diesem Zusammenhang auf ihren eigenen 
Marktanteil beruft - zunächst festzuhalten, dass es ge-
mäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung um den 
Marktanteil geht, den die an einer Wettbewerbsabrede 
Beteiligten halten (BGE 129 II 18 E. 5.2.1"Buchpreisbin-
dung I"; Urteil des BGer 2C_113/2017 E. 7.3.3 "Hallensta-
dion-Ticketcorner); also um den Marktanteil, den alle  
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ASCOPA-Mitglieder gemeinsam halten und nicht um den 
Marktanteil eines einzelnen Wettbewerbers (bzw. der Be-
schwerdeführerin). Dies gilt jedenfalls für die Prüfung des 
Aussenwettbewerbs und in gleicher Weise für die soeben 
analysierten Teilmärkte. 

6.5.4.4.20 Die vorherigen Ausführungen haben aufge-
zeigt, dass der Gesamtkosmetikmarkt von ASCOPA mit 
einem CAGR (2004-2007) von 1.16 % kaum wachsend 
bis stagnierend war. Dasselbe gilt ebenfalls für die gros-
sen Teilmärkte von ASCOPA (Parfum: CAGR 0.23 %, 
Pflege: CAGR: 1.49 %, Make-up: CAGR 1.15 %; vgl. in 
Bezug auf die Teilmärkte genauer E. 6.5.4.4.13 ff. hier-
vor). Zudem ist zu beachten, dass es ausserhalb von  
ASCOPA kaum Konkurrenten im Bereich der Luxuskos-
metik gegeben hat (vgl. E. 6.5.4.2 insb. 6.5.4.2.3 hiervor), 
was alles gegen einen funktionierenden Aussenwettbe-
werb spricht. Daher ist es auch unerheblich, ob der Markt-
anteil der Beschwerdeführerin am Teilmarkt des Parfums 
schwankend war (vgl. Beschwerde Rz. 161 Lemma 4 
i.V.m. 126 sowie die angefochtene Verfügung Rz. 544), 
da es - wie soeben festgestellt - um den Marktanteil geht, 
den alle an der Wettbewerbsabrede Beteiligten halten 
(BGE 129 II 18 E. 5.2.1"Buchpreisbindung I"; Urteil des 
BGer 2C_113/2017 E. 7.3.3 "Hallenstadion-Ticketcorner). 
Demnach erweist sich die Rüge, dass die Vorinstanz die 
Volatilität der Marktanteile der Beschwerdeführerin ver-
schleiert habe, als unbegründet. 

Selbst wenn man lediglich auf die Umsatzzahlen der Be-
schwerdeführerin, welche diese bei ASCOPA eingereicht 
hat, abstellen würde, ist jedenfalls festzuhalten, dass der 
Gesamtumsatz der Beschwerdeführerin hinsichtlich der 
bei ASCOPA eingereichten Zahlen (Jahre 2004-2007) nur 
einen CAGR von 1.81 % aufwies (vgl. Abbildung 2 oben), 
weshalb der Beschwerdeführerin nicht gefolgt werden 
kann, wenn diese meint, dass die Volatilität der Marktan-
teile verschleiert worden sei. Des Weiteren kann auf die 
Ausführungen in den Erwägungen 3.2.3.2 insb. 3.2.3.2.6 
verwiesen werden. 

6.5.4.4.21 Die Tatsache, dass sowohl der Gesamtmarkt 
der vom Informationsaustausch umfassten Produkte wie 
auch dessen Teilmärkte (Parfum, Pflege und Make-up; 
genauer E. 6.5.4.4.13 ff. hiervor) leicht wachsend bis 
stagnierend waren, weist darauf hin, dass es keine nen-
nenswerte Konkurrenz ausserhalb von ASCOPA gab. An-
sonsten wäre es bei den Marktanteilen der ASCOPA-Mit-
gliedern in Bezug auf die vom Informationsaustausch um-
fassten Produkte wahrscheinlich zu Schwankungen ge-
kommen. Soweit sich die Beschwerdeführerin in diesem 
Zusammenhang auf die Fragmentiertheit des Marktes be-
ruft, kann auf die in E. 6.5.3.4.2 hiervor gemachten Aus-
führungen verwiesen werden. 

viii.  Fazit zum aktuellen Wettbewerb 

6.5.4.4.22 Zusammenfassend ergibt sich, dass das Bun-
desverwaltungsgericht den aktuellen Wettbewerb auf-
grund verschiedener Aspekte (mögliche Konkurrenten 
ausserhalb von ASCOPA; Parallelimporte, Tax-Free-
Shops und Einkaufstourismus; leicht wachsende bis stag-
nierender Markt) geprüft hat und zum Schluss kommt, 
dass nicht von einem ausreichend disziplinierenden Aus-
senwettbewerb ausgegangen werden kann. 

 

6.5.4.5 Potenzieller Wettbewerb 

6.5.4.5.1 Beim potenziellen Wettbewerb ist zu prüfen, ob 
potenzielle Wettbewerber die Möglichkeit hätten, dem 
Markt beizutreten und ob diese einen disziplinierenden 
Einfluss auf die schon bestehenden Wettbewerber ausü-
ben könnten (vgl. diesbezüglich zur marktbeherrschen-
den Stellung Urteil des BGer 2C_113/2017 E. 5.5.2 "Hal-
lenstadion-Ticketcorner" und Urteil des BVGer B-
3618/2013 E. 208 "Hallenstadion-Ticketcorner"; allge-
mein zur Erheblichkeit BORER, Art. 5 KG N 24). Die Wahr-
scheinlichkeit, dass potenzielle Wettbewerber in den 
Markt eintreten können, beurteilt sich nach ökonomi-
schen, juristischen und faktischen Marktzutrittsschranken 
(BSK KG-KRAUSKOPF/SCHALLER, Art. 5 KG N 240; WE-
BER/VOLZ, Rz. 2.338). 

i.  Vorbringen der Beschwerdeführerin 

6.5.4.5.2 Nach Ansicht der Beschwerdeführerin hat die 
Vorinstanz nicht geklärt, ob es weltweit tätige Unterneh-
men im Bereich der Luxuskosmetik gäbe, die nicht in der 
Schweiz vertreten sind (Beschwerde Rz. 128). Die Be-
schwerdeführerin meint zudem, dass schon allein die 
zahlreichen neuen Produkte beweisen würden, dass die 
Markteintrittsschranken nicht besonders hoch seien und 
deshalb ein Disziplinierungseffekt durch diese bestehe. 
Dabei sei es unerheblich, ob ein solches Produkt von ei-
nem lokalen kleinen Anbieter oder von einem weltweiten 
Konzern stamme (Beschwerde Rz. 128 f., vgl. auch 
Rz. 131). 

ii. Vorbringen der Vorinstanz 

6.5.4.5.3 Die Vorinstanz legt dar, dass nur ein bevorste-
hender Markteintritt eines neuen Unternehmens das Er-
fordernis des potenziellen Wettbewerbs erfüllen könne. 
Der Markteintritt einer neuen Marke reiche allerdings 
hierzu nicht aus. Zudem müsse eine disziplinierende Wir-
kung auf die bereits im Markt tätigen Unternehmen beste-
hen. Der potenzielle Konkurrent müsse mit hinreichender 
Wahrscheinlichkeit in absehbarer Zeit in den Markt eintre-
ten können (angefochtene Verfügung Rz. 729, 733). 

6.5.4.5.4 Die Vorinstanz meint zudem, dass die von ihr 
dargelegten Analysen zur Preisentwicklung aufzeigen 
würden, dass kein Unternehmen ausserhalb von  
ASCOPA dieser Entwicklung Einhalt gebieten konnte und 
es somit an einem disziplinierenden Einfluss einer poten-
ziellen Konkurrenz fehle (angefochtene Verfügung 
Rz. 730). Ungeachtet dessen seien jegliche weltweit täti-
gen Unternehmen der Branche der Luxuskosmetik bereits 
auf dem Schweizer Markt tätig. Während der Untersu-
chungsperiode seien keine Neueintritte oder Hinweise be-
züglich künftiger Neueintritte zu vermerken gewesen. 
Hierfür würden auch die stagnierenden Marktanteile spre-
chen. Gerade im Bereich der Luxuskosmetik, wo es sich 
um etablierte Marken handle und der Anteil an Werbekos-
ten hoch sei, sei der Eintritt eines neuen Konkurrenten 
besonders schwer. Demzufolge sei die potenzielle Kon-
kurrenz zu verneinen (angefochtene Verfügung Rz. 731 
ff. i.V.m. 491). 

iii.  Würdigung 

6.5.4.5.5 Bereits in den Erwägungen 6.3.3 und 6.3.3.3.2 
sowie 6.3.3.3.9 ist ausgeführt worden, dass die Prüfung 
eines allfälligen Kausalzusammenhangs zwischen 
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Informationsaustausch und tatsächlichen Preiserhöhun-
gen die im Rahmen der Erheblichkeitsprüfung zu stellen-
den Anforderungen überspannt. Daher ist auf die Ausfüh-
rungen der Vorinstanz, nach welchen die potenzielle Kon-
kurrenz aufgrund von Preisentwicklungen zu verneinen 
ist, im vorliegenden Kontext nicht weiter einzugehen. Je-
denfalls dringt die Beschwerdeführerin - wie im Folgenen-
den aufzuzeigen ist - mit ihren Rügen nicht durch. 

6.5.4.5.6 Die Rüge, dass die Vorinstanz nicht geklärt 
habe, ob es weltweit tätige Unternehmen gebe, die noch 
nicht in den Schweizer Markt eingetreten seien (Be-
schwerde Rz. 128), erweist sich als unbegründet. Denn 
die Vorinstanz legt dar, dass sämtliche weltweit tätigen 
Unternehmen der Branche bei ASCOPA vertreten waren 
(angefochtene Verfügung Rz. 732). Ausserdem zeigt die 
Vorinstanz auf, dass European Forecast sich nur auf die 
Topseller beziehe und bei European Forecast kein Unter-
nehmen genannt werde, das nicht Mitglied von ASCOPA 
sei (angefochtene Verfügung Rz. 693). Zudem hat die Vo-
rinstanz mit Blick auf den Aussenwettbewerb aufgrund 
der Rügen im vorinstanzlichen Verfahren weitere Unter-
nehmen geprüft (angefochtene Verfügung 683-693; vgl. 
E. 6.5.4.2.3 hiervor). Auch ist die Aussage der Vorinstanz, 
dass die stagnierenden Marktanteile gegen potenzielle 
Neueintritte sprechen würden (angefochtene Verfügung 
Rz. 734), nicht zu beanstanden. Denn das Bundesverwal-
tungsgericht erachtet den Gesamtmarkt der vom Informa-
tionsaustausch erfassten Produkte sowie dessen Teil-
märkte ebenfalls als nur leicht wachsend bis stagnierend 
(E. 6.5.4.4 hiervor). Schliesslich sind auch die Ausführun-
gen der Vorinstanz, dass bei den etablierten Marken von 
ASCOPA Neueintritte konkurrierender Unternehmen ten-
denziell unwahrscheinlich sind, richtig. Dafür spricht ei-
nerseits der hohe Werbeaufwand (vgl. angefochtene Ver-
fügung Rz. 491). Das beschränkt im Übrigen auch die 
Möglichkeiten von Nischenprodukten kleinerer Hersteller 
(vgl. zur Bedeutung derselben etwa MÜLLER/STEWENS, 
S. 30). WAGNER-VON PAPP geht sogar so weit anzuneh-
men, dass ein Restwettbewerb im Bereich der Werbung 
dazu dienen könne, den Marktzutritt von Aussenseitern 
zu verhindern (WAGNER-VON PAPP, Marktinformationssys-
teme, S. 361). Andererseits erfolgt die Kaufentscheidung 
in einem luxusartigen Markt - wie bereits erwähnt (vgl. 
E. 5.3.2.6 hiervor) - nicht in erster Linie aufgrund monetä-
rer Gründe. Daher erweist sich die Bindung an die ge-
wohnte bevorzugte Marke als relativ stark. Ein in den 
Markt neueintretendes Unternehmen dürfte es daher 
umso schwieriger haben, die Kunden eines renommierten 
Unternehmens bzw. einer bekannten Marke abzuwerben. 

iv.  Fazit 

6.5.4.5.7 Die gemachten Ausführungen lassen die 
Schlussfolgerung zu, dass aufgrund der Marktgegeben-
heiten auch kein potenzieller Wettbewerb mit hinreichen-
der Disziplinierungswirkung besteht. 

6.5.4.6 Zwischenfazit zum Aussenwettbewerb 

Zusammenfassend ergibt sich, dass nicht davon ausge-
gangen werden kann, dass ein hinreichender Aussen-
wettbewerb vorliegt. Es ist weder genügend aktueller 
noch genügend potenzieller Wettbewerb vorhanden. 

 
 

6.5.5 Stellung der Marktgegenseite 
In Bezug auf die Stellung der Marktgegenseite ist zu prü-
fen, ob die Marktgegenseite Druck auf die an der Abrede 
beteiligten Wettbewerber aus-üben kann (Urteil des 
BVGer B-3618/2013 E. 218 "Hallenstadion-Ticketcorner"; 
BORER, Art. 5 KG N 24). Sofern die Marktgegenseite 
hierzu in der Lage ist, spricht dies aus quantitativer Sicht 
gegen die Erheblichkeit (BSK KG-KRAUSKOPF/SCHALLER, 
Art. 5 KG N 241; BORER, Art. 5 KG N 24). In diesem Sinne 
hat das Bundesgericht etwa im Fall Hallenstadion-Ticket-
corner festgestellt, dass die Vorinstanz zutreffend ausge-
führt habe, dass den Veranstaltern keine besondere Ver-
handlungsmacht zukomme (Urteil des BGer 
2C_113/2017 E. 5.5.2 "Hallenstadion-Ticketcorner"). 

6.5.5.1 Vorbringen der Beschwerdeführerin 

Die Beschwerdeführerin ist der Ansicht, dass die Retailer 
als Marktgegenseite eine so starke Stellung innehaben, 
dass sie fehlenden aktuellen und potenziellen Wettbe-
werb ausgleichen können. Die Vorinstanz habe selbst ge-
sagt, dass die Händler in der Gestaltung der Rabattkon-
ditionen eigenständig seien. Zudem habe die Vorinstanz 
nicht untersucht, ob die Detailhändler die Bruttopreise mit 
Rabatten kompensieren konnten. Schliesslich habe die 
Vorinstanz gar nicht die mit den Händlern ausgehandel-
ten Preise untersucht (Beschwerde Rz. 130). 

6.5.5.2 Vorbringen der Vorinstanz 

6.5.5.2.1 Um die Stellung der Marktgegenseite, also die 
Nachfragemacht, zu untersuchen, stellt die Vorinstanz die 
Unternehmen auf Hersteller- bzw. Distributorenseite - das 
sind die ASCOPA-Mitglieder - den Unternehmen auf 
Retailerseite einander gegenüber: 

Auf Hersteller- und Distributorenseite nennt die Vo-
rinstanz Unternehmen, die ASCOPA-Mitglieder sind 
(Estée Lauder [Beschwerdeführerin], Beiersdorf, Chanel, 
Clarins, Coty, Dior, L'Oréal, Procter & Gamble und 
Wodma 41). Diese machen ungefähr 80-85 % des rele-
vanten Marktes aus (angefochtene Verfügung Rz. 743). 

Die Marktgegenseite vereinigt sechs bedeutende Retailer 
(Coop [Import], Douglas, Manor, Marionnaud, Migros 
[Globus], Almavita mit Sunstore und Jelmoli) sowie die 
Beauty Alliance. Diese vereinigen ebenfalls 80-85 % der 
Marktanteile auf sich. Die Beauty Alliance ist eine Aktien-
gesellschaft mit rund 110 Mitgliedern. Es sind rechtlich 
selbständige Parfümerien, Apotheken und Drogerien (an-
gefochtene Verfügung Rz. 744). 

6.5.5.2.2 Nach Ansicht der Vorinstanz sind auf beiden 
Seiten grosse Unternehmen tätig. Die Grösse der Um-
sätze würde keine Rückschlüsse auf die Marktstärken der 
beiden Marktgegenseiten zulassen (angefochtene Verfü-
gung Rz. 746). So wäre gemäss der Vorinstanz die Ver-
handlungsmacht der ASCOPA-Mitglieder (Hersteller- und 
Distributorenseite) durch die Marken mit einem grossen 
Renommee gestärkt. Denn die Retailer seien darauf an-
gewiesen, diese Marken in ihrem Portfolio zu halten. 
Trotzdem sei nicht zu vernachlässigen, dass man auch 
gewissen Retailern durch die Möglichkeit der Ausgestal-
tung der Rabattkonditionen und der Freiheit in der Gestal-
tung der Produkteplatzierung eine gewisse Autonomie zu- 
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sprechen könne. Da jedoch die Retailer nicht in der Lage 
seien, das Kollusionsergebnis zu destabilisieren, könne 
den Retailern gemäss der Vorinstanz keine (die quantita-
tiven Elemente der Erheblichkeit in Frage stellende) Ver-
handlungsmacht zugesprochen werden (angefochtene 
Verfügung Rz. 747 ff., 753 f.). 

6.5.5.3 Würdigung 

6.5.5.3.1 Zunächst ist festzuhalten, dass die Ausführun-
gen der Vorinstanz losgelöst von der Frage zu prüfen 
sind, ob der Informationsaustausch effektive Kollusion 
zwischen den ASCOPA-Mitgliedern zur Folge oder tat-
sächliche Auswirkungen im Sinne einer Kausalität zwi-
schen Informationsaustausch und Preiserhöhungen ge-
habt hat. Dass die Vorinstanz dargelegt hat, dass beide 
Marktgegenseiten (die ASCOPA Mitglieder und die Retai-
ler) in prozentualer Hinsicht über die gleiche Marktstärke 
verfügen (80-85 %) und demzufolge die Marktstärke 
keine Aussagen hinsichtlich der Position der Marktgegen-
seite zulässt, ist nicht zu beanstanden (angefochtene Ver-
fügung Rz. 743 ff.). Zwar haben die Retailer die Möglich-
keit, eigene Rabatte zu gewähren. Zudem sind sie in der 
Positionierung der Produkte in ihren Geschäften frei (an-
gefochtene Verfügung Rz. 753). Jedoch sind die Retailer 
ebenfalls vom starken Markenportfolio der ASCOPA-Mit-
glieder abhängig, da sie einem hohen Anreiz dahinge-
hend ausgesetzt sind, zumindest deren bekannteste Mar-
ken im Sortiment zu haben (vgl. E. 5.3.1.4 hiervor). Indes-
sen kann auch im vorliegenden Zusammenhang offen 
bleiben, ob ein gewisser Anteil bzw. welche der in Frage 
stehenden Kosmetika als eigentliche "must-in-stock"-Pro-
dukte zu qualifizieren sind (vgl. ZÄCH, in: SIWR V/2 
S. 148). Entscheidend ist aber vor allem der Umstand, 
dass die Retailer zwar - worauf die Beschwerdeführerin 
zutreffend hinweist - insbesondere frei sind in Bezug auf 
die gegenüber den Endkonsumenten gewährten Rabatte. 
Das Gericht hat indessen im Rahmen der Prüfung der 
qualitativen Elemente der Erheblichkeit gestützt auf Aus-
sagen der Händler festgestellt, dass sich die Bruttopreise 
faktisch im Sinne einer Verhandlungsgrundlage ausge-
wirkt haben (vgl. dazu E. 6.4.2.4.28 hiervor). Damit ver-
fügten die Retailer nicht über eine genügend starke Stel-
lung, wie dies die Beschwerdeführerin behauptet. 

6.5.5.4 Fazit 

Die gemachten Ausführungen lassen in Übereinstimmung 
mit den Feststellungen der Vorinstanz die Schlussfolge-
rung zu, dass die Marktgegenseite (Retailer) nicht über 
eine Stellung verfügte, die hinreichend stark gewesen 
wäre, um den ungenügenden Aussenwettbewerb im 
Sinne einer hinreichend disziplinierenden Wirkung zu 
kompensieren. Das gilt bereits ohne Berücksichtigung 
des Informationsaustauschs. 

6.5.6 Innenwettbewerb 
Beim Innenwettbewerb geht es darum, ob der Wettbe-
werb zwischen den an der Vereinbarung Beteiligten trotz 
der geschlossenen Abrede aufgrund anderer Wettbe-
werbsparameter weiterbesteht (BGE 129 II 18 E. 8.1 
"Buchpreisbindung I"; BSK KG-KRAUSKOPF/SCHALLER, 
Art. 5 KG N 237; AMSTUTZ/CARRON/REINERT, in: Commen-
taire romand, Art. 5 KG N 61). 

6.5.6.1 Vorbringen der Beschwerdeführerin und der Vo-
rinstanz 

6.5.6.1.1 Die Beschwerdeführerin rügt, dass nicht allein 
der hohe Preis das ausschlaggebende Kriterium in der 
Luxuskosmetik sei. Wettbewerb könne gerade in der Lu-
xus- bzw. Prestigekosmetik auch aufgrund von Qualität, 
Werbung, Service, Forschung und Entwicklung, Marke-
ting und Produkteeinführung und kreierten Brands spielen 
(Beschwerde Rz. 134; Replik Rz. 80). Produktequalität 
und Innovation könnten auch einen Einfluss auf den Markt 
haben (Stellungnahme zur Duplik Rz. 22 Lemma 8). 

6.5.6.1.2 Vorliegend ist hauptsächlich das Verständnis 
des Begriffs der "Innovation" umstritten. Nach Ansicht der 
Beschwerdeführerin ist die grosse Anzahl von neuen Pro-
dukten, welche sogar die Vorinstanz anerkenne, ein Be-
weis für funktionierenden Innenwettbewerb. Dementspre-
chend verstehe die Vorinstanz den Begriff der "Innova-
tion" falsch (Beschwerde Rz. 132). 

6.5.6.1.3 Nach dem Gesagten ist das Verständnis des 
Begriffs "Innovation" der Vorinstanz zu beleuchten: Nach 
Ansicht der Vorinstanz (vgl. angefochtene Verfügung 
Rz. 762 f.), beruht der Begriff "Innovation" auf der Defini-
tion in der europäischen Verordnung zur Errichtung des 
Europäischen Innovations- und Technologieinstitutes 
(Verordnung zur Errichtung des Europäischen Innovati-
ons- und Technologieinstituts (EG) Nr. 294/2008 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2008, ABl. L 97/1 vom 9. April 2004). Gemäss Art. 2 Ziff. 1 
dieser Verordnung umschreibe Innovation den Prozess, 
auch die Ergebnisse dieses Prozesses, bei dem neue 
Ideen hervorgebracht werden, die auf gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Bedürfnisse ausgerichtet sind, so dass 
daraus neue Produkte, Dienstleistungen oder Geschäfts- 
und Organisationsmodelle entstehen, die erfolgreich in 
bestehende Märkte eingeführt werden oder die Schaffung 
neuer Märkte ermöglichen. 

6.5.6.1.4 Ausserdem ist nach Ansicht der Vorinstanz die 
medizinische Forschung von der Forschung in der Kos-
metikbranche zu trennen (angefochtene Verfügung 
Rz. 775 ff.). 

6.5.6.1.5 Die Beschwerdeführerin geht hingegen davon 
aus, dass der Begriff der "Innovation" aus wettbewerbs-
rechtlicher Sicht anders zu verstehen ist: Innovation sei 
dann gegeben, wenn ein neu lanciertes Produkt die bis-
herigen Produkte in einem relevanten Markt konkurren-
ziere. Dies ungeachtet der Frage, ob eine neue Techno-
logie verwendet werde oder nicht und ob das Produkt auf 
medizinischer oder kosmetischer Forschung beruhe. So 
habe die Beschwerdeführerin zwei neue Produktelinien 
eingeführt. Da die Vorinstanz ja sogar selbst eingestan-
den habe, dass neue Produkte im Markt von ASCOPA 
eingeführt wurden, anerkenne sie das Vorliegen von In-
novation (Beschwerde Rz. 132). Demzufolge sei von ei-
nem funktionierenden Innenwettbewerb auszugehen. 

6.5.6.1.6 In der angefochtenen Verfügung befasst sich die 
Vorinstanz in Bezug auf die Prüfung des Innenwettbe-
werbs mit der Frage, ob nicht der Wettbewerb aufgrund 
des Wettbewerbsparameters Innovation weiterbestehen 
könnte. Sie untersucht hierzu die drei Teilproduktmärkte 
(Parfum, Make-up und Pflege): 

6.5.6.1.6.1 So ist die Einführung eines neuen Parfums 
nach Ansicht der Vorinstanz keine Innovation. Es handle 
sich hier nur um die Differenzierung bestehender 
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Produkte. Die Popularität eines neuen Duftes würde von 
den Konsumenten subjektiv empfunden. Gemäss einem 
Parteigutachten würden weltweit vier grosse Hersteller - 
Givaudan, International Flavours & Fragrances (IFF), Fir-
menich und Symrise - 90 % der Düfte herstellen und der 
Rest der Düfte würde von kleineren Unternehmen herge-
stellt, woraus ersichtlich ist, dass die Düfte mehrheitlich 
eingekauft werden. Von den zehn erfolgreichsten Parfüm-
herstellern - wozu auch die ASCOPA-Mitglieder Puig, die 
Beschwerdeführerin, LVMH (Dior), P&G, Coty und 
L'Oréal gehören - kreierten einzig Chanel und Hermès 
ihre eigenen Duftessenzen. Zudem würden keine voll-
kommen neuen Produkte, sondern Markenfamilien ge-
schaffen (z.B. "Davidoff Cool Water" bzw. "Davidoff Cool 
Water Deep"), was den Neuerungscharakter eines Pro-
duktes schmälere. Zudem stehe es aufgrund der stabilen 
Marktanteile nach Ansicht der Vorinstanz fest, dass die 
Einführung eines neuen Parfums keine Innovation sei. Da 
Angaben betreffend die Werbeinvestitionen ausgetauscht 
wurden, könne nicht bezüglich des Wettbewerbsparame-
ters Werbung von einem funktionierenden Innenwettbe-
werb gesprochen werden (angefochtene Verfügung 
Rz. 766-771). 

6.5.6.1.6.2 Hinsichtlich des Teilmarktes des Make-ups 
merkt die Vorinstanz an, dass die wichtigsten Erfindungen 
schon sehr alt seien (die Erfindung des kussfesten Lip-
penstiftes [1949] und die Verwendung von glänzenden 
Pigmenten von Muschelschalen für Lidschatten [1970-
1990]). Zwar seien mineralbasierende Make-up-Produkte 
im 21. Jahrhundert hinzugekommen. Wenn auch dies für 
einen gewissen Neuerungswert der Produkte sprechen 
würde, könne dies nicht mit einer Innovation gleichgesetzt 
werden, da auch im Make-up-Markt die Marketingstrate-
gie eine zentrale Rolle gespielt habe (angefochtene Ver-
fügung Rz. 772). 

6.5.6.1.6.3 Hinsichtlich der Pflegeprodukte meint die Vo-
rinstanz, dass dieselben von den medizinischen Heilmit-
teln abzugrenzen seien. So würden Kosmetikprodukte 
gemäss Art. 35 LGV dazu dienen, Teile des Körpers zu 
reinigen, zu parfümieren, deren Aussehen zu verändern 
oder den Körpergeruch zu beeinflussen oder um sie zu 
schützen oder in gutem Zustand zu halten. Im Gegensatz 
dazu würden Arzneimittel gemäss dem Heilmittelgesetz 
der Erkennung, Verhütung oder Behandlung von Krank-
heiten, Verletzungen und Behinderungen dienen. Die me-
dizinischen Forschungsresultate der Dermatologie kön-
nen nicht ohne Weiteres der Luxus-Kosmetikindustrie zu-
gerechnet werden. Auch sei in der Schweiz die Verwen-
dung von zulässigen Inhaltstoffen von Kosmetikprodukten 
und UV-Filtersubstanzen auf Verordnungsstufe geregelt 
(Verordnung des EDI vom 23. November 2005 über kos-
metische Mittel, aVKos SR 817.023.31; die aVKos wurde 
am 16. Dezember 2016 revidiert). Wenn sich die For-
schung auf diese Vorgaben auf Verordnungsstufe be-
ziehe, richte sie sich nach vorgegebenen Kriterien, wel-
che nicht einer Innovation in der Kosmetikindustrie gleich-
kommen würden. Die Kosmetikindustrie sei ein nachgela-
gerter Anwender dieser Resultate. Demzufolge sei ihre 
Tätigkeit nicht innovativ. Die wahrgenommene Qualität ei-
nes Kosmetik-Pflegeproduktes hänge von der Werbung 
ab (angefochtene Verfügung 773-780). 

6.5.6.1.7 Aufgrund der gemachten Ausführungen schloss 
die Vorinstanz, dass zwar eine relativ grosse Anzahl von 

Produkten neu eingeführt wurde, dies aber nicht mit Inno-
vation gleichzusetzen sei. Der Wettbewerbsparameter 
Werbung sei durch den Austausch von Werbeausgaben 
eingeschränkt worden. Somit vermögen neue Produkte-
lancierungen den Umstand des Informationsaustausches 
nach Ansicht der Vorinstanz nicht zu kompensieren (an-
gefochtene Verfügung Rz. 781). 

6.5.6.1.8 Die Beschwerdeführerin ist jedoch anderer Mei-
nung. Ihrer Ansicht nach, ist es falsch zu behaupten, dass 
der Informationsaustausch den Wettbewerbsparameter 
Werbung eingeschränkt habe und dass die Marktanteile 
stagnierten, da Beweise, dass kein Innenwettbewerb vor-
liege, ausgeblieben seien (Beschwerde Rz. 133). Auch 
vernachlässige die Vorinstanz den Aspekt, dass Euro-
pean Forecast anlässlich der Befragung zu Protokoll ge-
geben habe, dass der Markt der Luxuskosmetik ein 
enorm kompetitiver Markt sei. Daher existiere ein funktio-
nierender Innenwettbewerb (Beschwerde Rz. 134 mit 
Hinweis auf act. 216, S. 4). 

6.5.6.2 Würdigung 

6.5.6.2.1 Auch wenn nicht bestritten wird, dass neue Pro-
dukte eingeführt wurden (Beschwerde Rz. 132; angefoch-
tene Verfügung Rz. 769, 781), sind die Ausführungen der 
Beschwerdeführerin, dass die Vorinstanz von einem fal-
schen Begriffsverständnis der Innovation ausgehe, soweit 
die Beschwerdeführerin von einem wettbewerbsrechtli-
chen Innovationsbegriff ausgeht, nicht zutreffend. Nach 
Ansicht der Beschwerdeführerin bezieht sich Innovation 
auf die Neueinführung von Produkten im Kontext mit der 
Gewinnung von Marktanteilen. Indessen ist nicht alles, 
was den Wettbewerb intensivieren kann, Innovation. Das 
Begriffsverständnis der Vorinstanz zur "Innovation", wel-
ches auf neuen Ideen und nicht auf Marktanteilen neuer 
Produkte beruht, ist daher jedenfalls insoweit nicht zu be-
anstanden. Dieses ist anhand der Ausführungen der Vo-
rinstanz entsprechend der drei Teilmärkte (Pflege, Par-
fum und Make-up) zu beleuchten: 

6.5.6.2.2 Wird eine medizinische Innovation für die Kos-
metik verwendet - meistens im Pflegebereich - so bleibt 
dieselbe eine Innovation medizinsicher Art und wird des-
halb nicht zu einer kosmetischen Innovation. Ausserdem 
ist die Feststellung der Vorinstanz zutreffend, dass Vor-
gaben auf gesetzlicher oder auf Verordnungsstufe, wel-
che Vorgaben zur Konkretisierung von Inhaltstoffen von 
Kosmetika machen (angefochtene Verfügung Rz. 776 ff.), 
nicht als Innovation gewertet werden können. Denn sol-
che Vorgaben bilden keinen Anreiz für eigene Erfindun-
gen oder Kreationen. Zugleich können Inhaltsstoffe mehr 
bieten als den gesetzlichen Mindeststandard, was wiede-
rum Innovation möglich macht. Insoweit ist das Innovati-
onsverständnis der Vorinstanz zu eng. 

6.5.6.2.3 Des Weiteren wurde von der Vorinstanz aufge-
zeigt, dass die Parfumdüfte mehrheitlich eingekauft wer-
den (angefochtene Verfügung Rz. 767), was nach Ansicht 
der Vorinstanz ebenfalls gegen eine Innovation spricht. 
Hierzu kann auch auf einen Massnahmeentscheid des 
Handelsgerichts Zürich aus dem Jahr 1985 verwiesen 
werden, in welchem es als glaubhaft erachtet wurde, dass 
die Grunddüfte der bekannten Parfummarken dieselben 
seien (Handelsgericht Zürich Estée Lauder, VKK 1986, 
Nr. 72, S. 116). In dieser Absolutheit lassen sich indessen 
diese Aussagen wohl nicht halten. Neben natürlichen 
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Düften werden auch immer wieder neue synthetische Mo-
leküle eingesetzt, um den Kundenwünschen zu entspre-
chen (vgl. MÜLLER-STEWENS, S. 30). Und das Einkaufen 
von Düften spricht ebenfalls nicht kategorisch gegen In-
novation. Indessen zeigt die Vorinstanz zutreffend auf, 
dass bei der Einführung von neuen Parfums nicht neue 
Marken, sondern Markenfamilien geschaffen wurden (an-
gefochtene Verfügung Rz. 768). Das Auftauchen neuer 
Produkte ist denn - dies gilt nicht nur für den Luxuskos-
metikmarkt - nicht zwingend durch Innovationsdruck, son-
dern teilweise auch durch die zunehmende Kurzlebigkeit 
von Produkten zu erklären. Viel entscheidender als die In-
novation ist gerade im Luxuskosmetikbereich das Marke-
ting. In Bezug auf die fehlende Disziplinierungswirkung 
der Innovation sind die Ausführungen der Vorinstanz im 
Ergebnis also nicht zu beanstanden. 

6.5.6.2.4 Obwohl die Vorinstanz einen gewissen Neue-
rungswert verschiedener Make-up-Produkte nicht bestrei-
tet (z.B. kussfester Lippenstift und die Verwendung von 
glänzenden Pigmenten von Muschelschalen für Lidschat-
ten, mineralbasierende Produkte), kann die Einführung ei-
nes neuen Lidschattens oder eines neuen Lippenstiftes 
nicht diese ursprünglichen Erfindungen aufwiegen. Die 
Argumentation der Vorinstanz ist daher im Ergebnis nicht 
zu beanstanden. Denn ein neuer Lippenstift ist ein neues 
Produkt und nicht schon deswegen eine Innovation. Auch 
im Make-up-Bereich ist die Marketingstrategie von zent-
raler Relevanz. 

6.5.6.2.5 Auch vermochte die Neueinführung von Produk-
ten den stagnierenden Marktanteilen nicht entgegenzu-
wirken. Denn das Bundesverwaltungsgericht ist, wie auch 
die Vorinstanz, zum Schluss gekommen, dass der Markt 
der vom Informationsaustausch erfassten Produkte sowie 
dessen Teilmärkte im Wesentlichen stagnierten 
(E. 6.5.4.4 hiervor; angefochtene Verfügung Rz. 694 ff., 
Abbildung 29 f.). Anderenfalls wären Marktanteilsschwan-
kungen ersichtlich. Daher ist im Ergebnis unabhängig von 
der genauen Definition des Begriffs "Innovation" jeden-
falls nicht zu beanstanden, dass die Vorinstanz davon 
ausgegangen ist, dass die stagnierenden Marktanteile 
gegen eine disziplinierende Wirkung der Innovation im 
Rahmen des Innenwettbewerbs sprechen.  

6.5.6.2.6 Hinsichtlich der Qualität, auf welche sich die Be-
schwerdeführerin in Bezug auf den ihrer Darstellung nach 
funktionierenden Innenwettbewerb berufen hat, ist festzu-
halten, dass diese aufgrund der im Vordergrund in der Lu-
xus- bzw. Prestigekosmetik stehenden Werbung eher 
nicht im Sinne von objektiven Produkteigenschaften, son-
dern vor allem subjektiv aus Sicht der Konsumenten 
wahrgenommen wird. Vor diesem Hintergrund ist es auch 
nachvollziehbar, dass die Beschwerdeführerin in erster 
Linie bestreitet, dass der Informationsaustausch die Wir-
kung des Wettbewerbsparameters Werbung einge-
schränkt habe (Beschwerde Rz. 133). Die Vorinstanz 
greift denn diesbezüglich auch zu kurz, wenn sie den 
Marktteilnehmenden sinngemäss unterstellt, sie hätten 
den Wettbewerbsparameter Werbung völlig neutralisie-
ren wollen. Im Zusammenhang mit der Zielsetzung des 
Informationsaustauschs über die Bruttopreise und den 
protokollierten Verhandlungsthemen mit den Detailhänd-
lern ergibt sich vielmehr die Intention, dafür zu sorgen, 
dass ein Mindestmass an Werbeausgaben nicht unter-
schritten wird, damit der Preiswettbewerb nicht zu intensiv 

wird. Richtig ist aber, dass durch den Informationsaus-
tausch auch ein gewisser Anreiz geschaffen werden 
kann, nicht nach oben im Sinne von Mehrausgaben für 
Werbung abzuweichen. Entscheidend ist aber auch hier, 
dass aufgrund des festgestellten Stagnierens der Markt-
anteile nicht davon ausgegangen werden kann, dass dem 
Wettbewerbsparameter Werbung eine den Innenwettbe-
werb hinreichend intensivierende Bedeutung zukommt, 
wie dies die Beschwerdeführerin behauptet. Demzufolge 
ist die Schlussfolgerung der Vorinstanz, dass in allen drei 
Teilmärkten (Make-up, Pflegeprodukte, Parfum) nicht die 
Innovation, sondern die Werbung im Zentrum steht, über 
welche Informationen ausgetauscht wurden, nicht zu be-
anstanden. Auch ist der Vorinstanz im Ergebnis zuzustim-
men, wenn sie festhält, dass mit dem Wettbewerbspara-
meter Werbung ebenfalls kein Innenwettbewerb herge-
stellt wird, der so intensiv wäre, dass dadurch die quanti-
tativen Elemente der Erheblichkeit in Frage gestellt wer-
den könnten. Dies insbesondere auch angesichts des 
Umstands, dass sich die Marktanteile der grossen Player 
innerhalb der ASCOPA-Mitglieder im fraglichen Zeitraum 
nicht wesentlich verändert haben. Soweit die Beschwer-
deführerin festhält (Beschwerde Rz. 161 Lemma 4), dass 
ihr eigener Marktanteil um 1.6 % zurückgegangen ist, än-
dert dies nichts am insoweit wesentlichen Gesamtbild 
(angefochtene Verfügung, Rz. 543 f.; vgl. E. 3.2.3.2.6 und 
E. 6.5.4.4.18 ff. hiervor). 

6.5.6.2.7 Auch der Aspekt des Service (vgl. Beschwerde 
Rz. 134) vermag keinen funktionierenden Innenwettbe-
werb zu erzeugen. Rund die Hälfte der Marken, über wel-
che Informationen ausgetauscht wurden, wurde selektiv 
vertrieben. Gewisse Anbieter hielten sich zudem freiwillig 
an die vorgegebenen Qualitätskriterien (angefochtene 
Verfügung Rz. 483, Abbildung 8; E. 5.3.3.2.2 hiervor). Da-
her ist davon auszugehen, dass die Servicequalität bzw. 
der Selektivvertrieb bei weit mehr als der Hälfte der  
ASCOPA-Mitglieder von Relevanz waren. Durch gewisse 
Vorgaben in diesem Bereich war demnach der Anreiz, 
Wettbewerb über die Servicequalität zu führen, nicht be-
sonders intensiv. Selbst dort, wo dem Wettbewerb im Be-
reich des Services grössere Bedeutung zukommt, war 
aufgrund der stagnierenden Marktanteile ersichtlich, dass 
durch den Service nicht genügend Innenwettbewerb er-
zeugt werden konnte. Daher kann das Kriterium der Ser-
vicequalität nicht als Argument für einen funktionierenden 
Innenwettbewerb herangezogen werden. Auf die Aspekte 
der Forschung und Entwicklung wird im Kontext mit den 
Rügen zu Art. 5 Abs. 2 KG zurückzukommen sein. 

6.5.6.3 Fazit zum Innenwettbewerb 

Nach dem Gesagten ergibt sich, dass ein ausreichender 
Innenwettbewerb aufgrund des Wettbewerbsparameters 
Innovation nicht angenommen werden kann. Dies insbe-
sondere aufgrund des Umstands, dass bei allen drei Teil-
märkten der Luxus- bzw. Prestigekosmetik (Make-up, 
Pflegeprodukte, Parfum) das Marketing bzw. die Wer-
bung (vgl. E. 6.4.2.6.8 hiervor) und nicht die Innovation im 
Zentrum stehen. Aufgrund der festgestellten insgesamt 
nur leicht variierenden Marktanteile der bedeutenderen 
ASCOPA-Mitglieder kann auch nicht angenommen wer-
den, dass durch die Werbung trotz des Informationsaus-
tauschs ein hinreichend intensiver Innenwettbewerb an-
genommen werden könnte, der zur Verneinung der quan-
titativen Elemente der Erheblichkeit führen könnte. 
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6.5.7 Fazit zu den quantitativen Elementen der Erheb-
lichkeit 
6.5.7.1 Zusammenfassend ist zunächst festzuhalten, 
dass das Gericht zwar eine gewisse Fragmentiertheit des 
Marktes festgestellt, aber zugleich betont hat, dass diese 
durch die Marktanteile der sechs grössten Marktteilneh-
mer unter den ASCOPA-Mitgliedern relativiert wird. Aus-
serdem hat der Informationsaustausch der Fragmentie-
rung entgegengewirkt (vgl. E. 6.5.3.4.2). Schliesslich war 
im fraglichen Zeitraum kein hinreichender aktueller Aus-
senwettbewerb gegeben. Einerseits gab es nicht in nen-
nenswerter Zahl Konkurrenten ausserhalb von ASCOPA 
im Bereich der Luxus- bzw. Prestigekosmetik (E. 6.5.4.2). 
Zudem wurden die Luxuskosmetika kaum über Paralle-
limporte eingeführt und das Angebot in Tax-Free-Shops 
hatte nicht den Einfluss, den die Beschwerdeführerin be-
hauptet (E. 6.5.4.3). Des Weiteren ist zu beachten, dass 
die Marktanteile der ASCOPA-Mitglieder insgesamt über 
die Jahre 2004-2007 im Wesentlichen stagnierten 
(E. 6.5.4.4). 

6.5.7.2 Ein potenzieller Wettbewerb ist ebenfalls zu ver-
neinen, da die renommierten Unternehmen bei ASCOPA 
vertreten waren und die Eintrittsbarrieren auf diesem 
Markt aufgrund der Bekanntheit der Luxus- bzw. Presti-
gekosmetikmarken - namentlich aufgrund der hohen Wer-
beausgaben und der Markenbindung der Konsumentin-
nen und Konsumenten - so hoch sind, dass es unwahr-
scheinlich ist, dass ein Neueintritt einen disziplinierenden 
Einfluss haben könnte (E. 6.5.4.5 hiervor). 

6.5.7.3 Zur Stellung der Marktgegenseite (Retailer) hat 
das Gericht festgehalten, dass diese nicht über eine hin-
reichend starke Stellung verfügen, um dadurch den unge-
nügenden Aussenwettbewerb im Sinne einer hinreichend 
disziplinierenden Wirkung zu kompensieren (E. 6.5.5 hier-
vor). 

6.5.7.4 Auch der Innenwettbewerb war nicht von einer In-
tensität, gestützt auf welche aus quantitativer Sicht die Er-
heblichkeit verneint werden könnte. Auf den drei Teil-
märkten von ASCOPA (Pflege, Parfum und Make-up) gab 
es zwar neue Produkte, aber zugleich kann nicht auf-
grund von Innovation von einem hinreichend intensiven 
Innenwettbewerb gesprochen werden. Dieser müsste 
vielmehr über die Werbung begründet werden. Es ist den 
Mitgliedern von ASCOPA zwar nicht zu unterstellen, dass 
sie mittels des Informationsaustauschs die Werbeausga-
ben harmonisieren wollten. Indessen ist aufgrund der 
stagnierenden Marktanteile der bedeutenden ASCOPA-
Mitglieder nicht davon auszugehen, dass die Werbung zu 
einem hinreichend intensiven Innenwettbewerb geführt 
hat (vgl. E. 6.4.2.6.8 hiervor), gestützt auf welchen die 
quantitativen Elemente der Erheblichkeit in Frage gestellt 
werden könnten (E. 6.5.5 hiervor). 

6.5.8 Fazit zur Erheblichkeit insgesamt 
Zusammenfassend ergibt sich, dass in der Summe auf-
grund der qualitativen und quantitativen Elemente die Er-
heblichkeit insgesamt zu bejahen ist. Aus qualitativer 
Sicht erscheint es namentlich aufgrund der Aussagen der 
Händler, wonach die Bruttopreise im vorliegenden Fall 
tatsächlich einen Orientierungspunkt für die Händler-
preise dargestellt haben (E. 6.4.2.4.21 ff. hiervor), hinrei-
chend plausibel, dass ein Anreiz geschaffen worden ist 

dahingehend, dass die Dynamik des Wettbewerbs für die 
Zukunft gebremst wird und es im relevanten Markt ruhig 
bleibt. Dabei ist der Informationsaustausch als Gesamt-
system massgebend, wobei insoweit bereits die Kombi-
nation des Austauschs von Bruttopreisen und Umsatz-
zahlen aus qualitativer Sicht ins Gewicht fällt (E. 6.4.3 
hiervor). Damit sind die qualitativen Aspekte insgesamt so 
ausgeprägt, dass an die quantitativen Elemente der Er-
heblichkeit keine hohen Anforderungen zu stellen sind. 
Anschliessend ist festgestellt worden, dass von einem nur 
leicht wachsenden bis stagnierenden Markt auszugehen 
ist (vgl. E. 6.5.4.4, sowie insb. 6.5.4.4.21 hiervor) Vor die-
sem Hintergrund ist aus quantitativer Sicht die Erheblich-
keit angesichts des sehr bedeutenden Marktanteils der 
ASCOPA-Mitglieder insgesamt trotz einer gewissen Frag-
mentierung des Marktes (vgl. dazu E. 6.5.3.4.2 hiervor) 
gegeben. Weder der Aussenwettbewerb, die Stellung der 
Marktgegenseite noch der Innenwettbewerb vermögen 
eine hinreichend disziplinierende Wirkung zu erzeugen, 
gestützt auf welche die quantitativen Elemente der Erheb-
lichkeit in Frage gestellt werden könnten. Damit ist die vo-
rinstanzliche Beurteilung mit Blick auf Art. 5 Abs. 1 KG im 
Ergebnis zu bestätigen. 

6.6 Rechtfertigungsgründe 
6.6.1 Allgemeine Ausführungen zu den Rechtferti-
gungsgründen 

6.6.1.1 Gemäss Art. 5 Abs.1 KG sind Abreden, die den 
Wettbewerb auf einem Markt für bestimmte Waren oder 
Leistungen erheblich beeinträchtigen und sich nicht durch 
Gründe der wirtschaftlichen Effizienz rechtfertigen lassen, 
sowie Abreden, die zur Beseitigung wirksamen Wettbe-
werbs führen, unzulässig. Unzulässig ist also nicht schon 
die erhebliche, sondern nur die Abrede, die sich nicht 
durch Gründe der wirtschaftlichen Effizienz im Sinne von 
Art. 5 Abs. 2 KG rechtfertigen lässt (BGE 147 II 72 E. 6.1 
"Pfizer II"; BGE 143 II 297 E. 5.3.1 "Gaba"; Urteil des 
BVGer B-3938/2013 E. 17 "Dargaud" [Suisse] SA). Vor-
liegend hat das Gericht eine erhebliche Beeinträchtigung 
des Wettbewerbs festgestellt. Damit ist die in Frage ste-
hende Abrede der Effizienzprüfung nach Art. 5 Abs. 2 KG 
zugänglich (BGE 143 II 297 E. 4.1 i.V.m. E. 7.1 "Gaba"; 
Urteil des BGer 2C_113/2017 E. 7.4 "Hallenstadion-Ti-
cketcorner"). 

6.6.1.2 Die Rechtfertigungsgründe gemäss Art. 5 Abs. 2 
KG 

6.6.1.2.1 Der Gesetzestext von Art. 5 Abs. 2 KG lautet: 

"Wettbewerbsabreden sind durch Gründe der wirtschaftli-
chen Effizienz gerechtfertigt, wenn sie: 

a. notwendig sind, um die Herstellungs- oder Vertriebs-
kosten zu senken, Produkte oder Produktionsverfah-
ren zu verbessern, die Forschung    oder die Verbrei-
tung von technischem oder beruflichem Wissen zu för-
dern oder um Ressourcen rationeller zu nutzen; und 

b. den beteiligten Unternehmen in keinem Fall Möglich-
keiten eröffnen, wirksamen Wettbewerb zu beseiti-
gen." 

6.6.1.2.2 Die in Art. 5 Abs. 2 Bst. a KG genannten Recht-
fertigungsgründe sind gemäss bundesgerichtlicher 
Rechtsprechung abschliessend (BGE 129 II 18 E. 10.3 
"Buchpreisbindung I"; Urteil des BGer 2A.430/2006 
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E. 13.2 "Buchpreisbindung II"; ZÄCH, Rz. 404), aber be-
wusst offen formuliert, damit möglichst alle objektiven Ef-
fizienzgründe berücksichtigt werden können (BGE 144 II 
246 E. 13.2 "Altimum"; GION GIGER, Hohe Anforderungen 
an die Rechtfertigung, dRSK 20. November 2018, Rz. 10, 
nachfolgend: GIGER, dRSK, Rechtfertigung). Ziel der Effi-
zienzprüfung bildet, die "positiven" Abreden von solchen 
zu unterscheiden, die hauptsächlich der Erzielung einer 
Kartellrente dienen (BGE 147 II 72 E. 7.2 "Pfizer II"; Urteil 
des BGer 2C_147/2018 E. 7.2 "Bayer [Schweiz] AG"). 
Eine allfällige prokompetitive Wirkung des in Frage ste-
henden Verhaltens ist grundsätzlich Gegenstand der 
Rechtfertigungsprüfung (Urteil in den vereinigten Verfah-
ren 2C_295/2021 und 2C_307/2021 E. 4.1.5.2 "Markant"; 
vgl. E. 4.7.3, 4.7.3.4, 4.7.4 hiervor). Es ist zu beachten, 
dass Art. 6 Abs. 1 KG die Möglichkeit bietet, die Rechtfer-
tigungsgründe gemäss Art. 5 Abs. 2 KG durch Verordnun-
gen oder allgemeine Bekanntmachungen zu konkretisie-
ren (BGE 143 II 297 E. 5.1.4 "Gaba"; ZÄCH, Rz. 503; vgl. 
ZIRLICK/BANGERTER, DIKE-KG, Art. 5 KG N 285; AM-
STUTZ/CARRON/REINERT, in: Commentaire romand, Art. 5 
KG N 275 i.V.m. N 349 ff.). 

6.6.1.2.3 Damit die Rechtfertigungsgründe gemäss Art. 5 
Abs. 2 KG greifen, müssen drei Voraussetzungen kumu-
lativ gegeben sein. Erstens muss einer der in Art. 5 Abs. 2 
Bst. a KG genannten Rechtfertigungsgründe bzw. eine 
der in Art. 6 KG genannten Konkretisierungen vorliegen. 
Zweitens muss die Abrede notwendig sein und drittens 
darf sie keine Möglichkeit bieten, den wirksamen Wettbe-
werb zu beseitigen. Notwendig im genannten Sinne ist 
eine Abrede, wenn sie verhältnismässig, das heisst ge-
eignet, erforderlich und zumutbar ist (Botschaft KG 1995, 
BBl 1995 I 468 ff., S. 560; BGE 147 II 72 E. 7.2 "Pfizer II"; 
BGE 143 II 297 E. 7.1 "Gaba"; BGE 144 II 246 E. 13 "Al-
timum"; BSK KG-KRAUSKOPF/SCHALLER, Art. 5 KG N 300; 
Stämpflis HK-REINERT, Art. 5 KG N 9; ZÄCH, Rz. 404; AD-
RIAN KÜNZLER, Effizienz oder Wettbewerbsfreiheit?: Zur 
Frage nach den Aufgaben des Rechts gegen Private 
Wettbewerbsbeschränkungen, 2008, S. 361, nachfol-
gend: KÜNZLER, Effizienz oder Wettbewerbsfreiheit). 

6.6.1.2.4 Das Vorliegen eines Rechtfertigungsgrundes 
kann nicht bereits dann bejaht werden, wenn ein kartell-
rechtlich relevantes Verhalten aus der betriebswirtschaft-
lichen Sicht eines einzelnen Unternehmens effizient ist, 
namentlich, wenn dieses hauptsächlich der Kartellrente 
dient. Er muss aus gesamtwirtschaftlicher bzw. volkswirt-
schaftlicher Sicht effizient sein (BGE 147 II 72 E. 7.2 "Pfi-
zer II"; BGE 143 II 297 E. 7.1 "Gaba"; BSK KG-KRAUS-
KOPF/SCHALLER, Art. 5 KG N 272; Stämpflis HK- REINERT, 
Art. 5 KG N 13; BORER, Art. 5 N 46; ZIRLICK/BANGER-
TER, DIKE-KG, Art. 5 KG N 258). Demnach müssen die 
wirtschaftlichen Vorteile einer durch Effizienzgründe ge-
rechtfertigten Abrede die Nachteile, welche durch das 
Schliessen der Abrede entstanden wären, überwiegen 
(BGE 147 II 72 E. 7.2 "Pfizer II"; BGE 143 II 297 E. 7.1 
"Gaba"; HOFFET, in: Hoffet/Homburger/Schmidhau-
ser/Ducrey [Hrsg.], Art. 5 KG N 94). In der Lehre wird teil-
weise die Auffassung vertreten, dass es für die Rechtfer-
tigung auch schon genügen muss, wenn das wirtschaftli-
che Ergebnis gleich effizient ist wie ohne Abrede (BSK- 
KG KRAUSKOPF/SCHALLER, Art. 5 KG N 269). Gestützt auf 
die Rechtslage vor Ergehen des Gaba-Urteils wurden die 
Rechtfertigungsgründe aus wirtschaftlicher Effizienz 

gemäss Art. 5 Abs. 2 KG - namentlich auch in Bezug auf 
Informationsaustauschsysteme - als Ausnahmesituatio-
nen beurteilt (BLATTMANN, S. 323 mit Hinweis auf BSK KG 
2010- KRAUSKOPF/SCHALLER, Art. 5 KG N 264). Die Gaba-
Rechtsprechung (BGE 143 II 297 E. 5.1.3 "Gaba") führt 
indessen dazu, dass die Rechtfertigungsgründe nicht zu 
restriktiv bejaht werden dürfen. In der Botschaft zum Kar-
tellgesetz 1995 ist denn auch nicht von "ausnahmswei-
ser" Rechtfertigung die Rede (Botschaft KG 1995, BBl 
1995 I 468 ff., S. 557). Rechtfertigungsgründen liegen 
Sachverhalte zugrunde, welche volkswirtschaftlich wün-
schenswerte Ergebnisse (wie Kostensenkungen oder In-
novationssteigerungen) zulassen, welche nur durch Ko-
operation und nicht durch autonomes Verhalten der Wett-
bewerber entstehen können (BLATTMANN, S. 323 mit Hin-
weis auf die Botschaft KG 1995, BBl 1995 I 468 ff., S. 556 
ff.). 

6.6.2 Zu Beweismass und Beweislast hinsichtlich der 
Rechtfertigungsgründe 

6.6.2.1 Die Beschwerdeführerin rügt vorab in Bezug auf 
Beweismass und Beweislast, dass die Vorinstanz "über 
jeden vernünftigen Zweifel" hätte beweisen müssen, dass 
der Informationsaustausch nicht aus Gründen der wirt-
schaftlichen Effizienz gemäss Art. 5 Abs. 2 KG gerecht-
fertigt werden kann (Beschwerde Rz. 14, 182; Replik 
Rz. 8, 18; Stellungnahme zur Duplik Rz. 10, 47). So sei 
es die Vorinstanz - und nicht die Beschwerdeführerin -, 
welche zu untersuchen habe, ob Rechtfertigungsgründe 
bestehen oder nicht (Replik Rz. 95). 

6.6.2.2 Die Vorinstanz geht unter Bezugnahme auf das 
Urteil "Buchpreisbindung II" in der angefochtenen Verfü-
gung davon aus, dass die ASCOPA-Mitglieder die objek-
tive Beweislast tragen und demzufolge die Folgen der Be-
weislosigkeit auf sich zu nehmen haben (angefochtene 
Verfügung Rz. 794 mit Hinweis auf das Urteil des BGer 
2A.430/2006 E. 10.3 "Buchpreisbindung II").  

6.6.2.3 Zunächst ist festzuhalten, dass auch in Bezug auf 
die Rechtfertigungsgründe gemäss Art. 5 Abs. 2 KG der 
Untersuchungsgrundsatz gilt (vgl. BGE 129 II 18 "Buch-
preisbindung I" E. 7.1; BGer 2A.430/2006, E. 10.2 "Buch-
preisbindung II"; Urteil des BVGer B-3938/2013 E. 17.4.1 
"Dargaud [Suisse SA]"; KÜNZLER, Effizienz oder Wettbe-
werbsfreiheit, S. 361; GIGER, dRSK, Rechtfertigung, 
Rz. 11). Die Wettbewerbsbehörden haben demnach von 
Amtes wegen das Vorliegen von Rechtfertigungsgründen 
zu prüfen und den insoweit relevanten Sachverhalt zu er-
mitteln. Die Vorinstanz trägt die Beweisführungslast (BGE 
144 II 246 E. 13.4.2 "Altimum"; AMSTUTZ/CARRON/ 
.REINERT, in: Commentaire romand, Art. 5 KG N 344 mit 
Hinweisen; ZIRLICK/BANGERTER, DIKE-KG, Art. 5 KG 
N 269). Indessen gilt auch diesbezüglich die in Art. 13 
VwVG verankerte Mitwirkungspflicht. Diese erklärt sich 
auch durch die Beweisnähe in Bezug auf die von den Un-
ternehmen verfolgten Effizienzziele (ZIRLICK/BANGERTER, 
DIKE-KG, Art. 5 KG N 269). Dies bedeutet, dass von den 
verfahrensbeteiligten Unternehmen erwartet werden darf, 
dass sie erläutern, weshalb sich ihrer Ansicht nach die in 
Frage stehende Abrede in der von ihnen behaupteten 
Weise positiv auswirkt (BGE 144 II 269 E. 13.4.2 "Alti-
mum"; Urteil des BVGer B-3938/2013 E. 17.4.1 "Dargaud 
[Suisse] SA"). Schliesslich wirkt sich die Beweislosigkeit 
in Bezug auf die Rechtfertigungsgründe zum Nachteil der 
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Beschwerdeführerin aus. Dies ergibt sich bereits aus dem 
Wortlaut von Art. 5 Abs. 1  KG, wonach erhebliche Wett-
bewerbsbeeinträchtigungen nur zulässig sind, wenn sie 
tatsächlich durch Gründe der wirtschaftlichen Effizienz 
gerechtfertigt sind und nicht bereits dann, wenn solche 
Gründe nicht ausgeschlossen werden können oder bloss 
einigermassen plausibel erscheinen (BGer "Buchpreis-
bindung II" 2A.430/2006 E. 10.3; BGE 144 II 269 E. 13.4.2 
in fine "Altimum"; Urteil des BVGer B-3938/2013 E. 17.1 
in fine "Dargaud [Suisse] SA"; vgl. RICHLI, in: SIWR V/2, 
S.454; VwVG Praxiskommentar-KRAUSKOPF/EMMENEG-
GER/BABEY, Art. 13  VwVG N 6, 10; KÜNZLER, Effizienz 
oder Wettbewerbsfreiheit, S. 361 f.). 

6.6.2.4 Die Vorinstanz hat in der angefochtenen Verfü-
gung vorab festgehalten, dass auch in Bezug auf die 
Rechtfertigungsgründe der Untersuchungsgrundsatz gilt 
(angefochtene Verfügung Rz. 794). Zudem hat sie sich 
mit den in Art. 5 Abs. 2 Bst. a KG genannten Rechtferti-
gungsgründen hinsichtlich der Handlungen des Informati-
onsaustausches (Bruttopreislistenaustausch, Umsatz-
austausch und Austausch der Werbeinvestitionen) ausei-
nandergesetzt (angefochtene Verfügung Rz. 794-817). 
Sie ist mithin ihrer Pflicht, mögliche Rechtfertigungs-
gründe zu untersuchen, wie auch ihrer Begründungs-
pflicht gemäss Art. 35 Abs. 1 VwVG nachgekommen. Da 
die Beschwerdeführerin die objektive Beweislast trägt, 
stossen ihre Rügen, dass die Vorinstanz ihrer Aufgabe 
nicht nachgekommen sei, "über jeden vernünftigen Zwei-
fel" zu beweisen, dass der Informationsaustausch nicht 
aus Gründen der wirtschaftlichen Effizienz gerechtfertigt 
sei, ins Leere. Betreffend die AGB-Empfehlungen wird 
diese Thematik in Erwägung 9.7 separat beleuchtet. 

6.6.3 Die Rechtfertigungsgründe im Einzelnen 
6.6.3.1 Verbesserung von Produkten oder Produktions-
verfahren 

i.  Vorbringen der Beschwerdeführerin 

6.6.3.1.1 Die Beschwerdeführerin rügt, dass der vorlie-
gende Informationsaustausch zu einer verbesserten Pro-
duktepositionierung geführt hätte und auch dem Bench-
marking dienlich gewesen sei, was gerade für die Luxus-
kosmetik zentral sei. Benchmarking verfolge das Ziel, die 
eigene Marktposition weiterzuentwickeln. Es wolle die 
"best practics standards" in einem relevanten Markt ver-
gleichen, um das eigene Verhalten gegenüber den Kon-
kurrenten zu verbessern und die Innovation anzukurbeln 
(Beschwerde Rz. 137 f.; RBB-Bericht vom 12. Juli 2011, 
S. 33; RBB-Bericht vom 10. Oktober 2012, S. 15). Die Vo-
rinstanz sei jedoch nicht einmal in Rz. 801 und 807 der 
angefochtenen Verfügung auf das Benchmarking einge-
gangen. Zudem habe sie verneint, dass der Informations-
austausch einer Verbesserung der Produktepositionie-
rung gedient habe (Beschwerde Rz. 137). 

6.6.3.1.2 Des Weiteren meint die Beschwerdeführerin, 
dass es dank dem vorliegenden Informationsaustausch 
möglich gewesen sei zu prüfen, ob die Produkte die Be-
dürfnisse des Marktes befriedigen, was einem volkswirt-
schaftlichen Nutzen gleichkomme (Beschwerde Rz. 139). 
Dank dem Austausch der Bruttopreislisten habe man sich 
rasch ein Bild über die auf dem Markt angebotenen Lu-
xuskosmetika machen können. So hätten neue Produkte 
einem Benchmarking unterzogen werden können, bevor 

dieselben auf dem Markt lanciert worden seien und so 
hätte man Marktnischen erkennen können. Gerade in der 
Luxuskosmetik sei ein markteffizienzförderndes Bench-
marking von Nutzen (Beschwerde Rz. 141). Die ange-
fochtene Verfügung verbiete demzufolge rechtmässiges 
Benchmarking (Beschwerde Rz. 25; Replik Rz. 14). 

ii.  Vorbringen der Vorinstanz 

6.6.3.1.3 Die Vorinstanz legt dar, dass die Beschwerde-
führerin bereits im vorinstanzlichen Verfahren die Auffas-
sung vertreten habe, dass der Informationsaustausch zu 
einer besseren Produktepositionierung und sinnvolleren 
Preisfestsetzung geführt hätte (angefochtene Verfügung 
Rz. 801). Auch wenn die Vorinstanz den Wunsch nach 
Information über den Erfolg des eigenen Produktes als 
nachvollziehbar erachtet, sei hierfür nicht ein Informati-
onsaustausch in der vorliegenden Weise erforderlich. Es 
sei nicht ersichtlich, wie der Austausch von Bruttopreisen, 
Umsätzen und Werbeinvestitionen einen Bezug zur Qua-
lität der Produkte aufweisen könne, da sich die ausge-
tauschten Informationen weder auf die Produktevielfalt 
noch auf den Produktionsprozess der Kosmetika bezogen 
hatten (angefochtene Verfügung Rz. 807-810). Der Aus-
tausch aggregierter Information hätte zudem genügt. In 
ihrer Vernehmlassung nimmt dann die Vorinstanz konkret 
zum Begriff des "Benchmarkings" Stellung, worauf in Er-
wägung 6.6.3.1.7 f. hiernach im Kontext mit der Würdi-
gung näher einzugehen ist. 

iii.  Grundlagen 

6.6.3.1.4 Der Rechtfertigungsgrund zur Verbesserung der 
Produkte oder Produktionsverfahren ist weit auszulegen. 
Er umfasst eine weitere Produktepalette sowie die Anhe-
bung des Qualitätsniveaus (Stämpflis HK-REINERT, Art. 5 
KG N 16; ZÄCH, Rz. 407; WEBER/VOLZ, Rz. 2.390; vgl. 
BSK KG-KRAUSKOPF/SCHALLER, Art. 5 KG N 314 f.; ZIR-
LICK/BANGERTER, DIKE-KG, Art. 5 KG N 296 ff.). So kann 
die Verbindung zweier sich ergänzender Technologien 
zur Herstellung eines qualitativ höherwertigen Produkts 
führen (BORER, Art. 5 KG N 47). Hinsichtlich des Bench-
markings kann ein wettbewerbsfördernder Aspekt nur an-
genommen werden, sofern die ausgetauschten Daten 
hinreichend aggregiert sind (EDELMANN, S. 21). 

iv.  Würdigung 

6.6.3.1.5 Die Argumentation der Vorinstanz, dass der vor-
liegende Informationsaustausch keinen direkten Bezug 
zur Produktevielfalt oder zum Produktionsprozess hatte, 
ist nicht zu beanstanden. Der Austausch von Bruttopreis-
listen, Bruttoumsätzen und Werbeausgaben zielt nicht auf 
die Förderung der Produktevielfalt ab. Dazu passt auch, 
dass die Märkte und Teilmärkte der vom Informationsaus-
tausch umfassten Produkte bzw. Wettbewerber beinahe 
stagnierten (E. 6.5.4.4 hiervor; angefochtene Verfügung 
Rz. 695 ff., Abbildungen 29 f.), was ebenfalls gegen eine 
kompetitive Produktepositionierung spricht. 

6.6.3.1.6 Auch wenn der Beschwerdeführerin insoweit 
Recht zu geben ist, dass die Vorinstanz den Begriff des 
"Benchmarkings" bei der Prüfung der Rechtfertigungs-
gründe in der angefochtenen Verfügung nicht explizit ge-
nannt hat, macht die Vorinstanz aus inhaltlicher Sicht - 
ohne an der genannten Stelle den Begriff des "Benchmar-
kings" zu verwenden - doch einige Ausführungen hierzu. 
So legt die Vorinstanz in Rz. 809 der angefochtenen 
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Verfügung dar, dass ein Unternehmen auf Marktinforma-
tionen angewiesen sei, wofür allerdings der Austausch 
aggregierter Gesamtumsätze ausreiche. Bereits im Rah-
men der Erheblichkeitsprüfung (E. 6.4.1.3 hiervor) wurde 
aufgezeigt, dass die ausgetauschten Informationen nicht 
hinreichend aggregiert waren. Damit kann der Informati-
onsaustausch schon mit Blick auf das Erfordernis der Ver-
hältnismässigkeit (vgl. E. 6.6.1.2.3 hiervor) aufgrund des 
Aggregierungsgrades nicht als eine wegen positiver 
Benchmarkingeffekte prokompetitive Handlung gewertet 
werden. Denn nur wegen der selbstverständlich voraus-
gesetzten Aggregierung der in Frage stehenden Daten 
wird in der Lehre die Faustregel formuliert, dass statisti-
sche Angaben durch Branchenverbände in der Regel als 
unproblematisch gelten (so etwa HOFFET, in: Hoffet/Hom-
burger/Schmidhauser/Ducrey [Hrsg.]., Art. 5 KG N 117). 

6.6.3.1.7 Die Vorinstanz ist dann in ihrer Vernehmlassung 
der Aufforderung der Beschwerdeführerin, den Begriff 
des "Benchmarkings" zu umschreiben, nachgekommen: 
So legt sie dar, dass das Benchmarking von Bruttopreisen 
einer Evaluation von Preisinformationen gleichkommen 
würde und die ASCOPA-Mitglieder hierdurch dem Risiko 
einer Fehlallokation ausweichen könnten (Vernehmlas-
sung Rz. 37 f.). Dies würde die Beschwerdeführerin sogar 
implizit zugeben, wenn sie in Rz. 141 ihrer Beschwerde 
sage, dass ein effizienzförderndes Benchmarking schon 
zu einem Zeitpunkt, bevor ein Produkt auf dem Markt lan-
ciert werden könne, notwendig sei, um zu sehen, wo 
Marktnischen bestehen. Dies komme einer ex-ante-Beur-
teilung gleich. Demzufolge widerspreche sich die Be-
schwerdeführerin, wenn sie behaupte, dass der Informa-
tionsaustausch die Ungewissheit auf das Marktgesche-
hen nicht verringert habe (Vernehmlassung Rz. 39 f. mit 
Hinweis auf Beschwerde Rz. 81 [rechte: Rz. 82]). 

Wie auch immer es sich diesbezüglich verhält, ist für den 
vorliegenden Fall entscheidend, dass der zu beurteilende 
Informationsaustausch aus volkswirtschaftlicher Sicht 
nicht gleichermassen erwünscht ist wie aus betriebswirt-
schaftlicher Sicht. Dementsprechend wird denn auch in 
der Kommentarliteratur ausgeführt, dass im Ziel der 
"Marktberuhigung" ein nicht relevanter betriebswirtschaft-
licher Vorteil der Abredeteilnehmer zu sehen sei (vgl. ZIR-
LICK/BANGERTER, DIKE-KG, Art. 5 KG N 258 mit Hinwei-
sen). Insofern ist in diesem Zusammenhang auch dem 
Wunsch der Beschwerdeführerin nach besseren Ent-
scheidgrundlagen für die "sinnvollere Preisfestsetzung" 
mit einer gewissen Vorsicht zu begegnen (vgl. angefoch-
tene Verfügung Rz. 801 i.V.m. Rz. 807; vgl. auch E. 6.6.4 
hiernach). 

6.6.3.1.8 Des Weiteren merkt die Vorinstanz an, dass es 
sich beim vorliegenden Informationsaustausch sogar um 
ein "Benchmarking mit Geschäftsgeheimnissen" handle 
(Vernehmlassung Rz. 67). Bereits in E. 6.4.1.4 wurde 
festgestellt, dass der vorliegende Informationsaustausch 
Geschäftsgeheimnisse umfasste. Daher ist diese Argu-
mentation der Vorinstanz ebenfalls nicht zu beanstanden, 
was im Rahmen der Prüfung der Rechtfertigungsgründe 
jedenfalls gegen die Verhältnismässigkeit des gewählten 
Mittels spricht. Aufgrund des bereits Gesagten kann in-
dessen offen bleiben, ob die Geschäftsgeheimnisqualität 
allein eine Rechtfertigung bereits ausschliessen würde. 

6.6.3.1.9 Im Folgenden ist das von der Beschwerdeführe-
rin eingereichte RBB-Gutachten vom 12. Juli 2011 
(S. 33), welches den Begriff des "Benchmarking" um-
schreibt, zu würdigen. Nach dieser Umschreibung kurbelt 
Benchmarking die Innovation an. Es kann diesbezüglich 
auf die Ausführungen zum Innenwettbewerb verwiesen 
werden, wo gesagt wurde, dass in den Teilmärkten der 
Luxus- bzw. Prestigekosmetik der Innovation keine aus-
geprägte Bedeutung zukommt. Vielmehr ist nach den 
Feststellungen des Gerichts insbesondere die Werbung 
ein wichtiger Wettbewerbsparameter (vgl. E. 6.5.5 hier-
vor; angefochtene Verfügung [Parfum] Rz. 766-771, 
[Make-up] Rz. 772, [Pflege] Rz. 773-780). Damit ist nicht 
weiter darauf einzugehen, welche Bedeutung dem Um-
stand zukommt, dass auch Informationen über Werbein-
vestitionen ausgetauscht wurden. 

6.6.3.1.10 Nach dem Gesagten liegt der Rechtfertigungs-
grund der Effizienz im Sinne einer Verbesserung der Pro-
dukte und Produktionsverfahren nach Art. 5 Abs. 2 Bst. a 
KG nicht vor. 

6.6.3.2 Rationellere Nutzung von Ressourcen 

i.  Vorbringen der Beschwerdeführerin 

6.6.3.2.1 Nach Ansicht der Beschwerdeführerin ist der 
Rechtfertigungsgrund der Möglichkeit rationellerer Nut-
zung unternehmerischer Ressourcen gemäss Art. 5 
Abs. 2 Bst. a KG gegeben (Beschwerde Rz. 142). Soweit 
die Beschwerdeführerin in diesem Kontext die Möglichkeit 
erwähnt, durch Lagerreduzierung Kosten zu sparen, da 
so verderbliche Waren schneller an den Verbraucher ge-
liefert werden können, erklärt sie das Konzept der Effizi-
enz an einem Beispiel, ohne im konkreten Fall entspre-
chende Vorteile zu behaupten (Beschwerde Rz. 93). Ihr 
Argument beschlägt vielmehr das Beschaffen der in 
Frage stehenden Informationen. Denn es hätte - so die 
Beschwerdeführerin - viel mehr gekostet, wenn die  
ASCOPA-Mitglieder die für ihr Benchmarking benötigten 
Informationen nicht mittels des Informationsaustauschs, 
sondern von alternativen Quellen (Marktforschung) bezo-
gen hätten. Dies habe die Vorinstanz sogar eingestan-
den, da sie festgestellt habe, dass der Informationsaus-
tausch die Suchkosten verringert habe. Trotzdem habe 
die Vorinstanz fälschlicherweise den vorliegend zu prü-
fenden Rechtfertigungsgrund verneint, da sie davon aus-
gegangen sei, dass die Suchkosten pro verkauftes Pro-
dukt vernachlässigbar klein seien. Diese Annahme der 
Vorinstanz sei jedoch falsch. Sie hätte alle - auch die klei-
nen - Vorteile des Informationsaustausches berücksichti-
gen müssen. Denn die Vorinstanz habe keinen Beweis 
hinsichtlich der schädlichen Auswirkungen erbracht. Zu-
dem führe jede Verbesserung der Effizienz zugunsten der 
ASCOPA-Mitglieder auch zu Vorzügen für die Konsumen-
ten und die Volkswirtschaft (Replik Rz. 95). 

ii.  Vorbringen der Vorinstanz 

6.6.3.2.2 Die Vorinstanz legt in der angefochtenen Verfü-
gung dar, dass der vorliegende Informationsaustausch 
durchaus die Suchkosten verringert haben könnte und 
vermutlich auch weniger gekostet habe als eine neutrale 
Studie eines Marktforschungsunternehmens. Übertrage 
man jedoch diese Kosteneinsparung auf ein einzelnes 
Produkt, so dürfte sich eine solche als vernachlässigbar 
klein erweisen. Die Rechtfertigungsgründe in Art. 5 Abs. 2 
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Bst. a KG seien - so die Vorinstanz - weder betriebswirt-
schaftlich noch aus subjektiver Sicht, sondern objektiv ge-
sehen, aus volkswirtschaftlicher Sicht, zu verstehen. Die 
geringfügige betriebsinterne Effizienzsteigerung vermöge 
den volkswirtschaftlichen Schaden, den der vorliegende 
Informationsaustausch durch die Preissteigerung verur-
sacht habe, nicht auszugleichen (angefochtene Verfü-
gung Rz. 813 f.). 

iii. Grundlagen 

6.6.3.2.3 Der Rechtfertigungsgrund der rationellen Nut-
zung von Ressourcen umfasst sowohl den verbesserten 
Einsatz von Ressourcen unternehmerischer Natur wie 
auch ökologische Ressourcen (Botschaft KG 1995, BBl 
1995 I 468 ff., S. 559; Stämpflis HK-REINERT, Art. 5 KG N 
18; ZÄCH Rz. 415; WEBER/VOLZ, Rz. 2.409; BSK KG-
KRAUSKOPF/SCHALLER, Art. 5 KG N 27). Es geht um die 
Optimierung des erforderlichen Einsatzes natürlicher 
Ressourcen oder öffentlicher Güter, wie z.B. Gesundheit, 
Ausbildung, Energie oder Sicherheit (ZIRLICK/BANGERTER, 
DIKE-KG, Art. 5 KG N 306). Massgebend ist demnach 
nicht eine betriebswirtschaftliche Sichtweise aus Unter-
nehmensperspektive, sondern eine langfristig ausgerich-
tete Massnahme im Sinne der Gesamtwirtschaft (WE-
BER/VLECK, Tafeln zum Kartellrecht, S. 65). Dabei kann 
die betriebswirtschaftliche Rationalität durchaus von der 
gesamtwirtschaftlichen Rationalität abweichen (STOFFEL, 
in: SIWR V/2, S. 112 f.). 

iv. Würdigung 

6.6.3.2.4 Die Beschwerdeführerin stellt sich auf den 
Standpunkt, dass der vorliegende Informationsaustausch 
aufgrund von Suchkosteneinsparungen zu einer rationel-
leren Nutzung von Ressourcen geführt hat. Die Suchkos-
teneinsparungen sind allerdings vom gesamtwirtschaftli-
chen Aspekt her zu betrachten. Da die Beschwerdeführe-
rin die Ansicht vertritt, dass jede Verbesserung der Effizi-
enz, also auch die Einsparung der eigenen Suchkosten, 
zu einer Gesamtsteigerung des Wohls für Konsumenten 
und Volkswirtschaft führen würde (Replik Rz. 95), ver-
kennt sie, dass ihr eigenes Wohl und das der ASCOPA-
Mitglieder nicht mit dem Wohl der Gesamtwirtschaft und 
dem der Konsumenten gleichzusetzen ist. 

6.6.3.2.5 Hierbei übersieht die Beschwerdeführerin, dass 
der Kreis der ASCOPA-Mitglieder beschränkt ist und an 
spezifische Voraussetzungen geknüpft ist. Die Besser-
stellung eines beschränkten Kreises kann nicht einem 
volkswirtschaftlichen Gesamtwohl gleichgestellt werden. 
Daher fallen die Suchkosteneinsparungen pro Produkt - 
auch wenn diese sogar bedeutender gewesen wären - 
schon deshalb eher nicht unter die Rechtfertigungs-
gründe. Selbst soweit davon auszugehen wäre, dass die 
eingesparten Suchkosten vollumfänglich den Endkonsu-
mentinnen und Endkonsumenten zugute kommen sollten 
und darin ein relevanter Gesichtspunkt zu sehen wäre, 
würde die Beschwerdeführerin mit ihrer Argumentation 
nicht durchdringen, wie im Folgenden aufzuzeigen sein 
wird (vgl. zur Senkung der Herstellungs- und Betriebskos-
ten E. 6.6.3.3 hiernach). 

6.6.3.2.6 Im Unterschied zur vorinstanzlichen Verfügung 
ist nach der vorliegend gewählten Falllösung nicht aus-
schlaggebend, ob der Informationsaustausch - wovon die 
Vorinstanz bekanntlich ausgeht (angefochtene Verfügung 

Rz. 814) - tatsächlich zu Preiserhöhungen geführt hat 
(E. 6.3.3, 6.3.3.3.5, 6.4.2.4 hiervor). In Bezug auf die 
Rechtfertigung entscheidend ist indessen, dass die Ver-
hältnismässigkeitsprüfung zu Ungunsten der Beschwer-
deführerin ausfällt (vgl. E. 6.6.1.2.3, 6.6.3.1.6 hiervor). 
Damit lässt sich der bezweckte und als erheblich beur-
teilte Informationsaustausch jedenfalls nicht durch die 
Suchkostenersparnis rechtfertigen. 

6.6.3.2.7 Zusammenfassend ergibt sich, dass der Recht-
fertigungsgrund zu einer rationelleren Nutzung von Res-
sourcen gemäss Art. 5 Abs. 2 Bst. a KG nicht gegeben 
ist. 

6.6.3.3 Senkung der Herstellungs- oder Vertriebskosten 

i. Vorbringen der Beschwerdeführerin 

6.6.3.3.1 Die Beschwerdeführerin rügt, dass die Vo-
rinstanz nicht geprüft habe, ob die Herstellungs- und Ver-
triebskosten die Höhe der Bruttopreise beeinflussen wür-
den (Replik Rz. 28). Der Rechtfertigungsgrund der Sen-
kung der Herstellungs- und Vertriebskosten würde sich 
zwar subjektiv bzw. aus betriebswirtschaftlicher Sicht auf 
die beteiligten Unternehmen auswirken, habe jedoch in 
zweiter Linie aufgrund der Kostensenkungen eine volks-
wirtschaftliche Komponente (Replik Rz. 95). 

ii.  Vorbringen der Vorinstanz 

6.6.3.3.2 Die Vorinstanz vertritt die Auffassung, dass der 
Austausch der Bruttopreislisten Gegenstand der Ver-
handlungsgrundlage der Jahresgespräche mit den Händ-
lern war. Ein solcher Austausch würde es erlauben, die 
Preise an den Konkurrenten auszurichten. Dies stehe in 
keinem Zusammenhang zu den Herstellungs- und Ver-
triebskosten bzw. deren Senkung gemäss Art. 5 Abs. 2 
Bst. a KG (angefochtene Verfügung Rz. 806). 

iii. Grundlagen 

6.6.3.3.3 Der Effizienzgrund zur Senkung der Herstel-
lungs- oder Vertriebskosten in Art. 5 Abs. 2 Bst. a KG ist 
gegeben, wenn Unternehmen durch Kooperation gewisse 
Grössen- oder Kostenvorteile erreichen. Es geht um die 
koordinierte Nutzung von Produktionsfaktoren, bei wel-
chen die gleichen Produktionsstrukturen, wie sie bei grös-
seren Unternehmen vorhanden sind, erzielt werden kön-
nen. Man kann hierbei an die Zusammenlegung der Pro-
duktion, an einen gemeinsamen Vertrieb oder Einkauf 
oder auch Spezialisierungsvereinbarungen denken, bei 
denen zwei Unternehmen vereinbaren, jeweils die Pro-
dukte, welche das andere Unternehmen herstellt, nicht 
selbst herzustellen, sondern beim anderen Unternehmen 
zu beziehen (Botschaft KG 1995, BBl 1995 I 468 ff., 
S. 558 f.; Stämpflis HK- REINERT, Art. 5 KG N 14; ZÄCH 
Rz. 405, WEBER/VOLZ, Rz. 2.379 ff.; BSK KG-KRAUS-
KOPF/SCHALLER, Art. 5 KG N 306). Durch eine solche Ko-
operation lässt sich die bessere Ausnutzung von bereits 
vorhandenen Kapazitäten erzielen (ZÄCH Rz. 405).   

6.6.3.3.4 Die Senkung der Herstellungskosten kann sich 
in Grössen- bzw. Skalenvorteilen ("economies of scale") 
ergeben, d.h. wenn die Durchschnittskosten mit steigen-
der Stückzahl gesenkt werden. Hierbei ist an Joint-Ven-
tures oder Einkaufsgesellschaften zu denken. Bei den 
Verbundvorteilen ("economies of scope") geht es um Kos-
teneinsparungen durch gemeinsame Nutzung von Pro-
duktionsfaktoren oder durch die Vermeidung von 
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Mehrfachkosten (BSK KG-KRAUSKOPF/SCHALLER, Art.5 
KG N 307 f.). 

iv.  Würdigung 

6.6.3.3.5 Anhand der Inhalte des vorliegenden Informati-
onsaustausches (Austausch von Bruttopreisen, Brutto-
umsätzen und Werbeinvestitionen) ist offensichtlich, dass 
der vorliegende Informationsaustausch nicht die Nutzung 
von Produktionsfaktoren bzw. Rationalisierungen, Syner-
gien, Grössen-, Skalen- oder Verbundvorteile zum Ge-
genstand hatte. Zwar wurde im Kontext mit dem Innen-
wettbewerb in Bezug auf Parfumdüfte festgehalten, dass 
die einzelnen Unternehmen ihre Düfte einkaufen (ange-
fochtene Verfügung Rz. 767 ff.; E. 6.5.6.1.6.1; E. 6.5.6.2.3 
hiervor; Handelsgericht Zürich Estée Lauder, VKK 986, 
Nr. 72, S. 116; act. 426 Beilage 2 S. 5). Dies aber jeden-
falls nicht im Sinne von Einkaufsgemeinschaften. Ausser-
dem weisen die entsprechenden Lieferketten keine Be-
rührungspunkte zum vorliegenden Informationsaus-
tausch auf. 

Da im vorliegenden Informationsaustausch keine Koope-
rationsformen zur Senkung der Herstellung und Vertriebs-
kosten ersichtlich sind, erweist sich die Rüge der Be-
schwerdeführerin, die Vorinstanz habe zu Unrecht das 
Vorliegen eines Rechtfertigungsgrundes verneint (Be-
schwerde Rz. 136 ff.), als unbegründet. Selbst wenn die 
Reduktion des Informationsbeschaffungsaufwandes in 
diesem Zusammenhang relevant wäre, wäre auch in die-
sem Zusammenhang die Verhältnismässigkeit mit Blick 
auf den als erheblich im Sinne von Art. 5 Abs. 1 KG beur-
teilten Informationsaustausch zu verneinen (vgl. 
E. 6.6.3.2.6 in fine hiervor). Erst recht nicht relevant ist in 
diesem Zusammenhang die Frage, ob es der Vorinstanz 
gelungen ist, die ihrerseits behauptete Kausalität zwi-
schen Informationsaustausch und Preiserhöhungen 
nachzuweisen (E. 6.3.3; 0 ff.; 6.3.3.3.9 und 6.4.2.4 hier-
vor). Daher greift der Rechtfertigungsgrund zur Senkung 
der Herstellungs- und Vertriebskosten gemäss Art. 5 
Abs. 2 Bst. a KG nicht. 

6.6.3.4 Förderung der Forschung und Verbreitung von 
technischem oder beruflichem Wissen 

i. Vorbringen der Beschwerdeführerin 

6.6.3.4.1 Die Beschwerdeführerin will Rechtssicherheit 
zur Beurteilung von Marktforschung, da sie befürchtet, 
dass ein zu unspezifisches Verbot des Informationsaus-
tausches die Marktforschungstätigkeiten von Estée Lau-
der in der Schweiz behindern könnte (Beschwerde 
Rz. 10, 25). So würde die angefochtene Verfügung auch 
pro-kompetitive Marktforschung verbieten (Replik Rz. 14). 
Denn Marktforschung würde Effizienzgewinne hervorbrin-
gen (Beschwerde Rz. 93). Obwohl sich die Frage stellt, 
ob Marktforschung und Benchmarking-Analysen For-
schung im Sinne dieses Rechtfertigungsgrundes darstel-
len, werden diese in der Kommentarliteratur teilweise in 
diesem Zusammenhang abgehandelt (DIKE KG ZIR-
LICK/BANGERTER, Art. 5 N 303 f.), weshalb auch darauf 
kurz einzugehen ist. 

ii.  Vorbringen der Vorinstanz 

6.6.3.4.2 Nach Ansicht der Vorinstanz ist der vorliegende 
Informationsaustausch weder der Förderung der For-
schung noch der Förderung von beruflichem Wissen 

dienlich. Der Austausch nichtöffentlicher Preisinformatio-
nen sei nicht beruflichem Wissen gleichzustellen. So sei 
es auch nicht ersichtlich, inwiefern Preisvergleiche For-
schung und Innovation fördern könnten (angefochtene 
Verfügung Rz. 811). 

iii.  Grundlagen 

6.6.3.4.3 Der Rechtfertigungsgrund zur Förderung der 
Forschung und Verbreitung von technischem oder beruf-
lichem Wissen greift, wenn die Zuordnung zu einem Pro-
dukt oder einer Produktegruppe schwierig ist und deshalb 
der Rechtfertigungsgrund der "Verbesserung von Produk-
ten oder Produktionsverfahren" nicht einschlägig ist. Beim 
Rechtfertigungsgrund der Förderung der Forschung geht 
es um kostspielige Entwicklungen, welche in einem über-
mässigen Verhältnis zum Umsatz der Leistung, über wel-
che geforscht oder entwickelt werden soll, steht (STOFFEL, 
in: SIWR V/2, S. 111). Ohne solche Forschungskoopera-
tionen wäre es für die Unternehmen gar nicht möglich, In-
novationen zu tätigen (WEBER/VLECK, Tafeln zum Kartell-
recht, S. 64). Allerdings darf es hierdurch in Zukunft nicht 
zu einem dauerhaft gleichförmigen Marketingverhalten 
kommen und Ausstiegsmöglichkeiten insbesondere nach 
Erreichen des Entwicklungsziels müssen gewahrt bleiben 
(STOFFEL, in: SIWR V/2, S. 111). Bei Abreden, welche die 
Verbreitung von beruflichem und technischem Wissen 
fördern, handelt es sich um Know-how-, Franchising- oder 
Lizenzverträge (ZÄCH, Rz. 414). Es geht um die Wissens-
verbreitung der am Wettbewerb Beteiligten (ZIR-
LICK/BANGERTER, DIKE-KG, Art. 5 KG N 302). 

iv.  Würdigung 

6.6.3.4.4 Der Informationsaustausch von ASCOPA hat 
weder Know-how-, Franchising- oder Lizenzverträge 
noch die berufliche Förderung von Personen, welche mit 
ASCOPA-Produkten handelten, noch kostspielige For-
schungskooperationen zum Gegenstand. Ein diesbezüg-
lich relevanter Vorteil könnte allenfalls durch den Aus-
tausch von Informationen über Herstellungsprozesse er-
reicht werden. Die Beschwerdeführerin strebt auch nicht 
diese oben genannten Aspekte an. Sie will vielmehr 
Rechtssicherheit bezüglich der Handlungen des Informa-
tionsaustausches, da sie diese als Marktforschung wertet. 
Ein Verbot geht ihr zu weit. Sie fürchtet um die pro-kom-
petitiven Effekte ihrer "Marktforschung".   

6.6.3.4.5 Anhand der gemachten Ausführungen ist er-
sichtlich, dass das Anliegen der Beschwerdeführerin in 
eine andere Richtung als der Rechtfertigungsgrund zur 
Förderung der Forschung und Verbreitung von techni-
schem oder beruflichem Wissen zielt. Sofern die Be-
schwerdeführerin auf die pro-kompetitiven Effekte des In-
formationsaustausches abzustellen versucht, ist zu sa-
gen, dass dem vorliegenden Informationsaustausch keine 
etwa dem Banken- und Versicherungsbereich vergleich-
baren Informationsasymmetrien zugrunde liegen (vgl. 
E. 6.4.1.5 hiervor). Soweit der Ausgleich von Information-
sasymmetrien unter den ASCOPA-Mitgliedern als Wett-
bewerbern gemeint ist - Sisley hat diesbezüglich im vo-
rinstanzlichen Verfahren besonders die Vorteile für die 
kleineren Unternehmen betont (angefochtene Verfügung 
Rz. 815) -, vermag dieser den als erheblich beurteilten 
Austausch von marktsensiblen Daten nicht zu rechtferti-
gen. In Bezug auf die wegen nicht hinreichender Aggre-
gierung zu verneinende Verhältnismässigkeit kann auf 



 
 2022/4 1083 

 
 

das in den Erwägungen 6.6.1.2.3 und 6.6.3.1.6 hiervor 
Gesagte verwiesen werden. Daher kann die Beschwerde-
führerin auch nicht als Rechtfertigungsgrund geltend ma-
chen, dass dank dem vorliegenden Informationsaus-
tausch "Informationsasymme-trien" unter den Wettbewer-
bern behoben werden konnten. 

6.6.3.4.6 Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass es - 
selbst für den Fall, dass von einer durch die in Art. 5 
Abs. 2 Bst. a KG erlaubten Forschungskooperation aus-
zugehen wäre - in Zukunft nicht zu einer dauerhaften Be-
schränkung des Wettbewerbs und einem gleichförmigen 
Marketingverhalten kommen darf (STOFFEL, in: SIWR V/2, 
S. 111). Da Werbeinvestitionen ausgetauscht wurden, 
welche einen nicht unbeträchtlichen Anteil an den Umsät-
zen ausmachten (vgl. angefochtene Verfügung Rz. 491), 
und gleichzeitig die Marktanteile auf dem Gesamtmarkt 
sowie auf den Teilmärkten von ASCOPA stagnierten (vgl. 
angefochtene Verfügung Rz. 695 ff.; Abbildung 29 f.; 
E. 6.5.4.4 hiervor), besteht einerseits ein gewisser Anreiz 
zu einem gleichförmigen Marketingverhalten. Ausserdem 
war der Informationsaustausch als zeitlich nicht be-
schränktes Wettbewerbsverhalten konzipiert, womit kei-
nerlei Hinweise darauf bestehen, dass einer dauerhaften 
Beschränkung des Wettbewerbs irgendwie entgegenge-
wirkt werden sollte. Auch insoweit ist die Verhältnismäs-
sigkeit des Informationsaustauschs jedenfalls nicht gege-
ben. 

Aufgrund der gemachten Ausführungen kann sich die Be-
schwerdeführerin auch nicht auf den Rechtfertigungs-
grund zur Förderung der Forschung und Verbreitung von 
technischem oder beruflichem Wissen gemäss Art. 5 
Abs. 2 Bst. a KG berufen. 

6.6.4 Kein gesamtwirtschaftliches Interesse 
Schliesslich ist zu ergänzen, dass sich aus der Motivation 
der am Informationsaustausch Teilnehmenden (vgl. dazu 
auch E. 4.6.5.2 und 6.4.2.4.28 hiervor) keine aus volks-
wirtschaftlicher Sicht wünschenswerten Aspekte gewin-
nen lassen. Die Verhinderung einer Erosion des Preisge-
füges ("un engrenage à la baisse") und der Schutz be-
stimmter Marken ("d'éviter que les marques soient dis-
countées"; vgl. angefochtene Verfügung Rz. 58-63; 
act. 2, Beilage A 20, S. 5, Protokoll Generalversammlung 
vom 4. Juni 2002; act. 234, S. 2, Protokoll der Komitee-
Sitzung vom 11. Februar 2003) liegen nicht im volkswirt-
schaftlichen Interesse. Ausserdem sind die im Gesetz ge-
nannten Rechtfertigungsgründe abschliessend (Botschaft 
KG 1995, BBl 1995 I 468 ff., S. 558; BSK KG-KRAUS-
KOPF/SCHALLER, Art. 5 KG N 273, 304; vgl. E. 6.6.1.2.2 
hiervor). 

6.6.5 Fazit 
Anhand der gemachten Ausführungen ist ersichtlich, dass 
keiner der Rechtfertigungsgründe im Sinne von Art. 5 
Abs. 2 Bst. a KG greift. Selbst dort, wo diesbezüglich 
Zweifel bestehen könnten, ist bereits die Erforderlichkeit, 
jedenfalls aber die Zumutbarkeit und damit die Verhältnis-
mässigkeit im Sinne von Art. 5 Abs. 2 Bst. a KG zu ver-
neinen. 

 

 

6.7 Fazit zu Art. 5 KG betreffend die ausgetauschten 
Bruttopreislisten, Umsätze und Werbeinvestitionen 
Zusammenfassend ergibt sich, dass in Bezug auf nicht 
harte Kartelle die Erheblichkeit auch nach Ergehen des 
bundesgerichtlichen Gaba-Urteils unter Berücksichtigung 
qualitativer und quantitativer Elemente festzustellen ist, 
wobei die Summe der qualitativen und quantitativen Ele-
mente entscheidend ist. Quantitative Elemente können 
dabei das Fehlen qualitativer Elemente nur soweit kom-
pensieren, als in Bezug auf die Letzteren ein gewisses 
Minimum nicht unterschritten wird (E. 6.3.2.7 und 6.3.6 
hiervor). Das Gericht kommt zudem entgegen der Auffas-
sung der Beschwerdeführerin zum Schluss, dass im Rah-
men von Art. 5 Abs. 1 KG - soweit es um bezweckte Ab-
reden geht - keine Prüfung von Auswirkungen erforderlich 
ist (E. 6.3.3.4 hiervor; vergleiche zum Ganzen neuerdings 
BGE 147 II 72 E. 3.6 "Pfizer II"). Aus qualitativer Sicht ist 
ausserdem betreffend die Charakteristika des Informati-
onsaustausches festzuhalten, dass diese als Indiz für die 
Erheblichkeit zu bewerten sind (E. 6.4.1.4 hiervor). 
Schliesslich sind die qualitativen Elemente der Erheblich-
keit hinsichtlich der ausgetauschten Bruttopreislisten 
(E. 6.4.2.4 hiervor), Umsätze (E. 6.4.2.5 hiervor) und 
Werbeinvestitionen (E. 6.4.2.6 hiervor) insgesamt bereits 
in der Kombination von Bruttopreislisten und Umsatzda-
ten, jedenfalls aber in der vorliegend festgestellten Form 
der Kombination aller drei Elemente des Informationsaus-
tauschs, zu bejahen (E. 6.4.3 und zum Ganzen auch 
E. 6.5.8 hiervor). In Bezug auf den Austausch von Brutto-
preislisten ist das Gericht insbesondere zum Schluss ge-
kommen, dass die Vorinstanz die Bedeutung des Wettbe-
werbsparameters Preis im Luxuskosmetikmarkt überbe-
wertet, dass der Preis aber entgegen der Darstellung der 
Beschwerdeführerin auch nicht vollkommen in den Hin-
tergrund tritt (E. 6.4.2.4.25 ff. hiervor). 

Aus quantitativer Sicht ist die Erheblichkeit mit Blick auf 
den sehr bedeutenden Marktanteil des ASCOPA-Mitglie-
der auch unter der Berücksichtigung einer gewissen Frag-
mentiertheit des Marktes ebenfalls zu bejahen (E. 6.5, 
insb. E. 6.5.3.4.2, 6.5.7 hiervor). Neben dem fehlenden 
Aussenwettbewerb hat das Gericht insbesondere festge-
stellt, dass auch die Stellung der Händler als Marktgegen-
seite nicht stark genug ist, um eine hinreichend diszipli-
nierende Wirkung zu haben (E. 6.5.5 und E. 6.5.7.3 hier-
vor). Dasselbe gilt für den ebenfalls nicht hinreichend aus-
geprägten Innenwettbewerb. 

Zusammenfassend ergibt sich, dass die Voraussetzun-
gen von Art. 5 Abs. 1 KG in Bezug auf den Informations-
austausch betreffend Bruttopreise, Umsatzdaten und 
Werbeinvestitionen gegeben sind. Der festgestellte selb-
ständige Informationsaustausch stellt jedenfalls als Kom-
bination der soeben genannten Handlungen eine erhebli-
che Beeinträchtigung des Wettbewerbs im Sinne von 
Art. 5 Abs. 1 KG dar (E. 6.5.8 hiervor). Rechtfertigungs-
gründe im Sinne von Art. 5 Abs. 2 KG sind nicht gegeben 
(E. 6.6 hiervor). 
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7. AGB - Conditions générales de vente (Art. 4 Abs. 1 
KG) 
Zwischen 2002 und 2007 gab ASCOPA sowohl in deut-
scher wie auch in französischer Sprache Empfehlungen 
von allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) heraus, 
die regelmässig erneuert wurden (angefochtene Verfü-
gung Rz. 226 ff.; act. 2, Beilagen G1-G4). Demnach stellt 
sich die Frage, ob neben den Handlungen des allgemei-
nen Informationsaustauschs (Austausch der Bruttopreis-
listen, Austausch der Bruttoumsätze und Austausch der 
Werbeinvestitionen; vgl. E. 4-6 hiervor) auch diese AGB-
Empfehlungen aus kartellrechtlicher Sicht zu beanstan-
den sind. Hierzu wird zuerst geprüft, ob die Voraussetzun-
gen von Art. 4 Abs. 1 KG (Wettbewerbsabrede oder ab-
gestimmte Verhaltensweise [E. 7.1 hiernach], Wettbe-
werbsparameter [E. 7.2 hiernach], Bezwecken oder Be-
wirken [E. 7.3 hiernach]) gegeben sind. Erwägung 8 hat 
die Marktabgrenzung zum Gegenstand, wobei diesbe-
züglich auf die entsprechenden Ausführungen zum allge-
meinen Informationsaustausch Bezug genommen wird. In 
Erwägung 9 werden die AGB-Empfehlungen schliesslich 
auf ihre Erheblichkeit gemäss Art. 5 Abs. 1 KG geprüft. 

Betreffend die Bedeutung des EU-Wettbewerbsrechts für 
das schweizerische Wettbewerbsrecht kann im Kontext 
mit Art. 4 Abs. 1 KG auf die Ausführungen in den Erwä-
gungen 4.3.1 und 4.6, betreffend die Marktabgrenzung 
auf Erwägung 5.2 und im Kontext mit Art. 5 Abs. 1 KG auf 
Erwägung 6.3.5 verwiesen werden. Dabei ist zu ergän-
zen, dass in Bezug auf die AGB-Empfehlungen die Hori-
zontalleitlinien in den Hintergrund rücken (vgl. auch E. 9.2 
hiernach in fine). 

7.1 Empfehlung ohne Abredequalität, Vereinbarung 
oder abgestimmte Verhaltensweise 
7.1.1 Vorbringen der Beschwerdeführerin 
Nach Ansicht der Beschwerdeführerin erfüllen die AGB-
Empfehlungen die Voraussetzungen einer Wettbewerbs-
abrede nicht, da keine qualifizierenden Elemente wie Ein-
haltung, Druck oder Zwang zur Einhaltung der AGB-Emp-
fehlungen vorliegen und der Befolgungsgrad äusserst ge-
ring gewesen sei (Beschwerde Rz 65 ff.; 80 f., 114; Stel-
lungnahme der Beschwerdeführerin vom 24. August 2018 
Rz. 11d). 

7.1.2 Vorbringen der Vorinstanz und Sachverhalt zu 
den AGB-Empfehlungen 
7.1.2.1 Nach Ansicht der Vorinstanz sind die AGB-Emp-
fehlungen als Wettbewerbsabrede gemäss Art. 4 Abs. 1 
KG zu qualifizieren. Die AGB seien zwar als Empfehlun-
gen ausgestaltet worden, hätten jedoch auf einem Be-
schluss der Generalversammlung von ASCOPA beruht, 
was nach Lehre und Rechtsprechung einer Vereinbarung 
nach Art. 4 Abs. 1 KG entspreche. Für deren Beurteilung 
sei es nicht von Relevanz, ob diese rechtlich erzwingbar 
sei oder nicht (angefochtene Verfügung Rz. 385 i.V.m. 
Rz. 226). Zudem sei dem Protokoll der Generalversamm-
lung vom 9. Mai 2001 zu entnehmen, dass sich die Mit-
glieder von ASCOPA gegebenenfalls hinter den AGB-
Empfehlungen verschanzen könnten ("se retrancher der-
rière ces conditions générales de vente"; angefochtene 
Verfügung Rz. 227; act. 2, Beilage A 18, S. 5). Dement-
sprechend wird den Unternehmen diesbezüglich "nur" ihr 
Verhalten während der Jahre 2002-2007 vorgeworfen, 

weil sich die bezüglich der AGB-Empfehlungen verfolgte 
Praxis vorher nicht auf einen Generalversammlungsbe-
schluss gestützt werden konnte (angefochtene Verfügung 
Rz. 226). 

7.1.2.2 Die AGB-Empfehlungen wurden in den Jahren 
2000, 2001 und 2004 auf den neusten Stand gebracht. 
Die im Jahre 2007 erfolgte Änderung ist nicht mehr rele-
vant. Es ist aber für das Verständnis des vorher Gesche-
henen interessant zu wissen, wie die praktischen Abläufe 
zu beschreiben sind. Für das Jahr 2003 wurde eine ein-
malige Übersicht erstellt, bei welcher die Mindestbestell-
menge und Versandkosten angegeben waren (angefoch-
tene Verfügung Rz. 228 ff.; act. 2, Beilagen G1-G4). Am 
20. April 2007 wurde den ASCOPA-Mitgliedern - so auch 
der Beschwerdeführerin - eine Mail mit aktualisierten 
"conditions générales de vente" versandt. ASCOPA bat 
die Mitglieder innert fünftägiger Frist, über die Anzahl der 
gewünschten AGB-Exemplare in Druckform Bescheid zu 
geben. Der Vorinstanz liegen Mails vor, in welchen Cha-
nel sowohl in deutscher wie auch in französischer Spra-
che 250 Exemplare der revidierten AGB verlangte; Riche-
mont 20 Exemplare je Sprache nachfragte und Pi-Par-
fums 300 Exemplare der revidierten AGB bestellte. Fer-
ner verlangte Coty neben einem deutschen auch ein itali-
enisches Exemplar der AGB-Empfehlungen (angefoch-
tene Verfügung Rz. 227 mit Fn. 252 [vgl. act. 62 Mails 
vom 20.04.2007 um 09:24 und 19:37 Uhr; Fn. 255 [Mail 
vom 23.04.2007 um 08:41 Uhr]; Fn. 256 [Mail vom 
24.04.2007 um 16:04 Uhr]). Die ASCOPA-Mitglieder - so 
auch die Beschwerdeführerin - legten jeweils ihre aktuel-
len AGB den Bruttopreislisten bei, welche im Rahmen des 
Informationsaustauschs ausgetauscht wurden (angefoch-
tene Verfügung Rz. 230 und Fn. 268 mit Hinweis auf 
act. 2, B 10). 

7.1.2.3 Inhaltlich umfassten die AGB Bestimmungen über 
Minimalbestellungen (a), Lieferkosten (b), Rücksendun-
gen (c) und Zahlungsbedingungen (d): 

7.1.2.3.1 So hat der Minimalbestellwert (a) in den AGB 
der Jahre 2000-2004 Fr. 150.- und ab dem Jahr 2007 
Fr. 250.- betragen (angefochtene Verfügung Rz. 228 a; 
act. 2, Beilagen G1-G4; act. 62, Anhang des Mailverkehrs 
ASCOPA/Chanel vom 23. April 2007). 

7.1.2.3.2 Lieferkosten (b): Der Warenwert, ab welchem 
die Lieferkosten franko durch den Absender übernommen 
werden, hat in der ganzen Zeitspanne Fr. 500.- betragen. 
Unter dem Wert von Fr. 500.- hat die Pauschalbeteiligung 
an den Lieferkosten im Jahr 2000 Fr. 8.- betragen und in 
den Jahren 2001-2007 Fr. 12.-. Für Expressendungen ha-
ben die AGB im Jahr 2000 Kosten von Fr. 12.- vorgese-
hen, ab dem Jahr 2001 sei der Beitrag für Expressendun-
gen auf Fr. 15.- angestiegen (angefochtene Verfügung 
Rz. 228 b; act. 2, Beilagen G1-G4; act. 62, Anhang des 
Mailverkehrs ASCOPA/Chanel vom 23. April 2007). 

7.1.2.3.3 Hinsichtlich der Rücksendungen (c) hielt die Vo-
rinstanz fest, dass jede den Händlern fakturierte Ware als 
verkauft galt und normalerweise nicht zurückgenommen 
werden konnte. Nur wenn ausnahmsweise im Voraus mit 
dem Lieferanten eine Vereinbarung getroffen wurde, die 
Ware in gutem Zustand war und keine zusätzlichen Eti-
ketten angebracht waren, konnte die Ware zurückgenom-
men werden. Hierzu würden folgende Bedingungen gel-
ten: Bis zu einem Monat könnten die Waren ohne Abzug 
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entgegengenommen werden. Von ein bis sechs Monaten 
würden 20 % Abzug verlangt, nach 6 Monaten bis zu ei-
nem Jahr sollte ein Abzug von 30 % gelten und nach die-
ser Frist sollte gar keine Ware mehr zurückgenommen 
werden (angefochtene Verfügung Rz. 228 c; act. 2, Beila-
gen G1-G4; act. 62, Anhang des Mailverkehrs  
ASCOPA/Chanel vom 23. April 2007). 

7.1.2.3.4 Gemäss den Zahlungsbedingungen (d) sollten 
die Zahlungen innerhalb von 30 Tagen erfolgen. Diese 
Klausel blieb durch all die Jahre unverändert (angefoch-
tene Verfügung Rz. 228 d; act. 2, Beilagen G1-G4; 
act. 62, Anhang des Mailverkehrs ASCOPA/Chanel vom 
23. April 2007). 

7.1.3 Grundlagen 
7.1.3.1 Der Begriff der Empfehlung 

Im Unterschied zum Kartellgesetz 1985 (vgl. Art. 2 Abs. 2 
des Bundesgesetzes vom 20. Dezember 1985 über Kar-
telle und ähnliche Organisationen [aKG 1985, AS 1986 
874]) werden Empfehlungen nach dem geltenden Art. 4 
Abs. 1 KG nicht als mögliche Erscheinungsform einer Ab-
rede genannt (B-5685/2012 vom 17. Dezember 2015 
E. 4.2 "Altimum"; BSK 2010-NYDEGGER/NADIG, Art. 4 
Abs. 1 KG N 28). Empfehlungen sind einseitige, rechtlich 
unverbindliche Erklärungen, welche an einen Empfeh-
lungsempfänger gerichtet sind und die auf eine Verhal-
tensbeeinflussung abzielen (BGE 147 II 72 E. 4.2 und 
E. 5.1.3 "Pfizer II"; BANGERTER/ZIRLICK, DIKE-KG, Art. 4 
Abs. 1 KG N 169 m.w.H.; Stämpflis HK-KÖCHLI/REICH, 
Art. 4 N 14). Zwar ist die dogmatische Beschreibung und 
Beurteilung von Empfehlungen mehrheitlich anhand ver-
tikaler Empfehlungen erfolgt. Indessen spielen im Rah-
men unternehmerischer Verbandstätigkeit horizontale 
Empfehlungen eine zentrale Rolle (BORER, Art. 4 KG 
N 10; BSK KG-REINERT, Art. 4 Abs. 1 KG N 202). Emp-
fehlungen sind kartellrechtlich relevant, wenn sie sich auf 
einen Wettbewerbsparameter beziehen (BANGERTER/ZIR-
LICK, DIKE-KG, Art. 4 Abs. 1 KG N 170). Aus wettbe-
werbsrechtlicher Sicht kritisch werden sie, wenn sie be-
zwecken, die unternehmerische Entscheidungsfreiheit zu 
beeinträchtigen, indem sie eine Angleichung des markt-
sensiblen Verhaltens ermöglichen oder fördern (BORER, 
Art. 4 KG N 10 KG; AMSTUTZ/CARRON/REINERT, in: Com-
mentaire romand, Art. 4 Abs. 1 KG N 42). 

Vorliegend ist zunächst strittig, ob den AGB-Empfehlun-
gen Abredequalität nach Art. 4 Abs. 1 KG zukommt. Be-
züglich Empfehlungen sind verschiedene Konstellationen 
möglich (STOFFEL, in: SIWR V/2, S. 63 f.), was im Folgen-
den aufzuzeigen ist: 

7.1.3.2 Horizontale Empfehlung mit vertikalen Aspekten 

Bei horizontalen Empfehlungen sind Empfehlende und 
Empfehlungsempfänger auf der gleichen Marktstufe tätig. 
Geht die Empfehlung von einem Branchenverband aus, 
so ist dieser in der Regel nicht auf dem Markt tätig. Das 
ändert nichts daran, dass nur eine Marktstufe betroffen ist 
(BANGERTER/ZIRLICK, DIKE-KG, Art. 4 Abs. 1 KG N 174; 
ESTERMANN, Unverbindliche Preisempfehlung, S. 15). 

Die ASCOPA-Mitglieder sind alle auf derselben Markt-
stufe tätig (vgl. E. 4.4.3.8 hiervor). Zugleich wurden die 
AGB-Empfehlungen vom Verband ASCOPA erlassen, 
welcher selbst nicht Wettbewerbsteilnehmer ist. Da sich 

der Verband aber aus den Empfehlungsadressaten zu-
sammensetzt, geht es primär um ein horizontales Verhält-
nis. 

Verwendet allerdings ein ASCOPA-Mitglied die ASCOPA-
AGB-Empfehlungen gegenüber einem oder mehreren 
Retailern (Händlern), so ergibt sich aus der Konstellation 
zwischen dem ASCOPA-Mitglied und dem jeweiligen 
Händler ein vertikales Verhältnis. 

7.1.3.3 Echte Empfehlung 

Der Inhalt einer echten Empfehlung beruht auf einer tat-
sächlichen Empfehlung, welche dem Empfänger die Frei-
heit belässt, dieselbe zu befolgen oder auch nicht. In die-
sem Fall handelt es sich um eine echte Empfehlung, die 
wettbewerbsrechtlich unbedenklich ist (STOFFEL, in: 
SIWR V/2, S. 63 f.). Die Empfehlung enthält ein "wohlwol-
lendes Element", indem sie ein bestimmtes Tun oder Un-
terlassen als vorteilhaft bezeichnet und dieses dem Emp-
fehlungsempfänger deswegen vorschlägt, und zwar mit 
dem Ziel, eben dieses Verhalten herbeizuführen. Eine 
echte einseitige Empfehlung wird auch unverbindliche 
Empfehlung genannt. Der Begriff der "unverbindlichen 
Empfehlung" stellt eigentlich ein Pleonasmus dar. Dem 
Empfehlungsempfänger dürfen - ungeachtet, ob er sich 
an die Empfehlung hält oder nicht - keine Vor- oder Nach-
teile entstehen (BANGERTER/ZIRLICK, DIKE-KG, Art. 4 
Abs. 1 KG N 169, 171 f.; ESTERMANN, Unverbindliche 
Preisempfehlung, Diss., S. 11 f.). 

7.1.3.4 Empfehlung in Vereinbarungsform 

7.1.3.4.1 Zweitens besteht die Möglichkeit, dass sich eine 
Kartellabrede hinter einer Empfehlung verbergen kann 
(vgl. zur abgestimmten Verhaltensweise E. 7.1.3.5 hier-
nach). Die Parteien können etwa eine Sprache verwen-
den, welche Empfehlungscharakter aufweist, jedoch eine 
eigentliche Bindung beabsichtigen. Es handelt sich um 
eine simulierte "unechte Empfehlung", welche als ver-
steckte wettbewerbsbeschränkende Abrede bzw. als 
nicht erzwingbare Vereinbarung zu qualifizieren ist (STOF-
FEL, in: SIWR V/2, S. 63 f.; ESTERMANN, Unverbindliche 
Preisempfehlung, S. 9; BANGERTER/ZIRLICK, DIKE-KG, 
Art. 4 Abs. 1 KG N 171). 

7.1.3.4.2 Nach dem Gesagten, gibt es also - und diese 
Konstellation findet sich namentlich in vertikalen Empfeh-
lungen - Formulierungen, welche wie eine einseitige Mas-
snahme aussehen. Bei deren Würdigung ist aus vertrags-
rechtlicher Sicht zu beachten, dass sich über die Kon-
struktion einer stillschweigenden Annahme der einseitige 
Charakter sich in ein zweiseitiges Rechtsverhältnis wan-
delt. Diese stillschweigende Annahme ist Voraussetzung 
dafür, dass eine Vereinbarung zustande kommt (vgl. BGE 
144 II 246 E. 6.4.1 "Altimum"; BGE 147 II 72 E. 5.6 "Pfizer 
II"; BORER, Art. 4 KG N 8). Für die Feststellung, ob eine 
Vereinbarung vorliegt, ist es notwendig, die allgemeinen 
Regeln von Art. 1 ff. OR anzuwenden und den gegensei-
tigen und übereinstimmenden Willen der Parteien festzu-
stellen, wobei dieser ausdrücklich oder stillschweigend 
geäussert werden kann (Art. 1 Abs. 2 OR). Willenserklä-
rungen und Willensbekundungen zwischen den Vertrags-
parteien sind nach dem Vertrauensprinzip auszulegen 
(Art. 18 OR), ohne Beachtung der von den Parteien ver-
wendeten Ausdrucksweise. Stillschweigende Willensbe-
kundungen sind insbesondere konkludente Handlungen, 
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das heisst solche, deren Erfüllung einen bestimmten Wil-
len voraussetzt, der sich auf das Verhältnis der Parteien 
bezieht. Ein bewusstes und gewolltes Zusammenwirken 
zweier oder mehrerer Unternehmen muss erkennbar 
sein, was im Falle von rein einseitigen Wettbewerbsbe-
schränkungen fehlt (vgl. BGE 144 II 246 E. 6.4.1 "Alti-
mum"). Anders als bei einer echten Empfehlung oder ei-
ner abgestimmten Verhaltensweise (befolgten Empfeh-
lung; vgl. gerade unten) liegt bei der nicht erzwingbaren 
Vereinbarung ein Wille vor, sich zu binden (ESTERMANN, 
Unverbindliche Preisempfehlung, S. 161; vgl. BANGER-
TER/ZIRLICK, DIKE-KG, Art. 4 Abs. 1 KG N 171). 

Es kann sich bei horizontalen Empfehlungen in Vereinba-
rungsform auch um Verbandsempfehlungen handeln (vgl. 
E. 7.1.3.1 hiervor). Diese können bereits in den Statuten 
enthalten sein, womit das Mitglied mit dem Beitritt zum 
Verein auch Partei der Abrede wird (BSK KG-REINERT, 
Art. 4 Abs. 1 KG N 204 mit Hinweis auf RPW 1998/2, 
S. 185 f. Rz. 3 und 8 "Tarifs de la Société vaudoise des 
Régisseurs et courtiers en immeuble et en fonds de com-
merce"). Klassisch ist indessen die Empfehlung als Ge-
genstand des Beschlusses der Generalversammlung ei-
nes Verbandes bzw. Mitgliederversammlung eines Ver-
eins (RPW 2012/3 S. 659 Rz. 30 ff. "Union suisse des 
professionnels de l'immobilier [USPI] - Section 
Neuchâtel"; RPW 2003/2 S. 271 ff., Rz. 1 ff., S. 278 Rz. 31 
"Fahrschule Graubünden" in Bezug auf das Vorgehen bis 
im Jahr 1997; RPW 2001/1, S. 200 ff., S. 205 f. E. 2.1 
"Association fribourgeoise des écoles de circulation 
(AFEC)"; BANGERTER/ZIRLICK, DIKE-KG, Art. 4 Abs. 1 KG 
N 175, BSK KG-REINERT, Art. 4 Abs. 1 KG N 203 mit Hin-
weisen; DIMITRI ANTIPAS, Les recommandations de prix en 
droit suisse et en droit européen de la concurrence, Bern 
2014, S. 161). Strittig ist, ob der Behördenpraxis zu folgen 
ist, wonach auch ein Vorstandsbeschluss oder der Be-
schluss eines anderen Vereinsorgans genügt in Verbin-
dung mit der statutarischen Verpflichtung, alle Be-
schlüsse, Weisungen und Anordnungen der Verbandsor-
gane gewissenhaft zu befolgen (vgl. dazu RPW 2006/4 
S. 593 Rz. 24 "Tarif des Verbandes Schweizerischer Un-
ternehmungen für Bau und Unterhalt von Tankanlagen 
[VTR])". Davon gehen wohl BSK KG 2010- NYDEGGER/NA-
DIG, Art. 4 Abs. 1 KG N 95 aus. Im gleichen Sinne ist wahr-
scheinlich auch ZÄCH zu verstehen, der von Beschlüssen 
spricht, ohne in Bezug auf das diese fassende Organ Un-
terscheidungen zu treffen (ZÄCH, Rz. 365). Kritisch äus-
sern sich demgegenüber AMSTUTZ/CARRON/REINERT (in: 
Commentaire romand, Art. 4 Abs. 1 KG N 45) und 
REINERT (BSK KG, Art. 4 Abs. 1 KG N 205). ANTIPAS gibt 
wiederum zu bedenken, dass das formale Verneinen der 
Möglichkeit, auch in einem Vorstandsbeschluss eine Ver-
einbarung zu sehen, unwillkommene Umgehungsprakti-
ken mit dem Ergebnis von nicht wünschbaren Situationen 
("situations indésirables") begünstigen würde (ANTIPAS, 
S. 161). Nach dem Gesagten sind jedenfalls kartellrecht-
lich relevante Statuten und Beschlüsse der Mitgliederver-
sammlung eines als Verein organisierten Branchenver-
bands als Vereinbarung im Sinne von Art. 4 Abs. 1 KG zu 
qualifizieren (BSK KG-REINERT, Art. 4 Abs. 1 KG N 65 
i.V.m. N 203, ZÄCH, Rz. 365, ANTIPAS, S. 161; vgl. auch 
E. 4.4.3.1 und insbesondere E. 4.4.3.1.4 hiervor). 

 

 

7.1.3.5 Befolgte Empfehlung 

Drittens besteht die Möglichkeit, dass Empfehlungen in 
Realität befolgt werden (STOFFEL, in: SIWR V/2, S. 63 f.). 
Solche Empfehlungen, die zwar keinen Bindungswillen 
aufweisen, aber befolgt werden, rücken in die Nähe der 
abgestimmten Verhaltensweise gemäss Art. 4 Abs. 1 KG 
(BGE 147 II 72 E. 3.3, 4.3 "Pfizer "; BORER, Art. 4 KG 
N 11; BANGERTER/ZIRLICK, DIKE-KG, Art. 4 Abs. 1 KG 
N 176 f.). Demzufolge ist ersichtlich, dass bei Empfehlun-
gen, welche der abgestimmten Verhaltensweise zuzuord-
nen sind, der Befolgungsgrad auf der Stufe von Art. 4 
Abs. 1 KG zu prüfen ist. Wie es sich diesbezüglich bei 
Vereinbarungen verhält, wird in Erwägung 7.1.4 hiernach 
zu prüfen sein. Die Frage, ob Druck oder Zwang voraus-
gesetzt ist, wenn eine Wettbewerbsabrede im Sinne von 
Art. 4 Abs. 1 KG bejaht werden soll, wird in Erwägung 
7.1.4.6 hiernach erörtert werden. 

7.1.4 Qualifikation der AGB-Empfehlungen / Würdi-
gung 

7.1.4.1 Es ist nun zu prüfen, ob die AGB-Empfehlungen 
von ASCOPA als einseitige Empfehlungen zu werten 
sind, welche von Art. 4 Abs. 1 KG nicht erfasst werden, 
oder ob diese die Voraussetzungen einer Vereinbarung 
oder allenfalls einer abgestimmten Verhaltensweise ge-
mäss Art. 4 Abs. 1 KG erfüllen. Soweit BORER diesbezüg-
lich davon ausgeht, dass die Empfehlung, wenn sie tat-
sächlich befolgt wird, in die Nähe einer abgestimmten 
Verhaltensweise rückt (BORER, Art. 4 KG N 11; vgl. 
E. 7.1.3.5 hiervor), lässt sich daraus schliessen, dass sich 
diese Aussage zwar wohl auf Verhalten bezieht, das unter 
gewissen Voraussetzungen als abgestimmte Verhaltens-
weise qualifiziert werden kann, nicht aber auf eigentliche 
Vereinbarungen. Diese Schlussfolgerung ist gerade in 
Bezug auf horizontale Branchenvereinbarungen mit weit-
gehender Marktabdeckung naheliegend. Denn hier fehlt 
es nicht am bewussten und gewollten Zusammenwirken 
zwischen den Unternehmen (vgl. BSK KG 2010-NYDEG-
GER/NADIG, Art. 4 Abs. 1 KG N 121). Damit wird auch dem 
weiteren Anliegen von NYDEGGER/NADIG Rechnung getra-
gen, wonach an einer Vereinbarung mehrere Unterneh-
men beteiligt sein müssen (BSK KG 2010-NYDEGGER/NA-
DIG, Art. 4 Abs. 1 KG N 123). Die Neunerprobe ergibt sich 
dadurch, dass sich jedenfalls im Falle von horizontalen 
Branchenvereinbarungen unter Verbandsmitgliedern 
mehr als nur Einseitigkeit übrig bleibt, wenn die Befolgung 
entfällt (vgl. BANGERTER/ZIRLICK, DIKE-KG, Art. 4 Abs. 1 
KG N 174 ff.). Das leuchtet besonders dann unmittelbar 
ein, wenn später das Bezwecken bejaht wird (vgl. dazu 
E. 7.3 hiernach). In diesen Fällen kann der Befolgungs-
grad allenfalls im Rahmen der Erheblichkeitsprüfung im 
Rahmen von Art. 5 Abs. 1 KG eine Rolle spielen, entge-
gen der Rechtsauffassung der Beschwerdeführerin aber 
nicht in Bezug auf die Frage der Abredequalität im Rah-
men von Art. 4 Abs. 1 KG. 

7.1.4.2 Bei der Prüfung, ob die AGB-Empfehlungen als 
Vereinbarung und damit als Wettbewerbsabrede gemäss 
Art. 4 Abs. 1 KG zu werten sind, sind verschiedene Etap-
pen hinsichtlich der Entwicklung dieser AGB-Klauseln zu 
untersuchen: Erstens die Abstimmung über die Änderun-
gen der AGB-Empfehlungen an der Generalversammlung  
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im 2001 (E. 7.1.4.3 hiernach), zweitens verschiedene Ko-
mitee-Sitzungen (E. 7.1.4.4 hiernach), drittens der Um-
stand, dass den ausgetauschten Informationen (Brutto-
preise, Umsätze und Werbeinvestitionen) die jeweiligen 
AGB beigelegt wurden sowie die Vergleichsliste der AGB 
aus dem Jahr 2003 (E. 7.1.4.5 hiernach). Wie es sich in 
Bezug auf die kartellrechtliche Relevanz der Aktualisie-
rung der AGB im Jahre 2007 verhält, kann demgegenüber 
offen bleiben, da die Vorinstanz den  
ASCOPA-Mitgliedern nur bis zu diesem Zeitpunkt eine 
unzulässige Wettbewerbsabrede vorwirft. 

7.1.4.3 Abstimmung über die Änderungen der AGB-Emp-
fehlungen an der Generalversammlung im Jahr 2001 

Die Änderungen der AGB sind an der Generalversamm-
lung vom 9. Mai 2001 einstimmig angenommen worden 
(act. 2, Beilage A 18, S.4 f.; angefochtene Verfügung 
Rz. 226). An dieser Generalversammlung war gemäss 
Protokoll auch die Beschwerdeführerin anwesend (act. 2, 
Beilage A 18, S. 1). Das Protokoll der Generalversamm-
lung vom 9. Mai 2001 wurde in der ASCOPA-Generalver-
sammlung vom 4. Juni 2002, an welcher die Beschwer-
deführerin ebenfalls anwesend war, einstimmig geneh-
migt (vgl. act. 2, Beilage A 20, S. 1 f.). Nach dem in Erwä-
gung 7.1.3.4.2 hiervor Gesagten steht ausser Zweifel, 
dass jedenfalls rechtlich verbindliche Beschlüsse der Mit-
gliederversammlung unter die Form der Vereinbarung ge-
mäss Art. 4 Abs. 1 KG zu subsumieren sind (BSK KG- 
REINERT, Art. 4 Abs. 1 KG N 65 und N 203; vgl. 
E. 4.4.3.1.4, 7.1.3.4.2 hiervor mit Hinweisen auf die Be-
hördenpraxis). Demnach liegt ein rechtlich verbindlicher 
Beschluss der Generalversammlung vom 9. Mai 2001 
vor. Damit sind vorliegend die Voraussetzungen einer 
Vereinbarung im Sinne von Art. 4 Abs. 1 KG gegeben. 
Dass gemäss dem Protokoll der Generalversammlung 
vom 9. Mai 2001 (act. 2, Beilage A 18, S. 5) der Begriff 
"Guidelines" verwendet wird ändert nichts an deren Qua-
lifikation als Vereinbarung (vgl. diesbezüglich zum Infor-
mationsaustausch E. 4.4.3.1.4 hiervor). 

7.1.4.4 Komitee-Sitzungen 

7.1.4.4.1 Die Beschwerdeführerin rügt sodann hinsichtlich 
der Komitee-Sitzungen, dass die Diskussionspunkte der 
Komitee-Sitzungen gar nicht den Inhalt der AGB betreffen 
würden (Beschwerde Rz. 92). Es ist daher im Folgenden 
auf den Inhalt der Komitee-Sitzungen einzugehen: 

7.1.4.4.2 Die Vorinstanz zeigt auf, dass das Komitee im 
Jahr 2001 einstimmig beschloss, Coop Aargau keine spe-
ziellen Preisnachlässe (0.5 % Rabatt auf alle Rechnun-
gen) zu gewähren (act. 234, Komitee-Sitzung vom 
21. März 2001, S. 3; angefochtene Verfügung Rz. 233). 
Zudem ist aus dem Protokoll einer weiteren Komitee-Sit-
zung ersichtlich, dass man plante, die adaptierten AGB 
vor die Generalversammlung zu bringen (act. 2, Beilage 
A 17, Komitee-Sitzung vom 8. Mai 2001, S. 2). Dem 
Wunsch von Import, spezielle Geschäftsbedingungen zu 
erhalten, wollte das Komitee ebenfalls nicht nachkom-
men. (act. 234, Komitee-Sitzung vom 18. September 
2002, S. 3; angefochtene Verfügung Rz. 233). Das Komi-
tee lehnte es "très vivement" ab, den von Manor verlang-
ten Diskont bei einer Bezahlung innerhalb von dreissig 
Tagen zu gewähren (act. 234, Komitee-Sitzung vom 
7. Oktober 2003, S. 2; angefochtene Verfügung Rz. 233). 
In einer späteren Sitzung schlug das Komitee vor, dass 

jedes Mitglied einen Brief an Manor senden sollte, indem 
es den verlangten Skontosatz ablehnte (act. 234, Komi-
tee-Sitzung vom 4. Dezember 2003, S. 3; angefochtene 
Verfügung Rz. 233). 

7.1.4.4.3 Die Rüge der Beschwerdeführerin, wonach die 
Komitee-Sitzungen im vorliegenden Zusammenhang 
nicht einschlägig seien, erweist sich als unbegründet. Die 
Komitee-Sitzungen und -beschlüsse hatten durchaus die 
Verkaufskonditionen und teilweise auch die strittigen AGB 
zum Gegenstand. Denn die von Coop gewünschten 
Preisnachlässe, die von Import gewünschten speziellen 
AGB und der von Manor gewünschte Diskont hätten eine 
individuelle Ausgestaltung der AGB erfordert. Tatsächlich 
ist es aber so, dass diese teilweise eher in Bezug auf die 
Frage des Bezweckens relevant sind (vgl. E. 7.3 hier-
nach) als in Bezug auf die Frage nach der Qualifikation 
des Verhaltens der ASCOPA als Vereinbarung. 

7.1.4.4.4 Interessant für die Frage der Vereinbarungsqua-
lität ist der Umstand, dass an den Komitee-Sitzungen im 
Jahr 2001, an welchen auch die Beschwerdeführerin an-
wesend war, besprochen wurde, die Inhalte dieser Sitzun-
gen (Coop Aargau und AGB-Revision) vor die General-
versammlung zu bringen (act. 234, Komitee-Sitzung vom 
21. März 2001, S. 1, 3; act. 2, Beilage A 17; Komitee-Sit-
zung vom 8. Mai 2001, S. 1 f.), was dann auch geschah 
(act. 2, Beilage A 18, Protokoll der Generalversammlung 
vom 9. Mai 2001, S. 4 f.). Somit bilden die Inhalte der Ko-
mitee-Sitzung aus dem Jahr 2001 auch Grundlage für den 
Beschluss der entscheidenden Generalversammlung, 
was einerseits den Vereinbarungscharakter des gewähl-
ten Vorgehens und andererseits die Verantwortung der 
Beschwerdeführerin als Mitglied des Komitees unter-
streicht. 

7.1.4.4.5 Nachdem die Basis aller in Frage stehenden 
AGB-Empfehlungen in einem Generalversammlungsbe-
schluss zu sehen ist, was sowohl nach der Rechtspre-
chung als auch nach der Verwaltungspraxis zur Qualifika-
tion als Vereinbarung führt, kann offen bleiben, ob der 
Vereinbarungscharakter auch aufgrund der Komitee-Be-
schlüsse allein zu bejahen wäre (vgl. "VTR", RPW 2006/4 
S. 591 ff., 593 Rz. 22 ff. "VTR" sowie E. 7.1.4.4.3 hiervor). 
Festzuhalten ist immerhin, dass das ASCOPA-Komitee 
von der Generalversammlung gewählt wird. Ihm obliegt 
nach Art. 16 ASCOPA-Statuten die Führung der Reprä-
sentation der Vereinigung und es überwacht die Ausfüh-
rung der Beschlüsse der Generalversammlung. Das Ko-
mitee ist zudem gemäss Art. 17 ASCOPA-Statuten ent-
scheidungsbefugt. Die Mitglieder müssen sich gemäss 
Art. 9 ASCOPA-Statuten den Entscheidungen der Gene-
ralversammlung und des Komitees fügen (vgl. dazu in Be-
zug auf den Informationsaustausch E. 4.4.3.2.2 hiervor). 

7.1.4.5 Unselbständiger Informationsaustausch in Bezug 
auf das Anfügen der AGB an die Bruttopreislisten und die 
Vergleichsliste der AGB der ASCOPA-Mitglieder im Jahr 
2003 

7.1.4.5.1 Die ASCOPA-Mitglieder hatten jeweils ihre ak-
tuellen AGB den ausgetauschten Bruttopreislisten beige-
legt. Damit wurden die beschriebenen Empfehlungen in 
Bezug auf die AGB mit einem unselbständigen Informati-
onsaustausch verknüpft. Die Beschlüsse betreffend AGB-
Empfehlungen sind im vorliegenden Kontext als Haupt-
abrede zu qualifizieren (vgl. E. 7.1.4.3 und E. 7.1.4.4.4 
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hiervor). Demgegenüber hat das Gericht in Bezug auf den 
allgemeinen Informationsaustausch betreffend Brutto-
preise, Umsatzangaben und Werbeausgaben einen selb-
ständigen Informationsaustausch festgestellt (vgl. E. 6.2, 
6.3.2.7 hiervor). 

7.1.4.5.2 Im Jahr 2003 wurde eine Vergleichsliste der 
AGB der einzelnen ASCOPA-Mitglieder, welche die Min-
destbestellwerte und die Versandkosten aufgriff, erstellt 
(angefochtene Verfügung Rz. 229). Auf dieser Ver-
gleichsliste (act. 2, Beilage G4) ist zwar die Beschwerde-
führerin selbst nicht aufgeführt. Jedoch war sie während 
dem ganzen Informationsaustausch im ASCOPA-Komi-
tee vertreten (vgl. angefochtene Verfügung Abbildung 2), 
welches gemäss Art. 9 der ASCOPA-Statuten einen prä-
genden Einfluss auf die ASCOPA-Mitglieder hat. Es kann 
diesbezüglich auf die obige Erwägung zu den Komitee-
Sitzungen (vgl. E. 7.1.4.4.4 f. hiervor) verwiesen werden, 
weshalb der Beschwerdeführerin nicht nur die Be-
schlüsse betreffend AGB-Empfehlungen selbst, sondern 
auch der unselbständige Informationsaustausch der AGB 
der ASCOPA-Mitglieder zuzurechnen ist. 

7.1.4.6 Relevanz des Vorliegens von Druck oder Zwang 
im Rahmen der Prüfung der Abredequalität 

Das Bundesgericht hat in Bezug auf vertikale Empfehlun-
gen festgehalten, dass "ein gewisses qualitatives Mass" 
erreicht sein muss, damit von einer aufeinander abge-
stimmten Verhaltensweise ausgegangen werden kann. In 
diesem Kontext kann auch das Ausüben von Druck rele-
vant sein (BGE 147 II 72 E. 4.5.1 "Pfizer II"). Im vorliegen-
den Zusammenhang stösst indessen die Rüge der Be-
schwerdeführerin, dass qualifizierende Elemente wie Ein-
haltung, Druck oder Zwang vorliegen müssen, damit die 
AGB-Empfehlungen als Wettbewerbsabrede im Sinne 
von Art. 4 Abs. 1 KG qualifiziert werden können (Be-
schwerde Rz. 80) indessen ins Leere, weil eine einen be-
deutenden Marktanteil abdeckende horizontale Empfeh-
lungen in Vereinbarungsform festgestellt worden ist (vgl. 
E. 7.1.4.3 hiervor). Zwar ist unbestritten, dass im vorlie-
genden Fall weder Druck noch Zwang ausgeübt worden 
ist. Dementsprechend sind die zu beurteilenden AGB-
Empfehlungen unverbindlich ausgestaltet. Ebenso wie in 
Bezug auf den Befolgungsgrad gilt jedenfalls (vgl. 
E. 7.1.4.1 hiervor) aber beim Vorliegen einer einen be-
deutenden Marktanteil abdeckenden Vereinbarung, dass 
im Rahmen von Art. 4 Abs. 1 KG über das Feststellen der-
selben hinaus keine zusätzlichen qualifizierenden Ele-
mente erforderlich sind. Die festgestellte Vereinbarung er-
füllt demnach schon an sich das vorauszusetzende "ge-
wisse qualitative Mass" im Sinne der Pfizer-Rechtspre-
chung. Alles Weitere ist - soweit erforderlich - im Rahmen 
von Art. 5 KG zu prüfen. 

7.1.4.7 Zwischenfazit 

7.1.4.7.1 Aufgrund der gemachten Ausführungen ist er-
sichtlich, dass der massgebenden Abstimmung hinsicht-
lich der AGB-Empfehlungen an der Generalversammlung 
vom 9. Mai 2001 (vgl. act. 2, Beilage A 18, S. 1, 4 f.) Ver-
einbarungsqualität nach Art. 4 Abs. 1 KG zukommt 
(E. 7.1.4.3 hiervor vgl. auch angefochtene Verfügung 
Rz. 226 i.V.m. Rz. 385 f.). Damit kann offen bleiben, in-
wieweit das auch für die in E. 7.1.4.4 hiervor erörterten 
Beschlüsse des Vereinsvorstands gilt, soweit diese nicht 
der Vorbereitung dieser Generalversammlung dienen. 

Ergänzend treten das Anfügen der AGB bei den ausge-
tauschten Bruttopreislisten und die AGB-Übersicht aus 
dem Jahr 2003 als unselbständiger Informationsaus-
tausch hinzu (E. 7.1.4.5). Damit liegt eine Vereinbarung 
im Sinne von Art. 4 Abs. 1 KG vor. 

7.1.4.7.2 Da die Vereinbarungsqualität gemäss Art. 4 
Abs. 1 KG zu bejahen ist, erübrigt sich die Prüfung der 
abgestimmten Verhaltensweise. Daher muss auch der 
von der Beschwerdeführerin gerügte Befolgungsgrad 
(Beschwerde Rz. 65 ff. und 80 f.) nicht auf der Ebene von 
Art. 4 Abs. 1 KG geprüft werden (vgl. E. 7.1.3.5, 7.1.4.1 
hiervor). Die Frage, ob und inwiefern der Befolgungsgrad 
Gegenstand der Erheblichkeitsprüfung ist, wird im Kon-
text mit Art. 5 Abs.1 KG aufgegriffen (vgl. Erwägung 9.3 
hiernach). Die Beschwerdeführerin weist ausserdem zu-
treffend darauf hin, dass die ASCOPA-Organe nicht da-
rauf gedrängt haben, dass möglichst viele Mitglieder die 
Textbausteine betreffend die verschiedenen Vertragsbe-
dingungen tatsächlich verwenden, was insoweit einer 
Empfehlung entspricht. Das Ausüben von Druck oder 
Zwang ist aber im Rahmen von Art. 4 Abs. 1 KG ebenfalls 
nicht zu prüfen, wenn eine horizontale Empfehlung in Ver-
einbarungsform vorliegt, jedenfalls wenn diese bedeu-
tende Teile des Marktes abdeckt. Auch auf die Frage der 
Bedeutung von Druck und Zwang wird demnach - soweit 
erforderlich - im Rahmen der Erheblichkeitsprüfung zu-
rückzukommen sein (vgl. E. 9.3 in fine). Im Folgenden ist 
zu prüfen, ob die weiteren Voraussetzungen, welche an 
das Vorliegen einer Wettbewerbsabrede gemäss Art. 4 
Abs. 1 KG geknüpft werden, gegeben sind. Hierbei han-
delt es sich um den Bezug zu Wettbewerbsparametern 
(E. 7.2) und das Bezwecken oder allenfalls das Bewirken, 
wenn das Bezwecken verneint wird (E. 7.3). 

7.2 Betroffensein von Wettbewerbsparametern (Art. 4 
Abs. 1 KG) 
7.2.1 Vorbringen der Beschwerdeführerin 
Die Beschwerdeführerin zählt in Rz. 71 ihrer Beschwerde 
verschiedene Wettbewerbsparameter auf, worunter auch 
die Geschäfts- und die Lieferbedingungen (Beschwerde 
Rz. 71). Sie rügt sodann, dass die Vorinstanz gar keinen 
Wettbewerbsparameter bezeichnet hätte, der durch die 
AGB-Empfehlung betroffen sei (Beschwerde Rz. 74, 95; 
Stellungnahme der Beschwerdeführerin vom 24. August 
2018 Rz. 6). So sei unklar geblieben inwiefern der Wett-
bewerbsparameter Preis in Bezug auf die empfohlenen 
Verkaufsbedingungen zur Anwendung kommen würde 
(Stellungnahme der Beschwerdeführerin vom 24. August 
2018 Rz. 6). Auch würde sich hinsichtlich der AGB-Emp-
fehlungen die Suche nach einem Wettbewerbsparameter 
erübrigen, da die vorliegende Empfehlung gerade keine 
Wettbewerbsabrede sei (Beschwerde Rz. 114). 

7.2.2 Vorbringen der Vorinstanz 
Die Vorinstanz bringt vor, dass das KG die Wettbe-
werbsparameter nicht in abschliessender Art aufzähle. 
Sie zählt die wichtigsten Wettbewerbsparameter auf, wo-
bei sie auch den Wettbewerbsparameter Geschäftsbedin-
gungen nennt (angefochtene Verfügung Rz. 635). 

7.2.3 Grundlagen 
Hinsichtlich der Anforderungen an den Bezug zwischen 
Abrede und Wettbewerbsparametern ist zunächst auf die 
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Ausführungen in E. 4.5.3 ff. hiervor zu verweisen. Zusam-
menfassend ist in Erinnerung zu rufen, dass sich die Prü-
fung des Vorliegens von Wettbewerbsparametern auf der 
Ebene von Art. 4 Abs. 1 KG deutlich weniger vertieft als 
im Rahmen der Unzulässigkeitsprüfung nach Art. 5 KG 
gestaltet. Das Gesetz zählt zudem die Wettbewerbspara-
meter nicht abschliessend auf (MARBACH/DUCREY/WILD, 
S. 324, N 1459; BSK KG 2010- NYDEGGER/NADIG, Art. 4 
Abs. 1 KG N 63 ff.). Auch Rz. 75 der Horizontalleitlinien 
sieht keine abschliessende Aufzählung von Wettbe-
werbsparametern vor. 

7.2.4 Würdigung 
7.2.4.1 Die Rüge, dass sich die Suche nach einem Wett-
bewerbsparameter erübrige, da die vorliegende Empfeh-
lung keine Wettbewerbsabrede darstelle (Beschwerde 
Rz. 114), stösst ins Leere. Denn das Bundesverwaltungs-
gericht (E. 7.1 hiervor) hat in Übereinstimmung mit der 
Vorinstanz (angefochtene Verfügung Rz. 385, 392-395) 
festgehalten, dass die AGB-Empfehlungen die Voraus-
setzungen einer Vereinbarung im Sinne von Art. 4 Abs. 1 
KG erfüllen. Daher ist im Folgenden der Frage nachzuge-
hen, ob die AGB-Empfehlungen einen Bezug zu Wettbe-
werbsparametern aufweisen. 

7.2.4.2 Auch wenn sich die Vorinstanz in der angefochte-
nen Verfügung bezüglich der AGB-Empfehlungen nicht 
explizit auf einen Wettbewerbsparameter bezieht, legt sie 
immerhin dar, dass Geschäftsbedingungen zu den wich-
tigsten Wettbewerbsparametern gehören (angefochtene 
Verfügung Rz. 635). Da auch nach Ansicht der Beschwer-
deführerin Geschäfts- und Lieferbedingungen als Wettbe-
werbsparameter zu werten sind (Beschwerde Rz. 71), ist 
unbestritten, dass Geschäftsbedingungen als Wettbe-
werbsparameter zu qualifizieren sind. Bestritten ist je-
doch, ob die angefochtene Verfügung in hinreichender 
Weise den Bezug zum Wettbewerbsparameter Ge-
schäftsbedingungen herstellt. Die angefochtene Verfü-
gung hält allerdings im Kontext mit Art. 4 Abs. 1 KG fest, 
dass der Informationsaustausch und die AGB-Empfehlun-
gen nicht auszuschliessen vermögen, dass die ASCOPA-
Mitglieder ihre Geschäftspolitik derjenigen ihrer Konkur-
renten in einer Weise anpassen, die dem freien Spiel der 
Wettbewerbskräfte zuwiderläuft und zu einer Wettbe-
werbsbeschränkung führe (angefochtene Verfügung 
Rz. 392). Materiell ist somit klar, dass die Vorinstanz zu 
Recht davon ausgeht, dass Geschäftskonditionen zu den 
Wettbewerbsparametern gehören und dass diese vorlie-
gend einschlägig sind (BANGERTER/ZIRLICK, DIKE-KG 
Art. 4 Abs. 1 KG N 118). Da Art. 4 Abs. 1 KG bloss eine 
im Vergleich zur Unzulässigkeitsprüfung nach Art. 5 KG 
deutlich weniger vertiefte Prüfung der Wettbewerbspara-
meter erfordert, ist zwar ohne Weiteres zuzugestehen, 
dass die Aussagen der Vorinstanz zum Thema äusserst 
lapidar sind, dass aber gerade noch nicht von einer Un-
terschreitung der verfassungsrechtlichen Minimalanfor-
derungen an die Begründung im Sinne von Art. 29 Abs. 2 
BV auszugehen ist (vgl. dazu E. 3.2.3 hiervor; zur Begrün-
dungspflicht in Bezug auf die Erheblichkeitsprüfung vgl. 
E. 9.1 hiernach). Ergänzend ist anzumerken, dass die Vo-
rinstanz die allgemeinen Geschäftsbedingungen bereits 
im Verfügungsantrag I als Wettbewerbsparameter im 
Kontext mit Art. 4 Abs.1 KG beurteilte (Verfügungsantrag 
I Rz. 103). Der Sache nach wusste die Beschwer-

deführerin auf jeden Fall, wie sie zu argumentieren hatte, 
was aus den Rechtsschriften auch ersichtlich ist. 

7.2.4.3 Inwiefern die AGB-Empfehlungen im Kontext mit 
dem Wettbewerbsparameter Preis zu würdigen sind und 
ob weitere Wettbewerbsparameter durch die AGB-Emp-
fehlungen tangiert wurden, kann für die Beurteilung der 
Wettbewerbsparameterqualität auf der Stufe von Art. 4 
Abs.1 KG offen gelassen werden, da offensichtlich ist, 
dass der Wettbewerbsparameter "Geschäftsbedingun-
gen" durch die AGB-Empfehlungen tangiert ist. Daher 
vermag die Beschwerdeführerin mit ihren Rügen betref-
fend die Wettbewerbsparameterqualität auf der Stufe von 
Art. 4 Abs. 1 KG nicht durchzudringen.  

7.3 Bezweckte Wettbewerbsbeschränkung gemäss 
Art. 4 Abs. 1 KG 
7.3.1 Vorbringen der Beschwerdeführerin 
Die Beschwerdeführerin rügt, dass die Vorinstanz nicht 
den Beweis erbracht habe, dass die ASCOPA-Mitglieder 
mit den empfohlenen AGB das Ziel verfolgt hätten, den 
Wettbewerb zu beschränken (Beschwerde Rz. 92). So 
habe die Vorinstanz nicht dargelegt, dass mit diesen 
AGB-Empfehlungen eine Wettbewerbsbeschränkung be-
zweckt worden sei (Stellungnahme der Beschwerdefüh-
rerin vom 24. August 2018 Rz. 17d). Zudem sei kein Wille 
der ASCOPA-Mitglieder ersichtlich, den Wettbewerb be-
treffend die AGB-Empfehlungen einzuschränken (Be-
schwerde Rz. 92). 

Auch habe die Vorinstanz keine wettbewerbsbeschrän-
kende Wirkung der Empfehlung von AGBs im Sinne einer 
angeblichen Korrelation von Bruttolistenpreisen der  
ASCOPA-Mitglieder und Endverkaufspreisen nachgewie-
sen (Beschwerde Rz. 107). Und aus der Tatsache, dass 
die Empfehlungen von den ASCOPA-Mitgliedern nur sehr 
beschränkt befolgt worden seien, lasse sich schliessen, 
dass diese AGB-Empfehlungen keine Wettbewerbsbe-
schränkung bewirkt hätten (Stellungnahme der Be-
schwerdeführerin vom 24. August 2018 Rz. 17d). 

7.3.2 Vorbringen der Vorinstanz 
7.3.2.1 Die Vorinstanz stellte hinsichtlich der AGB-Emp-
fehlungen ein Bezwecken fest. Durch die AGB-Empfeh-
lungen und den Informationsaustausch könnten die  
ASCOPA-Mitglieder ihre Geschäftspolitik derjenigen der 
Konkurrenten anzupassen, was zu einer Wettbewerbsbe-
schränkung führe (angefochtene Verfügung Rz. 392 f.). 
Die Vorinstanz verweist im Kontext mit dem Bezwecken 
auf die Angaben zum Befolgungsgrad der AGB-Empfeh-
lungen (angefochtene Verfügung Rz. 394 i.V.m. Rz. 232). 
Zudem sei an der diesbezüglich entscheidenden  
ASCOPA-Generalversammlung gesagt worden, dass es 
die Empfehlungen den ASCOPA-Mitgliedern erlauben 
würden, sich gegenüber ihren Händlern "hinter den AGB 
[zu] verschanzen" ("se retrancher derrière les conditions 
générales de vente"; vgl. angefochtene Verfügung 
Rz. 227; Protokoll der Generalversammlung vom 9. Mai 
2001 [act. 2, Beilage A 18, S. 4 f.]). 

7.3.2.2 Hinsichtlich des Bewirkens, das die Vorinstanz 
ebenfalls als gegeben erachtete, verweist die WEKO auf 
ihre ökonometrischen Untersuchungen, welche sie im 
Kontext mit der Erheblichkeitsprüfung durchführte (ange-
fochtene Verfügung Rz. 393 i.V.m. 512 ff.). 
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7.3.3 Grundlagen 
7.3.3.1 Das Bezwecken und das Bewirken sind alternativ 
zu verstehen (vgl. E. 4.6.1 hiervor). Vorliegend wird zuerst 
das Bezwecken geprüft (zu den Voraussetzungen des 
Bezweckens: vgl. E. 4.6.4 hiervor). Nur, wenn das Bezwe-
cken zu verneinen ist, ist das Bewirken zu prüfen. Sowohl 
das Bezwecken wie auch das Bewirken gemäss Art. 4 
Abs. 1 KG sind als Definitions- bzw. Begriffsmerkmal ei-
ner Wettbewerbsabrede und nicht als Tatbestandsmerk-
mal zu verstehen. Sie sagen noch nichts über die Unzu-
lässigkeit eines Kartells aus (HEINEMANN, Jusletter, Er-
heblichkeit, Rz. 4, 6; BORER, Art. 4 KG N 3 f.; JUNG, Die 
erhebliche Beeinträchtigung des Wettbewerbs nach 
Gaba, S. 26; vgl. E. 4.6.4.3 hiervor). 

7.3.3.2 Eine Abrede ist dann bezweckt, wenn bereits der 
Gegenstand der Verhaltenskoordination in einer Ein-
schränkung des Wettbewerbs besteht, weil die Abrede 
aufgrund ihres Regelungsinhalts auf die Ausschaltung 
oder Begrenzung eines oder mehrerer relevanter Wettbe-
werbsparameter ausgerichtet ist (Urteil des BVGer B-
807/2012 E. 9.3.1 "Erne"; Urteil des BVGer B-3618/2013 
E. 303 "Hallenstadion-Ticketcorner"). Um das Bezwecken 
gemäss Art. 4 Abs. 1 KG zu bejahen, sind tatsächliche 
Auswirkungen der Abrede auf den Wettbewerb nicht er-
forderlich; die objektive Eignung des Abredeinhalts ist 
ausreichend (BGE 144 II 246 E. 6.4.2 "Altimum"; BANGER-
TER/ZIRLICK, DIKE-KG, Art. 4 Abs. 1 KG N 137 f.). Beim 
Bezwecken kommt es nicht auf die subjektive Absicht an 
(BSK KG-REINERT, Art. 4 Abs. 1 KG N 550; BANGER-
TER/ZIRLICK, DIKE-KG, Art. 4 Abs. 1 KG N 138, 144). In-
dessen kann die Absicht der Beteiligten berücksichtigt 
werden, auch wenn sie kein notwendiges Element ist, um 
festzustellen, ob eine Vereinbarung zwischen Unterneh-
men wettbewerbsbeschränkenden Charakter hat (Urteil 
des EuGH vom 11. September 2014 C-67/13 P Groupe-
ment des cartes bancaires/Kommission, Rn. 54, nachfol-
gend: Urteil des EuGH C-67/13 P Groupement des cartes 
bancaires/Kommission; EDELMANN, S. 97). Letzteres gilt 
als zusätzliches Element. Es reicht vollkommen aus, sich 
für ein Bezwecken auf objektive Anhaltspunkte abzustüt-
zen. 

7.3.4 Würdigung 
7.3.4.1 Vorliegend überspannt die Beschwerdeführerin 
die kartellrechtlichen Voraussetzungen, wenn sie meint, 
dass der Wille der ASCOPA-Mitglieder ersichtlich sein 
müsse, den Wettbewerb bezüglich der AGB-Empfehlun-
gen einzuschränken (vgl. Beschwerde Rz. 92). Allerdings 
darf die Vorinstanz die Absicht der Beteiligten berücksich-
tigen, auch wenn diese kein notwendiges Element ist. Die 
Rüge, dass keine wettbewerbsbeschränkende Wirkung 
durch die Korrelation zwischen Brutto- und Endverkaufs-
preisen nachgewiesen worden sei (Beschwerde Rz. 107), 
geht ebenfalls über die Anforderungen hinaus, welche an 
ein Bezwecken nach Art. 4 Abs. 1 KG gestellt werden, da 
es insoweit ausreicht, wenn die Abrede ihrem Wesen 
nach das Funktionieren des Wettbewerbs gefährdet (vgl. 
BANGERTER/ZIRLICK, DIKE-KG, Art. 4 Abs. 1 KG N 135; 
vgl. E. 4.6.4.3 hiervor). Demnach ist im Folgenden zu prü-
fen, ob die Abrede aufgrund ihres Regelungsinhalts auf 
die Begrenzung eines oder mehrerer relevanter Wettbe-
werbsparameter ausgerichtet ist. 

7.3.4.2 Der Rüge, dass die Vorinstanz nicht dargelegt 
habe, dass die AGB-Empfehlungen eine Wettbewerbsbe-
schränkung bezweckten, kann nicht gefolgt werden. Denn 
die Vorinstanz begründete ein Bezwecken damit, dass die 
ASCOPA-Mitglieder ihre Geschäftspolitik durch die Hand-
lungen des Informationsaustausches sowie durch die 
AGB-Empfehlungen den anderen ASCOPA-Mitgliedern 
anpassen konnten (angefochtene Verfügung Rz. 392 f.). 
So strebten die ASCOPA-Mitglieder mit den AGB-Emp-
fehlungen eine Harmonisierung an und setzten hiermit 
eine Art Standard. Auch wenn die AGB-Empfehlungen 
freiwillig waren, gaben sie den ASCOPA-Mitgliedern doch 
die Gewissheit, dass diese den Konkurrenten im Sinne ei-
ner Guideline zur Verfügung stehen und geeignet sind, 
den Wettbewerb zwischen den Konkurrenten in Bezug 
auf die Geschäftskonditionen zumindest zu schwächen. 
Dadurch entsteht in der Tendenz ein gewisser Anreiz für 
eine unerwünschte "Marktberuhigung" (vgl. zum Begriff 
ZIRLICK/BANGERTER, DIKE-KG, Art. 5 KG N 258). 

7.3.4.3 Des Weiteren beeinflussen die AGB-Empfehlun-
gen tendenziell auch das Verhältnis zwischen den  
ASCOPA-Mitgliedern und den Retailern als Marktgegen-
seite. So wurde an einer ASCOPA-Generalversammlung 
gesagt, dass sich die ASCOPA-Mitglieder gegenüber ih-
ren Händlern "hinter den AGB verschanzen" ("se retran-
cher derrière les conditions générales de vente") könnten 
(vgl. angefochtene Verfügung Rz. 227; Protokoll der Ge-
neralversammlung vom 9. Mai 2001 [act. 2, Beilage A 18, 
S. 4 f.]). Anhand dieser Aussage ist ersichtlich, dass die 
ASCOPA-Mitglieder durch die AGB-Empfehlungen ihre 
Verhandlungsmacht gegenüber den Retailern stärken 
wollten. Derselbe Effekt ergibt sich auch durch den un-
selbständigen Informationsaustausch der AGB der  
ASCOPA-Mitglieder unter den beteiligten Unternehmen 
(vgl. 7.1.4.5). Besonders bemerkenswert ist diesbezüg-
lich auch der protokollierte mündliche Austausch im Rah-
men von Komitee-Sitzungen, im Rahmen welcher be-
schlossen worden ist, auf gewisse Anfragen von Händlern 
in Bezug auf die AGB-relevanten Konditionen nicht einzu-
gehen (vgl. E. 7.1.4.4 hiervor). Zusammenfassend ergibt 
sich, dass ein Bezwecken gemäss Art. 4 Abs. 1 KG vor-
liegt, wohl sogar - was hier offen bleiben kann - eine ent-
sprechende Absicht, weshalb das Bewirken in Art. 4 
Abs. 1 KG nicht mehr geprüft werden muss. Daher erwei-
sen sich auch die Rügen der Beschwerdeführerin, welche 
das Bewirken im Sinne von Art. 4 Abs. 1 KG zum Gegen-
stand haben, als obsolet. 

7.4 Fazit zu Art. 4 Abs. 1 KG 
Zusammenfassend ergibt sich, dass die AGB-Empfehlun-
gen die Voraussetzungen einer bezweckten Wettbe-
werbsabrede (in der Variante der Vereinbarung) gemäss 
Art. 4 Abs.1 KG erfüllen. 

8. Marktabgrenzung hinsichtlich der AGB Empfehlun-
gen 
Da sich die AGB-Empfehlungen an dieselben ASCOPA-
Mitglieder wie beim allgemeinen Informationsaustausch 
richten, geht es auch um denselben Markt, nämlich den 
Markt der Luxus- bzw. Prestigekosmetik. Demnach ist auf 
die Marktabgrenzung zum allgemeinen Informations-aus-
tausch in Erwägung 5 zu verweisen. In Bezug auf markt-
spezifische Angelegenheiten wird nur auf das eingegan-
gen, was AGB-spezifisch und anders als beim 
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allgemeinen Informationsaustausch ist (vgl. zur quantita-
tiven Erheblichkeit der AGB-Empfehlungen E. 9.5 hier-
nach). 

9. Die AGB / "Conditions générales de vente" als 
Thema von Art. 5 KG 
9.1 Keine Erheblichkeitsprüfung in der angefochte-
nen Verfügung betreffend die AGB-Empfehlungen 
Vorab ist in Bezug auf die Begründung des angefochte-
nen Entscheids festzuhalten, dass die Vorinstanz keine 
eigene Erheblichkeitsprüfung nach Art. 5 KG hinsichtlich 
der AGB durchgeführt hat. Die Ausführungen zur Erheb-
lichkeitsprüfung in der angefochtenen Verfügung 
(Rz. 404-818) beziehen sich auf die Handlungen des 
selbständigen Informationsaustausches (Austausch der 
Bruttopreise, Umsätze und Werbeinvestitionen), nicht 
aber auf die AGB-Empfehlungen. Die Vorinstanz hat die 
AGB-Empfehlungen bloss in die Prüfung von Art. 4 Abs. 1 
KG miteinbezogen (vgl. angefochtene Verfügung Rz. 385, 
392-394; vgl. E. 7 zur Prüfung von Art. 4 Abs. 1 KG be-
treffend die AGB-Empfehlungen). Ohne Bezug auf den 
konkreten Fall zu nehmen, legt die Vorinstanz lediglich 
dar, dass Geschäftsbedingungen zu den wichtigsten 
Wettbewerbsparametern gehören (angefochtene Verfü-
gung Rz. 635). Die Vorinstanz hat - auch wenn sie keine 
konkrete Erheblichkeitsprüfung in Bezug auf die AGB 
durchgeführt hat - die AGB-Empfehlungen in Rz. 818 (Fa-
zit) und im Dispositiv (Ziff. 1) der angefochtenen Verfü-
gung als erheblich nach Art. 5 Abs. 1 KG eingestuft. 

Im Gegensatz zur angefochtenen Verfügung wurden im 
Verfügungsantrag I die AGB-Empfehlungen noch in die 
Prüfung der qualitativen Erheblichkeitsprüfung miteinbe-
zogen (Verfügungsantrag I Rz. 158 f.; 169, 208). Der Ver-
fügungsantrag I schloss jedoch auf eine harte Kartellab-
rede gemäss Art. 5 Abs. 3 Bst. a und b KG (Verfügungs-
antrag I Schlussfazit Rz. 275 und Dispositiv Ziff. 1). Damit 
sind die Ausführungen im Verfügungsantrag I, soweit 
diese überhaupt ergänzend zur angefochtenen Verfü-
gung als Begründung herangezogen werden können, 
nicht auf die Prüfung der AGB-Empfehlungen nach Art. 5 
Abs. 1 KG ausgerichtet, weshalb sie die fehlenden Aus-
führungen in der angefochtenen Verfügung jedenfalls 
nicht ersetzen können. 

Schriftliche Verfügungen sind gemäss Art. 29 Abs. 2 BV 
bzw. Art. 35 Abs. 1 VwVG zu begründen, da die Behörde 
zu rationaler und transparenter Entscheidfindung ver-
pflichtet ist (E. 3.2.3 hiervor; KNEUBÜHLER/PEDRETTI, in: 
VwVG-Kommentar, Art. 35 VwVG N 5). Es müssen zu-
mindest kurz die Überlegungen genannt werden, von de-
nen sich die Behörde hat leiten lassen und auf die sich ihr 
Entscheid stützt (BGE 136 I 229 E. 5.2; BGE 134 I 83 
E. 4.1; KÖLZ/HÄNER/BERTSCHI, S. 218 Rz. 630). 

Die sachverhaltlichen Feststellungen der Vorinstanz zu 
den AGB (angefochtene Verfügung Rz. 226-235; 236-238 
mit sachverhaltlicher Würdigung sowie Anhang II) ent-
sprechen den Anforderungen an die Begründung einer 
Verfügung im Sinne von Art. 5 VwVG ohne Weiteres. Dem 
Bundesverwaltungsgericht kommen volle Kognitionsbe-
fugnisse in Rechts- und Tatsachenfragen zu (vgl. BGE 
139 I 72 E. 4.5 f.; Urteil des BGer 2C_113/2017 E. 3.1 
"Hallenstadion-Ticketcorner"; Urteil des BGer 
2C_1016/2014 vom 9. Oktober 2017 E. 2.2 "Siegenia-

Aubi"). Ausserdem hat das Bundesverwaltungsgericht 
nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung die für das 
Verfahren fehlenden rechtserheblichen Tatsachen grund-
sätzlich selbst zu ermitteln (Urteil des BGer 
2C_1016/2014 E. 2.2 "Siegenia-Aubi"). Schliesslich kann 
das Bundesverwaltungsgericht - geleitet durch den 
Grundsatz der Rechtsanwendung von Amtes wegen ge-
mäss Art. 62 Abs. 4 VwVG - eine eigene Erheblichkeits-
prüfung hinsichtlich der AGB vornehmen. Entsprechend 
dem Grundsatz der Rechtsanwendung von Amtes wegen 
kann das Bundesverwaltungsgericht auch eine Be-
schwerde aus anderen als den geltend gemachten Grün-
den gutheissen oder den Entscheid im Ergebnis mit einer 
anderen Begründung bestätigen. Es hat demzufolge das 
Recht zur freien Rechtsfindung und zur freien Prüfung der 
Rechtslage (BVGE 2009/61 E. 6.1; MOSER/BEUSCH/KNEU-
BÜHLER/KAYSER, Rz. 1.54; VwVG Praxiskommentar-HÄ-
BERLI, Art. 62 Abs. 4 VwVG N 42 f. und 48). Demnach wird 
im Folgenden die Erheblichkeitsprüfung (Art. 5 Abs. 1 KG) 
zu den AGB-Empfehlungen durchgeführt. Dies entspricht 
auch dem Gebot der Prozessökonomie (vgl. mutatis 
mutandis BGE 147 II 72 E. 7.1 "Pfizer II"). Damit kann im 
vorliegenden Zusammenhang auch offen bleiben, ob die 
Rügen der Beschwerdeführerin so zu verstehen sind, 
dass bereits auf formaler Ebene die mangelhafte Begrün-
dung beanstandet wird. 

9.2 Allgemeine Aussagen zur Erheblichkeitsprüfung 
der AGB-Empfehlungen (Art. 5 Abs. 1 KG) 
In Bezug auf die die Erheblichkeitsprüfung der AGB-Emp-
fehlungen kann auf die allgemeinen Ausführungen in Er-
wägung 6 bzw. 6.1 bis 6.3 zum selbständigen Informati-
onsaustausch (Austausch der Bruttopreise, Umsätze und 
Werbeinvestitionen) verwiesen werden. Namentlich kön-
nen die Ausführungen betreffend das Zusammenwirken 
der qualitativen und quantitativen Elemente der Erheb-
lichkeit übernommen werden (vgl. E. 6.3.2 hiervor). Das-
selbe gilt betreffend die Feststellung, dass in Bezug auf 
bezweckte Abreden keine Auswirkungen zu prüfen sind 
(vgl. E. 6.3.3 hiervor). Besondere Themen betreffend die 
AGB-Empfehlungen, namentlich in Bezug auf den Befol-
gungsgrad (vgl. E. 9.3 hiernach) sowie die qualitativen 
und quantitativen Elemente der Erheblichkeit (vgl. E. 9.4 
und 9.5 hiernach), werden gesondert aufgegriffen. Zudem 
werden in Erwägung 9.7 die Rechtfertigungsgründe be-
handelt. Da die Handlungen betreffend die AGB-Empfeh-
lungen anders als der selbständige Informationsaus-
tausch ausgestaltet waren, rücken die Horizontalleitlinien 
in Bezug auf die AGB-Empfehlungen tendenziell in den 
Hintergrund (vgl. auch E. 7 hiervor). 

9.3 Befolgungsgrad 
Das Gericht hat festgestellt, dass der Befolgungsgrad auf-
grund der vorliegend zu beurteilenden Konstellation nicht 
schon im Rahmen von Art. 4 Abs. 1 KG zu prüfen ist (vgl. 
E. 7.1.4.1 und E. 7.1.4.7.2 hiervor). Damit stellt sich die 
Frage, wie es sich in Bezug auf Art. 5 Abs. 1 KG verhält. 

Der "Befolgungsgrad" von Empfehlungen wird ermittelt, 
indem festgestellt wird, wie viel Prozent der in Frage kom-
menden Empfehlungsempfänger eine Empfehlung be-
folgt haben (vgl. etwa in Bezug auf Preisempfehlungen 
BGE 147 II 72 "Pfizer II" sowie ESTERMANN, S. 220 f.). Da-
bei spielt es in Bezug auf die dargestellte Methode keine 
Rolle, ob der Befolgungsgrad im Rahmen einer 



 
 2022/4 1092 

 
 

abgestimmten Verhaltensweise schon auf Stufe von Art. 
4 Abs. 1 KG oder im Falle einer Vereinbarung erst auf 
Stufe von Art. 5 Abs. 1 KG relevant wird. 

Um die Rügen der Beschwerdeführerin zum Befolgungs-
grad anschaulicher darzustellen, sind an dieser Stelle die 
Ausführungen der Vorinstanz zum Befolgungsgrad voran-
zustellen. 

9.3.1 Vorbringen der Vorinstanz 

Die Vorinstanz fügte die verschiedenen Versionen der 
AGB-Vorgaben von ASCOPA (Jahre 2000, 2001, 2004 
und 2007) sowie die AGB von jedem einzelnen ASCOPA-
Mitglied - ebenfalls in allen Versionen - in einer tabellari-
schen Übersicht in Anhang II der angefochtenen Verfü-
gung zusammen. In Abbildung 13 (Rz. 232) der angefoch-
tenen Verfügung (gleich anschliessend wiedergegeben 
als Abbildung 4) fasst die Vorinstanz ihre Auswertungen 
von Anhang II zusammen:

 

 
 

9.3.2 Vorbringen der Beschwerdeführerin 
Die Beschwerdeführerin bestreitet, dass die AGB-Emp-
fehlungen ausreichend befolgt wurden (Beschwerde 
Rz. 63 ff.; Stellungnahme der Beschwerdeführerin vom 
24. August 2018 Rz. 17d, 20a). Zudem werden auch die 
sachverhaltlichen Feststellungen der WEKO in Frage ge-
stellt. So hätte die Vorinstanz den Befolgungsgrad der 
AGB in Abbildung 13 der angefochtenen Verfügung nicht 
nachvollziehbar dargestellt. So würden 27 (und nicht 20) 
Klauseln eine Bestimmung über Minimalbestellungen ent-
halten. Hiervon hätten 16 (und nicht 13) ASCOPA-Mitglie-
der die Klausel übernommen. Zudem würden 47 AGB-
Bestimmungen (und nicht 33) Vorgaben über die Liefer-
kosten enthalten. Hiervon hätten 12 (und nicht 11) AGB-
Bestimmungen die ASCOPA-Empfehlung übernommen. 
Mit Bezug auf Rücksendungen würden sich gesamthaft 
31 (und nicht 23) Bestimmungen finden, wovon 16 Best-
immungen den Klauseln von ASCOPA entsprechen. Hin-
sichtlich der Zahlungsbedingungen würden sich 45 (und 
nicht 27) Bestimmungen finden, wovon 16 (und nicht 14) 
die ASCOPA-Klauseln unverändert übernommen hätten. 
Nicht nachvollziehbar sei zudem die Formulierung in Ab-
bildung 13 der angefochtenen Verfügung: "ASCOPA-
Klausel mit Abweichung übernommen" (Beschwerde 
Rz. 66). Die Beschwerdeführerin rügt zudem, dass die 
AGB-Empfehlungen von ASCOPA keineswegs gross-
mehrheitlich befolgt worden seien, sondern dass der Be-
folgungsgrad äusserst gering gewesen sei. So hätten nur 
vier ASCOPA-Mitglieder von den insgesamt aufgeführten 
55 Verwendungen in Anhang II die AGB-Vorgaben von 
ASCOPA unverändert (alle vier Klauseln) übernommen 
(Beschwerde Rz. 65, 67, 80; angefochtene Verfügung An-
hang II; Stellungnahme der Beschwerdeführerin vom 
24. August 2018 Rz. 20a). 

Zudem legt die Beschwerdeführerin dar, sie selbst habe 
nur einen Punkt der AGB-Empfehlungen übernommen, 
nämlich die Zahlungsbedingung "30 Tage netto". Dieser 
sei ohnehin in der Schweiz usus. Allerdings hätte sie noch 
einen Verzugszins von 1 % pro Monat hinzugefügt. Somit 

habe ihre Klausel zu den Zahlungsbedingungen gar nicht 
genau den ASCOPA-Empfehlungen entsprochen (Be-
schwerde Rz. 68). 

Die Beschwerdeführerin will zudem auf eine Bagatelle 
schliessen, da nur wenige ASCOPA-Mitglieder die AGB-
Empfehlungen unverändert übernommen hätten und 
keine Verpflichtung der ASCOPA-Mitglieder bestanden 
hätte, die AGB-Empfehlungen unverändert zu überneh-
men (Stellungnahme der Beschwerdeführerin vom 
24. August 2018 Rz. 20a mit Hinweis auf Rz. 63 ff. der 
Beschwerde). 

Um zu überprüfen, ob diesen Rügen stattzugeben ist, 
muss zuerst festgestellt werden, inwiefern der Befol-
gungsgrad Gegenstand der kartellrechtlichen Prüfung der 
Erheblichkeit gemäss Art. 5 Abs. 1 KG ist. 

9.3.3 Ist der Befolgungsgrad Prüfungsvoraussetzung 
der Erheblichkeit? 

9.3.3.1 Vorliegend wird zuerst der Frage nachgegange-
nen, ob der Befolgungsgrad in der vorliegenden Konstel-
lation (Prüfung einer Empfehlung in Vereinbarungsform 
nach Art. 5 Abs. 1 KG) im Rahmen der quantitativen Ele-
mente der Erheblichkeit zu prüfen ist (vgl. E. 9.3.3.2 ge-
rade unten). Sodann wird in Erwägung 9.3.3.3 erörtert, ob 
der Befolgungsgrad als Teilgehalt der qualitativen Ele-
mente der Erheblichkeit zu verstehen ist. In Erwägung 
9.3.3.4 wird schliesslich darauf eingegangen, ob der Be-
folgungsgrad separat im Rahmen der Frage nach dem 
Bagatellcharakter zu prüfen ist. 

9.3.3.2 Befolgungsgrad als Teil des Prüfprogramms be-
treffend die quantitativen Elemente der Erheblichkeit 

9.3.3.2.1 Um zu ermitteln, ob der Befolgungsgrad Prü-
fungsbestandteil der quantitativen Elemente der Erheb-
lichkeit von Empfehlungen in Vereinbarungsform nach 
Art. 5 Abs. 1 KG ist, sind nochmals die Voraussetzungen 
derselben zu beleuchten. Der Marktanteil der an der Ab-
rede beteiligten Unternehmen auf dem relevanten Markt 
bildet das entscheidende Kriterium der quantitativen 
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Elemente der Erheblichkeit (BGE 129 II 18 E. 5.2.1 f. 
"Buchpreisbindung I"; Urteil des BGer 2C_113/2017 E. 
7.3.3 "Hallenstadion-Ticketcorner"; vgl. E. 6.3.3.3.6, 
6.5.1.1 hiervor, 9.5 hiernach). Demnach geht es also bei 
den quantitativen Elementen der Erheblichkeit nicht um 
die direkte Beurteilung von Auswirkungen, sondern um 
die Marktanteile von den an der Wettbewerbsabrede Be-
teiligten (STRAUB, AJP 2016, S. 574). Relevant ist insoweit 
die Summe der Marktanteile aller ASCOPA-Mitglieder 
(vgl. dazu auch E. 9.5 hiernach). Im Gegensatz dazu be-
trifft der Befolgungsgrad nur diejenigen ASCOPA-Mitglie-
der, welche die AGB-Empfehlungen im Gesamten oder 
einzelne Klauseln davon übernommen haben. Demnach 
ist das Feld des Befolgungsgrads enger als das der quan-
titativen Erheblichkeit gesteckt. Sein Spektrum ist also 
kleiner und entspricht in gewisser Weise einer Er-
folgsanalyse, was zumindest für eine gewisse Nähe auch 
zur Prüfung von Auswirkungen spricht. Auswirkungen 
müssen allerdings im Kontext mit den quantitativen Ele-
menten der Erheblichkeit im Rahmen von Art. 5 Abs. 1 KG 
nicht geprüft werden (vgl. dazu E. 6.3.3.3.6 hiervor). Das 
spricht eher dafür, dass der Befolgungsgrad nicht Gegen-
stand des quantitativen Aspekts von Art. 5 Abs. 1 KG ist. 
Richtig ist indessen auch, dass die Vorinstanz in Bezug 
auf die Bekanntmachung "Voraussetzungen für die kar-
tellrechtliche Zulässigkeit von Abreden über die Verwen-
dung von Kalkulationshilfen" vom 4. Mai 1998 (RPW 
1998/2, S. 351 ff., nachfolgend: Kalkulationshilfen-Be-
kanntmachung bzw. Kalkulationshilfen-BM) festgehalten 
hat, dass die Tatsache, dass nur ein Teil der Branche die 
Kalkulationshilfen verwendet habe, als Anhaltspunkt da-
für zu werten sei, dass Innen- und Aussenwettbewerb 
nicht beeinträchtigt seien ("Kalkulationshandbuch des 
Schweizerischen Optikerverbands"; RPW 1997, S. 146; 
vgl. BSK KG-2010-NEFF/THEUERKAUF, Kalkulationshilfen-
BM N 13). 

9.3.3.2.2 In diesem Kontext ist ausserdem zu erwähnen, 
dass der vorliegende Fall anders gelagert ist als die Fälle 
der "Freiburger Fahrlehrer" und "USPI-Neuchâtel", wel-
che noch vor dem Urteil "Gaba" des Bundesgerichts (BGE 
143 II 97) beurteilt worden sind. Zwar liegen diesen bei-
den Fällen auch Empfehlungskonstellationen, welche auf 
Vereinbarungen nach Art. 4 Abs. 1 KG beruhen, zu-
grunde. Allerdings sind in diesen Fällen Preisempfehlun-
gen nach Art. 5 Abs. 3 Bst. a KG Prüfungsgegenstand. 
Beide Fälle ziehen den Befolgungsgrad aber ebenfalls in 
die Beurteilung der quantitativen Erheblichkeit mit ein 
("Freiburger Fahrlehrer" WEKO, RPW 2000/2 S. 167 ff, 
S. 172, Rz. 29a, S. 177 Rz. 54 ff.; "Freiburger Fahrlehrer" 
REKO/WEF, RPW 2001/1 S. 200 ff. S. 205 f., S. 207 f. 
E. 2.1, E. 3 ff.; "USPI-Neuchâtel", RPW 2012/3 S. 657 ff. 
S. 659 f. Rz. 32 f., S. 662. Rz. 56 f. unter dem Titel "con-
currence actuelle"). Demnach ging die Verwaltungspraxis 
damals davon aus, dass der Befolgungsgrad - soweit dies 
nach den Urteilen "Gaba", und "BMW" (vgl. "BGE 143 II 
297 E. 5.2.2 "Gaba"; BGE 144 II 194 E. 4.3.1 "BMW") 
noch notwendig ist - im Rahmen der quantitativen Ele-
mente der Erheblichkeit zu prüfen ist. Wie es sich diesbe-
züglich verhält, kann indessen aufgrund der nachfolgen-
den Ausführungen (insb. E. 9.3.3.4) letztlich offen bleiben. 

9.3.3.3 Befolgungsgrad als Teil des Prüfprogramms be-
treffend die qualitativen Elemente der Erheblichkeit 

Das Bundesgericht hat in seinem Urteil "Pfizer II" den Be-
folgungsgrad gemäss Art. 5 Abs. 4 KG geprüft (BGE 147 
II 72 E. 6.4.4. f. "Pfizer II"). Damit stellt sich die Frage, ob 
der Befolgungsgrad im Rahmen der qualitativen Ele-
mente der Erheblichkeit abzuhandeln ist. Der vorliegende 
Fall hat jedoch keine harte Kartellabrede nach Art. 5 
Abs. 4 KG, sondern eine weiche Kartellabrede nach Art. 5 
Abs. 1 KG zum Gegenstand. Zudem wurden die AGB-
Empfehlungen in casu als Vereinbarung nach Art. 4 
Abs. 1 KG qualifiziert (vgl. E. 7.1 hiervor), wohingegen es 
sich beim Urteil "Pfizer II" des Bundesgerichts um abge-
stimmte Verhaltensweisen und nicht um eine Vereinba-
rung gemäss Art. 4 Abs. 1 KG handelte (BGE 147 II 72 
E. 4.4.1 und 5.7 "Pfizer II"). Daher ist der vorliegende Fall 
anders gelagert. Die Prüfung des Befolgungsgrades in 
Bezug auf Art. 5 Abs. 4 KG im Urteil Pfizer des Bundes-
gerichts kann demnach nicht "tel-quel" auf die vorlie-
gende Konstellation übertragen werden. 

Soweit die Beschwerdeführerin eine grossmehrheitliche 
Befolgung der AGB-Empfehlungen verlangt (Beschwerde 
Rz. 65 in fine), können aus dem Urteil "Pfizer II" des Bun-
desgerichts durchaus Schlussfolgerungen hergeleitet 
werden. Denn im Urteil "Pfizer II" des Bundesgerichts 
wurden bereits Befolgungsrade von 72.8 % im Jahr 2005 
bzw. 70.6 % im Jahr 2006 bei den selbstdispensierenden 
Ärzten als im Rahmen von Art. 5 Abs. 4 KG ausreichend 
betrachtet, um eine Abrede nach Art. 5 Abs. 4 KG anzu-
erkennen. Bei den Apotheken handelte es sich um Befol-
gungsgrade von 63.5 % im Jahr 2005 und 63.4 % im Jahr 
2006 (BGE 147 II 72 E. 6.4.4.1, 6.4.4.2 und 6.4.5 "Pfizer 
II"). Demzufolge ist ersichtlich, dass nach der neuen bun-
desgerichtlichen Rechtsprechung ein Befolgungsgrad 
von 63.5 % für das Bejahen einer Abrede gestützt auf 
Art. 5 Abs. 4 KG ausreicht. Ein Befolgungsgrad von 
63.5 % kann jedoch nicht mit dem Charakteristikum 
"grossmehrheitlich" umschrieben werden. 63.5% sind ge-
rade mal 13.5 % mehr als die Hälfte (50 %). Es ist der 
Beschwerdeführerin zwar zuzugestehen, dass die Frage 
nach den Anforderungen an den Befolgungsgrad in der 
Lehre generell strittig ist (vgl. dazu mutatis mutandis die 
Meinungsübersicht zum Befolgungsgrad im Rahmen der 
Beurteilung von abgestimmten Verhaltensweise bei 
BANGERTER/ZIRLICK, DIKE-KG, Art. 4 Abs. 1 KG N 177). 
Indessen kann es nicht sein, dass an Art. 5 Abs. 1 KG, 
nach welchem weiche Kartelle zu beurteilen sind, höhere 
Anforderungen als in Bezug auf die Beurteilung harter 
Kartelle nach Art. 5 Abs. 4 KG gestellt werden. Dies gilt 
unabhängig davon, ob der Befolgungsgrad im Rahmen 
der quantitativen oder der qualitativen Elemente der Er-
heblichkeit oder im Sinne eines dritten Gesichtspunkts zu 
beurteilen ist. Daraus ergibt sich, dass jedenfalls bei be-
zweckten Abreden in Empfehlungsform im Rahmen der 
Prüfung gemäss Art. 5 Abs. 1 KG weniger hohe Anforde-
rungen an den Befolgungsgrad zu stellen sind als bei 
Art. 5 Abs. 4 KG nach der Pfizer-Rechtsprechung. Daher 
überspannt die Beschwerdeführerin mit ihrer Rüge, wel-
che eine grossmehrheitliche Befolgung verlangt, jeden-
falls die Anforderungen; dies auch unter der Vorausset-
zung, dass diese im Rahmen der qualitativen Elemente 
der Erheblichkeit im Sinne von Art. 5 Abs. 1 KG zu prüfen 
sind. 

Zusammenfassend ergibt sich insbesondere, dass aus 
dem Bundesgerichtsurteil "Pfizer II" abgeleitet werden 
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kann, dass der Befolgungsgrad nach bundesgerichtlicher 
Beurteilung eher Thema der qualitativen als der quantita-
tiven Elemente der Erheblichkeit ist. Dies kann indessen 
mit Blick auf die nachfolgende Erwägung 9.3.3.4 letztlich 
offen bleiben. 

9.3.3.4 Befolgungsgrad als separates Erfordernis zur Be-
jahung der Erheblichkeit? 

Im Folgenden ist der Frage nachzugehen, ob der Befol-
gungsgrad neben den qualitativen und quantitativen Ele-
menten der Erheblichkeit als separates Erfordernis zu 
prüfen ist. In diesem Zusammenhang ist vorab auf den 
Begriff der Bagatelle einzugehen. 

Bei Bagatellen geht es in einem ersten Schritt darum, die 
unerheblichen von den erheblichen Wettbewerbsbeein-
trächtigungen auszuscheiden; denn die Wettbewerbsbe-
hörden sollen sich nicht mit Bagatellen beschäftigen müs-
sen. Von den materiellen Bestimmungen des Gesetzes 
soll nicht jede geringfügige Beeinträchtigung des Wettbe-
werbs erfasst werden. Die Bagatellklausel stellt ein Auf-
greifkriterium dar (Botschaft KG 1995, BBl 1995 I 468 ff., 
554 Ziff. 231.1; BGE 143 II 297 "Gaba" E. 5.1.2 mit Hin-
weisen; Urteil des BGer 2C_113/2017 E. 7.3.1 "Hallensta-
dion-Ticketcorner"). 

Die Beschwerdeführerin will auch aufgrund des ihrer An-
sicht nach geringen Befolgungsgrades auf eine Bagatelle 
schliessen. Es habe ihrer Ansicht nach auch keine Ver-
pflichtung bestanden, die AGB-Klauseln zu übernehmen 
(vgl. Beschwerde, Rz. 63 ff.; Stellungnahme der Be-
schwerdeführerin vom 24. August 2018 Rz. 20a mit Hin-
weis auf Rz. 63 ff. der Beschwerde). 

Es gibt gute Gründe, vollkommen ignorierte Empfehlun-
gen in Vereinbarungsform, welche wie die vorliegenden 
AGB-Empfehlungen ausgestaltet wären, als Bagatelle zu 

beurteilen. Im vorliegenden Fall geht die Beschwerdefüh-
rerin selbst von vier ASCOPA-Mitgliedern aus, welche die 
AGB-Empfehlungen vollkommen übernommen haben 
(Beschwerde Rz. 65). Zudem legt die Beschwerdeführe-
rin in Rz. 66 ihrer Beschwerde ihre eigenen Berechnun-
gen und Zählweise dar, welche vom Anhang II und Abbil-
dung 13 der angefochtenen Verfügung abweichen. Auf 
diese ist im Folgenden näher einzugehen. 

So wäre nach der Zählweise der Beschwerdeführerin (vgl. 
Beschwerde Rz. 66) durch 16 AGB-Klauseln (nicht 13) 
von den 27 (und nicht 20) AGB-Klauseln die Formulierung 
der AGB-Empfehlung zu den Minimalbestellungen über-
nommen worden. Dies macht einen Befolgungsgrad von 
59 % (abgerundet) aus. In Bezug auf die Lieferkosten hät-
ten sich 47 AGB-Klauseln (und nicht 33) gefunden, wovon 
12 (und nicht 11) die ASCOPA-Empfehlung übernommen 
hätten. Dies macht einen Befolgungsgrad von 25 % (ab-
gerundet) aus. In Bezug auf die Rücksendebedingungen 
legt die Beschwerdeführerin dar, dass sie 31 Bedingun-
gen (und nicht 23) zu dieser Thematik gefunden habe und 
16 Mal die diesbezügliche ASCOPA-Klausel übernom-
men worden sei. Dies macht einen Befolgungsgrad von 
51 % (abgerundet) aus. Was die Zahlungsbedingungen 
betrifft, so hätte die Beschwerdeführerin 45 AGB-Klauseln 
(und nicht 27) zu dieser Thematik gefunden. Sie zählte 
hingegen nur 16 (und nicht 14) unveränderte Über-nah-
men der diesbezüglichen ASCOPA-Empfehlung. Dies 
macht einen Befolgungsgrad von 35 % (abgerundet) aus 
(vgl. Abbildung 5 im Folgenden). Mithin geht die Be-
schwerdeführerin in diesen Berechnungen je nach Klau-
sel von Befolgungsgraden von 25-59 % aus, was sie als 
eine nur sehr beschränkte Befolgung beurteilt (Stellung-
nahme der Beschwerdeführerin vom 24. August 2018 
Rz. 17d). 
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Im Folgenden wird sich zeigen, dass auch die von der Be-
schwerdeführerin zugrunde gelegten Zahlen nicht zu ei-
nem anderen Ergebnis führen als diejenigen der Vo-
rinstanz. Nach Ansicht der Beschwerdeführerin sind Be-
folgungsgrade von 25-59 % als Bagatelle zu qualifizieren. 
Ausserdem hat nach der Darstellung der Beschwerdefüh-
rerin auch keine Verpflichtung bestanden, die AGB-Klau-
seln zu übernehmen (Stellungnahme der Beschwerdefüh-
rerin vom 24. August 2018 Rz. 20a mit Hinweis auf Rz. 63 
ff. der Beschwerde). 

Vorliegend beruhten die von der Beschwerdeführerin 
selbst berechneten Befolgungsgrade (vgl. Beschwerde 
Rz. 66) auf 25-59 % bzw. auf deren Durchschnitt von 
40 %. Es braucht im vorliegenden Kontext nicht näher da-
rauf eingegangen zu werden, ob ein Befolgungsgrad von 
25 % bereits hinreichend wäre. Vielmehr sind die Emp-
fehlungen als Gesamtsystem zu sehen, womit der durch-
schnittliche Befolgungsgrad von ca. 40 % massgebend 
ist, der schon als solcher nicht zur Qualifikation als Baga-
telle führt (vgl. zur diesbezüglichen Diskrepanz zwischen 
Behördenpraxis und Lehre etwa ESTERMANN, S. 220 ff.). 
Vor diesem Hintergrund ist auch nicht näher darauf ein-
zugehen, welche Bedeutung denjenigen AGB der  
ASCOPA-Mitglieder zukommt, die die empfohlenen AGB 
nicht exakt, sondern mit Abweichungen übernommen ha-
ben (vgl. Beschwerde Rz. 66 mit Bezug auf Tabelle 13 
der angefochtenen Verfügung [Rz. 232]; vgl. zum Ganzen 
immerhin illustrativ in Bezug auf Preisempfehlungen den 
Fall "Fahrlehrer Graubünden", RPW 2003/2 S. 271 ff., 280 
Rz. 37). 

Nicht zu vernachlässigen ist ausserdem der Umstand, 
dass die AGB-Empfehlungen mit einem unselbständigen 
Informationsaustausch (Mitsenden der eigenen AGB mit 
den jeweiligen Bruttopreislisten; vgl. E. 7.1.4.5.1, 
7.1.4.7.1 und E 6.2.3 hiervor) verbunden waren und aus-
serdem erwiesenermassen Beschlüsse der ASCOPA er-
wirkt werden konnten, welche den ASCOPA-Mitgliedern 
in Bezug auf Verhandlungen mit den Händlern den Rü-
cken gestärkt haben. Auch mit Blick auf diese qualitativen 
Aspekte (vgl. dazu E. 9.3.3.3 hiervor und E. 9.4 hiernach) 
kann vorliegend nicht von einer Bagatelle ausgegangen 
werden. Daran ändert auch der Umstand nichts, dass vor-
liegend unbestrittenermassen weder Druck noch Zwang 
ausgeübt worden sind. 

Nach dem Gesagten erübrigen sich deshalb weitere Aus-
führungen in Bezug auf die Zähl- und Berechnungsweise 
der Beschwerdeführerin. Denn die Befolgungsgrade, wie 
sie die Beschwerdeführerin errechnet hat, reichen schon 
aus, um eine Bagatelle zu verneinen. Lediglich der Voll-
ständigkeit halber ist demnach zu erwähnen, dass die Be-
schwerdeführerin, wenn sie von "55 Anwendungen" 
spricht, auf die verschiedenen Versionen der ASCOPA-
AGB (Versionen 2000, 2001, 2004, 2007) und nicht auf 
die 31 ASCOPA-Mitglieder abgestellt hat und die ver-
schiedenen Bestimmungen pro AGB-Version (2000, 
2001, 2004, 2007) einzeln gezählt hat. 

Da die AGB-Empfehlungen vorliegend in ihrem Gesamt-
kontext zu beurteilen sind, wonach nicht der niedrigste,  
 

sondern der durchschnittliche Befolgungsgrad zu berück-
sichtigen ist, erübrigen sich auch weitere Ausführungen 
zur Rüge der Beschwerdeführerin, dass sie selbst bloss 

die Zahlungsbedingungen übernommen habe und dass 
die Klausel "30 Tage netto" noch um den Aspekt von ei-
nem Verzugszins von 1 % pro Monat ergänzt worden ist. 
Im Rahmen der Erheblichkeitsprüfung geht es im Rah-
men horizontaler Empfehlungen in Vereinbarungsform 
um die Handlungen aller Marktakteure, die einerseits - 
wie die Beschwerdeführerin im vorliegenden Fall - an der 
Abrede beteiligt und andererseits im Rahmen der Ermitt-
lung der massgebenden Marktanteile zu berücksichtigen 
sind (vgl. mutatis mutandis BGE 129 II 18, E. 5.2.1 "Buch-
preisbindung I"; vgl. auch E. 6.3.3.3.6, 6.5.1.1 hiervor). 

Insgesamt ist festzuhalten, dass die Beschwerdeführerin 
nicht aufgrund eines ihrer Ansicht nach unzureichenden 
Befolgungsgrades auf eine Bagatelle bzw. fehlende Er-
heblichkeit schliessen kann. Dies unabhängig davon, ob 
der Befolgungsgrad im Rahmen der quantitativen oder 
der qualitativen Elemente der Erheblichkeit oder separat 
zu prüfen ist. Des Weiteren waren - worauf in Erwägung 
9.5 näher einzugehen sein wird - alle ASCOPA-Mitglieder 
und damit der grösste Teil der Luxus- bzw. Prestigekos-
metikbranche - von den AGB-Empfehlungen betroffen. In 
Kombination mit der Möglichkeit, im ASCOPA-Vorstand 
Händleranfragen betreffend bessere Konditionen zu be-
handeln, und dem unselbständigen Informationsaus-
tausch betreffend die AGB der ASCOPA-Mitglieder ist 
eine Bagatelle jedenfalls zu verneinen. Daran ändert auch 
der Umstand, dass die Befolgung der Empfehlung unbe-
strittenermassen freiwillig war, nichts. Im Übrigen ist eine 
hinreichend befolgte Abrede e maiore ad minus auch ge-
lebt bzw. umgesetzt. 

9.4 Die qualitativen Elemente der Erheblichkeit 
In Bezug auf die Grundlagen zu den qualitativen Elemen-
ten der Erheblichkeit gemäss Art. 5 Abs. 1 KG kann auf 
die Ausführungen in Erwägung 6.4.2.3 verwiesen werden. 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass in qualitativer 
Hinsicht die Erheblichkeitsschwelle aufgrund des Gegen-
stands der Abrede bestimmt werden kann (BGE 143 II 
297 E. 5.2.1 bis 5.2.5 "Gaba"), was auch für Artikel 5 
Abs. 1 KG gilt (Urteil des BGer 2C_113/2017 E. 7.3.1 und 
7.3.4 "Hallenstadion-Ticketcorner"). Wie bereits in 
E. 6.3.3.3.5 erläutert, müssen in Bezug auf die Wettbe-
werbsparameter nach Art. 5 Abs. 1 KG keine Auswirkun-
gen geprüft werden. Allerdings müssen die von einer Ab-
rede betroffenen Wettbewerbsparameter auf dem Markt 
eine gewisse Bedeutung aufweisen (vgl. E. 6.4.2.3 hier-
vor mit Hinweisen). 

9.4.1 Vorbringen der Beschwerdeführerin 
Die Beschwerdeführerin rügt, dass die Vorinstanz nicht 
bewiesen habe, dass die empfohlenen allgemeinen Ver-
kaufsbedingungen auf dem relevanten Markt eine wettbe-
werbsbeschränkende Auswirkung hatten. Eine solche 
Wirkung einer Wettbewerbsabrede müsste grundsätzlich 
sowohl qualitativ wie auch quantitativ geeignet sein, den 
Wettbewerb erheblich zu beeinträchtigen (Beschwerde 
Rz. 121). Für die von ASCOPA empfohlenen allgemeinen 
Verkaufsbedingungen habe die Vorinstanz (in Rz. 238) 
selbst festgehalten, dass diese im Vergleich zum übrigen 
Informationsaustausch "nicht sehr stark ins Gewicht" fal-
len. Damit habe die Vorinstanz nach Ansicht der Be-
schwerdeführerin bestätigt, dass die fraglichen Empfeh-
lungen - soweit überhaupt von einer Wettbewerbsabrede 
auszugehen sei - zumindest nicht als erhebliche 
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Wettbewerbsbeeinträchtigung zu qualifizieren seien. Die 
Vorinstanz habe es denn auch unterlassen, anzugeben, 
in welcher Hinsicht die empfohlenen allgemeinen Ver-
kaufsbedingungen der ASCOPA eine erhebliche Wirkung 
auf den Wettbewerb gehabt haben sollten (Beschwerde 
Rz. 122; vgl. ebenfalls Replik Rz. 80). 

9.4.2 Würdigung 
9.4.2.1 Die Rügen, welche Auswirkungen der AGB-Emp-
fehlungen auf den Wettbewerb und einen Beweis diesbe-
züglich verlangen (Beschwerde Rz. 121 f.), stossen ins 
Leere. Denn weder der Beeinträchtigungsbegriff (vgl. 
E. 6.3.3.3.7 ff.) noch die qualitativen (E. 6.3.3.3.5 hiervor) 
bzw. quantitativen Aspekte (vgl. E. 6.3.3.3.6 hiervor) ver-
langen eine Auswirkungsprüfung (vgl. E. 6.3.3 hiervor). 

9.4.2.2 Aus dem Umstand, dass die Vorinstanz selber 
festgestellt hat, dass die AGB-Empfehlungen weniger 
stark ins Gewicht fallen als der Informationsaustausch 
(angefochtene Verfügung Rz. 238), lässt sich nicht die 
Schlussfolgerung ableiten, dass aus diesem Grund die 
ausgetauschten AGB-Empfehlungen aus qualitativer 
Sicht von vornherein unbedeutend sind. Die AGB-Emp-
fehlungen sind daher im Folgenden in Bezug auf die qua-
litativen Elemente der Erheblichkeit zu prüfen. 

9.4.2.3 Die Bedeutung der AGB-Empfehlungen in ihrem 
Gesamtkontext für die betroffenen Wettbewerbsparame-
ter 

9.4.2.3.1 Es ist unbestritten, dass Geschäftsbedingungen 
Wettbewerbsparameter sind (Beschwerde Rz. 71; ange-
fochtene Verfügung Rz. 635; vgl. E. 7.2.4.2 hiervor). Be-
stritten ist jedoch, ob den vorliegenden AGB-Empfehlun-
gen selbst sowie den mit ihnen verbundenen Handlungen 
eine hinreichende Bedeutung für die betroffenen Wettbe-
werbsparameter zukommt, um als qualitatives Element 
der Erheblichkeit genügend ins Gewicht zu fallen. In die-
sem Kontext ist auf die Ausführungen des Urteils "Hallen-
stadion-Ticketcorner" des Bundesgerichts zu verweisen, 
in welchem gesagt wird, dass die Summe des qualitativen 
und quantitativen Aspekts die Erheblichkeitsschwelle 
ausmache (vgl. Urteil des BGer 2C_113/2017 E. 7.3.4 
"Hallenstadion-Ticketcorner"). In Bezug auf die quantitati-
ven Elemente ist festzuhalten, dass sich sowohl die AGB-
Empfehlungen wie auch die Handlungen des Informati-
onsaustausches auf demselben Markt - nämlich dem der 
Luxus- bzw. Prestigekosmetik - abspielten (vgl. E. 8 i.V.m. 
E. 5 hiervor), weshalb grundsätzlich auf die Ausführungen 
zu den quantitativen Elementen der Erheblichkeit des In-
formationsaustausches verwiesen werden kann, nament-
lich auf die Feststellung, wonach der Markt der Luxuskos-
metik stagnierte (vgl. E. 6.5, 6.5.4.4 hiervor, E. 9.5 hier-
nach). Da es sich ausserdem um eine weiche Kartellab-
rede handelt, sind auch die Anforderungen an die Erheb-
lichkeit aus qualitativer Sicht nicht zu hoch zu setzen. 

9.4.2.3.2 Wie bereits in Bezug auf die Abredequalität er-
wähnt, wurden die Änderungen der AGB an der General-
versammlung vom 9. Mai 2001 einstimmig angenommen 
(vgl. E. 7.1.4.3 hiervor; act. 2, Beilage A 18, S 4 f.; ange-
fochtene Verfügung Rz. 226). Es ist ersichtlich, dass die 
Gesamtheit der ASCOPA-Mitglieder teilweise vorfor-mu-
lierte AGB und die Empfehlungen hierzu wünschten. Das 
Beilegen der eigenen AGB bei den jeweiligen Bruttopreis-
listen (angefochtene Verfügung Rz. 230) und die 

Vergleichsliste der AGB aus dem Jahr 2003 (angefoch-
tene Verfügung Rz. 229, act. 2, Beilage G4; E. 7.1.4.5 f. 
hiervor) zeigen erst recht, dass den ASCOPA-Mitliedern 
selbst daran gelegen war, ihre Konditionen in den AGB 
gegenüber ihren Konkurrenten (bzw. den anderen  
ASCOPA-Mitgliedern) kund zu tun. Demgegenüber lag 
den ASCOPA-Mitgliedern, wie es die Vorinstanz zutref-
fend in ihrer sachverhaltlichen Würdigung zu den AGB-
Empfehlungen darlegte (vgl. angefochtene Verfügung 
Rz. 238), nicht viel daran, den Wettbewerb in Bezug auf 
die von den Empfehlungen betroffenen Konditionen un-
tereinander zu intensivieren (vgl. E. 7.3.4.2 hiervor). Die 
Händler waren aufgrund der dargelegten Umstände in ih-
ren Möglichkeiten, im Rahmen der Verhandlungen geson-
derte Konditionen zu erlangen, eingeschränkt. Dies ergibt 
sich auch aus dem Umstand, dass das ASCOPA-Komitee 
die Konditionen mehrfach zum Thema gemacht hat und 
gegenüber verschiedenen Händlern (Coop, Manor, Im-
port) in seiner Politik sehr restriktiv war (vgl. E. 7.1.4.4 
hiervor). Somit konnten sich die Händler auch nur er-
schwert gegeneinander in einem Wettbewerb um gute 
AGB-Konditionen positionieren, was im Ergebnis auch für 
die Endkunden ungünstig war, da durch die AGB-Emp-
fehlungen auch der Wettbewerb zwischen den Händlern 
abgeschwächt war und es somit den Kunden jedenfalls 
insoweit nur einen beschränkten Nutzen brachte, den 
Händler zu wechseln. Demnach ist ersichtlich, dass das 
Vorgehen der ASCOPA-Mitglieder bereits im Gesamtkon-
text aus qualitativer Sicht die Erheblichkeit nach Art. 5 
Abs. 1 KG zumindest indiziert. 

9.4.2.4 Die Bedeutung der einzelnen Klauseln der AGB-
Empfehlungen für die betroffenen Wettbewerbsparame-
ter 

i. Die Vorgaben zu den Minimalbestellungen in den 
AGB 

9.4.2.4.1 Der Minimalbestellwert war in den AGB der 
Jahre 2000-2004 auf Fr. 150.- und ab dem Jahr 2007 auf 
Fr. 250.- festgelegt (angefochtene Verfügung Rz. 228 a; 
act. 2, Beilagen G1-G4; act. 62, Anhang des Mailverkehrs 
ASCOPA/Chanel vom 23. April 2007). Es stellt sich ins-
besondere die Frage, inwiefern die Wettbewerbsparame-
ter Preis und Menge auf der Stufe von Art. 5 Abs. 1 KG 
tangiert sind. Auch wenn es um Luxus- bzw. Prestigekos-
metika geht, welche dem höheren Preissegment in der 
Kosmetik zuzuordnen sind, sind doch viele Produkte un-
terhalb des Minimalbestellwertes von Fr. 150.- bzw. 250.-
, weshalb dann insbesondere kleinere Händler und damit 
allenfalls auch Endkunden unter Umständen gezwungen 
sind, mehr als notwendig zu bestellen. Neben den kleine-
ren Händlern dürften insbesondere auch Endkunden von 
dieser Klausel stärker betroffen sein. Bei grösseren Händ-
lern ist demgegenüber davon auszugehen, dass diese 
ohnehin grössere Produktepaletten bestellen und dem-
nach der Mindestbestellwert erfüllt sein dürfte. Die AGB 
betreffen daher insoweit nicht nur den eigenständigen 
Wettbewerbsparameter Geschäftskonditionen, sondern 
wirken sich - wenn auch nicht sehr intensiv - auch auf den 
Wettbewerbsparameter Menge aus. Aufgrund grösserer 
Bestellmengen erhöhen diejenigen ASCOPA-Mitglieder, 
welche diese AGB-Klausel verwenden, ihren Umsatz und 
machen durch weniger Transaktionsaufwand pro Produkt 
mehr Gewinn. Das wiederum wirkt sich - wenn auch nicht 
ausgeprägt - auf die Preisfestsetzung der Händler 
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gegenüber den Endkonsumentinnen und Endkonsumen-
ten aus. Der Beschwerdeführerin ist indessen insoweit 
beizupflichten, dass keineswegs klar erscheint, ob der 
Empfehlung betreffend Mindestbestellwert allein eine hin-
reichende Bedeutung zukommt, um als Element der qua-
litativen Erheblichkeit ins Gewicht zu fallen. Dies kann in-
dessen mit Blick auf die nachfolgenden Ausführungen of-
fen bleiben. 

ii.  Die Vorgaben zu den Lieferkosten in den AGB 

9.4.2.4.2 Der Lieferungswert, ab welchem die Lieferkos-
ten durch den Absender franko übernommen werden, hat 
in der ganzen Zeitspanne Fr. 500.- betragen. Unter dem 
Lieferungswert von Fr. 500.- hat die Pauschalbeteiligung 
an den Lieferkosten im Jahr 2000 Fr. 8.- betragen und in 
den Jahren 2001-2007 Fr. 12.-. Für Expressendungen ha-
ben die AGB im Jahr 2000 Kosten von Fr. 12.- vorgese-
hen, ab dem Jahr 2001 sei der Beitrag für Expressendun-
gen auf Fr. 15.- pro Expressendung und pro Paket ange-
stiegen (angefochtene Verfügung Rz. 228 b; act. 2, Beila-
gen G1-G4; act. 62, Anhang des Mailverkehrs  
ASCOPA/Chanel vom 23. April 2007). 

9.4.2.4.3 Die empfohlenen AGB statuierten für den gan-
zen Zeitraum einen Lieferungswert von Fr. 500.- für die 
Tragung der Lieferkosten durch den Absender. Dies setzt 
bei den Händlern - weniger demgegenüber wohl bei den 
Endkunden - den Anreiz, über diesem (im Ergebnis einer 
Mindestbestellmenge ähnlichen) Wert einzukaufen. Dem-
zufolge wird die Einkaufsmenge beeinflusst; es wird sozu-
sagen mehr eingekauft als - jedenfalls kurzfristig - benö-
tigt, was nebst dem Wettbewerbsparameter Geschäfts-
konditionen in der besonderen Form der Lieferbedingun-
gen (vgl. auch Beschwerde Rz. 71) auch den Wettbe-
werbsparameter Menge beeinflusst. Ebenfalls könnte der 
Frankowert beim Retailer den Anreiz setzen, die Liefer-
kosten auf den Endkundenpreis in einer Weise zu über-
wälzen, dass allenfalls vom Händler zu tragende Liefer-
kosten nicht von seiner Marge abgehen. Zusammenfas-
send ist festzuhalten, dass von den Lieferbedingungen in 
den AGB-Empfehlungen zwar primär die Geschäftskondi-
tionen, aber in gewissem Umfang auch die Wettbe-
werbsparameter Menge und Preis betroffen sind. Ob die-
ser Klausel allein im Rahmen der Erheblichkeitsprüfung 
genügend Bedeutung beigemessen werden könnte, kann 
indessen mit Blick auf die nachfolgenden Erwägungen of-
fen bleiben. 

iii.  Die Bedingungen zu den Rücksendungen in den 
AGB 

9.4.2.4.4 Hinsichtlich der Rücksendungen hält die Vo-
rinstanz fest, dass jede fakturierte Ware als verkauft galt 
und normalerweise nicht zurückgenommen werden 
konnte. Nur wenn ausnahmsweise im Voraus mit dem 
Lieferanten eine Vereinbarung getroffen wurde, die Ware 
in gutem Zustand war und keine zusätzlichen Etiketten 
angebracht waren, konnte die Ware zurückgenommen 
werden. Hierzu würden folgende Bedingungen gelten: Bis 
zu einem Monat könnten die Waren ohne Abzug entge-
gengenommen werden. Von ein bis sechs Monaten wür-
den 20 % Abzug verlangt; von 6 Monaten bis ein Jahr 
würde ein Abzug von 30 % gefordert und nach dieser Frist 
sollte gar keine Ware mehr zurückgenommen werden 
(angefochtene Verfügung Rz. 228 c; act. 2, Beilagen G1-

G4; act. 62, Anhang des Mailverkehrs ASCOPA/Chanel 
vom 23. April 2007). 

9.4.2.4.5 Die mit erhöhten Anforderungen verbundenen 
Rücksendevorgaben in den AGB beeinträchtigen eine fle-
xible Lagerhaltung der Produkte seitens der Händler. 
Nicht weiter einzugehen ist vorliegend auf den Umstand, 
dass Rz. 96 der Horizontalleitlinien das Abbauen von un-
nötigen Lagerbeständen als Effizienzgrund beschreibt. 
Auch wenn unbestrittenermassen keine Mengenabspra-
che vorliegt, beeinflussen die Rücksendevorgaben in den 
AGB nebst dem Wettbewerbsparameter Geschäftskondi-
tionen indirekt auch den Wettbewerbsparameter Menge. 
Auch werden die Händler in Bezug auf die Möglichkeit, 
flexibel auf Nachfrageschwankungen zu reagieren, einge-
schränkt. Das wiederum kann einen Anreiz setzen, dass 
auch die Händler gegenüber den Endkundinnen und End-
kunden weniger kulant sind in Bezug auf den Umtausch 
von Produkten. Damit wirkt sich diese Klausel einerseits 
zu Lasten der Retailer, andererseits zu Lasten des End-
kunden aus. Dieser Klausel kommt durchaus schon für 
sich allein eine gewisse Bedeutung zu, wobei auch inso-
weit offen bleiben kann, ob diese allein aus qualitativer 
Sicht als erheblich zu beurteilen wäre. 

iv. Die Vorgaben zu den Zahlungsbedingungen in den 
AGB 

9.4.2.4.6 Gemäss den Zahlungsbedingungen sollten die 
Zahlungen innerhalb von 30 Tagen erfolgen. Diese Klau-
sel blieb durch all die Jahre unverändert (angefochtene 
Verfügung Rz. 228 d; act. 2, Beilagen G1-G4; act. 62, An-
hang des Mailverkehrs ASCOPA/Chanel vom 23. April 
2007). 

9.4.2.4.7 Die Beschwerdeführerin rügt, dass die Klausel 
betreffend die Zahlungsbedingungen die einzige Klausel 
der AGB-Empfehlungen von ASCOPA sei, welche sie 
übernommen habe. Eine solche Klausel sei jedoch in der 
Schweiz üblich. Zudem hätte die Beschwerdeführerin zu-
sätzlich noch auf einen Verzugszins von 1 % pro Monat 
hingewiesen. Daher hätte sie nicht genau der AGB-Vor-
gabe betreffend die Zahlungsbedingungen von ASCOPA 
entsprochen (Beschwerde Rz. 68). 

9.4.2.4.8 Zwar ist der Beschwerdeführerin in der Tat bei-
zupflichten, dass AGB mit einer Zahlungsfrist von 30 Ta-
gen in der Schweiz üblich sind. Demnach wirkt diese 
AGB-Klausel auf den ersten Blick nicht bedenklich. Be-
trachtet man sie jedoch im Kontext mit den anlässlich ver-
schiedener Komitee-Sitzungen gemachten Aussagen, 
stellt dies diese AGB-Klausel in ein anderes Licht. An-
hand der Protokolle der Komitee-Sitzungen ist ersichtlich, 
dass das Komitee Coop Aargau keine speziellen Preis-
nachlässe von 0.5 % Rabatt auf alle Rechnungen gewäh-
ren wollte (act. 234, Komitee-Sitzung vom 21. März 2001, 
S. 3; angefochtene Verfügung Rz. 233). Zudem verwei-
gerte das Komitee Manor "très vivement" einen ge-
wünschten Diskont bei einer Bezahlung innerhalb von 
dreissig Tagen (act. 234, Komitee-Sitzung vom 7. Okto-
ber 2003, S. 2; angefochtene Verfügung Rz. 233). Im Fall 
vom Manor wollte das Komitee sogar, dass jedes  
ASCOPA-Mitglied einen Brief an Manor senden sollte, in-
dem es den verlangten Skontosatz ablehnte (act. 234, 
Komitee-Sitzung vom 4. Dezember 2003, S. 3; angefoch-
tene Verfügung Rz. 233). Demnach ist ersichtlich, dass 
diese ASCOPA-Klausel für Händler die Möglichkeit, einen 
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Diskont auszuhandeln, zumindest erschwerte, da diese 
Klausel auch so zu verstehen war, dass sie auch in Bezug 
auf einen Diskont nicht (durch Individualabrede) abänder-
lich war. Die Händler sollten also alle dieselben Zahlungs-
bedingungenen haben und insbesondere keinen Wettbe-
werb über Diskonte führen. Dies wirkt sich neben den Ge-
schäftskonditionen auch auf den Wettbewerbsparameter 
Preis aus. Demnach ist der Beschwerdeführerin zwar bei-
zupflichten, wenn sie sagt, dass der empfohlenen Klausel 
an sich aufgrund ihrer Geschäftsüblichkeit kaum die im 
Rahmen von Art. 5 Abs. 1 KG zu prüfende Bedeutung zu-
kommt. Aufgrund des Verhaltens der ASCOPA-Mitglieder 
und insbesondere der Mitglieder des Komitees, wozu 
auch die Beschwerdeführerin zählt, reduziert die Kombi-
nation von Empfehlungen und einschlägigen Komitee-Be-
schlüssen die Möglichkeit der Händler, von den empfoh-
lenen AGB abweichende individuelle Kondition auszu-
handeln. Darauf wird sogleich mit Blick auf die AGB-Klau-
seln als Gesamtsystem zurückzukommen sein. Auf die 
Rüge zum Verzugszins von einem Prozent ist weiter un-
ten im Kontext mit dem Befolgungsgrad (vgl. E. 9.3 hier-
vor) und der Umsetzung der Abrede (vgl. E. 9.3.3.4 in fine 
hiervor) einzugehen. 

v.  Die AGB-Klauseln als Gesamtsystem 

9.4.2.4.9 Nach dem Gesagten beziehen sich alle der zu 
beurteilenden AGB-Klauseln jedenfalls auf Wettbe-
werbsparameter, oft auch auf mehrere. Ob jede einzelne 
dieser Klauseln bzw. die entsprechende Empfehlung se-
parat beurteilt aufgrund ihrer Bedeutung für die in Frage 
stehenden Wettbewerbsparameter in Bezug auf die qua-
litativen Elemente das erforderliche Gewicht zukommen 
würde, kann im vorliegenden Zusammenhang offen blei-
ben. Wie in Bezug auf die Beurteilung des selbständigen 
Informationsaustauschs aus qualitativer Sicht (vgl. dazu 
E. 6.4 hiervor) gilt auch vorliegend, dass die AGB-Klau-
seln nicht isoliert, sondern im Zusammenhang mit den an-
deren Elementen des in Frage stehenden Verhaltens, ins-
besondere den anderen AGB-Klauseln, zu betrachten 
sind. Aus qualitativer Sicht als erheblich erweisen sich 
diese Klauseln jedenfalls im in Erwägung 9.4.3 beschrie-
benen Gesamtkontext. Es geht demnach um AGB-Klau-
seln mit der Empfehlung, diese zu verwenden, in Verbin-
dung mit einem unselbständigen Informationsaustausch, 
indem die ASCOPA-Mitglieder mit den Bruttopreislisten 
auch ihre aktuellen AGB ausgetauscht haben. Dies 
schafft Anreize im Sinne einer aus Sicht des Wettbewerbs 
unerwünschten Marktberuhigung. Die Dynamiken im 
Marktprozess können sich entsprechend verlangsamen 
(vgl. zur Dynamik als insoweit massgebendem Gerichts-
punkt E. 6.4.2.4.27 hiervor sowie SCHNEIDER, Ein Lob auf 
die Erheblichkeit, in: sic! 2016, S. 319 ff., insb. S. 327). 
Das gilt vor allem in Kombination mit dem Wissen darum, 
dass bei Bedarf - wie die Praxis zeigt - auch ASCOPA-
Komitee-Beschlüsse erwirkt werden konnten, welche den 
ASCOPA-Mitgliedern in den Verhandlungen gegenüber 
den Händlern den Rücken stärkten (vgl. dazu E. 7.1.4.4.2 
hiervor). Schon allein die Möglichkeit bzw. das Erfah-
rungswissen in Bezug auf derartige Beschlüsse führt 
dazu, dass die ASCOPA-Mitglieder - nicht nur aufgrund 
der Übernahme empfohlener AGB - weniger Anreiz ver-
spüren, den Händlern in Bezug auf die Geschäftskonditi-
onen entgegenzukommen. 

9.4.2.4.10 Soweit die Beschwerdeführerin darauf hin-
weist, dass sie selbst nur einen Punkt der AGB, nämlich 
denjenigen betreffend die Zahlungsbedingungen, in ver-
änderter Form übernommen hat (vgl. E. 9.3.2 hiervor), än-
dert das nichts an ihrer Beteiligung an der Ausarbeitung 
der Empfehlungen als Mitglied des Komitees (vgl. 
E. 9.3.3.4 hiervor). Es ist davon auszugehen, dass die 
empfohlenen AGB in der Tendenz vor allem den kleineren 
ASCOPA-Mitgliedern zugute kamen, während die Be-
schwerdeführerin im Verkehr mit den Händlern ihren AGB 
aufgrund ihres Marktanteils (in Verbindung mit der Mar-
kenbindung der Konsumentinnen und Konsumenten) im 
Zweifel auch ohne Hilfe von ASCOPA Nachachtung ver-
schaffen konnte. 

9.4.3 Fazit zu den qualitativen Elementen der Erheb-
lichkeit 
9.4.3.1 Zusammenfassend ergibt sich, dass die Be-
schwerdeführerin mit ihren Rügen, welche die Bedeutung 
der vorliegenden AGB-Empfehlungen für die betroffenen 
Wettbewerbsparameter infrage stellt, jedenfalls in Bezug 
auf das Gesamtsystem der Empfehlungen nicht durch-
dringt. Damit fallen die AGB-Empfehlungen jedenfalls in 
ihrem Gesamtkontext in einer Weise ins Gewicht, die aus 
qualitativer Sicht Erheblichkeit im Sinne von Art. 5 Abs. 1 
KG indiziert. 

9.5 Die quantitativen Elemente der Erheblichkeit 
Die Erheblichkeitsprüfung aus quantitativer Sicht ist eine 
auf ökonomische Modelle abgestützte Methode zur Be-
stimmung von Marktanteilen oder Umsätzen (BGE 143 II 
297 E. 5.2.1 "Gaba"; Urteil des BVGer B-3938/2013 
E. 16.1 "Dargaud [Suisse] SA"; Marbach/Ducrey/Wild, 
Rz. 1532). Zu beantworten ist die Frage, wie umfassend 
der Markt von einer Wettbewerbsabrede tangiert ist (BSK 
KG-KRAUSKOPF/SCHALLER, Art. 5 KG N 230). Für den 
quantitativen Aspekt der Erheblichkeit bildet der Marktan-
teil der an der Abrede beteiligten Unternehmen auf dem 
relevanten Markt das entscheidende Kriterium (BGE 129 
II 18 E. 5.2.1 f. "Buchpreisbindung I"; Urteil des BGer 
2C_113/2017 E. 7.3.3 "Hallenstadion-Ticketcorner"; vgl. 
E. 6.3.3.3.6 und 6.5.1.1 hiervor). An der Abrede betref-
fend die Beschlüsse zu den AGB-Empfehlungen beteiligt 
sind - wie auch in Bezug auf den Informationsaustausch - 
alle ASCOPA-Mitglieder. Es kann diesbezüglich auf die 
Ausführungen zur Abredequalität, insbesondere den ein-
stimmigen GV-Beschluss vom 9. Mai 2001 (vgl. E. 7.1.4.3 
hiervor) zur Annahme der AGB-Empfehlungen verwiesen 
werden. Demnach können die Prüfungsergebnisse zur 
Erheblichkeit des selbständigen Informationsaustauschs 
aus quantitativer Sicht (vgl. E. 6.5 hiervor) auch für die 
Prüfung der quantitativen Elemente der Erheblichkeit der 
AGB-Klauseln miteinbezogen werden. Das gilt insbeson-
dere auch für die Ausführungen zum Beweismass in Be-
zug auf die quantitativen Elemente der Erheblichkeit (vgl. 
E. 6.5.2 hiervor). Im Kontext mit dieser Prüfung wird dem-
nach im Folgenden nur auf Aspekte eingegangen, welche 
AGB-spezifisch sind (vgl. den Aussen- und den Innen-
wettbewerb in E. 9.5.1, die Stellung der Marktgegenseite 
in E. 9.5.2; vgl. auch E. 9.3 hiervor zum Befolgungsgrad). 

9.5.1 Aussen- und Innenwettbewerb 
Da die AGB-Empfehlungen denselben Markt wie beim 
selbständigen Informationsaustausch betreffen (vgl. E. 8), 
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kann auf die gemachten Ausführungen zum Aussenwett-
bewerb (vgl. E. 6.5.4), zum aktuellen (E. 6.5.4.1) und po-
tenziellen Wettbewerb verwiesen werden (vgl. E. 6.5.4.5 
hiervor). 

In Bezug auf den Innenwettbewerb rügt die Beschwerde-
führerin, dass der Wettbewerb auch aufgrund Qualität, 
Werbung, Service, Forschung und Entwicklung, Marke-
ting und Produkteeinführung spielen könne. Die empfoh-
lenen Verkaufsbedingungen von ASCOPA hätten auf alle 
diese wichtigen Wettbewerbsparameter keinen Einfluss 
gehabt (Beschwerde Rz. 134). Es kann hierzu im Wesent-
lichen auf die Erwägungen zum Innenwettbewerb in Be-
zug auf den selbständigen Informationsaustausch verwie-
sen werden (vgl. E. 6.5.5 hiervor). In diesem Zusammen-
hang hat das Gericht namentlich festgehalten, dass das 
Marketing im Prestige- bzw. Luxuskosmetikbereich wich-
tiger ist als die Innovation (vgl. E. 6.5.6.2.2-6.5.6.2.4 hier-
vor). Diese Feststellung reduziert auch die Bedeutung der 
Produktqualität (vgl. E. 6.5.6.2.6 hiervor). In Bezug auf 
den Service hat das Gericht insbesondere ausgeführt, 
dass die stagnierenden Marktanteile zum Schluss führen, 
dass auch der Service keinen hinreichenden Innenwett-
bewerb hat erzeugen können (vgl. E. 6.5.6.2.7 hiervor). In 
Bezug auf die Werbung ist festzuhalten, dass diese vom 
Informationsaustausch erfasst war, was der Wettbe-
werbsdynamik jedenfalls nicht förderlich war. 

Auf die Aspekte der Forschung und Entwicklung wird im 
Kontext mit den Rechtfertigungsgründen nach Art. 5 
Abs. 2 KG in Erwägung 9.7.4.3 zurückzukommen sein. 
Des Weiteren kann auf die Erwägungen zum Innenwett-
bewerb in Bezug auf den selbständigen Informationsaus-
tausch verwiesen werden (vgl. E. 6.5.5). Zusammenfas-
send ist festzuhalten, dass der Innenwettbewerb als nicht 
genügend intensiv beurteilt werden kann, um gestützt auf 
diesen die quantitativen Elemente der Erheblichkeit in 
Frage zu stellen. 

9.5.2 Stellung der Marktgegenseite 
9.5.2.1 Kann die Marktgegenseite Druck auf die an der 
Abrede Beteiligten ausüben, so spricht dies aus quantita-
tiver Sicht gegen die Erheblichkeit (vgl. mutatis mutandis 
Urteil des BVGer B-3618/2013 E. 218 ff. "Hallenstadion-
Ticketcorner"; BORER, Art. 5 N 24; BSK KG-KRAUS-
KOPF/SCHALLER, Art. 5 KG N 241; vgl. E. 6.5.5 hiervor). 
Bei der Marktgegenseite geht es vorliegend um die Händ-
ler bzw. um die Retailer. Im Hinblick auf den selbständi-
gen Informationsaustausch (Austausch der Bruttopreise, 
Umsätze und Werbeinvestitionen) hat das Gericht festge-
halten, dass die Retailer zwar über eine gewisse Markt-
macht verfügen, aber sich im Rahmen der Preisfestset-
zung durchaus an den Bruttopreisen als Verhandlungs-
grundlage orientiert haben (E. 6.5.5.3.1 f. hiervor). Damit 
war ihre Stellung betreffend den selbständigen Informati-
onsaustausch nicht so ausgeprägt, dass sie Druck auf die 
ASCOPA-Mitglieder hätten ausüben können. Ausserdem 
ist die Stellung der Retailer auf dem Markt durch die Be-
ziehungen mit den Endkonsumenten geprägt, da in Be-
zug auf die Endkonsumenten eine gewisse Markenbin-
dung festzustellen ist (E. 5.3.1.4.1 ff.), was die Stellung 
der Retailer gegenüber den ASCOPA-Mitgliedern eben-
falls nicht stärkt. 

9.5.2.2 Ergänzend ist im vorliegenden Zusammenhang 
festzuhalten, dass die an die ASCOPA-Mitglieder 

gerichteten AGB-Empfehlungen zwar das Verhalten der-
selben gegenüber den Händlern zum Gegenstand haben, 
aber indirekt auch die Endkunden betroffen sind, sofern 
Letztere ihrerseits in Bezug auf Bestellungen einge-
schränkt sein können oder allfällige Risiken an diese 
überwälzt werden. Auch diesbezüglich ist relevant, dass 
eine gewisse Markenbindung der Konsumentinnen und 
Konsumenten besteht, die sie daran hindert, leichthin zu 
einem anderen Produkt zu greifen, auch wenn ihnen die 
mit unvorteilhaften AGB verbundenen Nachteile über-
wälzt werden. Zudem ist nicht zu vernachlässigen, dass 
innerhalb einer Marke dieselben AGB verwendet wurden 
(vgl. angefochtene Verfügung Anhang II). Daher haben 
verschiedene Retailer, welche Produkte derselben Marke 
verkaufen, insoweit kaum die Möglichkeit, sich in einem 
Wettbewerb um bessere allgemeine Geschäftsbedingun-
gen in Bezug auf eine Marke zu positionieren. Dies wird 
durch Aussagen anlässlich von Komitee-Sitzungen unter-
strichen: So bestand im ASCOPA-Komitee ein erhebli-
cher Widerstand gegenüber "Sonderwünschen" von 
Händlern bezüglich individualisierter AGB (E. 7.1.4.4.2 
und E. 9.4.2.4.9 hiervor; angefochtene Verfügung 
Rz. 233; act. 234, Komitee-Sitzung vom 21. März 2001, 
S. 3; act. 234, Komitee-Sitzung vom 18. September 2002, 
S. 3; act. 234, Komitee-Sitzung vom 7. Oktober 2003, 
S. 2; act. 234, Komitee-Sitzung vom 4. Dezember 2003, 
S. 3). Daher ist ersichtlich, dass die AGB-Empfehlungen 
die Stellung der Marktgegenseite - das sind die Retailer - 
in nicht unbedeutendem Umfang schwächten. Damit ist in 
Übereinstimmung mit den Ausführungen zum Informati-
onsaustausch (vgl. E. 6.5.4.6 hiervor) und diese zugleich 
ergänzend festzuhalten, dass die Marktgegenseite nicht 
eine genügend starke Stellung inne hat, um den ungenü-
genden Aussenwettbewerb in einer Weise zu kompensie-
ren, welche die quantitativen Elemente der Erheblichkeit 
hinreichend zu relativieren vermöchte. 

9.5.3 Zwischenfazit 
Zusammenfassend ergibt sich aufgrund der gemachten 
Ausführungen einerseits wie in Bezug auf den selbständi-
gen Informationsaustausch auch im vorliegenden Zusam-
menhang, dass der Aussenwettbewerb nicht hinreichend 
ist, um aus quantitativer Sicht die Erheblichkeit in Frage 
zu stellen. Dasselbe gilt auch für den Innenwettbewerb 
(vgl. E. 9.5.1 hiervor). Vor allem kommt auch der Markt-
gegenseite keine hinreichend disziplinierende Wirkung 
zu, welche den nicht genügend intensiven Aussen- und 
Innenwettbewerb allenfalls kompensieren könnte (vgl. 
E. 9.5.2 hiervor). 

9.6 Zwischenfazit zur Erheblichkeit 
Zusammenfassend ergibt sich, dass die AGB-Empfehlun-
gen in Gesamtwürdigung der qualitativen und quantitati-
ven Elemente nach Art. 5 Abs. 1 KG erheblich sind. Ins-
besondere aufgrund eines Befolgungsgrades von durch-
schnittlich ca. 40 % in Verbindung mit dem unselbständi-
gen Informationsaustausch und der Praxis des ASCOPA-
Vorstands betreffend Konditionen gegenüber den Händ-
lern sind die AGB-Empfehlungen jedenfalls nicht als Ba-
gatelle zu werten. Damit kann offen bleiben, welche Be-
deutung dem Befolgungsgrad im Rahmen von Art. 5 
Abs. 1 KG zukommt und in welchem Zusammenhang die-
ser zu prüfen ist. Demnach ist im Folgenden auf die Frage 
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einzugehen, ob allfällige Rechtfertigungsgründe die AGB-
Empfehlungen rechtfertigen können. 

9.7 Rechtfertigungsgründe 
9.7.1 Gemäss Art. 5 Abs. 1 KG sind Abreden, die den 
Wettbewerb auf einem Markt für bestimmte Waren oder 
Leistungen erheblich beeinträchtigen und sich nicht durch 
Gründe der wirtschaftlichen Effizienz rechtfertigen lassen, 
unzulässig. Unzulässig ist also nicht schon die erhebliche, 
sondern nur die Abrede, die sich nicht durch Gründe der 
wirtschaftlichen Effizienz im Sinne von Art. 5 Abs. 2 KG 
rechtfertigen lässt (BGE 147 II 72 E. 6.1 "Pfizer II"; BGE 
143 II 297 E. 5.3.1 "Gaba"; vgl. zum Ganzen E. 6.6.1.1 
hiervor). 

Gemäss Art. 5 Abs. 2 KG sind Wettbewerbsabreden 
durch Gründe der wirtschaftlichen Effizienz gerechtfertigt, 
wenn sie (Bst. a) notwendig sind, um die Herstellungs- 
oder Vertriebskosten zu senken, Produkte oder Produkti-
onsverfahren zu verbessern, die Forschung oder die Ver-
breitung von technischem oder beruflichem Wissen zu 
fördern oder um Ressourcen rationeller zu nutzen; und 
(Bst. b) den beteiligten Unternehmen in keinem Fall Mög-
lichkeiten eröffnen, wirksamen Wettbewerb zu beseitigen. 

Die Vorinstanz hat zwar die Rechtfertigungsgründe (Art. 5 
Abs. 2 KG) zum selbständigen Informationsaustausch ge-
prüft (angefochtene Verfügung Rz. 794-817), nicht aber 
die Rechtfertigungsgründe zu den AGB-Empfehlungen, 
wie sie auch die Erheblichkeit nach Art. 5 Abs. 1 KG in 
Bezug auf die AGB-Empfehlungen nicht geprüft hat. 

Die Beschwerdeführerin bezieht sich auch in ihren Einga-
ben nur auf die Rechtfertigungsgründe zum allgemeinen 
Informationsaustausch (vgl. Beschwerde Rz. 136 ff.), 
nicht aber auf solche zu den AGB-Empfehlungen.   

9.7.2 Grundlagen 
9.7.2.1 Im Kartellverwaltungsverfahren gilt auch bei den 
Rechtfertigungsgründen gemäss Art. 5 Abs. 2 KG der Un-
tersuchungsgrundsatz. Die Rechtsanwendungsbehörde 
hat den massgebenden Sachverhalt - auch hinsichtlich 
der Elemente, welche eine Rechtfertigung ermöglichen - 
von Amtes wegen abzuklären (Art. 39 KG i.V.m. Art. 12 
VwVG; BGE 144 II 246 E. 13.4.2 "Altimum"; BGer 
2A.430/2006 E.10.2 "Buchpreisbindung II"; Urteil des 
BVGer B-846/2015 "Pfizer [Viagra]" E. 10.1 mit weiteren 
Hinweisen; vgl. auch RICHLI, in: SIWR V/2, S. 460; BSK 
KG-KRAUSKOPF/SCHALLER, Art. 5 KG N 632; BSK KG-ZIR-
LICK/TAGMANN, Art. 30 N 88a; ESTERMANN, AJP 2018, 
S. 530; ESTERMANN, Unverbindliche Preisempfehlung, 
Diss., S. 437; ZIRLICK/BANGERTER, DIKE-KG, Art. 5 KG 
N 269; KÜNZLER, Effizienz oder Wettbewerbsfreiheit, 
S. 361 f.; vgl. zum Ganzen E. 6.6.2.3 hiervor). Die Be-
hörde hat demnach auch entlastende Elemente von Am-
tes wegen zu prüfen (ZIRLICK/BANGERTER, DIKE-KG, 
Art. 5 KG N 269). 

9.7.2.2 Dieser Pflicht der Wettbewerbsbehörden zur Ab-
klärung des Sachverhaltes steht eine Mitwirkungspflicht 
der Parteien gegenüber (Art. 13 VwVG; BGE 144 II 246 
E. 13.4.2 "Altimum"; vgl. BGE 129 II 18 E. 7.1 "Buchpreis-
bindung I"; Urteil des BGer "Buchpreisbindung II" 
2A.430/2006 E. 10.2; Urteil des BVGer 3938/2013 
E. 17.4.1 "Dargaud [Suisse] SA"; GIGER, dRSK, Rechtfer-
tigung, Rz. 11). Diese erklärt sich auch durch die 

Beweisnähe in Bezug auf die von den Unternehmen ver-
folgen Effizienzziele (ZIRLICK/BANGERTER, DIKE-KG, 
Art. 5 KG N 269). Beweislosigkeit wirkt sich zum Nachteil 
der Beschwerdeführer aus (Urteil des BGer 2A.430/2006 
E. 10.3 "Buchpreisbindung II"; RICHLI, in: SIWR V/2, 
S. 454; VwVG Praxiskommentar-KRAUSKOPF/EMMENEG-
GER/BABEY, Art. 13 VwVG N 6, 10; vgl. dazu E. 6.6.2.3 
hiervor; KÜNZLER, Effizienz oder Wettbewerbsfreiheit; 
S. 362). Sind die Effizienzgründe gemäss Art. 5 Abs. 2 KG 
weder durch die Wettbewerbsbehörde noch durch die 
Parteien erstellt, bleibt es dabei, dass eine unzulässige 
Wettbewerbsabrede gemäss Art. 5 Abs. 1 KG vorliegt (Ur-
teil des BGer 2A.430/2006 E. 10.3 "Buchpreisbindung II"; 
KÜNZLER, Effizienz oder Wettbewerbsfreiheit; S. 361 f.). 
So wurden im Bundesgerichtsentscheid "Altimum" die 
Rechtfertigungsgründe verneint, da die Beschwerdegeg-
nerin trotz mehrfacher Nachfrage nicht erläutern konnte, 
wie ein Zusammenhang zwischen Mindestpreisvorgabe 
und der Qualitätsverbesserung der Produkte bestehen 
könne (BGE 144 II 246 E. 13.4.2 "Altimum"; GIGER, dRSK, 
Rechtfertigung, Rz. 11). 

9.7.2.3 Verfügungen im Sinne von Art. 5 VwVG sind ge-
mäss Art. 29 Abs. 2 BV bzw. Art. 35 Abs. 1 VwVG zu be-
gründen (E. 3.2.3 und E. 9.1 hiervor; KNEUBÜHLER/PED-
RETTI, in: VwVG-Kommentar, Art. 35 VwVG N 5). Es müs-
sen zumindest kurz die Überlegungen genannt werden, 
von denen sich die Behörde hat leiten lassen und auf die 
sich ihr Entscheid stützt (BGE 136 I 229 E. 5.2; BGE 134 
I 83 E. 4.1). 

9.7.3 Würdigung 
9.7.3.1 Im vorliegenden Fall ist unbestritten, dass die an-
gefochtene Verfügung in Bezug auf die AGB-Empfehlun-
gen keinerlei Begründung zu den Rechtfertigungsgrün-
den enthält. Auch wenn die Vorinstanz der Meinung ge-
wesen wäre, dass mangels entsprechender Ausführun-
gen der Parteien nicht auf die Rechtfertigungsgründe ein-
zugehen sei, hätte zumindest diese Feststellung begrün-
dungsweise Eingang in die angefochtene Verfügung fin-
den müssen. Richtig ist aber auch, dass die Beschwerde-
führerin in ihrer Stellungnahme zum Verfügungsantrag II 
vom 12. Juli 2011 (act. 715) in Bezug auf die AGB keine 
Rechtfertigungsgründe geltend gemacht hat. Auch die 
Beschwerdeschrift enthält - im Unterschied zur Argumen-
tation betreffend den Informationsaustausch (Be-
schwerde Rz. 136 ff.) - keine Ausführungen betreffend die 
Rechtfertigung der AGB-Empfehlungen. Auch im Verlauf 
des Schriftenwechsels ist die Begründung diesbezüglich 
nicht ergänzt worden. Dies gilt auch für die Phase nach 
Ergehen des bundesgerichtlichen Urteils in Sachen 
"Gaba" (BGE 143 II 297). Die Parteien haben zwar erör-
tert, welche Folgen dieses Urteil in Bezug auf die Prüfung 
von Auswirkungen des Informationsaustauschs haben 
könnte, aber keine Ausführungen zur Rechtfertigung der 
AGB-Empfehlungen gemacht. Namentlich die Beschwer-
deführerin hätte sich diesbezüglich äussern können, ohne 
dass sie hierzu unter dem Aspekt des rechtlichen Gehörs 
eigens angehalten werden musste (vgl. mutatis mutandis 
BGE 147 II 72 E. 7.1 "Pfizer). Vor diesem Hintergrund ist 
das Bundesverwaltungsgericht grundsätzlich nicht ver-
pflichtet, die Rechtfertigungsgründe zu prüfen. 

9.7.3.2 Dem Bundesverwaltungsgericht kommen indes-
sen volle Kognitionsbefugnisse in Rechts- und Tat-
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sachenfragen zu (vgl. BGE 139 I 72 E. 4.5 f.; Urteil des 
BGer 2C_113/2017 E. 3.1 "Hallenstadion-Ticketcorner"; 
Urteil des BGer 2C_1016/2014 vom 9. Oktober 2017 
E. 2.2 "Siegenia-Aubi"). Daher hat es die für das Verfah-
ren fehlenden rechtserheblichen Tatsachen grundsätzlich 
selbst zu ermitteln (Urteil des BGer 2C_1016/2014 E. 2.2 
"Siegenia-Aubi"). Mit Blick auf die Verfahrensdauer 
scheint auch eine diesbezügliche Rückweisung nicht 
sachgerecht (vgl. mutatis mutandis BGE 147 II 72 E. 7.1 
"Pfizer II"). Da die sachverhaltlichen Feststellungen der 
Vorinstanz zu den AGB (angefochtene Verfügung 
Rz. 226-238, Anhang II) vollständig sind (vgl. Erwägung 
9.1), rechtfertigt es sich, im Folgenden einige Ausführun-
gen zu möglichen Rechtfertigungsgründen betreffend 
AGB-Empfehlungen zu machen. In diesem Zusammen-
hang ist vorab aufzuzeigen, welche Anforderungen an die 
Prüfung der Rechtsfertigungsgründe betreffend die AGB-
Empfehlungen zu stellen sind. 

9.7.3.3 Die in Art. 5 Abs. 2 Bst. a KG genannten Recht-
fertigungsgründe sind gemäss bundesgerichtlicher 
Rechtsprechung abschliessend (BGE 129 II 18 E. 10.3 
"Buchpreisbindung I"; Urteil des BGer 2A.430/2006 
E.13.2 "Buchpreisbindung II"), aber bewusst offen formu-
liert, damit möglichst alle objektiven Effizienzgründe be-
rücksichtigt werden können (BGE 144 II 246 E. 13.2 "Alti-
mum"). Ziel der Effizienzprüfung bildet, die "positiven" Ab-
reden von solchen zu unterscheiden, die hauptsächlich 
der Erzielung einer Kartellrente dienen (BGE 147 II 72 
E. 7.2 "Pfizer II"; Urteil des BGer 2C_147/2018 E. 7.2 
"Bayer [Schweiz] AG"). Es ist zu beachten, dass Art. 6 
Abs. 1 KG die Möglichkeit bietet, die Rechtfertigungs-
gründe gemäss Art. 5 Abs. 2 KG durch Verordnungen 
oder allgemeine Bekanntmachungen zu konkretisieren 
(ZÄCH, Rz. 503; ZIRLICK/BANGERTER, DIKE KG, Art. 5 KG 
N 285; GRABER CARDINAUX/MASCHEMER, DIKE-KG, Art. 6 
KG N 2). Damit die Rechtfertigungsgründe gemäss Art. 5 
Abs. 2 KG greifen, müssen drei Voraussetzungen kumu-
lativ gegeben sein: Erstens muss einer der in Art. 5 Abs. 2 
Bst. a KG genannten Rechtfertigungsgründe bzw. eine 
der in Art. 6 KG genannten Konkretisierungen vorliegen. 
Zweitens muss die Abrede notwendig sein und drittens 
darf sie keine Möglichkeit bieten, den wirksamen Wettbe-
werb zu beseitigen (BGE 143 II 297 E 7.1 "Gaba"; BGE 
144 II 246 E. 13 "Altimum"; vgl. E. 6.6.1.2.3 hiervor). 

9.7.3.4 Des Weiteren kann auf die Ausführungen in Erwä-
gung 6.6 verwiesen werden, wo bereits die Voraussetzun-
gen zu den Rechtfertigungsgründen in Bezug auf den In-
formationsaustausch aufgezeigt wurden. Ergänzend ist 
darauf hinzuweisen, dass die "Üblichkeit" von Verhalten 
für sich alleine kein Rechtfertigungsgrund ist (Urteil des 
BVGer B-3618/2013 E. 409 "Hallenstadion-Ticketcorner", 
bestätigt mit Urteil des BGer 2C_113/2017 E. 7.4 "Hallen-
stadion-Ticketcorner"). 

9.7.4 Prüfung der Rechtfertigungsgründe zu den 
AGB-Empfehlungen 

Die AGB-Empfehlungen von ASCOPA umfassten Bestim-
mungen über die Minimalbestellungen, Lieferkosten, 
Rücksendungen und Zahlungsbedingungen (vgl. ange-
fochtene Verfügung Rz. 228 a-d). Im Folgenden wird je-
der Rechtfertigungsgrund in Bezug auf sämtliche Bestim-
mungen geprüft. 

9.7.4.1 Verbesserung von Produkten oder Produktions-
verfahren (vgl. E. 6.6.3.1.4 hiervor) 

Es ist offensichtlich, dass die vier empfohlenen AGB-
Klauseln keine Inhalte haben, welche auf die Verbesse-
rung der von den ASCOPA-Mitgliedern gehandelten Pro-
dukte hinzielen. Solche Klauseln müssten beispielsweise 
Inhalte haben, wie genau mit Kosmetikmitteln umzugehen 
ist, dass sie eine Qualitätsförderung erfahren. Insbeson-
dere wären in diesem Kontext Angaben zur Lagerung 
(z.B. eine passende Raumtemperatur für eine spezielle 
Produktegruppe) denkbar. Ausserdem entstehen durch 
die Empfehlungen keinerlei Anreize in Bezug auf das Her-
stellungsverfahren. Demnach greift der Rechtfertigungs-
grund zur Verbesserung von Produkten oder Produktions-
verfahren nicht. 

9.7.4.2 Rationellere Nutzung von Ressourcen (vgl. 
E. 6.6.3.2.3 hiervor) 

Es ist offensichtlich, dass die Zahlungsbedingungen (30 
Tage netto) keinen Bezug zum Rechtfertigungsgrund zur 
rationelleren Nutzung der Ressourcen aufweisen. Das-
selbe ist in Bezug auf die AGB-Empfehlung zu den Liefer-
bedingungen zu sagen. Denn es ist nicht ersichtlich, wie 
sich Mindestlieferungswerte für die Lieferung franko und 
Paketpreise im Positiven auf eine rationellere Nutzung 
von Ressourcen unternehmerischer sowie ökologischer 
Natur mit Blick auf die Gesamtwirtschaft auswirken kön-
nen. Ebenfalls gilt das Gesagte für die Vorgaben zu den 
Mindestbestellkosten. Soweit Transaktionsaufwand redu-
ziert wird, handelt es sich diesbezüglich in erster Linie um 
eine betriebswirtschaftliche Komponente. Und die Not-
wendigkeit einer entsprechenden Klausel wäre selbst bei 
einem volkswirtschaftlichen Gehalt der Frage nach dem 
Transaktionsaufwand zu verneinen.  

Was die AGB-Klausel zu den Rücksendebedingungen 
betrifft, so ist auf Rz. 96 der Horizontalleitlinien zu verwei-
sen. Die Möglichkeit, unnötige Lagerbestände abzu-
bauen, ist gemäss Rz. 96 der Horizontalleitlinien als Effi-
zienzgrund zu gewichten. Betrachtet man jedoch die 
AGB-Klausel zu den Rücksendebedingungen, so ist er-
sichtlich, dass diese Klausel (vgl. angefochtene Verfü-
gung Rz. 228c) eine flexible Rücksendung erschwert und 
nicht unterstützend wirkt, um unnötige Lagerbestände ab-
zubauen. Denn nach dieser ASCOPA-AGB-Klausel dür-
fen Rücksendungen kostenfrei nur in einem Monat erfol-
gen, wenn dies vorher schriftlich vereinbart wurde. Nach 
einem Jahr sollten keine Waren mehr zurückgenommen 
werden. 

Demnach greift der Rechtfertigungsgrund zur rationelle-
ren Nutzung von Ressourcen nicht. 

9.7.4.3 Förderung der Forschung und Verbreitung von 
technischem oder beruflichem Wissen (vgl. E. 6.6.3.4.3 
hiervor) 

Vorliegend ist nicht ersichtlich, wie die AGB-Empfehlun-
gen über die Minimalbestellungen, Lieferkosten, Rück-
sendungen und Zahlungsbedingungen eine Förderung 
der Forschung und Verbreitung von technischem oder be-
ruflichem Wissen anstreben, da diese AGB-Klauseln 
keine Inhalte haben, welche sich auf kostspielige Entwick-
lungen, Forschungskooperationen auf die Förderung von 
beruflichem und technischem Wissen bzw. Know-how-, 
Franchising- oder Lizenzverträge beziehen. Demnach 
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greift der Rechtfertigungsgrund zur Förderung der For-
schung und Verbreitung von technischem oder berufli-
chem Wissen nicht. 

9.7.4.4 Senkung der Herstellungs- oder Vertriebskosten 
(vgl. E. 6.6.3.3.3 hiervor) 

Alle vier AGB-Empfehlungen (Minimalbestellungen, Lie-
ferkosten, Rücksendungen und Zahlungsbedingungen, 
vgl. angefochtene Verfügung Rz. 228 a-d) beziehen sich 
nicht auf den Herstellungsprozess der von ASCOPA ge-
handelten Produkte, weshalb sich weitere Ausführungen 
in Bezug auf die Herstellungskosten erübrigen. Vorlie-
gend sind daher die AGB-Klauseln nur in Bezug auf die 
Vertriebskosten zu prüfen. 

Die AGB-Klausel zu den Zahlungsbedingungen wirkt sich 
nicht auf die Vertriebskosten aus, da es um die Zahlung 
der Produkte und nicht um deren Vertrieb geht. Nament-
lich ergeben sich dadurch keine Änderungen in Bezug auf 
das Vertriebsnetz bzw. die Vertriebsstrukturen. Soweit 
sich die Empfehlungen betreffend Minimalbestellungen 
und Lieferkosten positiv auf den Transaktionsaufwand 
auswirken handelt es sich diesbezüglich in erster Linie um 
eine betriebswirtschaftliche Komponente. Und die Not-
wendigkeit einer entsprechenden Klausel wäre selbst bei 
einem volkswirtschaftlichen Gehalt der Frage nach dem 
Transaktionsaufwand zu verneinen. 

Mit Blick auf die AGB-Klausel zu den Rücksendebedin-
gungen (vgl. dazu auch E. 9.7.4.2 hiervor) ist zu sagen, 
dass es hierbei nicht um die Senkung von Vertriebskosten 
geht, wenn den Händlern die Rückgabe der Ware er-
schwert wird. Auch hier wird kein Anreiz im Sinne eines 
effizienten Vertriebsnetzes geschaffen. Und auch hier gilt, 
dass selbst bei einem volkswirtschaftlichen Gehalt der 
Frage nach präziser kalkulierten Bestellmengen die Not-
wendigkeit zu verneinen wäre. 

Daher greift der Rechtfertigungsgrund zur Senkung der 
Herstellungs- oder Vertriebskosten nicht. 

9.7.4.5 Kalkulationshilfen-Bekanntmachung 

9.7.4.5.1 Art. 6 Abs. 1 KG bietet die Möglichkeit, die 
Rechtfertigungsgründe gemäss Art. 5 Abs. 2  KG durch 
Verordnungen oder allgemeine Bekanntmachungen zu 
konkretisieren (ZÄCH, Rz. 503; ZIRLICK/BANGERTER, 
DIKE-KG, Art. 5 KG N 285; GRABER CARDINAUX/MASCHE-
MER, DIKE-KG, Art. 6 KG N 2). Häufig sind Kalkulations-
hilfen zugleich Verbandsempfehlungen (BSK KG-
NEFF/STEINER, Kalkulationshilfen-BM N 17). 

Die Bekanntmachung über den Gebrauch von Kalkulati-
onshilfen (Kalkulationshilfen-BM) hat branchenübergrei-
fenden Charakter und kommt in sämtlichen Wirtschafts-
sektoren zur Anwendung (GRABER CARDINAUX/MASCHE-
MER, DIKE-KG, Art. 6 KG N 119). Art. 2 Kalkulationshilfen-
Bekanntmachung definiert Kalkulationshilfen als standar-
disierte, in allgemeiner Form abgefasste Hinweise und 
rechnerische Grundlagen, welche den Anwendern erlau-
ben, die Kosten von Produkten oder der Erbringung von 
Dienstleistungen im Hinblick auf die Preisbestimmung zu 
berechnen oder zu schätzen. Leistungsbeschriebe oder 
Katalogisierungen von Leistungen mit Tarifen oder Prei-
sen stellen in der Regel keine Kalkulationshilfen gemäss 
der Kalkulationshilfen-Bekanntmachung dar, sondern 
werden dahingehend überprüft, ob es sich um 

Preisabreden handelt (GRABER CARDINAUX/MASCHEMER, 
DIKE-KG, Art. 6 KG N 123). 

Nach Art. 3 Bst. c Kalkulationshilfen-Bekanntmachung 
lassen sich Abreden zwischen Unternehmen gleicher 
Marktstufe über den Gebrauch von Kalkulationshilfen so-
wie entsprechende Vermittlungstätigkeiten von Bran-
chenverbänden oder Dritten aus Gründen der wirtschaft-
lichen Effizienz in der Regel dann rechtfertigen, wenn sie 
den Beteiligten die Freiheit zur Bestimmung von Leis-
tungs- oder Lieferkonditionen und Abnehmerpreisen so-
wie zur Gewährung von Rabatten und anderen Preisab-
schlägen belassen. Es ist ersichtlich, dass die Effizienz-
gründe von Abreden über den Gebrauch von Kalkulati-
onshilfen zur Hauptsache auf dem Austausch von Wissen 
und methodischen Fähigkeiten beruhen. In diesem Sinne 
sind Kalkulationshilfen unbedenklich, die rein technische 
Rechenhilfen darstellen und bspw. auf Verbandsebene si-
cherstellen sollen, dass die Verbandsmitglieder ihre Kal-
kulation betriebswirtschaftlich korrekt durchführen (GRA-
BER CARDINAUX/MASCHEMER, DIKE-KG, Art. 6 KG N 125 
f.). Allerdings dürfen die Beteiligten keinem Verbandsdik-
tat unterworfen werden (Kalkulationshilfen-Bekanntma-
chungs-Kommentar, RPW 1998/2 S. 351 ff., S. 360 zu 
Art. 3 lit. c Kalkulationshilfen-BM). 

9.7.4.5.2 Vorliegend ist zunächst festzustellen, dass reine 
Handelskonditionen für Kalkulationsempfehlungen inso-
fern nicht klassisch sind, als sie kein spezifisches Know-
how in Bezug auf die Offertkalkulation branchenweit zu-
gänglich machen (vgl. GRABER CARDINAUX/MASCHEMER, 
DIKE-KG, Art. 6 KG N 125 f.). Die vorliegenden AGB-
Klauseln haben nicht zum Ziel, dass die ASCOPA-Mitglie-
der ihre Kalkulation in Bezug auf Lieferkosten, Minimalbe-
stellungen, Rücksendungen und Zahlungsbedingungen 
betriebswirtschaftlich korrekt durchführen. Entscheidend 
ist aber, dass selbst unter der Annahme, dass von einer 
Kalkulationshilfe auszugehen wäre, im vorliegenden Fall 
die AGB-Empfehlungen mit einem unselbständigen Infor-
mationsaustausch verbunden werden (Anheften der eige-
nen AGB an den ausgetauschten Bruttopreislisten). Be-
kanntlich wurden die von den ASCOPA-Mitgliedern ver-
wendeten AGB jeweils den ausgetauschten Bruttoreislis-
ten beigelegt und im Jahr 2003 gab es eine Vergleichs-
liste der verwendeten AGB (vgl. E. 7.1.4.5 hiervor). In Ver-
bindung mit der Möglichkeit, auch ASCOPA-Komitee-Be-
schlüsse zu erwirken betreffend die Verteidigung von 
Konditionen gegenüber Händlern wird der Rahmen der 
Rechtfertigungsmöglichkeit gestützt auf die Kalkulations-
hilfen-Bekanntmachung auf jeden Fall gesprengt. 

9.7.4.5.3 Nach dem Gesagten ergibt sich, dass die vier 
AGB-Klauseln von ASCOPA (Minimalbestellungen, Lie-
ferkosten, Rücksendungen und Zahlungsbedingungen, 
angefochtene Verfügung Rz. 228 a-d) auch nicht gestützt 
auf die Kalkulationshilfen-Bekanntmachung nach Art. 5 
Abs. 2 KG i.V.m. Art. 6 Abs. 1 Bst. b KG zu rechtfertigen 
sind. 

9.7.4.6 Fazit zu den Rechtfertigungsgründen betreffend 
die AGB-Empfehlungen 

9.7.4.6.1 Zusammenfassend ist festzustellen, dass die 
vier AGB-Empfehlungen von ASCOPA (Minimalbestel-
lungen, Lieferkosten, Rücksendungen und Zahlungsbe-
dingungen, angefochtene Verfügung Rz. 228 a-d) nicht 
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aus Gründen der wirtschaftlichen Effizienz nach Art. 5 
Abs.2 i.V.m. Art. 6 Abs. 1 Bst. b KG zu rechtfertigen sind.  

10. Gesamtfazit zur kartellrechtlichen Beurteilung 
Die materielle Beurteilung hat zunächst ergeben, dass 
der Informationsaustausch betreffend Bruttopreise, Um-
satzdaten und Werbeausgaben als Vereinbarung und da-
mit als Wettbewerbsabrede im Sinne von Art. 4 Abs. 1 KG 
zu beurteilen ist (E. 4.4). Dabei handelt es sich um einen 
selbständigen Informationsaustausch (E. 6.2). In einem 
nächsten Schritt ist festgestellt worden, dass das Bezwe-
cken einer Wettbewerbsbeschränkung zu bejahen ist 
(E. 4.6). Dasselbe gilt für die AGB-Empfehlungen (E. 7.3). 
Während solche nicht selten in die Nähe einer abge-
stimmten Verhaltensweise rücken, ist vorliegend von ei-
ner Vereinbarung auszugehen, was dazu führt, dass auf 
der Ebene von Art. 4 Abs. 1 KG die Frage, ob und in wel-
chem Umfang die Abrede befolgt worden ist, keine Rolle 
spielt (E. 7.1.4). 

Zur Erheblichkeit ist zunächst festgehalten worden, dass 
in Bezug auf bezweckte Abreden und weiche Kartelle die 
Erheblichkeitsprüfung keine Prüfung von Auswirkungen 
umfasst (E. 6.3.3). Betreffend die qualitativen Elemente 
der Erheblichkeit führt der der Marktabgrenzung (E. 5) zu-
grunde liegende Grundgedanke, wonach der Luxuskos-
metikmarkt in Bezug auf dessen Merkmale anders zu be-
urteilen ist als der Kosmetikmassenmarkt, im Rahmen der 
materiellen Prüfung abweichend von der Beurteilung der 
Vorinstanz zum Schluss, dass dem Preis im Luxuskosme-
tikmarkt nicht die von der Vorinstanz zugeschriebene Be-
deutung zukommt (E. 6.4.2.4). Aus den Aussagen der 
Händler ergibt sich, dass in ihrer Praxis die Bruttopreise 
in Bezug auf den vorliegend zu beurteilenden Markt in ei-
ner Weise relevant sind, die aus qualitativer Sicht für eine 
Bejahung der Erheblichkeit des selbständigen Informati-
onsaustauschs spricht (E. 6.4.2.4 insb. 6.4.2.4.22 ff.). 
Dies gilt jedenfalls für die Kombination von Informations-
austausch in Bezug auf Bruttopreislisten und Umsatzda-
ten (E. 6.4.2.5 und 6.4.2.5.10) und noch ausgeprägter un-
ter Einbezug der Werbeausgaben (E. 6.4.2.6 und 6.4.3). 
Auch in Bezug auf die AGB-Empfehlungen hat das Ge-
richt festgestellt, dass diese jedenfalls in Kombination al-
ler empfohlenen AGB-Klauseln, dem damit verbundenen 
unselbständigen Informationsaustausch (Anheften der ei-
genen AGB an den ausgetauschten Bruttopreislisten) so-
wie der Möglichkeit, Händleranfragen in Bezug auf die 
Konditionen im ASCOPA-Vorstand zu diskutieren, aus 
qualitativer Sicht die Erheblichkeit indizieren (E. 9.3). 
Dasselbe gilt auch für die quantitativen Elemente der Er-
heblichkeit sowohl betreffend den selbständigen Informa-
tionsaustausch (Bruttopreise, Umsätze und Werbekos-
ten, vgl. E. 6.5) als auch die AGB-Empfehlungen (E. 9.5). 
Der Befolgungsgrad führt in Bezug auf die AGB-Empfeh-
lungen ebenfalls nicht zur Qualifikation als Bagatelle im 
Rahmen der Prüfung nach Art. 5 Abs. 1 KG (E. 9.3.3.4). 
Schliesslich liegen weder in Bezug auf den Informations-
austausch noch in Bezug auf die AGB-Empfehlungen 
Rechtfertigungsgründe vor (E. 6.6 und E. 9.7). Insgesamt 
liegt ein Paket von Wettbewerbsbeschränkungen im 
Sinne eines verpönten Marktberuhigungssystems vor, 
wobei sowohl der Informationsaustausch (vgl. dazu 
E. 6.5.8 hiervor) als auch die AGB-Empfehlungen unab-
hängig voneinander als erheblich zu beurteilen sind. 

Damit ist die vorinstanzliche Verfügung in Bezug auf die 
materiellen Rügen im Ergebnis zu bestätigen. 

11. Verfahrenskosten im vorinstanzlichen Verfahren 
11.1 Verfahrenskostenberechnung in der angefochte-
nen Verfügung 
Die Vorinstanz stützte sich in der angefochtenen Verfü-
gung auf die Verordnung über die Gebühren zum Kartell-
gesetz vom 25. Februar 1998 [Gebührenverordnung KG, 
GebV-KG, SR 251.2] und setzte die Gebühr auf insge-
samt Fr. 588'414.- fest (vgl. angefochtene Verfügung 
Rz. 819 ff., 831). Das Verfahren wurde gegenüber dem 
Verband ASCOPA (wegen fehlender Qualifikation als Un-
ternehmen im Sinne von Art. 2 KG (vgl. E. 2.2 hiervor) und 
mangels Qualität als Abredepartner (angefochtene Verfü-
gung Rz. 828 mit Hinweis auf Rz. 387; E. 4.4.3.8.2 hier-
vor) eingestellt. Ausserdem wurde das Verfahren gegen-
über einigen Verfügungsadressaten eingestellt. Vor die-
sem Hintergrund wurden insgesamt Fr. 4000.- zu Lasten 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft ausgeschieden, 
was einen Endbetrag von Fr. 584'414.- ergab. Dieser 
Endbetrag wurde dann auf die verbleibenden Verfü-
gungsadressaten - so auch auf die Beschwerdeführerin - 
im Umfang von je Fr. 21'645.- unter solidarischer Haftung 
aufgeteilt (vgl. Art. 3 Abs. 2 Bst. b und c e contrario GebV-
KG, Art. 1a GebV-KG i.V.m. Art. 2 Abs. 2 allgemeine Ge-
bührenverordnung vom 8. September 2004, [AllgGebV, 
SR 172.041.0], angefochtene Verfügung Rz. 819, 824, 
826-828, 830, Dispositiv Ziff. 3-5). 

Der Zeitaufwand für die vorinstanzliche Untersuchung 
umfasste nach Angaben der Vorinstanz insgesamt 
3126.6 Stunden. Nach Art. 4 Abs. 2 GebV-KG gilt ein 
Stundenansatz von Fr. 100.- bis 400.-, welcher sich na-
mentlich nach der Dringlichkeit des Geschäfts und der 
Funktionsstufe des ausführenden Personals richtet. Ge-
stützt auf die Funktionsstufe der mit dem Fall betrauten 
Mitarbeiter brachte die Vorinstanz für 271 Stunden einen 
Ansatz von Fr. 120.- (Praktikanten alter Tarif), für 236.45 
Stunden einen Ansatz von Fr. 130.- (Praktikanten neuer 
Tarif), für 2599.15 Stunden einen Ansatz von Fr. 200.- 
(wissenschaftliche Mitarbeiter), für 16.50 Stunden einen 
Ansatz von Fr. 250.- sowie für 5.50 Stunden einen Ansatz 
von Fr. 290.- zur Anwendung, was eine Gesamtgebühr 
von Fr. 588'414.- ergab (angefochtene Verfügung Rz. 830 
f.).    

11.2 Vorbringen der Beschwerdeführerin (Be-
schwerde) 
Die Beschwerdeführerin ist mit der Auferlegung dieser 
Verfahrenskosten von Fr. 21'645.- unter solidarischer 
Haftung nicht einverstanden. Einerseits beantragt sie, 
dass die angefochtene Verfügung, soweit sie von dieser 
betroffen ist, unter Kosten- und Entschädigungsfolgen zu 
Lasten der Vorinstanz aufgehoben werden soll, da gar 
keine unzulässige Wettbewerbsbeschränkung vorliege 
(Beschwerde Verfahrensanträge 1, 3; Verfahrensanträge 
Replik, Verfahrensanträge Stellungnahme zur Duplik, 
Stellungnahme der Beschwerdeführerin vom 24. August 
2018; S. 2). Eventualiter sei die angefochtene Verfügung 
zumindest in Bezug auf die von der Beschwerdeführerin 
zu tragenden Verfahrenskosten (Ziff. 5 des Dispositivs) 
insoweit aufzuheben, soweit diese auf unnötigerweise 
verursachten Aufwand der Vorinstanz zurückzuführen 
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seien (Beschwerde Verfahrensantrag 2, Beschwerde 
Rz. 20 Lemma 2, 175 ff.; Verfahrensanträge Replik, Rep-
lik Rz. 103 ff.; Verfahrensanträge Stellungnahme zur Dup-
lik). 

Nach Ansicht der Beschwerdeführerin habe die Vo-
rinstanz "unnötigerweise Verfahrensaufwand verursacht", 
da der Verfügungsantrag I noch von einer harten Kartell-
abrede gemäss Art. 5 Abs. 3 Bst. a und b KG ausgegan-
gen sei und - im Gegensatz zur angefochtenen Verfügung 
- die Sanktionierung der betroffenen Unternehmen vorge-
sehen habe. Gegen diese offensichtliche rechtliche Fehl-
beurteilung hätten sich die ASCOPA-Mitglieder unter 
grossen Kosten wehren müssen. So hätten die ASCOPA-
Mitglieder im Ergebnis die Arbeit des Sekretariates ge-
macht (Beschwerde Rz. 20; 168, 178). Für den Antrags-
entwurf II habe das Sekretariat keine neuen Beweise bei-
gezogen, welche es zur Schlussfolgerung geleitet hätten, 
dass Art. 5 Abs. 3 KG nicht (mehr) auf den Sachverhalt 
anwendbar wäre. Daher habe der Verfügungsantrag I 
bloss auf Spekulationen beruht und die hierfür aufgewen-
dete Zeit sei nutzlos. Die damit verursachten Kosten dürf-
ten daher nicht den ASCOPA-Mitgliedern auferlegt wer-
den (Beschwerde Rz. 178). 

Auch wäre es nach Ansicht der Beschwerdeführerin nie-
mals zu einer Eröffnung der Untersuchung gekommen, 
wenn die informelle Besprechung, welche von einem lei-
tenden Mitarbeiter des Sekretariates der Vorinstanz vor 
Eröffnung der Untersuchung am 9. September 2008 
durchgeführt wurde, korrekt protokolliert worden wäre. 
Vielmehr hätte eine einvernehmliche Regelung getroffen 
werden können (Beschwerde Rz. 20, 177). 

Die Kosten der vorinstanzlichen Untersuchung von 
Fr. 588'414.- würden auf 3126.6 Stunden Arbeitszeit, d.h. 
rund zwei Mannjahre, umfassen, wobei ein wesentlicher 
Teil nach Ansicht der Beschwerdeführerin dieser Arbeit 
unnötigerweise verursacht worden sei. Deshalb dürfen 
diese Kosten den ASCOPA-Mitgliedern nicht auferlegt 
werden (Beschwerde Rz. 176). Zudem liege der Be-
schwerdeführerin kein Dokument vor, welches erlaube, 
die genaue Einschätzung der Kosten nachzuvollziehen. 
Das rechtliche Gehör verlange, dass detaillierte Angaben 
zu den vorinstanzlichen Verfahrenskosten zumindest im 
Rahmen des Beschwerdeverfahrens offen gelegt werden. 
Bis zum Vorliegen dieser detaillierten Informationen gehe 
die Beschwerdeführerin davon aus, dass sich angesichts 
der konkreten Verfahrensführung eine Reduktion der Ver-
fahrenskosten um mindestens zwei Drittel rechtfertige 
(Beschwerde, Rz. 180). 

11.3 Vorbringen der Vorinstanz in der Vernehmlas-
sung 
Den Rügen der Beschwerdeführerin, dass der Verfü-
gungsantrag I unverhältnismässig hohe Kosten verur-
sacht hätte, entgegnet die Vorinstanz, dass der Verfü-
gungsantrag einen Ausfluss des rechtlichen Gehörs ge-
mäss Art. 30 Abs. 2 KG darstelle. Die gegenüber dem 
Verfügungsantrag I abweichende rechtliche Würdigung 
im Verfügungsantrag II zeige, dass die Vorinstanz die An-
liegen der ASCOPA-Mitglieder ernsthaft prüfe. Zudem 
seien dem zweiten Verfügungsantrag ökonometrische 
Analysen zugrunde gelegen, welche auf Daten beruht 
hätten, welche erst nach dem Verfügungsantrag I einge-
fordert worden seien (Vernehmlassung Rz. 70, 

angefochtene Verfügung Rz. 272). Ferner sei es der Be-
hörde überlassen, mit welchen Instrumenten sie den 
Sachverhalt ermittle. Die vorliegende Methode hätte für 
die ASCOPA-Mitglieder weitaus weniger Kosten als eine 
Hausdurchsuchung verursacht (Vernehmlassung Rz. 71). 

Des Weiteren hätte die Beschwerdeführerin nie eine ein-
vernehmliche Regelung vorgeschlagen. Es sei auch nicht 
ersichtlich, wie die Vorinstanz durch eine einvernehmliche 
Regelung von der Sachverhaltsabklärung von Amtes we-
gen befreit hätte werden können, und wie hierdurch Ver-
fahrenskosten gespart hätten werden können (Vernehm-
lassung Rz. 69). 

Des Weiteren reichte die Vorinstanz als Beilage zu ihrer 
Vernehmlassung eine Aufstellung der Kosten des vo-
rinstanzlichen Verfahrens ein (Vernehmlassung Rz. 73; 
Beilage 5). 

11.4 Vorbringen der Beschwerdeführerin in ihrer Rep-
lik 
Dem entgegnet die Beschwerdeführerin in ihrer Replik, 
dass sich das Sekretariat der Vorinstanz beim Verfü-
gungsantrag I geirrt habe, als es auf eine harte Kartellab-
rede gemäss Art. 5 Abs. 3 KG geschlossen habe; denn 
der Informationsaustausch sei gar nicht auf zukünftige 
Preise gerichtet gewesen, da die ASCOPA-Mitglieder ihre 
Preise frei hätten festsetzen können. Daher seien der Be-
schwerdeführerin (im Eventualfall, wenn die angefoch-
tene Verfügung nicht aufgehoben wird) zumindest die Ar-
beiten des Sekretariates vom 24. August 2009 bis zum 
27. Mai 2010 (Zeitspanne, in welcher Verfügungsantrag I 
bearbeitet wurde) nicht in Rechnung zu stellen, da es sich 
um vermeidbare Zusatzarbeit handle (Replik Rz. 104 mit 
Fn. 69).   

11.5 Vorbringen der Vorinstanz (Duplik) 
Die Vorinstanz ist hingegen der Meinung, dass sie ihre 
Untersuchungen gestützt auf Art. 23 i.V.m. Art 39 KG und 
Art. 12 VwVG durchgeführt habe und ihre Sachverhalts-
abklärungen auf notwendigen Ermittlungen zur Erheblich-
keit beruhen. Zudem spreche auch das Bundesverwal-
tungsgericht der Vorinstanz betreffend Kostenfragen ei-
nen weiten Ermessensspielraum zu, welchen sie (die Vo-
rinstanz) nicht überschritten habe (Duplik Rz. 88 mit Ver-
weis auf Urteil des BVGer B-2977/2007 E. 9 "Pub-
ligroupe"). Auch wären die Kosten vom 24. August 2009 
bis zum 27. Mai 2010 ohnehin angefallen, da Telefonate, 
rechtliche Abklärungen etc. durchgeführt worden seien. 
Gesamthaft gehe es in dieser Zeitspanne um 541.93 Ar-
beitsstunden, was pro Anzahl Verfahrenskostenbelaste-
ter (das sind 27) rund 20 Arbeitsstunden pro Partei er-
gebe. Der durchschnittliche Stundenansatz der Vo-
rinstanz hätte in dieser Phase Fr. 186.20 betragen. Der 
Verfahrenskostenanteil der Beschwerdeführerin betrüge 
für diese Zeitspanne lediglich Fr. 3'738.30.- (= 20 Std. x 
Fr. 186.20; Duplik Rz. 89 f.). 

11.6 Grundlagen 
Gemäss Art. 53 a Abs. 1 Bst. a KG erheben die Wettbe-
werbsbehörden Gebühren für Verfügungen über die Un-
tersuchung von Wettbewerbsbeschränkungen nach den 
Artikeln 26 bis 31 KG. Art. 53a KG wurde mit der KG-Re-
vision im Jahr 2003 in das Gesetz eingefügt, um eine 
klare gesetzliche Grundlage für Gebühren im Kartell-
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verfahren zu schaffen (DIKE-KG, BRUCH/JAAG, Art. 53a 
KG N 1; BORER, Art. 53a KG, N 2). Gemäss Art. 53a 
Abs. 2 KG bemisst sich die Gebühr nach dem Zeitauf-
wand. Art. 53a Abs. 3 KG enthält ausserdem die Delega-
tionsnorm für die GebV-KG. Gestützt auf die einschlägige 
bundesgerichtliche Rechtsprechung wird das Verursa-
cherprinzip im Rahmen des Auferlegens von Verfahrens-
kosten durch das Unterliegerprinzip relativiert (BGE 128 
II 247 E. 6.2 "BKW"; BRUCH/JAAG, Art. 53a KG N 34). 

Gemäss Art. 12 VwVG stellt die Behörde den Sachverhalt 
von Amtes wegen fest, was auch gemäss Art. 39 KG für 
das Kartellrecht bzw. die Wettbewerbsbehörde gilt. 
Schliesslich hat das Sekretariat der Wettbewerbsbehörde 
in seinem Aufgabenbereich (Art. 23 KG i.V.m. Art. 39 KG 
und Art. 12 VwVG) hinsichtlich des Umfangs der Sachver-
haltsabklärungen auf die Erheblichkeit und Notwendigkeit 
der Ermittlungen abzustellen. Bei diesem Entscheid 
kommt dem Sekretariat ein weiter Ermessensspielraum 
zu. Stellt sich im Laufe des Verfahrens heraus, dass sich, 
wie die Beschwerdeführer behaupten, nicht alle ursprüng-
lichen Vorbehalte gegen die Kartellrechtskonformität be-
stätigen, dann hat dies in erster Linie auf die Höhe der zu 
sprechenden Sanktion und weniger auf den Kostenent-
scheid Einfluss (Urteil des BVGer B-2977/2007 E. 9 "Pub-
ligroupe"). Auch bei Vorliegen einer einvernehmlichen 
Regelung wird die Gebührenpflicht bejaht (BGE128 II 247 
E. 6.1 f.; DIKE-KG, BRUCH/JAAG, Art. 53a KG N 34 f.; BSK 
KG-TAGMANN/ZIRLICK, Art. 53a KG N 8; BORER, Art. 53 a 
KG, N3). 

11.7 Würdigung 
11.7.1 Die Argumentation der Vorinstanz, wonach diese 
dem Untersuchungsgrundsatz (Art. 23 KG i.V.m. Art. 39 
KG und Art. 12 VwVG) verpflichtet ist und ihr bezüglich 
der Kostenfestsetzung ein grosser Ermessenspielraum 
zustehe, ist nicht zu beanstanden. Dies ist auch dann der 
Fall, wenn sich im Laufe des Verfahrens nicht alle Vorbe-
halte bestätigen, was in erster Linie Einfluss auf die Höhe 
einer allfällig zu sprechenden Sanktion und weniger auf 
den Kostenentscheid hat (vgl. Urteil des BVGer B-
2977/2007 E. 9 "Publigroupe"). Durch die Verneinung ei-
nes harten Kartells wurde vorliegend von einer Sanktion 
abgesehen, weshalb auch die Beschwerdeführerin von 
Sanktionskosten befreit wurde. Nach der Rechtsprechung 
hat die Beschwerdeführerin demnach keinen Anspruch 
darauf, dass sich diese Neubeurteilung durch das Sekre-
tariat der Vorinstanz auch auf den vorinstanzlichen Kos-
tenentscheid auswirkt. 

Das Bundesgericht hat erkannt, dass einem betroffenen 
Unternehmen im Rahmen der Einstellung des Verfahrens 
dann keine Kosten auferlegt werden dürfen, wenn sich ein 
wettbewerbsbeschränkendes Verfahren aus besonderen 
Gründen, beispielsweise gestützt auf Art. 3 KG, als zuläs-
sig erweist (BGE 128 II 247 E. 6.2). Diese Rechtslage ist 
mit einer anderen Subsumtion innerhalb von Art. 5 KG 
nicht zu vergleichen. Zudem kann im vorliegenden Fall 
auch keine Rede von einer Verfahrenseinstellung sein. 
Jedenfalls mit Blick auf Stand der Rechtsprechung und 
Verwaltungspraxis zum Zeitpunkt der angefochtenen Ver-
fügung kann der Beschwerdeführerin nicht gefolgt wer-
den, wenn sie den vorinstanzlichen Arbeitsaufwand in der 
Zeitspanne vom 24. August 2009 bis zum 27. Mai 2010 
als überflüssig beurteilt. Damit ist nicht weiter darauf 

einzugehen, dass eine entsprechende Reduktion der 
Kosten ohnehin nur 20 Stunden pro Partei ausmachen 
würde, was nach Ansicht der Vorinstanz gegen eine Er-
messensüberschreitung spricht (vgl. Duplik Rz. 90 f.). 

Auch vermag die Argumentation der Beschwerdeführerin, 
dass es doch leicht ersichtlich gewesen sei, dass der vor-
liegende Informationsaustausch nicht auf zukünftige 
Preise gerichtet gewesen sei, die gemachten Ausführun-
gen nicht zu entkräften. Denn gemäss dem Gesetzestext 
gibt es neben der direkten Preisabsprache auch die indi-
rekte Preisabsprache gemäss Art. 5 Abs. 3 Bst. a KG 
(Botschaft KG 1995, BBl 1995 I 468 ff., S. 567; ZIR-
LICK/BANGERTER, DIKE-KG, Art. 5 KG N 378, 403 ff.; BSK 
KG- KRAUSKOPF/SCHALLER, Art. 5 KG N 409 ff.; TUCH-
SCHMID, AJP 2018 S. 850 f.; vgl. ebenso E. 6.4.2.4.13 
hiervor). Die Ermittlung einer indirekten Preisabsprache 
gestaltet sich viel aufwändiger als die einer direkten Preis-
absprache. Daher kann die Beschwerdeführerin nicht mit 
der Feststellung, dass keine direkte Preisabsprache ge-
mäss Art. 5 Abs. 3 Bst. a KG vorliegt, auf unnötig versur-
achten Verfahrensaufwand schliessen, da dem Sekreta-
riat kein Vorwurf gemacht werden kann aus dem Um-
stand, dass es angesichts des festgestellten Sachverhalts 
auch das Vorliegen einer indirekten Preisabsprache ge-
mäss Art. 5 Abs. 3 Bst. a KG untersucht hat. 

Damit kann offen bleiben, welche Bedeutung der Frage 
zukommt, ob die Vorinstanz für den Verfügungsantrag II 
neue Beweise erhoben hat (vgl. dazu immerhin die ange-
fochtene Verfügung Rz. 272 ff.; Vernehmlassung Rz. 70). 

11.7.2 Schliesslich irrt sich die Beschwerdeführerin, wenn 
sie meint, dass sich die unzureichende Dokumentation 
des Gespräches mit einem leitenden Mitarbeiter der Vo-
rinstanz vor Untersuchungseröffnung auf die Auferlegung 
der Verfahrenskosten auswirke. Es kann diesbezüglich 
auf die verfahrensrechtlichen Ausführungen in Erwägung 
3.2.6 verwiesen werden. Das Gericht hat insoweit er-
kannt, dass die Beschwerdeführerin aus diesem Ge-
spräch bzw. der Art der Protokollierung desselben nichts 
zu ihren Gunsten abzuleiten vermag. Das gilt auch in Be-
zug auf die Verfahrenskosten. Die Frage, ob es ohne die-
ses Gespräch zu einer einvernehmlichen Regelung ge-
kommen wäre, ist spekulativ. Damit erweist sich auch 
diese Rüge der Beschwerdeführerin als unbegründet. Da-
mit ist nicht weiter darauf einzugehen, ob im Rahmen ei-
ner einvernehmlichen Regelung allenfalls weniger Kosten 
angefallen wären. Jedenfalls werden auch im Rahmen ei-
ner einvernehmlichen Regelung Kosten erhoben (vgl. 
DIKE-KG, BRUCH/JAAG, Art. 53a KG N 34 f. und E. 11.6 
hiervor in fine). 

11.8 Fazit 
Zusammenfassend ergibt sich, dass die Beschwerdefüh-
rerin mit ihren Rügen, dass die Vorinstanz, indem sie die 
Verfahrenskosten nicht wegen unnötigem Verfahrensauf-
wand reduziert habe, den ihr zustehenden Ermessens-
spielraum überschritten habe, nicht durchdringt. Damit ist 
die angefochtene Verfügung auch im Kostenpunkt nicht 
zu beanstanden. 

12. Verfahrenskosten und Parteientschädigung vor 
Bundesverwaltungsgericht 
Am 6. November 2017 reichte die Beschwerdeführung 
auf instruktionsrichterliche Aufforderung hin ihre 
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Kostennote (nachfolgend: Kostennote) ein. Gesamthaft 
beantragt die Beschwerdeführerin in ihrer Kostennote 
eine Parteientschädigung in Höhe von Fr. 420'891.30. In 
dieser sind Anwaltshonorare von Fr. 222'211.- (zuzüglich 
8 % Mehrwertsteuer), sechs Rechnungen von RBB-Eco-
nomics in der Höhe von insgesamt Fr. 187'224.30, Über-
setzungskosten in der Höhe von Fr. 6'456.- und die Zu-
rückerstattung des bereits geleisteten Kostenvorschus-
ses von Fr. 5'000.- enthalten. 

Am 4. Dezember 2017 reichte die Vorinstanz ihre Stel-
lungnahme zur Kostennote (nachfolgend: Erste Stellung-
nahme zur Kostennote) ein. Mit Eingabe vom 18. Januar 
2018 reichte die Beschwerdeführerin ihre Standpunkte 
hierzu ein (nachfolgend: Standpunkte der Beschwerde-
führerin zur Kostennote). Dazu nahm die Vorinstanz wie-
derum am 12. Februar 2018 Stellung (Zweite Stellung-
nahme zur Kostennote). Auf die Gelegenheit, eine weitere 
Stellungnahme einzureichen, verzichtete die Beschwer-
deführerin. 

12.1 Verfahrenskosten 
12.1.1 Grundlagen zur Bemessung der Verfahrens-
kosten 

12.1.1.1 Die Beschwerdeinstanz auferlegt die Verfah-
renskosten in der Regel der unterliegenden Partei. Unter-
liegt diese nur teilweise, so werden die Verfahrenskosten 
ermässigt (vgl. Art. 63 Abs. 1 VwVG i.V.m Art. 37 VGG). 
Keine Verfahrenskosten werden Vorinstanzen auferlegt 
(Art. 63 Abs. 2 VwVG). Die im Endentscheid auferlegten 
Kosten müssen betragsmässig nicht dem Kostenvor-
schuss entsprechen (BVGE 2010/14 E. 8.1.5; MO-
SER/BEUSCH/KNEUBÜHLER/KAYSER, Rz. 4.38). 

12.1.1.2 Die Spruchgebühr bemisst sich nach Umfang 
und Schwierigkeit der Streitsache, Art der Prozessfüh-
rung und finanzieller Lage der Parteien (Art. 63 Abs. 4bis 
Bst. b VwVG und Art. 2 Abs. 1 des Reglements vom 
21. Februar 2008 über die Kosten und Entschädigungen 
vor dem Bundesverwaltungsgericht [VGKE, 
SR 173.320.2]). 

12.1.1.3 Betreffend die Festsetzung der Spruchgebühr ist 
zunächst festzustellen, ob es sich um eine Streitigkeit mit 
oder ohne Vermögensinteresse handelt. Ist ein Vermö-
gensinteresse zu bejahen, so bemisst sich der Streitwert 
nach der in Art. 4 VGKE aufgestellten Skala von Fr. 200.- 
bis 50'000.-. In Streitigkeiten ohne Vermögensinteresse 
beträgt die Gerichtsgebühr Fr. 200.- bis 5'000.- (Art. 3 
Bst. b VGKE). 

12.1.2 Streitigkeit mit oder ohne Vermögensinteresse 
12.1.2.1 Als nicht vermögensrechtlich sind Streitigkeiten 
über ideelle Inhalte zu betrachten, über Rechte, die ihrer 
Natur nach nicht in Geld geschätzt werden können. Es 
muss sich um Rechte handeln, die weder zum Vermögen 
einer Person gehören noch mit einem vermögensrechtli-
chen Rechtsverhältnis eng verbunden sind. Dass die ge-
naue Berechnung des Streitwertes nicht möglich oder 
dessen Schätzung schwierig ist, genügt aber nicht, um 
eine Streitsache als nicht vermögensrechtlicher Natur er-
scheinen zu lassen. Ein Vermögensinteresse besteht 
nicht nur, wenn direkt die Leistung einer bestimmten 
Geldsumme umstritten ist, sondern schon dann, wenn der 
Entscheid unmittelbar finanzielle Auswirkungen zeitigt 

oder mittelbar ein Streitwert konkret beziffert werden 
kann; in diesen Fällen werden von den Betroffenen letzt-
lich wirtschaftliche Zwecke verfolgt (BGE 139 II 404 
E. 12.1; BGE 135 II 181 E. 3.1 mit Hinweisen). Eine ver-
mögensrechtliche Streitigkeit liegt somit schon dann vor, 
wenn mit dem Begehren letztlich und überwiegend ein 
wirtschaftlicher Zweck verfolgt wird. Es ist nicht notwen-
dig, dass die Anträge die Bezahlung einer Geldsumme 
zum Gegenstand haben (vgl. BGE 139 II 404 E. 12.1 mit 
Hinweisen). So hat das Bundesgericht im Bereich der in-
ternationalen Amtshilfe in Steuerfragen in Bezug auf die 
Übermittlung von Informationen an ausländische Steuer-
behörden eine vermögensrechtliche Angelegenheit ange-
nommen, da ein Zusammenhang zwischen den zu über-
mittelnden Informationen und der Steuerschuld der be-
troffenen Personen besteht (BGE 139 II 404 E. 12.3). 

12.1.2.2 Kartellrechtliche Rechtsmittelentscheide betref-
fend Sanktionen sind offensichtlich Streitigkeiten mit Ver-
mögensinteresse (vgl. statt vieler B-807/2012 E. 13.2.1 f. 
"Erne"). Vorliegend waren eine kartellrechtliche Rechts-
widrigkeitsfeststellung und Auflagen betreffend das künf-
tige Verhalten unter Androhung indirekter Sanktionen zu 
beurteilen. Damit ist die Fallkonstellationen insofern mit 
dem vom Bundesgericht beurteilten Amtshilfefall ver-
gleichbar, als es mangels direkter Sanktionen nicht um 
die Auszahlung einer Geldsumme geht, in Bezug auf wel-
che der Streitwert leicht festzustellen wäre. Jedoch heisst 
dies nach der dargestellten bundesgerichtlichen Recht-
sprechung nicht, dass auf eine Streitigkeit ohne Vermö-
gensinteresse geschlossen werden kann. Entscheidend 
ist vielmehr der mit dem kartellrechtlich relevanten Ver-
halten verfolgte wirtschaftliche Zweck. Die Beschwerde-
begehren hatten nebst der Beseitigung der Rechtswidrig-
keitsfeststellung namentlich zum Ziel, jede behördliche 
Einschränkung in der wirtschaftlichen Betätigung zu ver-
hindern. Daher ist der vorliegende Fall analog zum die 
Amtshilfe in Steuersachen betreffenden Bundesgerichts-
entscheid (BGE 139 II 404 E. 12.1) als eine Streitigkeit mit 
Vermögensinteresse zu beurteilen. Die Gerichtsgebühr 
ist demnach innerhalb des Rahmens von Art. 4 VGKE 
i.V.m. Art. 63 Abs. 4bis Bst. b VwVG anzusetzen. 

12.1.3 Kostenfestsetzung und -verlegung 

12.1.3.1 In Bezug auf die Kostenfestsetzung sind die wei-
teren Kriterien von Art. 63 Abs. 4bis VwVG i.V.m. Art. 2 
Abs. 1 VGKE, wie insbesondere Umfang und Schwierig-
keit der Streitsache, die Art der Prozessführung und die 
finanzielle Lage der Parteien (vgl. MOSER/BEUSCH/KNEU-
BÜHLER/KAYSER, Rz. 4.14, 4.17; BEUSCH, in: VwVG-Kom-
mentar, Art. 63 VwVG N 33 ff., BEUSCH//MOSER/KNEUBÜH-
LER, ZBl 109/ 2008 S. 29) heranzuziehen. 

12.1.3.2 Angesichts des grossen Aktenumfangs, der auf-
wändigen Instruktion und des erheblichen Begründungs-
aufwands in der Hauptsache ist die Gerichtsgebühr auf 
Fr. 30'000.- festzusetzen 

12.1.3.3 Die Kostenverlegung hängt jeweils vom Aus-
mass des Obsiegens bzw. Unterliegens ab, das anhand 
des gestellten Rechtsbegehrens zu bestimmen ist (MO-
SER/BEUSCH/KNEUBÜHLER/KAYSER, Rz. 4.43; MICHAEL 
BEUSCH, in: VwVG-Kommentar, Art. 63 VwVG N 13). Ob-
siegt eine Partei nur teilweise, so werden die Verfahrens-
kosten entsprechend dem Anteil am Unterliegen auferlegt 
(VwVG Praxiskommentar-MAILLARD, Art. 63 VwVG N 14; 
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VwVG-MICHAEL BEUSCH, in: VwVG-Kommentar, Art. 63 
VwVG N 11). Das Bundesgericht schreibt dem Bundes-
verwaltungsgericht bezüglich der Beurteilung des Verhält-
nisses zwischen teilweise und vollständigem Obsiegen ei-
nen Ermessensspielraum zu (vgl. BGE 137 II 199, nicht 
publizierte E. 8.2.2 in fine "Swisscom Terminierungs-
preise im Mobilfunk"). 

12.1.3.4 Vorliegend unterliegt die Beschwerdeführerin 
materiell in allen Punkten. Die Handlungen des Informati-
onsaustausches (Austausch der Bruttopreise, Umsätze 
und Werbeinvestitionen) sowie die AGB-Empfehlungen 
werden - wie es die Vorinstanz in Ziffer 1 des Dispositives 
der angefochtenen Verfügung festgestellt hat - als erheb-
liche Wettbewerbsbeeinträchtigung nach Art. 5 Abs. 1 KG 
beurteilt. Dem Antrag 1 der Beschwerde, die angefoch-
tene Verfügung sei - soweit sie die Beschwerdeführerin 
betrifft - aufzuheben, wird nicht stattgegeben. Ausserdem 
wird dem Antrag 2 der Beschwerde, die von der Be-
schwerdeführerin zu tragenden vorinstanzlichen Verfah-
renskosten insoweit aufzuheben, als diese auf unnötig 
verursachten Verfahrensaufwand der Vorinstanz zurück-
zuführen sind, nicht stattgegeben (vgl. E. 11 hiervor). In-
dessen hat das Bundesverwaltungsgericht namentlich in 
Bezug auf die Begründungspflicht Mängel der angefoch-
tenen Verfügung festgestellt (vgl. insb. die Erheblichkeits-
prüfung zu den AGB-Empfehlungen in E. 9). Die Vor-in-
stanz hat insoweit Kosten verursacht, die nicht der Be-
schwerdeführerin angelastet werden dürfen (vgl. B-
807/2012 E. 13.2.1 "Erne"). Damit kann offen bleiben, ob 
die Beschwerdeführerin eine Verletzung der Begrün-
dungspflicht in Bezug auf die Erheblichkeitsprüfung der 
AGB-Empfehlungen spezifisch gerügt hat (vgl. E. 9.1 in 
fine hiervor). Was die Kosten der im Verlaufe des Be-
schwerdeverfahrens nachgeholten Akteneinsicht betrifft, 
so ist festzuhalten, dass diese für die Verfahrenskosten 
vor Bundesverwaltungsgericht nicht von Relevanz sind, 
da diese Akteneinsicht von der Vorinstanz organisiert und 
in deren Räumlichkeiten durchgeführt wurde (vgl. zur Par-
teientschädigung E. 12.2 hiernach). Anschliessend wurde 
das Akteneinsichtsbegehren zurückgezogen. Damit ist 
die Heilung der Gehörsverletzung zwar im Beschwerde-
verfahren, aber ohne nennenswerten Aufwand des Bun-
desverwaltungsgerichts erfolgt. 

Zusammenfassend rechtfertigt es sich, die der Beschwer-
deführerin aufzuerlegende Gerichtsgebühr trotz Unterlie-
gens in Bezug auf die materielle Beurteilung mit Blick auf 
die teilweise mangelhafte Begründung der angefochtenen 
Verfügung um Fr. 5'000.- zu ermässigen. Demnach hat 
die Beschwerdeführerin Verfahrenskosten in der Höhe 
von Fr. 25'000.- zu tragen. Unter Berücksichtigung des 
Kostenvorschusses von Fr. 5000.- hat die Beschwerde-
führerin nach Rechtskraft des vorliegenden Urteils 
Fr. 20'000.- zu bezahlen. 

12.2 Parteientschädigung und Kostennote 
12.2.1 Nach Art. 64 Abs. 1 VwVG i.V.m. Art. 37 VGG kann 
das Bundesverwaltungsgericht einer ganz oder teilweise 
obsiegenden Partei von Amtes wegen oder auf Begehren 
eine Entschädigung für ihr erwachsene notwendige und 
verhältnismässig hohe Kosten zusprechen. Nach Art. 7 
VGKE haben Parteien Anspruch auf eine Parteientschä-
digung für die ihnen erwachsenen notwendigen Kosten 
(BGE 137 II 199, nicht publizierte E. 8.3.1 "Swisscom 

Terminierungspreise im Mobilfunk"; MOSER/BEUSCH/ 
KNEUBÜHLER/KAYSER, Rz. 4.6). Keinen Anspruch auf Par-
teientschädigung haben Bundesbehörden und, in der Re-
gel, andere Behörden, die als Parteien auftreten (Art. 7 
Abs. 3 VGKE). Die Parteientschädigung umfasst die Kos-
ten der Vertretung sowie allfällige weitere notwendige 
Auslagen der Partei (Art. 8 VGKE). Zu den Kosten der 
Vertretung zählt in erster Linie das Anwaltshonorar (Art. 9 
Abs. 1 lit. a VGKE), welches sich nach dem notwendigen 
Zeitaufwand des Vertreters und nach einem Stundenan-
satz von mindestens Fr. 200.- und höchstens Fr. 400.- be-
rechnet (Art. 10 Abs. 1 und 2 VGKE; BGE 137 II 199, nicht 
publizierte E. 8.3.1"Swisscom Terminierungspreise im 
Mobilfunk"). 

12.2.2 Da die Beschwerdeführerin in materieller Hinsicht 
unterliegt, ist im Folgenden nur noch zu prüfen, ob die Be-
schwerdeführerin in Bezug auf die in den Räumlichkeiten 
der Vorinstanz nachgeholte Akteneinsicht am 29. Mai 
2012 und damit verbundene Kostenpunkte (RBB-Gutach-
ten und Übersetzungskosten) eine Parteientschädigung 
und gegebenenfalls Auslagen geltend machen kann, da 
diese nachgeholte Akteneinsicht als Heilung einer leich-
ten Gehörsverletzung beurteilt wurde (vgl. E. 3.2.4.6 hier-
vor) und daher trotz materiellen Unterliegens im Kosten-
punkt zu berücksichtigen ist. Was als einschlägiger Auf-
wand anzuerkennen ist, ist zwischen den Parteien um-
stritten. 

12.2.3 Im Rahmen der nachgeholten Akteneinsicht 
entstandener Aufwand 

12.2.3.1 Vorbringen der Vorinstanz und der Beschwerde-
führerin 

12.2.3.1.1 Strittig ist, ob das Akteneinsichtsbegehren be-
treffend die am 29. Mai 2012 nachgeholte Akteneinsicht 
bereits im vorinstanzlichen Verfahren gestellt hätte wer-
den können, da in diesem Fall keine Parteientschädigung 
hätte ausgerichtet werden müssen (Erste Stellungnahme 
zur Kostennote Rz. 7 Lemma 2, S. 4 unten). 

12.2.3.1.2 So legt die Vorinstanz dar, dass sie die Be-
schwerdeführerin schon im Begleitschreiben zum zweiten 
Antrag vom 20. Mai 2011 aufgefordert hatte, ein allfälliges 
Akteneinsichtsgesuch (im vorinstanzlichen Verfahren) 
jetzt zu stellen (vgl. 3.2.4.5.1 hiervor). Dies habe die Be-
schwerdeführerin indessen nicht getan, weshalb es sich 
in der Kostennote betreffend die nachgeholte Aktenein-
sicht am 29. Mai 2012 um Kosten handle, welche im erst-
instanzlichen Verfahren nicht entschädigungsfähig gewe-
sen seien und bei pflichtgemässem Handeln der Be-
schwerdeführerin nicht entstanden wären (Erste Stellung-
nahme zur Kostennote Rz. 7 Lemma 2, S. 4 unten; Zweite 
Stellungnahme zur Kostennote Rz. 10-12). Daher handle 
es sich in der Kostennote betreffend die nachgeholte Ak-
teneinsicht am 29. Mai 2012 um unnötige Kosten gemäss 
Art. 7 Abs. 1 und Art. 8 Abs. 2 VGKE, welche nicht zu 
erstatten seien (Erste Stellungnahme zur Kostennote 
Rz. 7 Lemma 2; Zweite Stellungnahme zur Kostennote 
Rz. 9 -12). 

12.2.3.1.3 Im Gegensatz dazu will die Beschwerdeführe-
rin die Kosten der nachgeholten Akteinsicht vom 29. Mai 
2012 erstattet haben (vgl. Kostennote Bst. A S. 2; Stand-
punkte der Beschwerdeführerin zur Kostennote Rz. 6). 
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